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Vorwort zur ersten Auflage. 



Der mir von massgebender Seite geäusserte Wunsch, das römische 
Staatsrecht in abersichtUche und far Juristen, die nicht zugleich Philo- 
logen sind, ausreichende Gestalt gebracht zu sehen, hat mich ver- 
anlasst diesen kurzen Abriss desselben zu entwerfen. Dass für lebendige 
Anschauung und priiicipielles Verständnis des römischen Privatrechts 
und Privatprozesses es nicht genügt zu wissen, dass der Prätor die 
rechtsprechende Behörde ist und der Geschworne iudex heisst, ist 
ebenso einleuchtend wie die Entbehrlichkeit für den Rechtskundigen 
der meisten Spezialitaten des öffentlichen Bechts des Römentaats und 
Mines ebenso nothwendigen wie bescbwerlicheii philologisch- anti- 
qnarisehen Apparats. Hier ist der Yersach gemacht worden die 
wesentliehen Momente des dffentlichen Rechts der Römer systematisch 
zu ordnen unter Weglassung der knapper Zusammenfassung nicht 
fUiigen Belege. Wenn es uniulässig ist mit unbewiesenen Behaup- 
tungen öffentlich aufzutreten, so wird es, wo mit Anschluss des 
kurzen letzten Abschnitts die Belege in einem ausführlicheren Werk 
vorgelegt sind, einer so anspruchslosen Arbeit, wie die vorliegende 
ist, gestattet sein dafür auf dieses zu verweisen. 

Untergegangen ist das öffentliche Recht der Römer so wenig wie 
ihr Privatrecht. Die fachmässige bei aller Schädigung dennoch ge* 
. sehlossene Ueberlieferung, welche uns von diesem geblieben ist, fehlt 
allerdings fta jenes; aber die historische und selbst die pseodo-histo- 
lische Ueberliefenmg tritt dafflr deckend und in mancher Hinsicht 
Überlegen ein. Insbesoidere Yon der ftitesten Epoche, für welche die 
privatreehtUdie Kunde in der Hauptsache versagt, ist uns hier in Insti- 
tutionen und Traditionen ein Abbild ohne Farben, aber nicht ohne 
feste Umrisse aufbewahrt. Vor der Phittheit derjenigen historischen 
Forschung, welche das was sich nie und nirgend begeben bat, bei 
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Seite lasBen zu dQrfiBD meint, schlitzt den Juristen seine genetisdies 
Verstandnifls fordernde Wiflsenscliaft. 

Das römische Gemeinwesen Tom König Romulns bis auf den 

Kaiser Diocletian und in raschem Ueberblick auch die diocletianisehe 
Restauration, die nach römischer Zählung anderthalb Jahrtausende 
umfassende und wahrscheinlich von ihr eher verkürzte als verlängerte 
ununterbrochene staatliche Kntwickelung einer politisch hochbegabten 
und mehr als irgend eine andere auf sich selbst gestellten Nation 
ist der Gegenstand dieser Darstellung. 

Wenn die rechte Ordnung alles Verständnisses Schlüssel ist, so 
stellen sich dieser hier ungewöhnliche Schwierigkeiten entgegen. Noch 
in höherem Gnde als in dem PriTatreeht sind wir hier auf uns selbsl 
angewiesen; eine auch nur annähernd systematische Ueberlieferung 
aus dem Alterthum besitzen wir für das Staatsrecht nicht Aber auch 
in der Sache selbst liegen die Hindemisse. Die einzelD«n Institute 
sind historisch entstanden, also irrationell ; man mussein jedes sowohl 
in seiner Selbständigkeit zusammenfassen wie aueh nach seinen oft 
sehr mannichfaltigen politischen Functionen auseinander! ecren. Vor 
allem das Zusammenwirken der Magistratur mit den Comitien und 
dem Senat, der Anf^elpunct der römischen Ordnung erschwert die für 
die Darlegung uncrlässliche Trennung und Wiederholungen lassen 
sich nur beschränken, nicht vermeiden. 

In diesem Abriss habe ich, schärfer als in der an den Apparat 
gefesselten ausflihrliehea Darlegung, versucht den systematischen 
Zusammenhang klar zu stellen, im ersten Buch die BQrgerschaft und 
das Reich, im zweiten die Magistratur allgemein, im dritten die ein- 
zelnen Aemter, im vierten die einzelnen Amtsfunetionen, im fünften 
die Comitien und den Senat entwickelt. Vielleicht ist es ein Vorzug 
der für diesen Abriss gebotenen Kürze, dass die staatliehe Ordnung 
dadurch in ihrer Gliederung deutlicher hervortritt. 

Berlin, im Hai 1893. Mommsen. 

Die zweite Auflage giebt einen unverftnderten Abdruck der ersten, 
nur dass ein Register zugefügt worden ist 

Leipzig, im Mai 1907. Rinding. 
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1. Das Geschlecht und das ursprüngliche Bürgerrecht 

Wenn das remische Staatsrecht, das wie alles Recht den Staat 

voraussetzt, von Hypothesen Oher vorstaatliche Zustande abzusehen omiiad*. 
hat, so wird es dennoch gestattet sein darauf hinzuweisen, dass das 
sogenannte Mutterrecht, das heisst die Ignorirung der Zeugung für die 
Rechtsstellung der Person und die Basirung der gesellschaftlichen 
Ordnung lediglich auf die Gehurt, als nächste Vorstufe des römischen 
Staatswesens nicht gedacht werden kann, vielmehr die Ehe, und zwar 
wahrscheinlich die monogamische, da auf einstmalige Polygamie keine 
Spur hinführt, mit ihren rechtlichen Consequenzen die Keimzelle des 
lemisdien Staats gewesen sein wird. AvS der Ehe mht das auf 
sieh selbst gestellte Geschlecht, allem Ansehein nach die Vorstufe 
der römischen Staatshildnng; der remische Staat der ältesten er- 
keunbaren Zeit kann nnr als die Zusammenfassung neben einander 
stehender Geschlechter, aber auch umgekehrt das rOnüsche Geschlecht 
nur als im Staate begriffen gedaclit werden. 

Das Geschlecht umfasst alle niitnnlichen und weiblichen Personen, Bepur 
welche von einem gemeinschaftlichen Stammvater in männlicher Linie KUMku. 
durch rechte Ehe abstammen oder als von iliiu alistainniend gelten, 
wobei . wo die Zwischenglieder nicht genügend nachgewiesen werden 
können, eine namentlicli in dem gleichen Geschlechtsnamen zum Aus- 
druck gelaugende Recbtsvermuthung zum Erweis der Zugehörigkeit 
genügt. Die Zugeherigkeit ist nothwendig ezdnsiT; ide nnr einen 
Vater kann man nur ein Geschlecht haben. Obwohl die Gesehleehts- 
sogehOrigkeit auf der Thatsache der Zeugung beruht, wovon auch 
die Benennung entlehnt ist, ist sie dennoch ein Rechtsbegriff, da die 
Zeugung in rechter Ehe mit den daran herkömmlich anknöpfenden 
Bechtsvermuthungen dal)ei zu Grunde liegt. 

Wie das Geschlecht selbst, so ist auch die Stellung der Person Franen and 
innerhalb desselben nicht im Staate erst entwickelt, sondern mit dem OMcUMiit 

1* 
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Geschlecht Qhenioiiimen worden. Sie wird hedingt durch das Ein- 
greifen des Eigenthnmsrechts, welchen ursprOngliehen, in der griechi- 
schen Entwicklung frtth überwundenen Charakter die römische Haus- 
herrlichkeit bis in späte Zeit bewahrt hat. Das Weib ist der Geschlechts- 
gemeinschaft fähig und privatrechtlich dem Manne wesentlich gleich- 
gestellt; aber obwohl sie selber Eigentum haben kann, ist sie eben- 
falls Gegenstand des Eigenthums. Ks wird dieser Begriff in so unver- 
httUter Nacktheit auf sie angewendet, diiss noch nach Zwölftafelrecht 
die Ehefrau wie jede andere bewegliche Sache durch jahrifien Besitz 
dem Manne erworben wird. Ja die Unter thänigkeit des Weiltes kann 
nach älterer Ordnung nur gewechselt , nicht gelöst werden : sie tritt 
aus dem Eigenthum des Vaters in das des Gatten und, wenn beide 
fehlen, in das der niehsten minnlieben Verwandten, deren Gewalt 
aber d&e BYau, wie die Behandlang des Frauengntes und des Straf- 
rechts aber Frauen seigt, urspranglich eben auch eine hauaherrliche 
gewesen iat Wenn ihr grieehischer «Herr* (k^coc) in geschichtlicher 
Zeit nichts ist als ihr Vormund, so hat das Herrenrecht Ober die 
Frau in der römischen Entwicklung, wie die allmlhlicbe Beseitigung 
des weiblichen Eigennamens und ihre Benennung nach der blossen 
Geschleehtszugebörigkeit und der Nummer in der Kinderreihe dies 
zeigt, wenigstens in der rücksichtslosen Folgerichtigkeit der Theorie 
in der lebendigen Zeit der römischen Entwicklung sicli eher verschärft 
als gemindert, bis in dem späteren Reich die (ie^jenwirkung des 
hellenischen Wesens auch auf diesem Gebiet sich geltend machte. — 
Nicht geringer, ja privatrechtlich noch stilrker ist die Gewalt des 
Ascendenten tiber seine Descendenz: auch diese Hausherrlichkeit ist 
einfach Eigeuthum und gestattet dem Ascendenten sogar die Ver- 
äusseruog des Sohnes und des Enkels. Sie ist nach ältester Ordnung 
ebenfalls Insofern unltobar, als ihr bei Lebzeiten dea Vaters selbst 
mit dessen Willen kein Ziel gesetzt werden kann. Wohl aber lOat sie 
sich durch den Tod des Vaters fflr mandige Kinder schlechthin, und 
die fOr unmandige Kinder in solchem Fall eintretende Vormundschaft 
ist Yon Haus aus eine blosse Hut und durch Endtermin begrenzt. Die 
mt\ndigen Geschlechtsangehörigen m&nnlichen Geaddechts Stehen un- 
abhängig und gleichberechtigt neben einander, 
^"•n Indem das römische Volk das Geschlecht in sich aufnahm, wurden 

id Kina)>r ' 

diese Sätze, die UnfAhigkeit der Frau zu eigener Gewalt und das 
Eigenthumsrecht des Vaters an ihr und an (i»'m Söhnt' wohl uut über- 
nommen, aber zugleich blieb der letztere lur die Kechtsstellun^' inner- 
halb der Gemeinde ausser Anwendung. Es entwickelt sich der zwiefache 
Begritl der vollen und der bloss politischen Rechtsfähigkeit : neben 
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dem Sklaven und dem Ausländer, welche privatrechtlich dem Kigen- 
thum unterliegen oder in dasselbe eintreten können und denen die 
private wie die staatliche Kechtsffthigkeit mangelt, stehen die Personen 
in der Gewalt, welche ebenfalls privatrechtlich dem Eigenthum unter- 
liegen, aber publicistibch rechtsfähig sind und durum im Gegensatz 
zu den Sklaven des Haneee die Benennung liberi führen. Die Bfirger- 
flchaft wird also gebildet ans sftmmUiehen GenoBsen der Btaatlich ver- 
einigten Gesehleehter; die Zugehörigkeit sn derselben ist nichts als 
die Zugehörigkeit zu einem von dem röndsehen Gemeinwesen um- 
fusten Gesehleeht, jeder ffmHlü als solcher gmns, welches die älteste 
Bezeichnung des Btlrgers ist, im Gegensatz sowohl zu dem dem 
römischen Staat als Sache angehörigen Menschen, dem Sklaven wie 
auch zu dem ausserhalb des römischen Staats stehenden Fremden. 
Auch die Kxclusivität überträgt sich von dem Geschlecht nothwendig 
auf das Volk ; die Gewinnung des römischen Bürgerrechts ir.t unver- 
einbar mit dem Besitz eines anderen von Kuni anerkannten, und um- 
gekehrt hört das römische Bürgerrecht von Hechts wegen auf, wenn 
der Borger in nach römischer Anschauung reehtsgöltiger Weise in eine 
andere Bikrgersehaft eintritt. 

Als Geschlechtsgenossensehaft und Bttrgersehaft aufhörten sieh su Scheidung a. 
decken und der letatere Kreis, wie dies im vierten Kapitel geseigt ^t^nol^'en-' 
werden wird, einen weiteren Umfang erhielt, schwand die Bezeichnung de« BQrgtr- 
quiris vor der späteren civü und kommt für die[GeschlechtsfTenossen, 
welche seitdem unter den Borgern als Erbadel eine bevorzugte Stellung 
einnehmen, im Anschluss daran, dass im strengen Sinn des Wortes 
sie allein rechter Ehe und rechter Vaterschaft fähig sind, die distinc- 
tive Bezeichnung; auf der Väter, patres, welche in den Zwölftafeln 
gebraucht wird, oder auch der Vaterkinder, putncii', welche späterhin 
dafOr eintritt. 

Die Handlungsfähigkeit fehlt dem dem Staat einverleibten Ge- 
schlecht und ist, wenn sie in der vorstaatUehen Epoche ihm ankam, auMt^SM 
durch die Einverleibung ihm verloren und auf den Staat abergegangen. 
Den Hagistraten und den Gomitien des Staates gegenflber ist das 
Geschlecht hauptlos und die Genossen desselben unfthig zur BeseUuss- 
fassung; es giebt ffir dasselbe wohl Gemeinschaftlichkeit der Gottes* 
Verehrung, aber keine sacrale Vorstandschaft, wohl Sondergebräuche, 
aber keine Sondergesetze. Die Wahrung der Geschlechtsrechte sowie 
die Festsetzung der nothwendig erscheinenden Al)wei( hungen von der 
allgemeinen Gesclilechtsordnung liegen nicht dem einzelnen Geschlecht 
ob, sondern, wie dies weiterhin entwickelt werden wird, der Gesammt- 
heit aller Geschlechter, das heisst dem Staate durch seine Priester 
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und Beamte und schliesslich durcli seine Coniiticü. So wenigstens 
tritt uns iu historischer Zeit das Geschlecht entgegen. Wenn dieser 
Unterwerfung desselben unter die Gesamtheit Kämpfe und Kriiea 
▼oranfgegangen sind, die Hauptlosigkeit des Oesehleehts vielleicht eist 
in harter Arbeit erstritten worden ist, so ist doch selbst die Erinnerung 
an eine andere Ordnung verschollen; der grosse politische Grund- 
gedanke, dass die staatliche Einigung die Selbständigkeit des einielnen 
Theils ausschliesst , ist sicher in Rom schon in diesem ersten und 
vielleicht schwersten Abschnitt der politischen Entwicklung begriffen 
r.J^h'-M ^^^^ durch f,'»'führt worden. Privatrechtlich dagegen hat das Geschlecht 
*"*i£*ii*'' als einheitliches Kechtssubjoct sich länger und in gewissen Consequenzen 
bis in die Kaiserzeit hinein behauptet. Für den privaten Territorial- 
besitz ist ursjiriUiglich wahrscheinlich nicht der einzelne Bürger der 
Träger gewesen, sondern das Geschlecht ; und wenn, wie dies nicht wohl 
anders gewesen sein kann, auch der Heerdienst einstmals allein den 
Patriciem obgelegen bat, so ist er hienaeh darum niebt weniger auch 
damals schon mit dem privaten Bodeneigenthum verknftpft gewesen. 
Wenngleich dieser Geschleehtsgrundbesitz schon in vorhistorischer Zeit 
dem individuellen Bodeneigenthum gewichen ist, so sind dasGeschledits- 
erbrecht so wie die Geschlechtsvormnndscbaft sowohl in den swölf 
Tafeln anerkannt wie auch noch lange nachher praktisch angewandt 
worden. Allerdings ist dabei wohl nicht das Geschlecht als solches als 
Rechtsträger gedacht, sondern es werden die sämmtlichen Geschlechts- 
genossen ebenso wie die rechtsgleichen Agnaten zur concurrirenden 
oder electiven Ausübung dieser Rechte berufen. Auf eine auch 
nur privatrechtliche Vertretung des Geschlechts als solcheu führt 
keine Spur. 

A^^dd«n Bas Geschlecht kann durch den Staat und dessen Gesetz nicht 
•äiMktor. geschaffen werden ; wohl aber kann, soweit die nationale Gleichartig- 
keit reiebt, das einem stammverwandten Staat angehOrige Geschlecht 
aus diesem geltet und mit dem rOmisehen vereinigt werden, und 
ebenso können mehrere stammverwandte Gemeinden sicli zu einer 
einzigen verschmelzen. Auf dem einen und dem anderen Wege hat 
sich das patricische Rom allem Anschein nach lange Zeit hindurch 
durch den Zutritt weiterer Geschlechter erweitert. Von solcher Ein- 
reibung der Geschlecliter , vor allem von dem Aufgehen dreier Ge- 
meinden in Rom und von der Einzelaufnahme der Claudier unter die 
römischen Geschlechter haben sich in den Anfängen der iiistorischen 
Ueberlieferung Nachrichten erhalten, die ihrer Grundlage nach glaub- 
wflrdig ersebeinen. Indess fiel diese Reeeption neuer Geschlechter weg, 
als die Patriciergemeinde, wie weiterhin gezeigt werden soUy das Becht 
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der Gesetigebiiuig verlor und oberhanpt za fonktieiiireii aufhörte: die 
patridflch- plebejische Bfirgeischaft hoDiite wohl dem Einielnen das 
Bttrgerreeht ▼erieihen, aber fQr die Anfiiahme des Geeehleefate in den 
FatriderrerbaDd fehlte es seitdem an einem Organ und in historischer 

Zeit hat sie nicht stattgefanden. — Wie das Geschlecht vom Staat 
nicht geschaffen ist, kann es auch von ihm nicht aufgehoben werden : 
es bleibt, bis es ausstirbt. Ausscheidung dagegen durch Uebertritt eines 
römischen in einen anderen Staatsverband ist rechtlich statthaft und 
wird iu ältester Zeit bei Gebietsabtretung auch vorgekommen sein, 
wenngleich die patriotische Annaleuredaction davon nichts weiss. — ^JättÄST 
geschlossene Zahl der Geschlechter kann es hiernach zu keiner Zeit ge- 
geben haben. Die römische Ursprun^slegende, auch hierin schematisch, 
setzt als Keim der Gemeinde hundert keinem anderen Staat ange- 
hönge M&nner und hundert von diesen durch Kaub gewonnene Weiber 
an und ▼erdeutlicht, indem sie diese hundert Paare als die Älteste 
Gescbleehtergemeinde fiust, den dem Geschlecht zu Omnde liegenden 
Begriff der agnatischen Descendens. Diese Rechtsfiction darf daran 
nicht irremachen, dass das Geschlecht auch nach rdmischer Anffassnng 
in seinem Bestehen nnd in seinem Vergehen vom Staat nnabhftngig und 
also der legalen Nonnirung entzogen ist. Noch weniger kann bei den 
Geschlechtem die Kepüsahl der Angehdrigen jemals auch nor annähernd 
gleich gewesen sein. 

Das Geschlechtsrecht kann nur erworben werden durch Eintritt v«ri«k«nj 

de* Pabi- 

in ein bestehendes Geschlecht; individuelle selbständige Erwerbung cg^üijjr 
desselben würde auf die Schaffung eines neuen Geschlechts hinaus- 
laufen, welche nach dem eben Bemerkten rechtlich unstatthaft ist. 
Dartiber hat sich indcss die beginnende Monarchie hinweggesetzt und 
die individuelle Verleihung des Patriciats iu der Weise zugelassen, 
dass der neue Patricier gleich dem Senator des Romulus als Geschlechts- 
hanpt angesehen wird. . Nachdem der Patriciat in der repablikanischen 
Entwicklung nun Erbadel geworden war, gesellte die Monarchie ihm 
den erblichen Briefadel bei, ohne dass indess das Institut wesenUiche 
Bedeutung erlangt hatte. Durch Constantin wurden diese erbliehen 
Adelsrechte aufgehoben und es wird der PatriderÜtel seitdem mit 
gesteigertem Bang, aber als höchster Personenadel Yon der Regierung 
▼eriiehen. 

Der Eintritt in das Geschlecht erfolgt regelmässig, gleich dem Einbitt 
Eintritt in die väterliche Gewalt, durch Zeugung von einem römischen <:eschi«kt 

durch 

Geschlechtsgenossen in rechter Ehe, wobei für den letzteren Begriff (i*t9Mt. 
die zur Zeit bestehende Hechtsordnung zu Grunde gelegt wird; es 
kommt also der Rechtsstand der Mutter nur insoweit iu Frage, dass 
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sie zu dem Vater in Ehegemeinschaft (cotmubium) gestanden haben 
rouss. — Abgesehen von der Zeugung kann der Eintritt in das 
Geschlecht erfolgen : 
dareii di« 1. wahrscheinlich durch die älteste Ehe. Da die fdinialc Ehe von 
Rechts wegen die viUeiliche sowie hei der vaterlosen Frau die vor- 
muudschaftliche Gewalt bricht und die elieherrliche begründet, so kann, 
falls der Gatte einem anderen Geschlecht oder gar einem anderen Staat 
angehört y das bisherige Geschlechts* und eventaell das BQrgerrecbt 
der Ehefrau nicht Iftglich fortbeetanden haben. Die nicht formale Ehe 
dagegen giebt die eheherrliehe Gewalt nur dann, wenn sie durch Kauf 
oder Ersitzung besonders begründet wird und hat daher wahrschein- 
lich von jeher das Geschlechtsrecht der Frau nicht berührt ; ja bei 
dem frühen Zurücktreten der confarrecUio ist aus unserer Ueberiiefe- 
nmg der Geschlechtswechsel durch Ehe überhaupt verschwunden und 
lediglich eine freilich nicht wohl abzuweisende Vermuthung. — Wenn 
hiedurch die Annahme nahegelegt wird, dass in ältester Zeit, als die 
Geschlechtsgemeinschalt noch in voller Kraft stand , die Ehegemein- 
schaft regelmässig auf das Geschlecht beschränkt und Uebertritt der 
Frau in ein anderes Geschlecht exceptionell war, so findet dies eine 
Bestätigung in der Behandlung des Frauenguts. Für die Ehe mit 
einem Nicht^eschlechtsgenossen bedarf die Haustochter nur, wie für 
jede Ehe, der Zustimmung des Vaters, da sie eigenes Gut nicht haben 
« kann; bei der vermOgensfUhigen Fhiu dagegen wird nicht bloss die 
Einwilligung der Vormünder, das heisst der nächsten Geschlechts- 
genossen gefordert, sondern auch ein legislativer Act, welcher ihr das 
Ausheirathen aus dem Geschlecht freigiebt. 
_«uab 2. Die Annalinie an Kindesstatt steht selbstverständlich der 

AiiMition. 

Zeugung in der Kechtswirkung gleich und kann also auch den 
Geschlechtswechsel herln-iführen, ist aber nur statthaft einerseits mit 
Einwilligung des neuen Vaters und des neuen Kindes vor versammelter 
Bürgerschaft, andererseits mit Einwilligung der Bürgerschaft selbst. 
Dieser nmiehst, solange die GeeeUeehtsgenossen allein Bürgerrecht 
hatten, nur swisdien Fiitrieiem statthafte Act, die adrogoMo^ ist später- 
hin auch auf die Plebcger erstreckt worden, wahrscheinlich weil die 
Gurion, als sie die staatliebe Gesetigebung verloren, sun&chst als 
Patricierversammlung für diesen Legalact competent blieben und diese 
Competenz auch dann behielten, als späterhin das Stimmrecht in den- 
selben auf die Plebejer erstreckt ward. Immer aber blieben von 
der Adrogation ausgeschlossen die Weiber, die Unmündigen und die 
Nichtrömer, da diese in den römischen Comitien eine Erklärung 
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nicht abgeben konnten, desgleichen die Haussöhne, weil diese selbst 
mit Zustimmung des Vaters aber sich nicht verfttgeu konnten. 

3. Die Annahme an Kindesstatt kann auch nacli dem Tode des iurch test». 
neuen Vaters in der Weise erfolgen, dass in dem Comitialact an die Idoftioa. 
Stelle der Erklärung des neuen Vaters dessen letztwillige Ver- 
fOgung tritt. 

4. Das in der Gewalt stehende Hauskind kann wie der Sklave durch auop- 
den Herrn wechseln und durch einen in der Form der Mancipation 
TOllsogenen Priinttact unbeschadet seiner bargerliehen Ffeihelt zu 
seinem Erwerber in dasselbe Verh&ltniss privatrechtlieher Unfreiheit 
treten, in dem es sich seinem Vater gegenüber befunden hat Hiebei 
wurde nach den späterhin geltenden Ordnungen dem Erwerber ge- 
stattet zu erklären, dass er das Hauskind nicht als Sklaven (m causa 
mancipii), sondern als Haussohn übernehme und diese Uebernahme 
(adoptiü) in ihren Wirkungen der Adrogation dann gleichgestellt, wenn 

durch (Iroinialigen Verkauf des Sohnes geniilss einer Bestimmung der 
Zwölftafelii der Rückfall des aus der Gewalt gegebenen Sohnes an 
den Vater definitiv beseitigt, ausserdem durch einen Scheinprozcss der 
neue Vater als solcher gerichtlich anerkannt war. Es kann auf diesem 
Wege uicht bloss der Haussohu jedes römischen Bürgers, selbst des 
F^igelaseenen nun Fatriciat, sondern selbst das Kind des Latinen 
cum römischen BQrgerreeht gelangen und jede staatliehe Hitwirkung 
scheint dabei ausgeschlossen; doch mögen entsprechende ProhibitiT- 
Yorsehriften uns unbekannt geblieben sein. Unter allen Umständen 
ist diese Adoption sicher nicht nrsprOngliches Becht, sondern eine der 
salüreichen juristischen Erfindungen, die das alte Geschleehtsrecht 
sprengen halfen. 

Das Ausscheiden aus dem Geschlecht, abgesehen vom Todesfall, \ -^«ch^ia.a 

-Iii-* *]i.'n. 

ist entweder als Gesell lechtswechsel bereits erörtert oder stellt sich dar «-fwcWecht. 
als Verlust des ursprünglichen Bürgerrechts, mit dem das Geschlechts- 
recht zusammenfiült. Dieser Verlust tritt ein sowohl bei der Gewinnung 
des Plebejats wie bei dem nach römischer Auffassung rechtsbeständigen 
Uebertritt in ein anderes Gemeinwesen mit oder ohne Verlust der Frei- 
heit. Indess werden beide Fälle passender bei dem späteren BQrger- 
reeht (S. 25) erörtert» fOr das wir allein positive Zeugnisse besitsen. 

Ausserhalb des patricischen Kreises giebt es eine römische Ge- < iebeii«>ch«. 
sehlechtsgememsehaft im stcengen Sinn des Wortes nicht. Dennoch «mu. 
bestehen auch innerhalb der plebejischen Bürgerschaft gleichartig ge- 
ordnete und keineswegs bloss durch thatsächliche Verwandtschaft zu- 
sammengehaltene Verbände, die zwar auch geiUes heisseu, in ge- 
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naverem Sprachgebrauch aber diesen Kamen nicht führen. Die von 
einem patricischen Geschlecht abstammenden, in einer der später zu 
erörternden Formen ihres Adels entkleideten plebejischen Häuserhaben 
die (iemeinschaft unter sich und selbst mit ihren patricischen Bluts- 
geuossen nicht fallen lassen und auch die zahlreichen Adelsfaniilien 
der dem römischen Staat einverleibten latinischen StAdte werden die- 
selbe bewahrt haben. Wenn der Patricier nothwendig Geschlechts- 
genoBse ist, so mag den Plebejern freigestanden haben, etwa nach 
Anzeige und Answeis bei dem Pontifiealcollegiam, gesehlechtliehe Yer- 
bftnde mit privatreehtlicher Geltung xu eonstitairen. Von den den 
eigentliehen Geschleehtsgenoesen Torbebaltenen politischen tBeehten 
Bind die plebejischen Gentilen ausgeschlossen. Dagegen ist es nicht 
unwahrscheinlich, dass das gentilicisebe Bodeneigenthum, so lange es 
bestand, sich nicht auf die Patricier beschränkt hat; sicher kommt 
das gentilicische Kr))recht und die gentilicisebe Vormundschaft nicht 
diesen ausschliesslich zu,. 
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Wenn von den allem ADSehein nach nur für sacrale Zwecke *«"««« 
dienenden örtlichen Eintheilungen der Stadt in montes und der Flur in 
jpagi sowie von den 27 Stadtbezirken der Arf?eerkapellen im Staats- 
recht abgesehen werden kann, so gehürt daj^egen die i)olitische (Jlie- 
derung zum Wesen des Staatsbegritfs; die Handlungsfähigkeit der 
Gesaramtheit wird dadurch bedingt, dass sie in fest normirte Abthei- 
luDgen sich auflöst und die verschiedenen Abtheilungen gleichartig und 
wo möglich gleichzeitig thätig werden. Die älteste und ursprünglich 
einzige, allen latinischen VOlkendiaften gemeiiiBame Beieiehnuog des 
integriienden und su politischem Handeln fUiigen Theiherbandes der 
Sammtgemeinde ist tmria^ verwandt mit der Ältesten Beseiehnung des 
Bürgers qmH». Auch dieser Verband ruht anf dem Oeschledit, in- 
sofern einer jeden Curie eine gewisse Anzahl Geschlechter ein für 
allemal zugeteilt ist, also wie der populm die allgemeine, SO die 
curia die engere Geschlechtsgenossenschaft darstellt. Wenn insofern 
die Curie als Personalverband auftritt, so ist sie doch, da die 
Benennungen der römischen, soweit wir sie kennen, örtliche sind, 
wenigstens anfanglich aucli örtlich gesclilossen gewesen; es geht dies 
vermuthlich darauf zurück, dass für das private Bodeneigenthum der 
älteste Trilger das Geschlecht gewesen zu sein scheint (S. ö) und 
daher der Personalverband einer Ansahl Geschlechter nothwendig 
zugleich Bodenverband ist Indess nach der Individualisirong des 
Bodeneigenthams ist diese Grundlage weggefallen und umiasst die ein- 
zelne Curie wohl noch alle Aemilier oder alle Comelier, wird aber nicht 
mehr auf den Boden bezogen. In personaler Beziehung gehen, dem 
Verhftltniss des Ganzen und des Theils entsprechend, Gemeinde und 
Curie parallel und gehört jeder Bürger von Rechts wegen einer, 
aber auch nur einer f'iirie an ; bei Erweiterung dci- Bürgerschaft durch 
Zutritt neuer Geschlecliter werden für diese entweder weitere Curien 
eingerichtet oder sie in die hestehenden eingeordnet. So lange Ge- 
scblech tsrecht uud Bürgerrecht zusauuneufalien, unifassten die Gurion 
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activ saniintliche Patricier, passiv sümmtliche Hörige derselben ; nach- 
dem die letzttMen zum Bürgerrecht gelangt sind, ist die active Zu- 
geluhigkrit zu den Curien auch auf sie ausgedehnt worden. Wenn 
also die Curie auf dem Geschlechtsbegriff ruht, so verschwindet inner- 
halb derselben das Geschlecht und das Haus ebenso wie innerhalb 
des Populus; sie besteht aus einer Anzahl unter sich gleichstehender 
Gesehteebtsgenossen. 
i>^z«im- Die Grundzahl der Yolkstheflung ist, dem ftltesten latinitchen Deci- 

ovim, malsTStem entapreehend, die Zehnzahl : jede Gemeinde besteht ans zehn 
Cnrien. Indess haben in frflhester Zeit drei latinische Gemeinden, die 
Titienses, Ramnes und Luceres, sich in der Weise zu einein Sammt- 
Btaat verschmolzen, dass eine jede ihre zehn Curien behielt und da- 
raus eine Sammtgemeinde von dreissig Curien hervorging. Darauf 

Die drei beruht der spätere (iep;ensatz von /r/T/f/v, ursprhnelich das Geraeinde- 
die^Arfti«»ig gebiet , und jutpulus, zunilclist das Geuieindeheer ; neide Begntte, an 
sich wesentlich zusammenfallend . werden in historischer Zeit dahin 
unterschieden, dass tribus jenen .Mittelbegriff zwischen dem Ganzen 
und dem Theil, das Drittel der Bürgerschaft und des Bodens, pcpvHus 
die dreieinige Gemeinde ansdrQekt Was hierin angedeutet liegt, dan 
diese Einigung keine ToUkommene war und die einzelnen Drittel wenig- 
stens anfUnglich eine gewisse Selbständigkeit bewahrten, findet darin 
seine Bestätigung, dass in der Dreissigeuriengemeinde, soweit dies 
unbeschadet des monarchischen Regiments möglich ist, namentlich in 
der Bildung der Priestersehaften und in der railitArischen Organisation, 
die Procedur des Zusammenlegens gleichfalls hervortritt. Da die drei 
Tribus in fester Folge auftreten, so mag darin eine gewisse Rangfolge 
zum Ausdruck kommen, auch in mancherlei Kinzelheiten, insbesondere 
bei den sacrah n Einrichtungen, Bevorzugung oder Zurücksetzung statt- 
gefunden haben; die wesentliche Rechtsgleichheit aber aller Abthei- 
luugen unter sich unterliegt keinem Zweifel. Nachher ist der gleiche 
Weg der unvollkommenen Einigung nicht wieder besehritten worden. 
Weitere Theilganze sind späterhin nicht gebildet, sondern alle in die 
römische Bürgerschaft aufgehenden Gemeinden oder Gemeindetheile 
in ihre Geiebleditsgenossensebailen aufgelöst und diese in die be- 

oeHU> Stehenden dreissig Verbftnde eingereiht worden. Allerdings scheint 
nach deren Einrichtung, aber ebenfalls in sehr ferner Zeit, ein zweites 
Gemeinwesen . vielleicht die Stadt auf dem Quirinal . mit der pala- 
tinisch - capitolinischen in der Weise verschmolzen worden zu sein, 
dass ihre Geschlechter unter sämmtliche dreissig Curien vertheilt und 
in jeder derselben diese relativ neuen als qctiirs minm-es von den 
älteren unterschieden wurden, was sich dann weiter auf die noch 
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später einzeln eingeordneten Geschlechter erstreckt haben wird und 
für die Reihenfolge der Abstimmung im Senat massgebend gol)Iieben 
ist. Aber eine eigentliche Rechts Verschiedenheit zwisclien den «1,lteren 
und den jüngeren Geschlechtern hat sicher nie bestanden. Die assimi- 
lirende Macht der Gesammtheit, das Princip, dass die Gemeinde nicht 
wieder aus Gemeinden, sondern nur aus Personen bestehen k&no, hat 
hifl zum Untergang des Freistaats, dessen letite Krisen in der Munidpal- 
ordnung die entgegenstehende Tendenz cum Ausdruck brachten (S, 78), 
die staatliehe EntwielLlung Roms ausschliesslich beherrscht 

In Fortsetzung eben dieser prindpiellen Gestaltung wird zwar 
die Gliederung der Gemeinde gestattet oder vielmehr gefordert, aber 
für das einzelne Glied die Hauptlosigkeit und die Handlungsunfähig- 
keit ebenso streng diircligeführt wie für das Geschlecht. 

Die Curie hat wohl eine sacrale Ortianisation, wie ja auch dem yr»»ni- 

~ 1 j saUon der 

Geschlecht die sacrale Gemeinschaft zukommt, und sogar priesterliche 
Vorstände; aber von einem Sondercult der einzelnen Curie erfahren 
wir wenigstens nichts, und es scheint diese Einrichtung hinauszulaufen 
auf gemeinschaftliche, nach Curien gegliederte Gottesverehrung der 
Gesammtheit. In politischer Hinsicht ist die Hauptlosigkeit der Curie 
unbedingt durchg^flhrt; es giebt ffir die einzelne auch nicht die 
Analogie einer Magistratur. 

Nicht ganz dasselbe gilt fbr die drei Theilganzen, die ja in der 
That dem Assimilationsprincip widerstreben. Die sicher zur Fest- ttAw. 
haltung der alten Sacra der vornehmsten Tribus eingerichtete Ge- 
nossenschaft der titischen Brüder ist in ihrer Sonderstellung bemerkens- 
werth. Ebenso giebt es. wie schon bemerkt ward, nach den ältesten 
Ordnungen deshalb drei Poutifices, weil jede Tribus den ihrigen fordert. 
Auch in politischer Hinsicht begegnet uns gleichartig der tribuntis 
mtlitum als dor Führer des Fussvolkes, der tribuntis cclcrum als der 
Führer der Reiter eines jeden der drei Drittel ; denn dies sind sie 
ohne Zweifel ursprünglich gewesen. Indess in geschichtlicher Zeit ist 
wenigstens die politische Sonderstellung der einzelnen Tribus bis auf die 
Erinnerung hin ausgetilgt. Die Dreizahl ist bei diesen Institutionen 
geblieben; aber der einzelne Pontifez gehOrt nicht notwendig einem 
beetlmmten Drittel an und vertritt nicht dieses, sondern die Gemeinde; 
die Tribüne brauchmi ebensowenig nach den drei Tribus bestellt zu 
werden und jeder von ihnen führt nicht das Contingent einer einzelnen 
Tribus, sondern das Fussvolk oder die Reiter der Samnitgemeinde. 
Somit ist die Hauptlosigkeit , wenn auch der Tribus schwerlich ur- 
sprünglich eigen, doch im Laufe der Entwicklung auch für sie durch- 
geführt worden. 
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M Aehnliche Encheimugen zeigen sich bei deijenigen GUederaog der 

^^r^chmej Gesamiutheit, welche uns einigermasBeD als Webrordnung erkennbar igt, 
'^LwV wahrscheiDÜch aber von Haus aus auch als Steuer- und Stirn mordniuig 
gedient hat. Für die Epoche des Patricierstaates kann d|eCarie an- 
gesehen werden als Aushebungsbezirk; jede stellt eine gewisse Zahl 
von Fusssoldaten und Reitern, von denen jene im Kriegsfall einj^erufen 
werden, diese ständigen Dienst haben und dem entsprechende Kmolu- 
mente beziehen. Dem Schema nach stellt die einzelne Curie zehn 
decuriac oder eine centiiria zum Fuss- und eine decnria zum Rossdienst, 
die einzelne Tribus zehn Centurien Fusssoldaten und eine Centurie 
Reiter. Nach der Verdoppelung des Gemeinwesens durch das Hinzu- 
treten der sogenannten kleineren Geschlechter ist die ständige Reiterei 
in der Weise verdoppelt worden, dass jede Tribns swei Gentoriea, 
priores und posteriores^ stellte. Ob bei politiBcber Anwendung der 
angegebenen Grundzahlen die Einreibung der simmtliehen Bürger in 
die Centarien, die dabei nieht gefehlt haben kann, dareh Festhaltmig 
der Zahl der Abtheilungen und Ueberschreitung der schematiscben 
Zahl oder umgekehrt durch Festhaltung der schematischen Zahl und 
Bildung weiterer Centurien bewirkt ward, vermögen wir nicht su sagen. 
Wenn bei dieser Organisation die Theilganzen streng auseinander- 
gehalten worden, so mag daran bei der politischen Anwendung der 
Curienordnung um so mebr auch später festgehalten sein, als dieselbe 
früh (l])erhaupt so gut wie ganz beseitigt ward. Bemerkenswerth aber 
ist es, dass in der militärischen Anwendung dieser Ordnungen, welche 
in der ständigen Reiterei sich lange behauptet hat, die die Scheidung 
nach den Tribus festhaltende und in der Stimmordnung beibehaltene 
Centurie im effectiven Kriegsdienst durch die umgekehrt aus eiuer 
Zusammensetzung von je drei Decnrien der drei Tribus gebildete 
Turma ersetzt ward. Also auch in dieser Richtung ist die Assimi- 
lirung der ursprünglich auseinander gehaltenen Theilganzen späterhin 
durchgedrungen. 

MuMiiid« Die Haadlungsfilhigkeit endlich kommt weder der Curie als solcher 

"nT^kefr noch der Tribus als solcher zu; allem Anschein nach hat weder jener 
d.G«n»ind.^ jj^pjj dieser die Befugnis zugestanden einen Beschluss ftlr sich zu 
fassen, wie denn dies schon aus der.Hauptlosigkeit nothwendig folgt. 
Nur insofern die Curie der rechtlich anerkannte Gemeindetheil ist und 
insofern die Curien alle neben einander von dem Magistrat der Gesammt- 
gemeinde berufen und befragt werden, wird der von der Mobrheit der 
Abtheilungeu gefasste Beschluss aufgefasst als Besciiluss nicht einer 
gewissen Zahl von Curien, souderu als Beschluss der Gemeinde. 
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Es hat vielleicht eine Zeit gegeben, in der den römischen iutgtis i»r 
Geschlechtsgenossen oder Genieindebürgern nur einerseits römische 
Unfreie, andererseits Dichtromische Ausländer gegenüberstanden. Aber 
soweit unsere Kunde zurückreicht, steht zwischen der ersten und der 
zweiten Kategorie eine zwiBchen Freiheit und Unfreiheit schwankende 
Mittelklasse, fOr die es streng genommen an einer allgemein galtigen 
Beziehung fehlt, die «Hörigen* , dieiUeSt oder die .Menge", die 
plebeii. Clientel und PlebitAt fallen ebenso begrifflich zusammen wie 
factisch auseinander; Clientel ist die mehr eifective, Plebitilt die mehr 
nominelle Hörigkeit, diese aus jener entwickelt, jene der Gegensatz 
zum Bürgerrocht des ursprünglichen Geschlechterstaats, diese als 
Gegensatz zu dem Altbürger- oder Adelsrecht die Trägerin des römi- 
schen Bürgerrechts der historisclien Zeit. Wenn das letztere im folgen- 
den Abschnitt entwickelt wird, so soll in diesem die Entwicklung 
dieser Verhältnisse in das Auge gefasst und zunächst die Hörigkeit 
dargelegt werden. Auszugehen ist dabei davon, dass die Hörigen 
ebenso den Ausländern gegentkherstehen wie die Vollbttrger; die 
Ezelusivit&t der GemeindezugehOrigkeit gilt für beide Kategorien in 
gleicher Unbedingtheit und soweit die römischen Hörigen als freie 
Leute betrachtet werden können, sind sie nicht minder Römer wie 
die Patricier. 

Die Rechtsgründe der Hörigkeit sind die folgenden: imm»- 

1. Das ausser der rechtsgültigen römischen Ehe von einer Römerin 
geborene Kind steht ausserhalb der Geschlechtsgeuosseiisc halt, gehört 
aber keiner anderen Gemeinde an und hat auch keinen Herrn; es 
ist wahrscheinlich von jeher als halblrei angesehen wonlen, 

2. Bei der Auflösung einer bis dahin selbständigen Gemeinde 
können die bisherigen Bürger derselben entweder durch Aufnahme 
unter die römischen Geschlechter römisches Bürgerrecht gewinnen oder 
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nach Kriegsrecht zu Sklaven gemacht werden. Von der Deditiou an 
bis zum Eintreten der einen oder der anderen endgültigen Entscheidung 
gelten, so lange das Verhältnis nur als trsnsitorisehes auftritt, diese 
Individuen als keinem answftrtigen Staat angehOrige Audinder. Es 
wird darauf in dem neunten Abschnitt (S. 68) .znrQcksokommen sein. 
Aber in älterer Zeit sind diese Dedirten falkshst wahnebeinlidi häufig, 
vielleicht regelmässig in ein dauerndes Schutsrerhältnis eingetreten; 
sie stehen innerhalb des römischen Gemeinwesens, aber ausserhalb 
des Geschlechtsverbandes und ohne persönlichen Herrn. Sicher hat 
die zur Schutzstelhinf? führende Dedition für die römische Plebs einen 
an Zahl wie an Ansehen bedeutenden Bestand! iieil geliefert. 

3. Der Ausländer, insbesondere der Latiner, welcher gemäss dem 
zwischen seiiuMn und dem römisclien Staat bestehenden Vertrag unter 
Aufgabe seines Heimathrechts nach Jiom übersiedelt, geuiesst dort 
eine auf diesem Vertrag beruhende geschätzte Freiheit 

4. Der durch Testament, das heisst durch Volksbesehluss frei- 
gegebene römische Sklave erlangt im Augenblick des Todes Schutz, 
gegen dessen Rechtsnachfolger, so dass diese ihn nicht als Eigenthum 
in Anspruch nehmen können, nicht aber GeschlechtsangehOrigkeit und 
Bürgerrecht. 

5. Der Privatact der Freilassung kann ursprünglich rechtliche 
Wirkungen nicht gehabt und den Herrn und dessen Kechtsnachfolger 
in der Geltendmachung ihres Eigeuthumsrechts niclit gehindert haben. 
Indess ist in historischer Zeit diese Freilassung der eben erörterten 
comitialen dann gleichgeachtet worden, wenn sie entweder in dem 
späterhin dem comitialen gleichgesetzten Mancipationstestamcnt an- 
geordnet war oder der bisherige Eigenthümer die Freiheit des Sklaven, 
sei es in einem vor dem Prätor angestellten fictiven Frosess, sei es 
bei der Schätzung vor dem Censor anerkannt hatte. Die grosse Masse 
der Plebejer wenigstens in historisch klarer Zeit ist aus derartigen 
Freiheitsschenkungen der Herren hervorgegangen. 

6. Die Freigebung des Sohnes durch den Vater ist an sich recht- 
lich unmöglich, da derselbe die politische Freiheit bereits hat, die 
väterliche Gewalt aber nach der ursprünglichen Auffassung nicht auf- 
gehoben werden kann. Wenn indess. ähnlich wie Itei der Adoption 
(S. 0), der Rückfall des veräusserten Sohns an den Vater diirdi drei- 
maligen Verkauf ausgeschlossen ist. so kann der letzte Erwerber des 
Haussohns denselben freilassen, und hat der Haussuhn bisher patrici- 
sehe» oder latinisches Recht gehabt, so tritt er damit wie jeder andere 
Freigelasseue in die römische Plebs über. Dieser complicirte und 
sicher gl^h der Adoption zur Sprengung der gesetzlich unwandelbaren 
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Täterlichen Gewalt von den Juristen enonnene, aber bereits in den 
zwölf Tafeln anerkannte Act, die Emancipation, thut dem factischen 
Ansehen des Emandpirten keinen Eintrag und hat dem Plebejat einen 
gnten Theil seiner angesehensten Elemente zugeführt. 

7. Der Uebertritt aus dem Patriciat zu der Plebs durch einfache 
Willeiist'ikiäiung ist wahrscheinlich nach strengem Hecht unzulässig, 
da das Bürgerrecht nicht durch Privatwillkür aufgehoben werden kann. 
Indess scheint ein solcher Act auch ohne Adoption oder Emancipation 
öfter aus politischen Gründen wenigstens tolerirt worden zu sein. 

8. AHelier aufgefQhrten Rechtsursachen der Hörigkeit erstrecken 
Sieh, da, wie gleich zu zeigen sein wird, die Ehefähigkeit za den firttheeten 
den Hörigen erworbenen Rechten gehört, auf die Descendenz, und auch 
innerhalb dieses Kreises folgt das Kind regelmässig dem Stande des 
Vaters. Auch die der ehelichen Zeugung rechtlich gleichstehenden Acte 
der Adrogation (S. 8) und der Adoption (8, 9) können bei dem Ple- 
bejer in gleicher Weise zur Anwendung kommen, so wie die Voraus- 
setzungen dafür vorhanden sind, also die Adrogation, nachdem der 
Plebejer Stimmrecht in den Curiatcomitien erworben hatte, die Adoption, 
nachdem dieser Privatact überhaupt als rechtsgültig angesehen ward. 

Das Wesen des hybriden lustitus der Hörigkeit besteht in der ^Jg* 
Verbindung der persönlichen Freiheit einer- und der Abhängigkeit von 
einem vollfreien Bürger andererseits. Es lehnt sich dasselbe insofern an 
die Abhängigkeit, in weicher in dem Kreise der YoUfireien der Haus- 
sohn zu dem Hausvater sich befindet; und selbst die technische Bezeich- 
nung der politisch freien und persönlich abhängigen Hauskinder, Uben^ 
mit ihrem Doppelgegensatz einerseits gegen den SklaYOn, andererseits 
gegen den selbständigen Bürger, wird, wie insbesondere die uralte 
Formel der testamentarischen Freilassung lehrt, ebenfalls auf jene 
Halbfreien übertragen. "Wie die patricischen Itheri unter dem pafer, so 
stehen die von d(>m ( '.eschlechtskreis ausgeschlossenen li'beri unter dem 
paironuii. Ohne Frage ist die Unterordnung eines jeden der letzteren 
unter einen oder mehrere Patrone rechtlich nothwendig. und der eben 
entwickelten Erblichki it der Clientel entspricht die Erblichkeit des 
Patronats. Insofern erstreckt sich die Geschlechtsordnuug mit auf 
die Hörigen und bezeichnet auch der Client wenigstens da, wo die 
Beziehung zu dem Patron schärfer hervortritt, durch Annahme seines 
Geschleehtsnamens sieh als zugehörig zu dem (Geschlecht. Indess ver- 
mögen wir bei diesem Institut, das nur mit seinen schwindenden 
Resten in die geschichtliche Zeit hinabreicbt, nicht einmal mit Sicher- 
heit nachzuweisen, wem bei allen oben aufgeftlhrteu Kategorien das 
Fatronatsrecht zugestauden hat. Auf das ausser der Ehe geborene 
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Kiüd wird die für die Mutter bestehende (iewalt oder Tutel ange- 
wandt worden sein. Bei der Dedition führen die Spuren auf einen 
Patronat desjenigen röniischeu Magistrats, der sie abgeschhisseu hatte. 
Von dem übersiedelnden Latiner ist ausdrücklich bezeugt, dass er sich 
in Rom an einen Patron anzusehliessen hatte (applicatio). Bei den 
verschiedenen Formen der FreOassnng ftllt der Patronat selbstver- 
ständlich dem Freilasser und dessen Erben zu. Es liegt im Wesen 
der Institution, daas die in derselben enthaltene Unterordnung sich 
thatsächlich abstuft, wobei namentlich die Erblichkeit des VerhAltnisses 
dazu beitragt dasselbe mehr und mehr zu lockern, und dass sie nach 
der einen Seite hin der Unfreiheit sich nähert, nach der anderen in 
die Vollfreiheit überlebt, wie dies schon in den Beneuuungeu der 
dienicft und der ph'heu sich spiegelt. 

Den Rechtszustaud der Hörigen innerhalb des Geschleclits^^taates 
können wir, wie diesen selbst, nur auuiUierud und vermuthungsweise 
ermitteln. Indess haben sich so zahlreiche und bedeutende Ueber- 
reste der alten Hörigkeit bis in die historische Zeit hinein erhalten, 
dass es möglich erscheint dieselbe wenigstens in ihren Umrissen zu 
definiien. 

^uSr^*' Privatrechtlieh steht der hörige Römer dem VoUbttrger insofern 

gleich, als alle Institutionen des Personal- und des Vermögensrechts, 
Ehe, Hausherrlichkeit, Vormundschaft, Eigenthum, Forderung, Erbrecht 
im Allgemeinen in der gleichen Form auch auf ihn Anwendung finden. 
Wenn die sacrale Form des Ehebüudnisses wahrscheinlich wenigstens 
in älterer Zeit den Plebejern verschlossen war, so wurde, wie schon 
i)emerkt ward, schon in frühe.<ter Zeit die formlose Cousensualehe 
hinsichtlich der Begründung der Vaterschaft der Coufarreatiou recht- 
lich gleichgestellt und die eheherrliche Gewalt zwar nicht an die 
formlose Ehe geknüpft, aber die Erlangung derselben in den für den 
Eigenthumserwerb geltenden Formen auch dem Hörigen ermöglicht 
AUerdmgs galt dies zunftehst nur fttr die Ehen zwischen den Hörigen 
selbst oder zwischen einem hörigen Mann und einer Bflrgerin ; zwischen 
einem Börger und einer Hörigen ist die Ehegemeinschaft noch im 
Zwölftafel recht ausgeschlossen und erst nachher, angeblich iui Jahre 
309 (44.5 V. Gh.), durch Volksschluss zugelassen worden. Vermögens- 
rechtliche Ungleichheit hat schwerlich bestanden, sondern es ist im 
Handel und Wandel der Hörige dem Bürger gleichgestellt worden, 
drutidbesit/ hat allerdings ursi)runglieh wohl nur das Geschlecht haben 
können und Nutzungsrecht an demselben kann zunächst den Hörigen 
nicht zugekommen seiu \ doch dürften die Grundherreu deu ihueu zu- 
konunendeu Antheil am Geschlechtsacker früh ihren Hörigen in der 
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Form des Bittbesitzes geöffnet und wenigstens factisch erbliche Sonder- 
DutzuDg auch bei diesen sich festgestellt haben. Als dann das indi- 
viduelle Büdeneigenthuni eintrat, ist es vielleicht gleich von Anfang 
an auch bei dem Hörigen zugelassen, auf jeden Fall in früher Zeit 
auf diesen erstreckt worden. — Von den nutzbaren Hechten des 
Borgen, insbesondere von der Natmng der gemeinen Weide durch 
Hut und Trift und bei etwa beliebter Auftheilung in Gemeindeboden 
Ton dem Antheil an dieser Landschenkung ist der Hörige ohne Zweifei 
im Allgemeinen ausgeschlossen gewesen; indess sind dem Anseheia 
nach darüber regelmässig VerfQgungen für den einzelnen Fall eigangm 
und auf diesem Wege vielleicht schon früh auch Nichtbürger daran 
betbeiligt worden. — Erbrechtlich steht der Hörige, so viel wir sehen, 
dem Bürger gleich, nur dass. wenn es an nilher berechtigten Erb- 
nehniern fehlt, dei- Schut/herr und demnächst seine Verwandten und 
Geschlechtsgenüssen berufen werden. So lange das Testament nur 
durch Volksschluss errichtet werden konnte und die Plebejer von den 
Curiatcomitieu ausgeschlossen waren, war dasselbe allerdings den 
Plebejern verschlossen; aber diese Schranken fielen früh und von da 
an stehen dieselben auch in dieser Hinsieht den Vollbftrgem gleich. 

Wenn also privatrechttieh der HOrige von dem Bflrger im Garnen 
genommen sich nicht unterschied, so hat bei der Geltendmaehnng wie 
bei der Vertheidigung seiner Rechte swar auch er Anspruch auf den . 
Schutz der Geriehte der Gemeinde, ist aber dabei auf die Hitwirkung 
seines Schutzherm angewiesen. Wie diese beiden Regeln gegen ein- 
ander abgewogen wurden, vermögen wir nicht zu sagen. Es kann die 
Mitwirkung des Patrons als mangelnde Selbständigkeit der Rechts- 
verfolgung eine wesentliche Zurücksetzung des Hörigen gewesen sein; 
vielleicht aber war dieselbe mehr noch Herrenptlicht als Herreurecht 
und hatte der Hörige die Befugniss solchen Schutz zu erbitten, nicht 
aber der Magistrat, wenn dieser nicht erbeten oder nicht gewährt 
"ward, das Recht dem Clienten die ReehtshQlfe tu versagen. 

Das ReebtsverhAltniss des Patrons zu dem Hörigen ist hiermit it^fj^^l 
Wesentlichen schon bezeichnet Der Patronat und die Clientel wurden 
im Allgemeinen mehr vom sittliehen als vom rechtliehen Standpunkt 
aufgefasst; der Schutzherr wie der Schutzbefohlene haben einander 
die Treue (fides) zu halten. Auch die Abh&ngigkeit dieses von jenem 
ist mehr factischer Art. Die ökonomische, welche aus dem Bittbesitz 
der Kleinbauern nothwendig hervorging, ist vielleicht das Wesentlichste 
dabei gewesen ; dabei muss wohl in irgend einer Form, sei es in der 
der Frohndcu oder der Al)gai)e eines Theils des Bodenertrags, der 
Hörige dem Herrn dienst- oder zinsphichtig gewesen sein. Die sacrale 
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ZagehOrif^eit der CUenten ni dem Gesehletht des PAtroiii fisdei ihren 
Anadniek in der TheihuJune derselben in den OlfeDtUeheB Festen in 
der Curie ihrer Schutzherren. Vmi der prozessualischen Anlehnung 
der Hlkrigen an den Herrn im Vermögensrecht ist bereits die Rede 
gewesen. Eigentliche Gerichtsl)arkeit ober den straffälligen Hörigen 
wird dem Patron nicht heigelrjt werden dürfen: was derart dem 
Freigelassenen gegenüber erwähnt wird, ^eht wenigj^tens mit darauf 
zurück, das? der Freilassung unter Lebenden die HechtsgQltigkeit 
bestritten werden konnte. Bezeichnend für das Wesen dieses 
Schufzrechts ist die gesetzliche rntersagung der Rechtsverfolgung 
zwischen dem Patron und dem dienten un<l die Auffassung der Ver- 
letzung des Treueverhältnisses lediglich als Verbrechens. Den schul- 
digen CUenten durfte in diesem Fall der Patron Tielleieht selber be- 
strafen; den sehnldigen Patron war der Magistrat befugt vor das 
Tolksgericht m sieben. Fftr den wichtigen und binligen Fall, dass 
Aber den Gegensats der Unfreiheit und der freien Hörigkeit selbst 
gestritten ward (emua Vheralia)^ war Yielfoeb, insbesondere durch das 
in frlUier Zeit dafbr eingesetzte Sondergerieht (deeemnri h'tifms mäi- 
eamdis) demjenigen, der die freie Hörigkeit in Anspruch nahm, der 
BechtSBChutz gesteigert, 
ij^je»»^ Dass alle politischen Rechte sowie alle diesen entsprechenden 
EMün* Bürgerpflichten auf den Nichtbürger keine Anwendung gefunden haben, 
ersteht sich principiell von selbst. Aber thatsächlich ist dieses Princip 
\ielleicht niemals in vollem Umfang zur Anwendung gekommen und 
sicher seine stufenweise Einschränkung und schliesslich thatsächliche 
Beseitigung der wesentliche Iniialt tier ältesten Volksentwicklung. Am 
frühesten sind die Hörigen wohl für das Steuerweseu mit herangezogen 
worden, wie denn die staatliche Leistungsptlicht eines jeden dem Staate 
angehörigen und yon ihm geschfitzten Freien eigentUeh selbstrerstind- 
lieh ist Die wohl in früheste Zeit hinaufreichende Bezeichnung des 
ausserhalb des bttrgerlichen Wehrbandes stehenden Römers als aermim 
q»richt frkr eine in dem Geschleehterstaat dem Nichtbftrger wohl ffir 
die gessmmte Habe auferlegte Steuer; indess ist unsere Kunde Ton 
dem römischen Steuerwesen so dürftig, dass wir Nftheres darftber an- 
zugeben nicht vermögen. Sicherer ist es, dass, seit es ein personales 
Bodeneigenthum gab und dieses auch von dem Hörigen erworben 
werden konnte, die hauptsächlich auf der Bodenschätzung ruhende 
Vermögensabgabe (trihutus) jeden Fi<:tnithümer eines römischen Grund- 
stücks traf, mochte er Vollbürger. Höriger oder latinisciier Ausländer 
sein. — Später gesellt»' sieh dazu die Wehrpflicht und das Stimm- 
recht, welche beide in Rom vou jeher zusammenheleu. Lange Zeit 
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scheinen diese am Bttigerreeht gelinflet nnd ateo die Pntrider allein 
getroffni zn haben; als sie dagegen an den Grandbeslts geknilpft 
wurden, tiat jeder Ansftssige, so weit er nicht Ausländer war, in die 
Wehr- wie in die Steuerabtheüungen ein. Vielleicht hat sich dies 
in Abstufungen vollzogen : es mag sein, dass die Hörigen zunächst als 
Hülfsmannschaft neben der Legion Verwendung gefunden haben; ge- 
endigt aber hat die Entwicklung mit der Gleichstellung der Altbürger 
und der Hörigen im Wehr- und Steuerwesen wenigstens im Fussvolk, 
während bei der Reiterei beide Massen nicht vollständig verschmolzen. 
Damit sind die bisherigen Hörigen zu Gemeindebürgern geworden, 
allerdings keineswegs gleichen Rechtes; ein bevorzugtes Stininirecht 
hat die Altbürgerschaft noch lange und nicht minder die alleinige 
oder doch bevorzugte Besetzung der Aemter wie der Priesterthümer 
behauptet Aber der principielle Wandel ist damit eingetreten: die 
Althfirgerschaft wird allmählich zum bevorrechteten Adel; diejenigen 
Schichten der bisherigen HOrigen, hei denen die personale Abhängig- 
keit zurücktritt, stellen sich als jidfeSf plebeii neben jene paMeü; 
der qiims, die Sonderbezeichnung dee patridsehen Bürgers, ver- 
schwindet; popNlM», vielleicht einstmals die Patridergemeinde, be- 
zeichnet jetzt die Gesammtheit der Patricier und Plebejer; als liberi 
gelten nicht mehr die Hörigen allein, sondern die Bürger insgemein i 
es bildet sich für diese die damit zusammenfallende, Alt- und Keu- 
bürger gleichmässig umfassende Bezeichnung civea. Diesen Begriff 
entwickelt näher der nächstfolgende Abschnitt. 

Die Clientel ist niclit eigentlich abgeschafft worden, vielmehr JfJUJjJ^ 
formell in Kraft geblieben. Noch in der niariunischen Zeit wird der 
Satz aufgestellt, dass der Plebejer aus der Clientel austritt durch Be- 
kleidung eines römischen Amts wegen des mit diesem verbundenen 
Quasi'Patriciats. Auch geht die Zurücksetzung der Freigelassenen, die 
keinen Vater, sondern nur einen Patron haben, gegenüber den Frei- 
geborenen, den ingenm, wenn sie gleich zum guten Theil auf späteren 
Festsetzungen beruht, in ihrem Ursprung und ihrem Wesen zurück 
auf die Clientel. Formale Scheidung der nicht mehr und der noch 
abhängigen Clienten ist selbstverständlich ausgeschlossen; doch ver- 
dient es Erwähnung, dass die Kinder ersten Grades der Freigelassenen 
in älterer Zeit als abhängig, dagegen seit der Mitte des 6. Jahr- 
hunderts d. St. als vollfrei angesehen worden sind. Die Nachkommen 
der Freigelassenen in den entfernteren Graden werden in historischer 
Zeit von den Patriciern, bei denen die Herkunft aus der Unfreiheit 
überhaupt ausgeschlossen ist, rechtlich nicht unterschieden. 
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Durch den Wegfall der hybriden Kategorie der Hörigen kehrte 
die römische Ordnung zu der ursprünglichen einfachen Festsetzung 
zurück, dass es, von den den Sachen zugezahlten Sklaven abgesehen, 
nur zwei Kategorien von Personen giebt, Bürger und Nichtbürger. 
Hier soll das Bürgerrecht erörtert und zunächst auseinandergesetzt 
werden, aus welchen Gründen dasselbe gewonnen und verloren wird. 
Da» Bar»r. Dis 06 uc BQrgerschaft ist eine Erweiterung der alten Geachlecliter- 
Sfiifi im gemeinde, so dasB diese in jener mit begriffen ist, aber eine andere 
S^FMit&bGeBammtbeit m ihr hinzutritt Beide Kreise sehUessen insofern 
einander mit rechtlicher Nothwendigfceit ans, dass kein Einzelner 
beiden angehören kann, also wenn ausnahmsweise der Patrieier zum 
Plebejat oder der Plebejer zum Patriciat gelangt, beide damit ihre 
bisherige Bürgerstellung aufhoben. Es schliesst daher, was Ober den 
Erwerb wie über den Verlust des Bürgerrechts zu bemerken ist, sich 
wesentlich an die gleichartigen Ausführungen über Patriciat und 
Hörigkeit an: indess fallen sie doch nur theilweise damit zusammen. 
Insbesondere führt die Dedition, die in älterer Zeit wahrscheinlich 
nicht nothwendig, aber häutig die geschützte Hörigkeit zur Folge 
gehabt hat, späterhin keineswegs die Erwerbung des aus dieser ent- 
wickelten Pleb^ts herbei und wird Ten dieser, wie schon erw&hnt 
ward, bei den die Nichtbürger betreffenden Ordnungen die Bede sein. 
Erwcrban« Die Reehtsgrande des Eintritts in die BQrgerschaft sind die 
folgenden: 

«iebnrt und 1. Eheliche Geburt nach den für den Patriciat (8* 7) wie im 
Adoptioa. •^gg^ßi-jißijen auch für die Hörigkeit (S. 17) geltenden Nonnen; 

2. Attssereheliche Geburt nach den Normen der Hörigkeit 
(S. 14); 

8. Annahme eines Haussohns hitinisciien Hechts an Kindesstatt 
nach den für Patriciat und Plel)ejat geltenden formen (S. 9. 17). 
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Aflrofiation (S. H) setzt das Bürgerrecht des adrogirten Sohnes voraus 
und kann dasselbe also nicht verleihen; 

4. Uebersiedelung des Latiners nach Rom unter Aufgabe seines 
Heimathrechts, was iudess in der späteren Repul)]ik vielfach b< schränkt 
und im Jahre i).")9 (05 v. Ch.) durch das licinisch-mucische Gesetz 
abgeschafft ward. Wir kouiuieu bei den Latinern auf dieses Privi- 
legium zurück. 

5. Freilassung sowohl aus der Sklaverei wie aus der Stellung des p«"»"»'»«- 
Freien an Sklavenstatt nach den für die Hörigkeit geltenden Nonnen, 

sei es durch Testament oder io den fttr die Freilassung unter Leben- 
den yorgewhriebenen Rechtsformen (S. 6). 

Es tritt bei diesen Festsetzungen die Tendern hervor den stamm- 
fremden NichtbQrgern den Eintritt in den Bttrgerverband nicht zu 
gestatten; den Sklaven gegenttber fehlt ee an einer gleichen Schranke. 
Wenn femer die Erwerbung des BtkrgerreehtB, abgesehen von der 
ordentlichen durch die Geburt, nach der Natur der Sache nicht ohne 
Zustimmung der Bürgerschaft erfolgen kann und dies auch in dem 
alten Bürgerverband durchgeführt wird, so finden wir die Erwerbung 
der Civität ohne Befragung der Bürgerschaft zugelassen sowohl bei 
der Adoption wie vor Allem hei der Freilassung, so weit sie nicht im 
Comitialf estanit'iit erfol^M. Die für die Hörigkeit nicht allzu befremd- 
lichen Normen sind damit auf das Bürgerrecht übertragen, was nur 
aus der ursprünglichen Geringschätzung desselben in den patricischen 
Kreisen sich erklären Iftsst 

('). Die Verleihung des Bürgerrechts in der älteren Form der v..ri«uiui»r. 
Aufnahme eines Geschlechts in den Patricierverband (S. 6) kommt 
in der patricisch-plebejischen Gemeinde nicht mehr vor; es tritt dafür 
ein die in dem Gesehlechterstaat schwerlich statthafte individuelle 
Verleihung des Ftobejats. For dieselbe wird durchaus die Einwilligung 
der römischen Bürgerschaft gefordert, überdies bei Einzelverleihung 
wahrscheinlich die Zustimmung der betreffenden Person so wie die 
seiner bisherigen Heimathgemeinde, falls diese mit Rom in Vertrag 
steht und dieser nicht dergleichen Verleihungen ein für allemal ge- 
stattet; es ist auch vorgekommen, dass umgekehrt die röuiische (ie- 
nieinde sich einer anderen durch Vertrag verpflichtete, ihren Ange- 
hörigen das Bürgerrecht nicht zu verleihen. Bei Verleihung des 
Bürgerrechts an ganze Gemeinden ist um so mehr deren Fiuwilligung 
rechtlich erforderlich, wofern nicht, wie dies bei dei Dedition der 
Fall ist, der dafür abgeschlossene Vertrag es in die Macht der romi- 
schen Gemeinde stellt die Rechtsstellung der Angehörigen der auf- 
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gelösten Gemeiiide nach Ermessen zu ordnen. — Der Form naeh kann 
unterschieden weiden: 

a) generelle VerleUrang des Bürgerrechts geknttpit an gewisse 

JBüd'dingungen, welche indess kaum anders vorgekommen ist als zu 
Gunsten der Latiner, namentlich nachdem das alte Uebersiedelnngs- 

recbt beschränkt und schliesslich beseitigt worden war. Es wird 
darüber l)ei dem latinischen Recht (S. Ol) gehandelt werden. 

b) specielle Verleihung an einzelne Personen oder auch an ein- 
zelne Gruppen oder Bürgerschaften, welche auch bei collectiver Form 
rechtlich individuell ist, insofern sie die Personen nur nicht mit Namen 
aufziüilt, sondern durch ein Reclitsmerknial bezeichnet. 

c) mittelbare Verleihung durch Vollmachtertheilung an einen 
einzelnen Beamten ist in republikanischer Zeit nur in besdirlnktem 
Umfange vorgekommen, insofern den Coloniegrandem und Öfter anch 
den Feldherren gestattet wurde, innerhalb gewisser Grenzen Nicht- 
barger in den Bfirgerverband aid^ehmen. In der Kaiserzeit ist auf 
Grund allgemeiner und unbeschränkter Ermächtigung das Borgerrecht 
ausschliesslich durch den Kaiser verliehen worden. 

¥ — Miiin Als äusserliches Kennzeichen des Bürgerrechts dient die Angabe 
Sf bSt*^ des weiterhin zu erörternden Bürgerbezirks, welcher deshalb bei Miln- 
nern dem Namen aiigeb;\ngt wird, während die Benennung sonst die 
nationale, den latiiiisclien Stämmen überhaupt gemeinsame Form trägt. 
Dem entsprechend dient für die Constatiruug des Bürgerrechts in 
erster Reihe das bei der Schätzung nach jenen Bezirken aufgestellte 
Bürgerverzeichniss, wie dies namenUicb aus der durch Eintragung in 
dasselbe bewirkten Hanumissionsiorm hervorgeht Nach Abkommen 
des ReichscensuB werden daf&r die municipalen Schätzungen um so 
mehr eingetreten sein, als damals das ReichsbOrgerrecht regelmissig 
mit der Zugehörigkeit zu einer rOmisehen Bürgergemeinde zusammen- 
fiel. Indess darf dies nicht so verstanden werden, als hätte die Ver^ 
Zeichnung oder Nichtverzeichnung in diesen BQrgerlisten positiv oder 
negativ definitiven Werth gehabt; vielmehr stand es in jedem Fall, 
wo das Bürgerrecht in Frage kam. bei dem beikommenden Magistrat, 
dasselbe für den vorliegenden Fall gelten zu lassen oder a1)zu weisen. 
Es sind einzelne Einrichtungen gegen die Anmassung des romischen 
Bürgerrechts getroffen worden: der verbündeten Gemeinde, deren 
Bürger sich als Römer gerirt, wird eine Civilklage gegen denselben 
gestattet, und in umfassender Weise ist in nachsullanischer Zeit jedem 
freigestellt in dem verschärften Geschwomenverfahren (quaesUo per^ 
petua) den fillschlich des römischen Bürgerrechts sich anmassenden 
Peregrinen zu belangen. Doch macht der llangel einer Stelle, welche 
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den Besitz des Bürgerrechts oder dessen Gegentheil ein für allemal 
constatirte. in reiuiblikaniscluM- Zeit sich fühlbar, wenn er auch durch 
diese Anordnungen einigeruiassen lu^edeckt worden ist : späterhin stand 
es in der Macht des Kaisers zweifelhafte Fälle endgültig zu ent- 
scheiden. 

Verloren wird das Bürgerrecht, abgesehm Tom Todesfall, ©nt-^^JJ^ 
weder durch den Eintritt des bisherigen Bürgers in die Sklavenstellnng, 
oder dnreh reehtsgOltigen üehertritt in einen anderen mit Rom im 
Vertrag siehenden Staat auf Grund des Gesetzes der Ineompatibilitftt 

mehrerer Bürgerrechte. Die einzelnen Fälle sind wesentlich exempli- 
fieatorisch und genügt es hier die wichtigeren zu erwähnen. 

1. Wenn der in der Gewalt stehende oder an Sklavenstatt ge- ./."" ^ 
haltfue römische Bürger von seinem Gewalthaber an einen Ausländer i^"»*»*»»!»- 
anderer Nation durch einen nach römischer Auffassung gültigen Act 
veräussert wird, macht dieser die Unfreiheit definitiv und geht also 

das Bürgerrecht verloren. Gleichartige Selbstveräusseruug kennt d&s 
römische Recht nicht. 

2. Bei der Kriegsgefangenschaft gilt, .wenn der Gefangene ent« J^»^_ 
weder im Friedensvertrag dem Feind .Qberlassen wird oder als Ge- tST 
fsugener stirbt, die Gefangenschaft als rechte BegrOndung der Un- 
freiheit, also Yom Eintritt derselben an das Bürgerrecht als ▼erloien. 
Wenn umgekehrt der Gefangene, sei es auf andere Weise, sei es im 
Friedensvertrag aus der Gefangenschaft befreit wird, so tritt rr bei 
seiner Rückkehr (postliniinium) von Rechtswegen in seine fiühere 
Stellung zurück und gilt die temporäre Unfreiheit als nicht vorhanden. 

3. Wenn der selbständige römische Bürger durch Richterspruch iSÄSt 
wegen eines Verbrechens oder einer Schuld einem anderen Römer 

oder einem Latiuer an Sklavenstatt (in rauHd mancipn) zugesprochen 
wird oder der hausuuterthänige römische Bürger durch seinen Herrn 
<einem Römer oder Latiner an Sklavenstatt zu Eigeuthum gegeben 
wird, so wird nach der älteren Auffassung dieser Unfreie dem Kriegs- 
gefangenen gleich geachtet, das heisst das Bargerrecht so wie bei dem 
Patrieier das Geschleehtsrecht suspendirt. Jedoch ist diese Suspension, 
80 lange sie nicht den Uebertritt in die ausländische Unfreiheit herbei- 
führt, keiner Begrenzung unterworfen und die Lösung jederzeit auch 
für die Nachkommen zulässig, so dass bei Wiedergewinn der Freiheit 
diese gilt als niemals verloren. Nach der späteren milderen Auf- 
fassung übt die N'ersetzung an Sklavenstatt auf das BQrgerrecht Über- 
haupt keine Wirkung. 

4. Die (iewiunuug des Bürgerrechts in einer auswärtigen von •^"^ 
Born anerkannten Gemeinde hebt das römische auf, weuu auch die KArfsmeht. 
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Erltes Buch. Die Bftrgenchaft and das Reich. 



rftinisclie Bürgerschaft einverstanden ist. was insbesondere bei (iriin- 
dung nf'uer lUindesstildte latinisclien Keclits zur Anwendung kommt. 
Einseitige Verleihung fremden Bttrgerreclits au einen Körner zerstört 
dessen Bürgerrecht nicht. 

AuMtt 5. Nach den Bundesvertrügeii, wie sie mit den latiniscben Städten 
und den übrigen BundeBStaaten besten Reehto gesetalossen sind, be- 
steht zwiseben diesen Gemeinden FreizQgigkeit, das beisst, es steht 
jedem in einer derselben Heimathbereehtigten frei, durch die Ueber- 
siedelang in eine andere Heimath, ja schon durch die blosse Erkiftrung, 
übersiedeln zu wollen, sein bisheriges Heimatbrecht, einerlei ob Pa- 
triciat oder Plebejat, zu lösen und als Bürger oder Schutzverwandter 
in die neue Gemeinde einzutreten. Tehersiedelung in eine nicht in 
derartigem Vertrag mit Rom stehende Stadt hebt das römische Bürger- 
recht nicht auf, wenn nicht durch besonderen Beschluss die Bürger- 
schaft diesen Austritt ausnahmsweise gelten lässt. Es ist rechtlich 
gleichgültig, aus welcher Ursadie dieser Austritt (f'jcllii(iii) erfolgt; in 
späterer Zeit aber ist bei der gesteigerten Werthschittzung des röuii- 
. sehen Bürgerrechts derselbe nicht leicht anders vorgekommen, als um 
einer dureb das Bürgerrecht des Angeklagten bedingten gericbtlieben 
Verurtbeilung sieb zu entzieben. Da dieser Austritt, wenn er zu- 
gleich Uebertritt in eine latiniBche Gemeinde war, die Rückgewinnung 
des rOmiscben Bürgerrechts an sieb nicht ausschloss, überdies aber 
bei der von Rom der Regel nach auch dem Ausländer gewährten freien 
Wahl des Wohnortes der also Ausgetretene an sich in der Lage war 
wenigstens sein Domicil in Horn zu behalten, so wurde dem, welcher 
ausgetreten war, um einer criminellen Verurtheilung sich zu entziehen, 
Wasser und F'euer versagt und damit der also Ausgetretene und zum 
Ausländer Gewordene der Sache nach aus Horn verbannt. 

^^StoJ!^ 6. Dass durch Beschluss der Comitien (la> Bürgerrecht sowohl 
einzelneu Personen wie auch ganzen Districten entzogen werden kann, 
folgt aus dem Wesen der staatlichen AUmacbt und aus den Acten der 
Ctebietsabtretung so wie der Dedition, und es ist auch einzeln davon 
Anwendung gemacht worden. Aber das Volksgericbt bat niemals in 
dieser Weise gesprochen und dem Bürger wobl das Leben, aber nicht 
Freiheit und Bürgerrecht aberkannt. Erst der s]>fltere Criminalprozess, 
vielleicht schon der sullanische, sicher der d«r Kaiserzeit, hat den 
Verlust des Bürgerrechts unter Fortdauer der persönlichen Ereiheit 
unter die Strafmittel aufgenommen. Auch im Privatprocess kann dem 
Bürger wohl die j>rivatrechtliche I'Yeiheit, aber nicht die bürgerliche 
Stellung (letinit iv aberkannt weiden; nur beider auf den (jualiticirten 
Diebstahl gesetzten Addictiou ist darüber gestritten worden, ob der 
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davon Betroffene nicht der Sclaverei verfallen sei, und vielleicht ist 
die Unverlierbarkeit des Bürgerrechts erst in dem hohen Schwung 
der späteren republikanischen Entwicklung völlig durchgedrungen. 

Blosser Verzicht auf das Bürgerrecht ist rechtlich unwirksam, da 
weder der Bürger s<'in Verhältniss zu der Gemeinde einseitig lösen 
kann, noch für die Bestätigung eines solchen lediglich negativen Act« 
durch die Gemeinde eine Rechtsform vorhanden ist 
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flaMhiMku^ Die Gliederung, durch welche die Bürgerschaft für die Zwecke 
MSfSuSn. der Verwaltung, insbesondere den Krie^isdi* nst und die Besteuerung, 
sowie für die Antheilnahrae an dem Regiment fähig gemacht wird, 
war bei der patricisch-plebejischen insofern von vornherein gegeben, 
als die Curienordnung des Geschlechterstaats in der früher (S. 12) 
bezeichneten Weise auch die Plebejer umfasste und insofern auf den 
enrelterten Kreis der Borgerschaft überging. IndeflB ist davon nur 
fbr gewisse untergeordnete Regierungsacte, insbesondere fDr die 
Adrogation und das Testament Gebranch gemacht worden; die ge- 
sammte Verwaltung und der wesentliche Theii der Selbstregieningf 
Gesetzgebung und Beamtenwahlen sind in der neuen Bfirgerschaft 
auf ein anderes Fundament gestellt und es ist die Bürgerschaft dem 
entsprechend neu gegliedert worden. 

Dies lumdament ist die Ansässigkeit, das private Bodeneigenthum. 
Neben der alle Bürger umfassenden Wehr- und Steuerptlicht ist der 
Dienst mit eigener Waffe und die Bodensteuer an die Ansässigkeit 
geknüpft und weiter die versammelte Wehrmannsschaft als die sich 
selbst bestimmende Gemeinde behandelt worden. Damit ist die Curie 
o<Ier, was dasselbe ist, das Geschlecht politisch beseitigt: wenn einst- 
mals nur der Fatrieier als solcher zu dienen und zu steuern berufen 
war und sein Platz im Wehr- und im Steuerwesen ihm durch das 
Geschlecht angewiesen wacd, so kommt jetzt in der Hauptsache — 
bei der Reiterei blieben den Geschlechtsgenossen gewisse Vorrechte — 
es nicht weiter an auf den Unterschied der Adlichon und der Bürger- 
lichen und giebt den Platz fflr einen jeden der Bezirk, in welchem 
er ansässig ist. 

Bodaa- Die Benennung für den Ansilssijikeitsbezirk ist dieselbe, mit der 
die drei zu einem Ganzen verschmolzenen ältesten Gcschlechterstaaten 
(S. 12) bezeichnet werden; aber diese neuen Tribus. die sogenannten 
.«terrianischeu, sind von den romulischeu im Wesen wie in der Zahl 
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vollständig verschieden. Die alte Tribus ist ein Comjilex einer Anzahl 
Geschlechter, also wesentlich j)er8onal, und örtlich geschlossen nur in 
so weit und so lange, als diese Geschlechter in unveräusserlichem 
Eigenthum neben einander sitzen blieben; die neue wesentlich local, 
der Gomplex der auf einem bestimmten Theil des Staatsgebiets an- 
Blsrigea Bürger und «lao in personaler Betieiiiing wandelbar. Wenn jene 
eigentlieh SteaUgftnse und nur doreh die qrn^^lEistiube Entwxckelnng 
an Theilen geworden sind, so sind diese ohne Zweifel von Hans ans als 
Bargerqnartiere geiaast worden. Dem entsprechend sind, während die 
älteren Tribus in ihren Benennungen als Völkerschaften auftreten, die 
Ansftssigkeitsbezirke örtlich benannt und es haben jene drei StAmme der 
Titier. Ramner und Lucerer nichts gemein mit den vier Quartieren 
Suburana, Palatina, Esquilina und Collina, wie sie in ihrer ältesten ^ ji,^ J[y, 
Gestalt auftreten. Dass sie, wie diese Namen zeigen, zunächst Stadt- 
bezirke gewesen sind, ist vermuthlich darauf zurückzuführen, dass die 
Entwickclung der Ansässigkeitsbezirke allem Anschein nach von Haus 
aus mit derjenigen des Privateigenthums am Boden Hand in Hand ge- 
gangen ist und dieses an Haus und Garten sieh bei Weitem früher 
festgestellt hat als an der Ackerflur. In dieser Gestalt mag die Quartier- 
theilung bis in die Zeit des Geschleehterstaats snrttckreiehen und sn- 
nftchst ohne politischen Werth gewesen sein; Yermuthnngen Aber das 
Verh&ltniss zwischen den im Sonderbesitz stehenden Stadthäusern und 
dem Antheil ihrer Inhaber an den GeschlechtsAckem (S. 6) aufzustellen 
ist müssig, da keine Spur uns dafür auch nur die Richtung weist. Von 
erkennbarer Bedeutung werden die Quartiere erst, als der Boden aus 
dem Geschlechtsverband gelöst wird und jedes Stadthaus sowie jedes 
AckerstOck bei freier Bodentheilung von jedem Bürger der patricisch- 
plebejischen Gemeinde zu vollem römischen Eigenthum erworten werden 
kann. Die gentilicische Wehrpflicht hing an dem gentilicischen Boden- 
besitz; das Privatbodeneigenthum forderte die private. Die geschieht* 
liehe üeberlieferung reicht auf die Entstehung desselben nicht surOck: 
aber die Einrichtung der swanzig Tribus, gebildet ans den ursprüng- 
lichen vier Stadtquartieren so wie aus sechzehn von den alten Ge- 
schlechtsftckem benannten Landbezirken weisen deutlich auf diesen HianMi 
Vorgang hin. wobei, da die Zahl der Geschlechter eine viel grössere "^JJjf» 
war, jeder Bezirk eine Mehrzahl solcher Aecker umfasst und man die 
Benennung nach den Aemiliern, Corneliern, Fabiern und so weiter von 
den anselmlichsten derselben entnommen haben wird. Diesem Aus- 
gangsi)unkt entsprechend hat die Bezirkseintheilung sich in der Weise 
entwickelt, dass von dem riWnischcn Gebiet jedes adsignirte, das heisst 
durch den Staat dem Privateigenthum überwiesene Bodenstück einer 
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Trihus zugeschrieben wurde, während der Genieindehoden ausserhalb 
derselben steht. Zu diesem Behuf sind theils zu den iiltesten zwanzig 
^päterhiu neue Bezirke hinzugefügt worden, zuerst wahrscheinlieh 
im Jahre 283 (471 v. Cb.) die Cnistitmiiia, mlettt im Jahre 513 
(241 T. Cb.) die Yelina und die Quirina, mit deren Einrichtung die 

8» Mb«! ^^^^ Obersehrittene Gesammtzahl von 35 Bezirken erreicht war; theils 
t»M»t»m. wird das neu hinzutretende Areal in einen schon bestehenden Bezirk 
eingeschrieben. Oertliche Geschlossenheit kommt den vier ältesten 
städtischen Tribus zu und mag auch bei der ersten Einrichtung der 
später ge])ildeten zu Grunde liegen; sie ist aber nicht festgehalten 
und namentlich seit der Schliessung der Tribuszahl im Jahre 513 
(241 V. Ch.) gänzlich bei Seite gesetzt worden. 
t»^*t^'der Wenn also die Tribus des patricisch-plebejischen Staats dem Boden 

Tnbu auf zukommt und in Beziehung auf diesen unwandelbar ist, so überträgt 
sie sich weiter auf die Person, insofern diese als Eigentümer des 
betreffenden Bodenstttcks dem Staate leistungspflichtig ist Darum 
erleidet diese Uebertraguug bald Erweiterung, bald Beschränkung: 
der Haussohn des ansässigen Borgers fbhrt die Tribus gleich dem 
Vater, da auch er wehrpflichtig ist; umgekehrt fahrt die grund- 
besitzende Frau und der ansässige Latiner die Tribus nicht, da die 
Wehrpflicht sie nicht trifft. Ebenso kann, wer in mehreren Bezirken 
ansässig ist, wie nur in einem dersell)en seiner Dienstpflicht genfigen, 
so auch nur eine Tribus führen. Daran knüpft sich weiter die 
Beilegung und Entziehung oder Wandelung der Tribus bei der 
Schätzung; die Thatsache der Ansässigkeit kann die Behörde nicht 
ändern, wohl aber deren rechtliche Consequenzen, insbesondere die 
DienstpHicht im einzelneu Fall modificiren. — Es hat sich danach in 
der froheren Republik die Bürgerschaft geschieden in die beiden Ka^ 
tegorien der zum Dienst mit eigenen Waifon Berufenen und also zur 
Fahrung der personalen Tribus berechtigten Barger und deijenigen, 
die nicht tribtdes sind und, weil sie hauptsächlich bei der Besteuerung 
in Betracht kommen, aerarii genannt werden, 
t ' In dieser Form hat der Gegensatz sich nicht behauptet. Wenn 

T'ilbMMf'ini Einzelnen von jeher durch den Magistrat die Fuhrung der per- 

MMiMi^Ti sonalen Tribus dem Ansässigen verweigert, vielleiclit auch dem nicht 
Ansässigen ausnahmsweise zugestanden worden war, so wurden im 
Jahre 442 (312 v. Ch.) durch den Censor Appius Claudius allgemein 
die nicht ansäi<sigen Bürger, wie es scheint sämmtlich und mit will- 
kürlicher Auswahl der Tribus, iu die.'^elbeu eingeschrieben, die Dienst- 
pflicht mit eigenen Waffen damit lediglich von dem Vermögen und 
nicht länger vom Grundbesitz abhängig gemacht und der Gegeosats 
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der triftHjesi und der nomil l)eseitigt. Zwar wurden bald darauf 
durch (iie Ceusoreii des Jahres 4r»(i (;j{04 v. Ch.) die nichtausässigen 
Bürger auf die vier städtischen Tribus beschrilnkt ; iudt ss lilieb doch 
die Tribus jedem röniischeu Vollbürger und gab es also (al>gesehen 
von einer später zu erörternden Kategorie der Ualbbürger) aerarii 
nielit mehr, wie denn aueh die Wehrpflicht fernerhin nicht den An- 
sässigen allein traf. Politisch dagegen haben die ansässigen Bürger, 
da die grosse Majoritftt der Stimmbezirke ihnen vorbehalten war, 
auch späterhin die Oberhand behalten. 

Von der VerknOpfung der Tribus mit der späteren Bürger- 
gemeinde, wie sie namentlich in Folge des Bundesgenossenkrieges 
sich entwickelte, und der Umwandelung der Tribus aus dem Kenn- 
zeichen der wandelbaren Ansässigkeit in dasjenige des festen das 
Reichshtirgerrecht bedingenden Heinuithrechts ist in dem letzten Ab- 
schnitt dieses Buches (S. 74j gehandelt. 

Die örtliche Tribus entspricht im Wesi utlicheii der älteren Curie, ,^^4^, 
nur duss sie, jünger und minder organisch gebildet, durchaus der ge- 
meinscbaftlichen Götterverehrung ermangelt. Das strenge Gesetz der 
politischen Gentralisation, dass dem Staatatheil die Selbetbestimmung 
nicht zugestanden werden kann, hat auch hier gewaltet. Wohl ist 
die Tribus ursprQnglich als Nachfaarverband angelegt worden, und 
sie hat, selbst nachdem das Ortliche Nahverbältniss zurückgetreten 
vrar, insbesondere wegen der darauf beruhenden Stimmgemeinschaft 
und der Verwendung des einzelnen Bezirkes als selbständiger Wahi- 
körperschaft diesen Charakter einigermassen bewahrt. Aber wohl 
erst die Organisirung der örtentliclien Spenden und Almosen nach 
den Bezirken in der verfallen(ien Republik und mehr noch in der 
Kaiserzeit hat denselben einen corporativen Charakter gegeben, der 
ihrem eigentlichen Wesen zuwider läuft. Vorsteher der einzelnen 
Tribus hat es gegeben und sie sind besonders bei dem Steuerwesen 
tbätig gewesen; politische Bedeutung scheinen sie nicht gehabt zu 
haben. 

Der Bezirk ist bestimmt theils der Verwaltung, insbesondere im«^''^' r^" 
Steuer- und im Kriegswesen, die nöthige Handhabe zu bieten, thdls^ Bwirk«. 
den Gesammtwillen der Bürgerschaft durch die Gliederung in den 
Comitien zum rechten Ausdruck zu bringen. Ks kann die Gliederung 

der patricisch-plebejischen Bürgerschaft nach den Tribus und den 
mehr oder minder auf den Tribus beruhenden Centurien. so wie der 
alles beherrschende Gegensatz der irihulrft und der acraru nicht 
anders dargelegt weiden, als durch Kingehen auf die Steuer- und 
vor Allem auf die ileerorduuug der ältesten Epoche, insofern die 



Digitized by Google 



32 



EntM Baeb. Die Bttigenehalt vnd dai Bmeh. 



Tribus der Aiisliebungsl)czirk ist und zii*jleich für den Sold der 
Fusssoldaten und die damit zusamuieuhängende Umlage verwendet 
wird, die Centurie in der ständigen Reiterei den etTectiven Tnippen- 
körper, in dem nicht ständigen Fussvolk die für einen jeden Truppen- 
kOrper rechtlich verfQgbare Manosehaft umfasst, beide aber im Grossen 
und Gaman die Gesammtheit der dieDStpfliebtigen Borger darttellen. 
Daranf beruht die Verweiidiiiig der einen wie der andern Form für 
die beschliesaende Bflrgenrersammlnng, die Comitien, deren Wesen im 
filnften Buch erOrtert werden wird. 

Die Verwendung des Bezirks für die Oekonomie der Gemeinde 
ist insofern exceptioneller Art, als ordentlicher Weise diese Oekonomie, 
ebenso wie der Haushalt des Privaten, auf dem eigenen Vermögen 
ruht, das heisst mit d«^n Nutzungen des Gemeindebesitzes, dem Hutgeld, 
dem Fruchtzehnten, den Hafenzöllen und ähnlichen Abgaben, daneben 
mit dem Kriegsgewinn die nach ältester Ordnung wenig umfassenden 
ökonomischen Lasten der Gemeinde bestritten werden. Wie der Ge- 
meindeboden ausserhalb der Bezirke steht, hat auch die Bezirksordnung 
mit dieser Verwaltung des GemeinderermOgens nichts zu schaffen. 
Ständige ökonomische Belastung des Borgers zu Gunsten der Gemeinde 
begegnet nur als Ersatz lOr die mangelnde Wehrpflicht In diesem 
Sinn wird den im Besitz selbständigen Vermögens befindlichen Frauen 
und Waisen die Soldzahlung für den Bossdienst auferlegt. Wahr- 
scheinlich ist auch, so lange der Waffendienst ausschliesslich von 
dem Ansässigen gefordert ward, also bis zur Mitte des 5. Jahrb. der 
Stadt, dem nicht ansiissigon Bürger eine ständige Abgabe auferlegt 

atram. gewesen und er davon acrarius benannt worden, wogegen von einer 
gleichartigen ökonomischen Belastung des nach Gastrecht in Rom 
lebenden Ausländers wenigstens keine Kunde uns überkommen ist. 
Wohl aber begegnet in ältester Zeit eine wenigstens thatsächlich als 

Sjd^ stftndig zu bezeichnende Ökonomisehe Dtetrietslast In der Soldzahlung. 
Die Löhnung fOr den Fussdienst ist ursprOnglieh, so weit sie nicht von. 
dem Feldherm aus dem Kriegsgewinn geleistet ward, durch Umlage 
innerhalb des Bezirks aufgebracht worden, Termutblieh in der Weise, 
dass bei jedem* Feldzug den nicht ausrOckenden Wehrpflichtigen zu 
Gunsten der ausrückenden eine compensirende Geldlast auferl^ ward, 
und es heisst der Vorsteher desselben, der iribunus davon, dass er 
diesen Sold dem einzelnen Bürger auszahlt, a/rarwf!. Nachdem, der 
Angabe nach im ,]. 'M^ ( UM] v, Ch.), die Süldzaliluiig dm Districten ab 
und auf die Staatskasse iii)enu)mmen war, blieb diesr Kinriclitung in 
der Weise bestehen, dass seitdem die Staatskasse den Bezirksvurstehern 
die entsprechenden Beträge überwies. 
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Wenn also ursprüngilich die Gsmeinde als solche regelmässige baiiot^ 
ökoDomische Leistungen von den Bürgern allgemein nicht erhob, so '•'^■«^ 
hat sie ausserordentlicher Weise dergleichen erfordern können, sowohl 
Dienstleistungen (operae), insbesondere Hand- und Spanndienste für die 
öffentlichen Bauten, wie auch Geldeinschuss (tributus), und jene wie 
diese haben ohne Frage in den früheren Jahrhunderten Roms die 
bfirgerliehen Yerh&ltmne wesentlich bedingt. Dennoch sind wir, da 
die Fhihnden Mh abkamen und auch die ausserordentUdien Ein- 
sebflBse in die Staatskasse spiterlnn entbehrlich wnrden, Uber das da- 
bei beobachtete Verfahren theils gar nieht, theils nngenOgend unter- 
richtet, ond können namentlich die Verwendung der Bedrksordmiag 
ftbr diese Zwecke nicht genauer verfolgen. 

Hinsichtlich der Frohnden gilt dies unbedingt. Von welchem wnUmtan, 
(ifiwicht sie gewesen sein müssen, lässt der Riesenbau dfer städtischen 
Mauern ahnen, deren von den „PHichten" {momi<i. munrra) entlehnte 
Benennung ihren Ursprung anzeigt; dass sie in erster Reihe von dem 
Ansässigen, auch dem gruudbesitzenden Ausländer {muma-ps) gefordert 
worden sind, ist wahrscheinlich; aber über die Leitung und die Thei- 
lung der Arbeiten fahlt es an jeder Ueberlieferung. Die historische 
Zeit kennt fQr die Ausführung öffentlicher Arbeiten lediglich die 
Form der Verdingong. 

Die ausserordentliche Gemeindeumlage, der MMm^ ist nicht 
eigentlich eine Steuer, sondern ein Vorschuss, weldien die Gemeinde 
im Fall zeitiger Zahlungsunfähigkeit von den Bürgern einzieht und, 
falls sie nach ihrem Ermessen dazu im Stande ist, ihnen denselben 
späterhin zurückzahlt. Die Befugnis dazu wird von jeher bestanden 
haben; aber die üebernahme des Soldes der Fusstruppen auf die 
Gemeindekasse, welcher soeben gedacht ward, hat selbstverständlich 
diese Belastung erheblich gesteigert. Die Benennung sowohl wie die 
Verknüpfung dieser Umlage mit der nach den Districten abgenommenen 
Sehatsung Iftsst keinenZweifel daran,da8s die Districte für diese Hebungen 
die Grundlage bildeten. Die Betbeilignng der Tribusvorsteher bei der 
Sehatsung ist beaeugt und auch die Hebung der Uariage sicher durch 
sie bewirkt worden. Dass, so lange die Tribus nur die AnsSasigen 
umfassten, diese allein von dem Tributus getroffen wurden, fordert die 
Consequens, und kann auch nicht befremden, da es sich nicht um Steuer- 
hebung, sondern um Zwangsanleihe handelt und anderweitige Belastung 
der nicht ansässigen Bürger füglich daneben bestanden haben kann. 
Nachdem um die Mitte des .5, Jahrb. der Stadt die Wehrptiicht den 
Bürgern überhaupt auferlegt worden war und es nerarii im älteren 
Sinn nicht mehr gab, trifft die Umlage jeden Bürger nach dem Masse 
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seines in der ihm zuständigen Tribus zu diesem Behuf abgeschätzten 
Vermögens. Von relativ höherer Belastung der grosseren Vermögen 
wird nichts gemeldet, wohl aber bestand eine Steuergrenze, insofern, 

Adttimi. wer Über 1 .')()(» As im Vermögen hat, als „stetiger" indsiduuf^) oder 
..zahlungsfähiger" (locitplcs) Mann der Umlage unterliegt, wer darunter 
r«;.ty, ff.,*>. geschätzt ist, nur „für die Person'* (rapite cetv^ts) und als „Vater 

prudarn. seiucr Kinder" (proh tarius) in den Listen geführt, dagepf^n in st< uer- 
licher Beziehung als vermögenslos angesehen wird. Wenn während 
der Jahrhunderte des Autsteigeus der römischen Macht die Umlage 
häufig vorgekommen war und nicht selten die Borgerschaft unter 
diefler Last zn erliegen drohte, so hat die römische Gemeinde ihre 
Weltmachtstellang vor Allem dasn henutzt, unter Befreiung ihrer Barger 
Ton allen Ökonomischen Lasten allein mit ihrem eigenen Vermögen zu 
wirthaehaflen.* Nach dem J. 587 (167 y. Ch.) bis auf Kaiser Diocletian 
ist die bttrgerliehe Umlage nur ein einDges Mal wfthrend der Wirren 
naeh Caesars Ermordung im J. 711 (48 y. Ch.) zur Hebung gekommen. 
Biiutp Aehnlich wie die Steuerpfiicht ist auch die Dienstpflicht geordnet 
und die Versammlung der wehrfähigen Borger kann darum nach den 
Tribus zusammenberufen werden. Aber wenn diese als Aushebungs- 

ceaturiM- bczlrke anzusehen sind und sie insofern an die Stelle der Curien treten, 
SO liegt hei der luiliUlrisch geordneten Bürgerschaft, den« exercitus viel- 
mehr, im (ioschlechterstaat ebenso wie in dem patricisch-plehejischen, 
als militärische Einheit zu Grunde die centuria für die Heiter wie für den 
Fussdienst. Wenn letztere im Felddienst dort durch dieTurma, hierdurch 
den Manipulus verdrängt wird, so kann diese Gliederung, da sie auf 
die Comitien nicht angewendet worden ist, als jüngere und rein mili- 
ttriadie staatsrechtlich ausser Betracht blähen. Der ursprünglichen 
Theilung der Bfirgerschaft in ansässige (irümka) und nicht ansAssige 
(oerom) entspricht die Aufstellung yon 188 Centurien zum Waifendienst 
Pflichtiger Bfirger, wfthrend f Qnf weitere Genturieta theils die zum Heer 
gehörigen Gewerke umfassen, die Zimmerleute (fäbri iignarii), die 
Schmiede (fahri ferrarii). die Trompeter {Htinne>t oder lubiemes) und 
die Hornbläser (camichtcs), theils iu eine Ceuturie zusammengefasst 
die gesammte Masse der unbewaffneten (velati) Ersatzmannschafteu, 
welche, als neben den AVehrptiichtigen verzeichnet {adcensi), nur aus- 
nahmsweise und nicht auf eigene Kosten bewehrt gemacht und zum 
Waffendienst herangezogen werden konnten. Insofern umfasst das 
Bürgerheer alle erwachsenen männlichen Genieindeglieder. Zu der 
Tribus stand die Centurie iu keinem festen Verhilltnis, vielmehr 
wurde regelmässig die einzelne Ceuturie aus Tribulen verschiedener 
Bezirke zusammengesetzt, um militftriseh wie politisch dieselben mög- 



Digitized by Google 



5. Die Gliederung der p«trici>cb-pleb«|ji8chen Gemeinde. 85 

Hebst mit einander zu Tenehmelzen. Am der Gesammtlieit der Wehr- 
pfliehtigMi wurde zunAchst die ständige in 18 Genturien geordnete 
Reiterei ausgeschieden, von denen sechs die beibehaltenen der patrid- 
sehen Gemeinde (S. 14) waren, die übrigen zwölf mit Rflcksicbt auf 
VennOgen und Tauglichkeit persOnlieh für diesen ▼omehmsten Dienst 
ausgewählt wurden. Die flbrigen Wehrpflichtigen wurden nach dem 
Lebensalter in ein erstes, die felddienstpflicUtigen Mannschaften vom 
beginnenden 18. bis zum beendigten \(\ Lebensjahre umfassendes 
Aufgebot, die iuniores, und ein zweites der älteren Leute, der ^miores^ 
f.'eschieden, und jedem Aufgebot 85 Centurien zu^retbeilt, jede dieser 
Hälften aber nach dem Masse des Grundbesitzes geschieden in die 
VoUdienstptiichtigen oder die clai^aici , welche 4U, und die mit ab- 
geminderter Rüstung dienenden (daher infra dassetn\ welche in vier 
Abstufungen 10, 10, 10 und 15 Centurien stellten. Die Vertheilung 
der fOr einen derartigen Centuriencomplex nach Alter und Vermögen 
qoalifieirten Bürger unter die einzelnen Centurien scheint vom Er- 
messen der Magistratur abgehangen zu haben. Da die Zahl der Ab- 
theilungen ein fär allemal feststand, so war, abgesehen von den stän- 
digen und also militärisch geschlossenen Reitereenturien von je 100 
Hann« die der Centurie zugetheilte Personenzahl nothwendig ungleich, 
ja nach der ganzen Anlage dieser Ordnung diese Ungleichheit insofern 
beabsichtigt, als die minder zahlreichen Mannschaften des zweiten 
Aufgebots ebenso viele Centurien erhielten als die zahlreicheren des 
ersti'n und vor Allem die Ansässigen wie in der Wehrpflicht so im 
Stimmrecht so entschieden vorangestellt, dass die Wehrpflicht und das 
Stimmrecht der nicht Ansässigen geradezu illusorisch erscheinen, wo- 
gegen eine Bevorzugung der grosseren Besitzer gegenüber den Inhabern 
kleinerer Bauerstellen aus unserer Ueberlieferung wenigstens nicht mit 
Sicherheit erschlossen werden kann. Innerhalb der Centuriencomplexe 
aber müssen die einzelnen Centurien an Kopfzahl ungefähr gleich 
gewesen sein und Ordnungen dahin bestanden haben, dass beispiels» 
weise die fOr die 40 Genturien des ersten Aufgebots erster Klasse 
qualifidrten Mannschaften nicht allzu willkflrlieh in dieselben ein- 
getheilt wurden. — Die froher erörterte Einreihung der oerom unter 
die ifiimles änderte diese Ordnung nur insofern, als an die Stelle der 
Ansässigkeit in ihren Yersehiedenen Abstufungen entsprechend ab- 
gestufte Censussätze traten und die fOnf Nebencenturien nicht mehr 
die nicht ansässigen, sondern die ärmeren unter dem niedrigsten zum 
Wehrdienst qualiflcirenden Steuersatz von 11000, später 4000 As 
geschätzten Bürger umfussten. 

Diese Ordnung, die in militärischer Beziehung frUh beseitigt B«formiiu 
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< «ntnri«n. wordcTi ist , hat in politischer bis auf den hannibalischen Krieg be- 

or'lnuag unJ 

AnknöpfuDK Standen und ist dann später von Sulla, freilich nur auf kurze Zeit. 

a<>r>i>lb«ii an 

4i«88TTibu«. wieder ins Leben gerufen worden. Sie ist wahrsclieinlich im Jahre 
534 (220 V. Ch.) umgestaltet worden, hauptsächlich, wie es scheint, 
um das active Wahlrecht der Bürger von der Willkür der Censoren 
und der wahlleiteoden Magistrate unabhängiger zu stellen. Es ist 
schon hervorgehoben worden, dass die Altere Heerozdnung, indem sie 
nur fDr die grossen Centnriencosipleze die Qnalüieation naeb Alter 
und Vermögen feststellte, die Vertheilong der Bürger in die einselnen 
Centnrien wahrscheinlich der Magistrator ttherliess. Wenn auch 
rechtliche und gewohnheitsmässige Normen wesentliche Ungleichheit 
der den rechtlich gleichstehenden Centurien zugetheilten Persoaensahl 
verhindert haben werden, so lag es doch in der Tendenz der republi- 
kanischen Entwickelung dem magistratiseheii Belieben auch auf diesem 
Gebiet Schranken zu setzen. Dies wurde um so iiothwendiger, nachdem 
auch die nicht ansässigen Bürger in die Tribus eingereiht waren, da die 
in der Tribusordnung so scharf zum Ausdruck gebraciite Zurücksetzung 
derselben in den Centurien lediglich vom Gutdünken der Magistratur 
abbing. Es geschah dies wahrscheinlich dadurch, dass dte bestehenden 
170 Stimmkörper des Fossrolks mit den 85 Districten, deren Zahl eben 
darum seitdem nicht weiter vermehrt worden ist, in gesetsUch feste Ver- 
Undnng gebracht wurden. Die Tribnlen einer jeden Tribus wurden 
nach dem Lebensalter in zwei Verbände der Jüngeren und der Aelteren 
geschieden, und jeder dieser siebzig Verbände nach den bestehenden 
fünf Vermögensstufen in fünf Centurien zerlegt, unter diese 350 
Centurien aber jene 170 Stimmen in der Weise vertheilt, dass den 
70 Centurien der ersten Klasse je eine Stimme beigelegt, aus den 
280 übrigen durch eine im Einzelnen nicht nachweisbare Zusammen- 
legung 100 Stimmkörper gebildet wurden. Die siebzig Verbände 
traten gewissermassen an die Stelle der 35 Bezirke und die den Cen- 
tnrfen eines jeden derselben vorgesetsten Centiirionai an die ^^r 
Tribusvoisteher. Auf diese Weise wurde erreicht, dass das Ueber- 
gewicht der den 31 lindlichen Tribus angehOrigen Ansässigen Ober 
die in die vier städtischen Tiribas eingeschriebenen nicht grundbesitsen- 
den Borger, wie es wenige Decennien vorher für die Tribusversamm- 
lunp festgestellt worden war, fortan auch in der Centurienordnung 
Dichtauf dem willkürlichen Belieben der Beamten, sondern auf fester 
Ordnung ruhte. Hiusichtlicli der Reitercenturien blieb die bisherige 
Ordnung in Kraft; nur ging densell)en wahrscheinlich gleichzeitig das 
wichtige Vorstimmrecht verloren und stimmten sie fortan mit oder 
uach den Vollwehrptiichtigen des Fussvolks. 
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Privilegirte Bürgeiidassen hat, so viel Wir sehen, das patricische 
Rom nicht gekannt. In dem patricisch - plebejischen erscheinen als 
solche, allerdings in sehr verschiedenen Epochen und in sehr nüuinich- 
faltiger Gestalt, der Patriciat, die Nobilität, der Senatoreustand und 
die Ritterschaft. Ihnen allen gemein ist es, dass sie nicht als 
Körperschaften auftreten und weder Beschlussrecht noch V orsteher 
haben, also die innerliche Einheit des Gemeinwesens ihnen gegeut^ber 
ebenso streng anfreeht gehalten wird wie gegeoftber dem Theile der 
Bflrgersehaft (8. 6); die beieiehneten Kategorien sind lediglieh dnreh 
personale oder erbliche Friyilegien ausgezeiehnet, ihre ZngehOHgen 
Staatsbürger bessern Rechts. 

1 . Der Patriciat. 

Der Patriciat, einstmals das Bürgerrecht schlechthin (S. 5), tritt pgjcjjdtor 
in der späteren Btlrgerschaft als Erbadel auf. Begrifl' und Wesen 
desselben sind dabei im wesentlichen unverändert geblieben , und es 
kann dafür so wie für die mehr privatrechtlichen Ordnungen, ins- 
besondere das strengwe Ehereeht und das Institiit der dieottf auf die 
früher gegebene Darstellung verwiesen werden. Hier verieiehnen wir 
die in spaterer fSeit den Patridem anständigen polit|sdien PrivilegiMi 
einschüesslieh deijenigen Ötellvngen, Itlr welche im Lanfe der Bnt- 
wickelung der Patriciat disqualificirt. 

a) t>ie altpatrieischen Comitien der Curien wie der CeHturien cnrie»- 
baben, seit es eine patricisch-plebejische Bürgerschaft giebt, die ajj."""""««''^ 
gemeine legislative Competenz verloren ; nur für die wesentlich privat- 
rechtlichen und hauptsächlich in die Geschlechtsordnung eingreifenden 
Acte ist dieselbe den Curien geblieben. Dass in diesen noch in der 
patricisch - plebejischen Gemeinde eine Zeit lang die Patricier aus- 
schliesslich stimmberechtigt waren, ist wahrscheinlich. Indess steht 



Digitized by Google 




88 Erttee Bach. Die BOrgenduift und das Bdich. 

dies im Widerspruch mit dem Princip, dass die bevorreclitete Bürger- 
klasse nicht als Körperschaft fuuctionirt, und in historischer Zeit sind, 
wie sehoD (S. 12) bemerkt ward, die Curiateomitlen ebenso patridsch- 
plebejiBche wie die der Genttirien und der Tribus. 
änl^n" ursprQnglicben patrieiseh-plebegiflehen Wehr- imd der 

dnven abhängigen Stimmordnung sind die sechs angesehensten Cen- 
turien, die sex suffragia der Reiter, als procnm patriciuw den Pa- 
triciern vorbehalten worden, und wahrscheinlich haben diei^ellien auch 
gesondert und vor den tibrigen zwölf der Reiter und denen des Fuss- 
volks gestimmt. Indess ist dies Vorstimmrecht späterhin auf die zwölf 
patricisch - plebejischen übergegangen, womit das Vorrecht in eine 
Zurücksetzung umgewandelt ward. Noch später, wie es scheint im 
J. 534 (220 v. Gh.), scheinen jene sechs Ceuturieu selbst auch den 
Plebejern geöffnet worden zu sein. 

e) Die Unfthigkeit des Plebejers zur Verriehtuug sacnUer Funo- 
tionen für die Gemeinde ist ein J^^mdamentalsatz der ursprOngliehen 
patridseh-plebejisehen Ordnung und bis in die Kalserzeit hinein gilt 
die Regel, dass zur Bekleidung eines jeden Gemeindepriesterthums 
der Patricier schlechthin, der Plebejer nur auf Grund einer speciellen 
gesetzlichen Anordnung f&hig ist, wenn gleich thatsächlich . schon in 
Folge des allmählichen Einschwindens des starr sich abschliessenden 
Erbadels, diese Regel mehr und mehr zur Annahme wird. Für die 
drei grossen Flaminate, die im Rang höchsten aller Priesterthümer, 
und die beiden CoUegien der Salier hat man die ganze Kaiserzeit 
hindurch den Patriciat gefordert. Lange Zeit ist auch in Betreff der 
beiden mit Rom zugleich entstandenen und politisch wichtigsten Priester- 
Schäften der Pontifices und der Auguren und des jüngeren, aber auch 
sehr a1t»i, dem die Hut der Sibyllenorakel anvertraut war, der gesetzliche 
Ausschluss der Plebejer festgehalten worden. Bei dem letztgenannten 
wurde durch das licinisebe Gesetz vom J. 387 (367 Chr.) die Ollfte 
der Stellen, bei dem Pontifical- und dem Auguralcollegium durch das 
ogulnische vom J. 454 ('M)i) v. Chr.) sogar die grössere Hälfte — da- 
mals fünf von nenn — den Plebejern gesetzlich vorbehalten, die übrigen 
beiden Ständen gleichmiissig geöffnet. Von dem vierten der grossen 
Collegien. dem im J. 5öS (1<)<> v. Chr.) eingesetzten der Kpulonen 
scheinen die Patricier in repul.likanischer Zeit ausgest hlusseii gewesen 
zu sein. Die übrigen Priesterthümer, das Frauenpriesterthum der 
Vestalinnen, die Genossenschaften der Fetialen und der Luperker, die 
kleiinen Flaminate erscheinen, so weit unsere Ueberlieferung zurftek- 
reicht, den Plebcgem zug&nglich; ob in Beziehung auf diese, so- weit 
ihre Entstehung in die Epoche des Geschlechterstaats fftllt, patricische 
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Privilegien bestanden haben und beseitigt worden sind, lässt sich um 
so weniger ausmachen, als bei manchen dieser Einrichtungen, nament- 
lich bei den Vestalinneu nicht eigentlich Vertretung des Staats gegen- 
über der Gottheit zu Grunde liegen mag, und daher vielleicht das 
volle Bürgerrecht ▼on Hans ans hier alehl gefordert wurd. 

d) Wenn mit der Zulassmig des Plebejers zum Wehrrecht die ^^j^"^^^* 
BefiUiignng desselben snr Ffthmng des Cornmandos unter dem Iftagistrat 
logisch ind pmktiBeb verbunden war, der Plebcger also seitdem auch 
zum Legionsfhhrer (tribrnm mtlitum) ernannt werden konnte, so gilt 
dies nicht von dem Magistrat selbst, ohne Frage deshalb, weil dieser 
die Gemeinde auch den Göttern gegentkber zu vertreten bat. In 
vollem Umfang findet dies Anwenduiip auf den König, der zugleich 
Magistrat und Priester ist, und ist daher auch für das sacrale Schemen 
desselben, den nx sacrorum bis in tlie Kaiserzeit hinein eingehalten 
worden. Aber auch für die Älteste Republik ist die TTnfÄhigkeit des 
Plebejers zur Bekleidung einer Magistratur der Eckstein der damaligen 
Gemeindeordnnng, und diese Vorschrift ist nur schritt- und stQckweise, 
ja principiell überhaupt nicht gebllen; insbesondere das Zwisehe»> 
fcOiügthum ist noch am Ausgang der Bepublik ein patrieisehes Amt Am 
frühesten sind Plebejer zugelassen worden bei ausserordentlicher oder 
Btdlvertretender Besetzung des Oberamts: unter den in den J. 903 
(451 V. Chr.) und :^04 (450 v. Chr.) fungirenden Zehnmftnnern far 
ConstituiruDg des Gemeinwesens finden sich Plebejer, und die 
kurz nachher, vielleicht eben in Folfre des Decemvirats, zugelassene 
Verknüpfung der oberamtlichen Function mit der blossen Offizier- 
stellung, der sogenannte Consulartribunat , ist recht eigentlich die 
Zulassung des Plebejers zur Führung des Überamts ohne Führung des 
Titels. Unter den ordentlichen Aemtem macht den Anfang die Quilstur, 
insofern folgerichtig, als das Unteramt, wie seiner Zeit gezeigt werden 
soll, streng genommen nicht als Magistratur betrachtet werden kann : im 
Jahre 333 (421 v. Chr.) wurden mit der Vermehrung der Quftstorenstellen 
von swei auf vier zugleich alle beiden Ständen freigegeben. Der ent> 
scheidende Schritt geschah im Jahre 887 (867 v. Chr.) durch das lid- 
nische Plebiscit: indem dies den Consulartribunat abschaffte, theilte es 
die beiden Consulstellen zwischen den Ständen in der Weise, dass 
die eine mit einem Patricier. die andere mit einem Plebejer besetzt 
werden sollte. Allem Anschein nach ward gleichzeitig sowohl die alte 
I)i( tutur wie auch die jetzt neu errichtete dritte Oberamtsstelle, die Prä- 
tur beiden Stilnden gleichmässig zugänglich gemacht, da die Ordnung 
derQualiiication wahrscheinlich auf das Oberamt tiberhauiitgleichmüssig 
bezogen wurde. Selbst die einige Zeit vorher gleich der Prätur aus 
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dem OI>eranit abgezweigte Censur scheint schon in Folge des licinischen 
Gesetzes den Plebejern in der Weise eröffnet worden zu sein, dass 
für beide Stellen jeder Barger w&hlbar war. Die ebenfalls im J. %7 
(367 V. Chr.) eingerichtete AedilitAt ist in ihnlichem Sinne zwisehen den 
beiden Stinden in der Weite getheilt worden, dass die beiden pleb^- 
sehen Aedika ana Sondeibeamten d«r Pleba in Beamte der Gemeinde 
umgewandelt, die beiden nen eingerichteten eumlischen Aedilen den 
Patriciem entnommen wurden. Die hier angestrebte Rechtsgleichheit 
der Adlichen und der Borgerlichen schlug bald in rechtliche Zurück- 
setzung der ersteren um : Volksschlüsse aus den J. 412 {'M2 v. Chr.) 
und 415 (339 v. Chr.) setzten für Consulat und Censur fest, dass je eine 
dieser Stellen der Plebs vorbehalten, die zweite beiden Standen offen sein 
solle; um dieselbe Zeit wurde ft^r die curulische Aedilität der Turnus 
eingeführt, so dass dieselbe in den varronisch ungeraden Jahren derStadt 
mit Patriciem, in den varronisch geraden mit Plebejern besetzt ward, 
wihrenddie plebejische den letitereo aanchliesdich verblieb. Ebenso 
blieb der Volkstribnnat auch nachdem er thatsftchlich ans einem Sonder- 
amt der Plebs in ein Amt der Gemeinde umgestaltet war, den Adlichen 
verscUosaen. Indesa diese Festsetiungen selbst legen Zengniss davon 
ab^ dass die politische Vormachtstellung des Geschlechtsadels den Ver- 
lust seiner Privilegien ttod selbst die rechtliche Zurücksetzung weit Über- 
dauert hat; nur auf jene gestützt hat sich der Patriciat in dem Sonder- 
besitz der einen Consulstelle bis zum J. 582 (172 v. Chr.), der einen 
Censorstelle bis zum J. 62:^ (131 v. Chr.) he]iaui)tet, und trotz des all- 
mfthlichen Einschwindens der Zahl haben die alten Geschlechter durch 
die ganze republikanische Kpoche, ja noch darüber hinaus in der 
ersten aus ihnen hervorgegangenen Dynastie der Julier und der 
Claudier einen bestimmenden BiniuBS behauptet, wfthrend der Erb- 
adel der Kaiseraeit sn keiner politischen Bedeutung gelangt ist. 
Dkp.tricit>r e) Der $enat der patricischen Gemeinde ist in die patrieiaeh- 
plebiiiisehe insofern unverlndert abergegangen, als auch in dieser die 
formale Bestätigung der Volksschlttsse so wie das Zwischenkönigthum 
den Patriciem als Reservatrechte verblieben. Für das eigentliche 
Regiment der Gemeinde, welches mehr und mehr auf den Gemeinde- 
rath überging, sind dagegen in der patricisch-plebejischen Staatsordnung 
den patricischen patres, so viel uns bekannt von Anfanix an, die plebe- 
jischen ronscripti zur Seite getreten, aber so wenig in gleichberech- 
tigter Stellung, dass vielmehr der plebejische Beisitzer weder auf den 
Namen noch auf die Ehreuabzeichen de» Senators Anspruch hatte, und 
er weiter wie in der Bargerschaft das Stimmrecht ohne das Aemter- 
recht, so im Senat das Stimmrecht ohne das Beeht des Besehlnss- 
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Vorschlags erhielt. Rechtliche Gleichstellung mit den patricischen haben 
die plebejischen Senatoren auch später nicht erhalten. Erst in Folge 
der Zulassung der Plebejer zum Oberamt im J. 887 (867 v. Chr.) ist 
denen von ihnen, die dazu gelangt waren, die rechtliche Gleichstellung 
im Senat eingeräumt worden; da ein bevorrechtetes Vorschlagsiecht 
ftar den Senator an das bekleidete Oberamt ohne Zweifel schon früher 
geknfipft war, komito der plebcgisehe Consnlar bei den Senatarer- 
handlongen nicht linger stummer Beidtier bleiben. Allmlhlich ist 
dann doreh die mehr und mehr nm sich greifende und sehlieaslich 
alleinige Besetzung der Senatastellen durch die Wahl zu einer 
Magistratur die bevorrechtete Stellung des Adels im Senat beschrankt 
und endlich beseitigt worden. Es wird darauf im fftnften Buch bei 
der Behandlung des Senats zurackzukommen sein. 

2. Die Nobilität. 

Die Nobilität ist ein erweiterter Patriciat und aus diesem ent- ^u«»»- 
wickelt, indem dieser Kreis die Patricier umfasst nebst den aus dem^Nobüaa' 
Patrieiat ausgetretenen oder den Patriciern in der Amtsehre gleich 
geltenden Plebejeni. Ausgegangen ist der Begriff wohl davon, dass 
der durch Emandpation oder Austritt aus dem Geschlecht aus- 
scheidende Adliche swar seine Adelsrschte verliert, aber seinen 
Geschlechtsnamen behalt und auch ferner ein ^namhafter" (nobüiB) 
Mann bleibt. Hauptsächlich aber findet er Anwendung auf diejenigen 
Plebejer, welche nach dem licinischen Gesetz zu den bis dahin den 
Patriciern vorhehaltenen Gemeindeämtern gelaufjen. Da diese Aemter 
auch ferner nnrli als ^patricisclie" augesehen werden, so scheiden ihre 
Träger von Kechtswegen aus der mit der Plebität rechtlich verknüpften 
Clientel aus (S. 21) und stehen im Senat den Patriciern gleich ; daher 
wird ein solcher „neuer Mann" {hotno twvus) zwar nicht selbst, wohl 
aber seine Descendenz der Nobilit&t zugezählt, so dass also au die 
Uebemahme eines curulisehen Amtes sieh for den Plebejer dieser 
erbliche Qaasi-Patrieiat anknttpft. BechtUche Privilegien, wie sie dem 
Patriciat zustehen, hat die Nobilität nicht; die Befugniss von denjenigen 
Ahnen, welche eurulische Aemter bekleidet haben, die Bildnisse im 
Hanssaal aufzustellen ist wohl das Kennzeichen der Nobilität . aber 
doch mehr ein magistratisches Ehrenrecht als ein Standesprivilegium. 
Aber wie bei der Aemterbewerbunjr. nachdem die rechtliche Bevor- 
zugung des Adels beseitigt war, die ixewohnheitsmüssige noch lange 
von mächtigem Einfluss blieb, so ist die letztere dem Quasi-Patricier 
gleichfalls zu Statten gekommen, namentlich auch insofern, als der Adel 
insgesammt der Plebs gegenüber insbesondere bei den Wahlen zu- 
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samnienzuhalten pflegte. Die rechtliche Geschlosseoheit des Patriciats 
hätte nothwendiger Weise es demselben unmöglich gemacht das Adels- 
regiment zu Ijehaupten, wenn nicht durch die Quasi-Reception eines 
jeden «nter Sprengung des Adelsrings zur Magistratur gelangenden 
Plebejers in den Erbadel selbst die Fortdauer der Adelsherrsehaft 
ermöglicht worden wäre. Die Beehtsgleiehheit der Fatrleier nnd der 
Plebejer, wie sie durch die stftndiseben Kämpfe herbeigefOhrt worden 
war, wurde durch dieses Herkommen formell nicht alterirt, factisch 
aber wesentlich beeinträchtigt, ja im Laufe der Entwickelung in der 
That aufgehoben. Wie so oft im politischeii Ausgleichung^kampfe 
wandelten die Sieger die erstritteue Gleichheit um in eine neue Form 
der Privilegirung. 

3. Der Senatorenstand. 
Von der Zusammensetzung des Senats und seinem Antheil am 
Regiment der Gemeinde wird im fbniten Buch gebandelt werden. 
Hier sollen die Vorrechte dargelegt werden, welche dem einzelnen 
Senator, in spftterer Zeit auch den Frauen der Senatoren nnd deren 
Kindeni bis zum dritten Grade beigelegt sind, soweit dieselben die 
Rangstelinng betreffen oder politischer Art sind; die Sonderstellung 
der Senatoren im Ehe- und im Vermögensrecht kann hier übergangen 
werden. Dem Senat als solchem stehen corporatiTe Rechte SO wie 
eigenes Vermögen und eigene Kasse nicht zu. 
AbMieh«n a) Das älteste äussere Abzeichen des Senators, der Schntlrenschuh, 

dos 

s«MU>r«. kommt anfangs nur dem patricisclien Senator zu , wie denn dieser 
ursprünglich allein als wirklicher Senator augesehen wird. Weiterhin 
tindeu wir dies Abzeichen, jedoch mit der Beschränkung, duss der 
Halter (lumtHa) von Elfenbein dem patricischen Senator allein ver- 
bleibt, im 6. Jahrh. ausgedehnt auf die zu cnrnlischen Aemtem ge- 
langten, also auf die quasi -patridsehen, noch spftter auf sämmtliehe 
Senatoren. — Ob der rothe Streifen am Untergewand, wie ihn der 
Ritter trug, von Haus aus auch dem Senator zukam oder erst von der 
* Bitterschaft auf den Senat abertragen ward, ist zweifelhaft. Als in der 
gracchischen Zeit die Senatoren und die Ritter sich schärfer von einander 
schieden, kam es auf, <l;iss der Senator den Streifen breiter (latu^ clavus) 
trug, der Ritter schmaler {atu/ustus clavu^) und dieses Distinctiv der beiden 
bevorrechteten Stände ist geblieben. — l)er goldene l'ingerreif ist erst 
später und zwar zuerst für die Senatoren in Uebung gekommen und 
hat sich dann auf die Ritter Ubertrageu, bei denen wir auf denselben 
zurQckkommen. — Biese Abzeichen sind in republikanischer Zeit 
personale; als aber Augustus einen Senatorenstand schuf, erstreekte er 
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dieselben einerseits auf die Descendenten der Senatoren, andererseits 
auf diejenigen jüngeren Männer des 11 itter Standes, welche er in 
Pflichten und Rechten diesen gleichstellte. 

b) Gesonderte und bevorzugte Sitzplätze bei den üflentlicheo 8< i>w - 
Btthoenspieleu sind den Senatoren seit dem Jahre 560 (194 Chr.) 
eiiigeiftmt und es ist dies dann anf andere Volksfeste flbertragen 
worden. 

c) Ein bevorzogtes Stimmrecht hat der Senator nur insofem, als sumum^ 
er bei der Bildung der Ritteieenturien 'bevorzugt wird, worQber bei 

der Ritterschaft zu handeln ist. 

d) Auch bei der Aemterbewerbung ist der Senator als solcher jj^jraur^ 
nicht l)evorzugt: nach den späteren Ordnungen indess, welche als Quali- Wwtor - * 
hcation für das höhere Amt die Bekleidung eines niederen mit der 
Gewinnung des Senatssitzes verbundenen fordern, concurriren bei allen 
wichtigeren Bewerbungen lediglich Senatoren. — In gleicher Weise 
werden die vom ISeuat ausgehenden Abordnungen aller Art, die im 
Regiment der Republik eine hervorragende Rolle spielen, wenn nicht 

von Rechtswegen, so doch thatsftchlich aosschliesslich aus dem Senat 
genonmien. — Noch in der Kaiserseit wird fttr die Beamtenemennung, 
soweit sie anf den Kaiser flbergeht, sowie nicht minder für die Besetzung 
der höchsten Offizierstellen, insbesondere der Legionscommandos, die 
Zugehörigkeit zum Senat oder sogar zu einer bestimmten Klasse des- 
selben als Qualification gefordert. — Für die Priesterthümer scheint 
in republikanischer Zeit die Senatorenqualitilt rechtlich nicht erforderlich 
gewesen zu sein; thatsächlich aber sind die liöheren derselben schon 
damals so gut wie ausschliesslich an Senatoren und Senatdrensöhne 
gegeben worden. Augustus wird dies dann rechtlich fonnulirt haben. 
— Für die Aufangsämter und somit für den Eintritt in den Senat 
selbst hat in republikanischer Zeit das allgemeine Bewerbungsrecht 
nicht bloss formell fortbestanden, sondern es ist wahrscheinlich für 
den neuen Mann nicht allzu schwierig gewesen dazu zu gelangen, 
wenn gleich die der Nobilität angehOrigen Bewerber auch dabei 
faetisch bevorzugt waren. Augustos hat dagegen nur einerseits die 
Nachkommen der Senatoren, andererseits die von ihm in den Senatoren- 
stand aufgenommenen jungen Männer zur Bewerbung um die Gemeinde- 
ämter zugelassen, für welche sie zugleich zur PHiclit gemacht ward. 
Dadurch wurde der Senatorenstand zu ein(>r tlieils erl)liclu'ii , iheils 
durch kaiserliche Ernennung ergänzten Pairie und lieferte diese Paiiie 
in der Kaiserzeit ausscbliessiich die iiöhere Kategorie der Beamten. 

e) Als Geschwornen im Civilprozess konnte der Magistrat ursprüng- Ir- 
lich wahrscheinlich von Rechtswegen jeden römischen Bürger berufen. stellen. 
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Aber unter dem entwickelten ariRtokratischeii Regiment macht sich 
der Anspruch der Senatoren auf ausschliessliche Berechtigung hiebei 
geltend, namentlich seit dem Anfang des 7. Jahrh. d. St. hinsichtlich 
der Geschworuenstelleu in den aus dem Civilprocess entwickelten 
politiseli wichtigen QuästionenprocesseD. Der im Gegensatz dtzu er- 
hobene gleichartige Anspruch der Ritkenehaft rief dann einen das Ifltate 
Jahrhundert der Republik ausfallenden Intereasenstieit der beiden 
privUegirten Stande hervor. Sowohl in der Epoche vor Oaius Qraeehns 
wie auch wieder während der sullanisehen Reaetion wurden lediglieh 
Senatoren zu Geschwonen berufen , wfthrend in der graechanischen 
Epoche die Senatoren von diesen Stellen ausgeschlossen waren und in 
der letzten Zeit der Republik vom J. G84 (70 v. Chr.) an ein Drittel 
derselben mit Senatoren be^ietzt ward. In der Kaiserzeit . wo diese 
Thätigkeit aus einem begehrten Recht zu einer lästigen Pflicht wurde, 
ist dieselbe den Senatoren abgenommen. 

4. Die Ritterschaft 
Quii- Die Ritterschaft', welche, her?orgegangen aus der alten Bflrger- 
d»« mS^~ reiterei, seit der mittieren Republik als bevorsugte Bttrgerklasse auf- 
tritt, bilden die Inhaber der Staatspfeide, die e^teaSommri equo publica. 
Wenn die BQrgerreiterei darauf angelegt zu sein scheint diesen an 
sich sclion und vor allem durch seine Stftndigkeit kostspieligen Dienst 
auch dem Unvermögenden einigermassen zu ermöglichen, da dem Staats- 
pferdinhaber besondere Emolumente (S. :{2). jedem anderen Reiter der 
dreifacheSold des Fusssoldaten gew.lbrt wurden, so ist nichtsdestoweniger 
der Rossdienst früh als eine nur dem VeniiöL'eiiden zuzumuthende Last 
beliamlelt . zugleich aber auch, namentlich insoweit er stiindig war, 
des damit verbundenen Ansehens wegen von der reicheren Bürger- 
sdiaft vorzugsweise begehrt worden, wobei noch hinzukam, dass von 
den achtiehn Genturien der Staatspferdinhaber die sechs vomehnslen • 
dem Erbadel vorbehalten und selbstfolglich in den übrigen zwölf die 
plebejische Nobilität und die allmihlich neben diesem raagistratischen 
Adel sieh entwickelnden Krei.se der hoben Finanz vorzugsweise vertreten 
waren. Somit stellte sich ftlr den Rossdienst neben der ursprünglichen 
Qualification nach dem Alter und der körperlichen Tüchtigkeit die 
weitere nach Geburt und Vermögen ein. Die Ausschliessung der Frei- 
gelassenen wurde hier mit voller Strenge durchgeführt und durch 
Bevorzugung der Söhne solcher Väter, die selbst das Staatspt'erd 
gehabt hatten, thatsiichlich selbst eine gewisse Erblichkeit desselben 
herbeigeführt, desgleichen nur zugelassen, wer den vierfachen Census 
der vollen Wehrpflicht, das heisst ein Vermögen von 400000 Sesterzen 
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aufweisen konnte. Aus den sonach fttr den Reiterdienst qiialiticirt 
erachteten Bürgern, welche auch wohl abusiv selber als Ritterschaft be- 
zeichnet werden, wurden theils von den Feldherrn die efTectiven Bürger- 
reiter ausgelesen, die übrigens ziemlich früh militärisch verschNvanden. 
theils durch die Censoren jene uchtzehnhundert Staatspferdreiter, 
die eigentliche Ritterschaft, welche zwar von Rechtswegen efl'ectiven 
Reiterdienst zu leisten hatte, aber mehr und mehr ohne Rücksicht 
auf die militftrisehe Brauehbarkeit gebildet wurde. Es blieb bei der 
alten Ordniing, wonaeli die Cenioren die Staatopferde an geeignete 
Pdreonen austhetlten und die nlebt mehr Dienstfithigen dieselben absa- 
geben hatten, und sie hat dam geführt, dass diese sweite Adelsklasse 
nicht wie der Patriciat auf der Geburt, sondern auf obrigkeitlicher 
Verleihung beruht und späterhin sich zum Briefadel entwickelt. Aber 
thatsächlich ward diese Ordnung keineswegs innegehalten. Mehr noch 
als bei der Zutheiluog des Staatspferdes, welche die durchgängif; aristo- 
kratisch gesinnten und von jeder Verantwortlichkeit befreiten Censoren 
nach politischen Rücksichten handhabten, scheint der Austritt aus 
der Ritterschaft wegen des dieser zustehenden besseren Stimmrechts 
bei der Nobilität häutig über die rechte Altersgrenze hinaus verschoben 
worden zu sein; es ist sogar nicht unwahrscheinlich, dass in Folge 
eines formeHen PrlvUegiums die Gonsulare, Prfttorier und Aedilicier 
regelmftssig in den Rittereenturlen Terblleben, bis in der gracehischen 
Zeit die Incompatibilit&t des Ritterpferdes und des Senatssitzes geseta- 
lieh festgestellt ward. Sowohl diese Fsstsetzung wie auch die Be- 
seitigung des patricischen Reservatrechts auf den dritten Theil dieser 
Centurien haben dann dazu beigetragen die Ritterschaft, welche bis 
dahin den Amtsadel und die von dem eigentlichen Regiment sich 
fernhaltende Finanzaristokratie in sich vereinigt hatte, in der Weise 
zur Trägerin der letzteren zu machen . wie sie uns im letzten Jahr- 
hundert der Republik entgegentritt. Die suUanische Reaction war 
wesentlich der Sieg der Nobilität über die Ritterschaft und stellte 
auch die letztere insofern auf eine andere rechtliehe Grundlage, als 
die bisher duich die Censoren bewirkte Anfiiahme unter die Staats- 
pferdinhaber mit der thatsftchlichfln Beoeitigung der Gensur wegfiel. 
Was daflftr an die Stelle trat, ist nicht ToUstftndig ermittelt; sieher ist 
und charakteristisch, dass seitdem dem erwachsenen Sohn des Senators 
das Ritterpferd Ton Rechtswegen zukam, während wahrscheinlich dessen 
Erwerbung noch an andere Momente, vielleicht an die Bekleidung 
djes Kriegstribunats geknüpft ward. Die Ausscheidung aus der Ritter- 
schaft, abgesehen von dem Uebertritt in den Senat, scheint damit 
überhaupt aufgehört zu haben. Indeös bat es bei dieser Umgestaltung 
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der Ritterschaft im optimatischen Sinne keineswegs sein Bewenden 
gehabt. Noch in republikanischer Zeit sind Versuche gemacht worden, 
die Censur wieder in das Leben zu rufen und in der augustischeu 
Reform ist (iie magistratische Verleihung des Kitterpferdes nicht blos 
zu Gunsten des Kaisers wieder hergestellt, sondern auch durch Be- 
seitigung der gesclilossenen Zahl wesentlich gesteigert worden. Der 
Gegensatz des erblicht u Amtsadels, der den Senatorenstand bildet, 
und der ans den Männern guter Geburt und namhaften YermOgens 
durch kaiserliche Berufung ausgewählten Ritterschaft beherrscht Tor 
allem die Epoche des Prineipates. Dagegen ist Augustus Versuch, 
den eflfectiTen Rossdienst in der Weise zu erneuern, dass die Ritter- 
schaft zu einem berittenen Of&ziercorps ward, nur unvollkommen ver- 
wirklicht worden. Es wurde die Aufnahme in die Ritterschaft wohl 
bis zu einem gewissen Grade mit dem Offizierdienst verknüpft, wie 
denn auch dem »Tw.irlisenen Senatorensohn zwar das Kitterpferd von 
liechtswegeu zukam, er aber zugleich verptliclitet ward als Krie^^stribun 
zu dienen, und es wurde ferner in der besseren Kaiserzeit das Kitterpferd 
vor erreichtem Dienstalter nicht ertheilt; allein häutig und in immer 
steigendem Umfang ist das Ritterpferd einfach als {lersonaler Adel 
verliehen worden und die Lebenslänglichkeit ist, abgesehen tou er- 
wiesener UnwUrdigkeit, damit yerbunden geblieben. 

Die politischen Privilegien, welche dieser zweiten Klasse der 
rdmisehen Aristokratie, allerdings zu verschiedenen Zeiten und in 
sehr verschiedenem Grade zukamen, sind die folgenden: 
MUiUriach« a) Die militärische Gliederung, welche der ständigen BQrgerreiterei 

romuung. ggj^jg^ygj.g{^u^jj^.|j zugekommen ist, ist der Ritterschaft, auch nachdem 
dieselbe nicht mehr als Truppe Ivetrachtet werden kann, dennoch ge- 
blieben, und zwar wird dabei nicht die alte Centurie zu Grunde ge- 
legt, sondern die im etloctiveu Kriegsdienst dafür eingetretene Turma 
(S. 14). Augustus hat sogar der Ritterschaft in den sechs Führern 
der sechs ersten Türmen quasi -magistratische jährlich wechselnde 
Anführer gegeben. Verwendung findet diese Gliederung lediglich bei 
gewissen Musterungen der Ritterschaft und bei Festlichkeiten. Eine 
Körperschaft ist die Ritterschaft nicht; sie tritt nicht zur Beschluss- 
fassung zusammen und hat keine dafftr competente Vorsteher noch 
auch eigenes Vermögen und eigene Kasse. 

AbMtehM b) Als äusseres Abzeichen scheint der Purpurstreifan am Untere 
gewand {clavus) dem Reiter von jeher als Dienstabzeichen zugekommen 
zu sein und er ist. späterhin neben einem gleichartigen, aber gesteigertem 
Abzeichen des Senators, dem Ritter verblieben. — Der goldene Finger- 
ring ist dagegen verhältnissmässig spät und zunächst als senatorisches 
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Abzeichen in Gebrauch gekommen (S. 42) ; erst seit der gracchischen 
Zeit fahren denselben die beiden privilegirten Stände gleichuiässig. Die 
Verleihung des Ritterrechts an den Freigelassenen unter Fiction der 
Ingenuität. welche in republikanischer Zeit überhaupt nicht und in der 
bessereu Kaiserzeit als seltene Ausnahme vorkommt, erfolgt in dieser in 
der Form der Verleihung der Goldringe; späterhin werden diese dem Frei- 
gelasseneu uicht selten gewährt, ohne dass damit die fictive lugeuuität 
und der Standeswechsel verbunden ist — Ob diese Ehrenrechte 
lediglich dem Staatapfeidinhaber zukamen oder aveh, so lange es 
eine Borgerreiterei gab, dem ohne Staatspferd zu Boss dienenden 
Bürger, ob sie ferner, bevor die Lebenslftnglichkeit der Bitterstellung 
dorehgeführt ward, auch nach Abgabe des Ritterpferdes fortbestanden, 
Iftsst sich nicht mit Sicherheit entscheiden. 

c) Abgesonderte Sitzplätze bei den Btlhnenspielen, die ^vierzehn w« »- 
Reihen", sind, nach dem Muster der Senatoren, den Kittern in der 
gracchischen Epoche, und. nachdem sie dieselben durch ISulla verloren 
hatten, wieder im Jahre »W? ((i7 v. Chr.) durdi das roscische Gesetz 
verliehen worden. In der Kaiserzeit wurde dies auch auf die Renn- 

und die Kampfspiele erstreckt. 

d) Dass bei der Abstimmung naeh Centorien den Staatspferd- smbwmm. 
inbabem von den 193 Stimmkörpem 18 reserrirt waren, ist bereits 
ausgeführt worden (S. 35). Es war dies Stimmrecht um so mehr 
bevorzugt, als die Ceoturie der Beiter je 100 Personen zählte, wäh- 
rend alle abrigen eine unbestimmte durchgängig sicher weit grössere 

Zahl Ton Stimmberechtigten umfassten, und als denselben, wie es scheint 
bis zum J. 534 (220 v. Chr.), das wichtige Vorstimmrecht zustand. 

e) Der Offizierdienst ruht in republikanischer Zeit, so weit nicht ^jJJJjJ^ 
die Volkswahlen eingreifen, auf der feldherrlichen Erneunung, insofern 

der Feldherr den ihm unterstellten Soldaten wie im Gliede belassen, 
st) auch als Führer verwenden kann. Es liegt in der Sache, dass 
die höheren Führer, namentlich die Kriegstrihune und die diesen 
gleichstehenden Offiziere, vorzugsweise aus der vornehmeren Reiterei 
genommen wurden und es hat dies auch fortbestanden, nachdem die 
BOrgerteiterei als effective Truppe angehört hatte, indem die zum Boss- 
dienst qualifidrten jungen Männer der besseren Stände, die sich dem 
Feldherm zur VerfQgung stellten, auch nachher der Bfirgerrdterei 
zugezählt wurden. Ob sie das Staatspford besassen oder nicht, wird 
dabei schwerlich in Betracht gekommen sein, auch die Offizierstellen 
rechtlich denselben keineswegs ausschliesslich zugestanden haben. Dass 
nach der sullanischen Ordnung unigekehrt der OfH/.ierdienst das Staats- 
pferd gab, ist vermuthungsweise schon ausgesprochen worden (S. 45). 
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Augustus bat, wie fOr die hOehsteo Offizierstellen die Seoatoreu- 
quAlitftt, so fOr die Kriegstribune und die Aiudlfenffthnr dis Staato- 
Ifind sor redifUehen Qualifieation gemacht, derea Iimehallang frei- 
Ueh nach der BeseitigoDg der gesehloBseneB Bittersahl der freien 
kaiaerliehen OffirieremeDnimg keinen Eintrag tiiat. 
|ug»j»^r f) Wie der ritterliche Offizierdienst durch Angnatus rechtliok 
fixirt worden ist, so sind auch die ritterlichen Beamten nnd die ritter- 
lichen PriesterthOmer eine Einrichtung des Augustus. Diejenigen 
Aeniter und mit amtlicher Competenz ausgestatteten Comiuandos. deren 
Besetzung dem Kaiser zukam, theilte er ein für allemal zwischen den 
beiden privilegirten .Ständen, so dass weder das senatorische Amt einem 
Ritter nocli das ritterliche einem Senator tibertragen werden durfte. 
An die Ritter kamen auf diese Weise die Verwaltung der damals neu 
eingerichteten Provinzen, femer s&mmtliche Finanz- und Palast&mter und 
aämmtliehe in Italien fonetionirende Commandos, namentlieh die der 
Garde und der Flotten. Sie scheinen als dem Kaiser näherstehend 
und unmittelbarer unterworfen als die senatorischen kaiaerlidier Er- 
nennung; wenn die senatorischen mehr als Reichs-, werden die ritter- 
lichen mehr als Hausbeamten gefasst. und wenn jene im Rang 
höher stehen. Überwiegen bei diesen die Emolnmente. Rechtliche 
Qualitication , vom Ritterpferd selbst abgesehen, giebt es fOr die 
Ritterämter nicht; thatsächlich indess bestand eine solche in dem 
ritterlichen Offizierdienst, insofern die Ritteriimter nach Art der 
Veteranenbelohnungen vorzugsweise an gewesene Offiziere vergeben 
wurden; doch konnte seit Hadrian auch bei der Verwaltung und der 
Rechtspflege ein ähnliches Anrecht erworben werden. £s bildeten sich 
far die Ritterftmter ähnliche Abstufungen, wie sie far die senatorischen 
bestanden, und eine ritterliche Aemterlaufbahn; selbst eine ritterliche 
Nobilität entstand, indem den Nachkommen der höheren Beamten yon 
Ritterrang das Ritterpferd ohne weiteres gewährt ward und sie inner- 
halb der Ritterschaft eine hervorragende Stellung einnahmen. Analog 
werden die Priesterthümer in senatorische und ritteriiche geschieden. 

DerGedanke des( laius Gracchus, dem Gemeinwesen einen doppelten 
herrschenden Stand zu geben, ist durch Augustus in vollem Umfang 
verwirklicht worden. Die (lleichberechtigung aller Bürger insbesondere 
zur Uebernahme der Aemter und der Priesterthümer der Gemeinde 
ist in dem i)iitriciscli-i)lebejischen Gemeinwesen, da der Patriciat darin 
als Erbadel Platz gefunden hatte und der Quasi-Patriciat der plebe- 
jischen Nobilität sofort sich neben ihm entwickelte, niemals effectiv 
durchgeführt, aber beständig formell anerkannt worden; principiell 
beseitigt hat die bQrgerliche Gleichheit erst Augustus, indem er der 
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Ritterschaft eine dem Senatorenstand mehr co- als subordinirte Stellung 

in dem Gemeinwesen anwies, die Beamten und die Prieaterthümer 
unter die beiden privilegirten Stünde theilte und unter Beseitigung 
der allgemeinen passiven Wählbarkeit die dem uterquc ordo der Kaiser- 
zeit nicht angehörige Bürgerschaft, die jetzige j^hs von Eechtswegen 
von denselben ausscbloss. 
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Zurückgesetzte Bttrgerklassen treten in der patricisch-plebejischen 
Gemeinde drei auf: die Plebejer, die Freigelassenen und die ver- 
waudten Klassen und die vom Stimmrecht ausgeschlossenen Halb- 
bfirger (ehes sme tuffragw). 

1. Die Plebejer. 

Die dem Plebejer als solchem mangelnden politischen Rechte so 
wie deren allmähliche Gewinnung und zum Theil ihre Verkehrung in 
plebejische Vorrechte ergeben sich aus der Darlegung der Rechtsstellung 
des Patriciats (S. MT). Hier sind diejenigen Sonderiustitutionen zu 
betracliten, welche vor erlangter riloichbere( htigung die Plebs für sich 
geschaffen hat; insofern nach deren Erlangung diesell)en zu Genieinde- 
organen umgewandelt worden siud, werden sie an ihrem Orte wiederum 
zur Sprache kommen, 
floates Die K&mpfe zwischen dem £rbadel und den NeubQrgern zeigen 
%%.^'eine doppelte Tendenz: einerseits das Bestreben nach Rechtsgleichheit 
der beiden Stände, andererseits nach Constituirong der Plebs als dnes 
Staates im Staat mit eigener beschliessender VersammliiDg und 
eigenen Vorstanden. Beide Bewegungen sehliessen im Ergebniss sieb 
aus, und wenn die erstere ein Mögliches erstrebt und schliesslich er- 
langt hat, so verfolgte die letztere ein logisch und praktisch unerreich- 
bares Ziel und ist demnach auch schliesslich resultatlos geblieben ; 
es konnte durch sie das bestehende Gemeinwesen vernichtet, nicht 
aber innerhalb desselben und unter dessen Fortbestanci ein anderes 
geschaffen werden. In der That hat es für die also geschaffene Or- 
ganisation, die Plebs als solche, kein Ausland, keine Rechtsptlege, keine 
Heerbildung, keine Finanzen gegeben; alle staatlichen Einrichtungen 
besteben lediglich und zu jeder Zeit für die patrieisch-plebejiaetae 
Gemeinde. Die Plebs ist nichts als ein schwächliches Compromiss 
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zwischen der bestehenden den Adel privilegirenden Staatsordnung einer- 
nnd dem Ausscheiden der Neuhürger aus dem Gemeinwesen anderer- 
seits; eine Beschwichtigung der revolutionären Androhung dieses 
Aastritts durch die Organisirung jenes Scheinwesens. Die m&chtigen 
Leidflnachafkeo, welche in dieser Bewegung brausen, dfirfen aber ihre 
Ziellosigkeit hidit tauschen. Die auf diesem Wege gesebaffenen Organi- 
sationen bestehen in Qnasi-Magistraten und Quad-Gomitien der Plebs. 
Jene sind in den beiden tribuni pMns das Abbild der Consuln, in den pi«b^iMiw 
beiden aedües pUhis das Abbild der Quftstoren. Befehlsrecht nehmen Macittrat«. 
die Tribüne nicht in Anspruch, sondern nur das Recht dem consu- 
larischen Befehl durch ihr dem collegialischen des andern Oberbeamten 
nachgebildetes Einschreiten die Rechtskraft zu entziehen. Die Aedilen 
sind, wie die Quästoren, ohne fest abgegrenzte Competenz wesentlich 
bestimmt die Oberbeamten zu unterstützen, zunächst vielleicht die 
Frohnden zu beuufsichtigeu und dabei vorkommender Unbill wo nöthig 
durch Anrufung ihrer Vorgesetzten zu steuern. Wenn der Gehorsam 
gegen die staatlichen Ordnungen auf dem Gesetz ruht, so ruht der den 
plebcgischen schuldige nach der strengen römischen Rechtsauffassung 
auf dem Sammteid, durch den die Pleb^r sich und ihre Nachkommen 
verpflichtet haben solchen Gehorsam zu erzwingen, insonderheit die Un- 
verletzlichkeit, welche dem Gemeindemagistrat das Gesetz giebt, dem 
plebejischen dadurch zu verbürgen, dass jeder Plebejer verpflichtet ist 
die Verletzung der durch seinen oder seiner Vorfahren theuren Eid ge- 
heiligten (sncromnctm) plebejischen Vorsteher zu sühnen. Also Zwang, 
und Strafe ruht nach den plebejischen Ordnungen auf der Selbstbülfe, 
und diese ist nur insoweit organisirt, als gegen den, der die Rechte 
der Plebs oder ihrer Beamten verletzt, ein Quasi-Criminalprozess vor 
der versammelten Plebs eingeleitet und eventuell die Quasi-Sentenz 
durch die Beamten der Plebs vollstreckt wird. — Die Quasi-Comitien 
der Plebs, welche anfibiglich nach den Gurion stattfanden, aber, um den ctaSuT«. 
Einfluss der abhangigen Clienten zu brechen, in Gemlssheit des pobli- 
lischen Gesetzes vom J. 283 (471 v. Gh.) an nach den Tribus abgehalten 
und damit auf die ansässigen ßtlrger beschränkt wurden, nahmen neben 
diesem Gegenbild des iiitesten Criminalprozesses eine Quasi-Legislative 
in Anspruch, welche nominell nur die eigenen Verhältnisse der Plebs 
regeln will, der Saclie nach aber in jedem einzelnen Fall in die Legis- 
lative der Gemeinde ülnirgreift und den Ans; "uch erhebt diese zu binden. 
Formell wurde sie anerkannt zunächst in der Beschränkung, dass der in 
Uebereinstlmmung mit dem Senat von der Plebs gefasste Beschluss dem 
Volksbesehluss gleichgestellt ward, dann durch das hortensische Oeeets 
um das J. 468 (286 v. Gh.) allgemein durch rechtliche Gleichstellung des 

4« 
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Besclilusses der Plebs mit demjenigen der patriciach-plebejischen Ge- 
meinde. Hieuiit hat diese Bewegung mehr ihr £Dde erreicht als ihr 
Ziel; indes id den^elbeD Epoche die Ptobc^ im wee»tlieheii politiscbe 
ReelitMgleielibeit eriaigteo, war ihre Soodenreiaammliuig ni^t mehr 
die einer lorflekgesettteii Bflrgerlilaflae, aonden es atimmte die Bttrger-. 
tdiaft seitdem in den Comitien mit Einschlius, in der PlelMjenreraamm- 
laug mit Aussrhluss der Adlichen, und schwerlich bat dies praktisch 
einen fQhlbaren Unterüchied gemacht In ähnlicher Weise sind die 
Miigistrate der Plehs, ohne dass ihre Befugnisse sich wesentlich änderten, 
durch die rechtliche Gleichstellung der Plebejer mit den Patriciern von 
selbst der Sache nüch zu Cit meindeheamten geworden : sie schützten 
seitdem nicht mehr den Plebejer gegen den Patricier, sondern den 
Btkrger gegen den Magistrat und werden vor allem dazu verwendet 
den dem Senat nicht botmftssigen Beamten unter dessen wenig for- 
mnlirte Gewalt m beugen. Die Flehe der histeriadmi Zeit iit kein 
Staat im Staate mehr vod die ans der Zeit der atindiicheD Kimfife 
herrohrenden Einriehtonffen, die Modificatienen der StiougMrdoang üd 
dfr Ansscblm« der Adeiichen von der plebfjjiaehen llagietratnr rind 
politiecbe ReminiücenieD. 

2. Die Freigelassenen und verwandte Klassen. 
R«*u- Obwohl in der patricisch - plebejischen Gemeinde dem aus der 

utfleich- r » 

h«iun Sklaverei zur Freiheit gelangten Knecht das Bürgerrecht zusteht (S. 6), 
feiMMMn. unterliegt er dennoch mancherlei Zurücksetzungen und es erstrecken 
sich diese zum Tb il auch auf die Kinder d« sselben ersten Grades 
und aaf die nnehelich von einer römischen Matter Geborenen. Von 
diesen nach Art und Zeit ▼ielfach diüerirendeo, nns auch eehr onToH- 
Biftndig bekannten Feetaetsnugen kOnnen hier nur einielne mrhr bei- 
epieihweiee Yorgelegt werden. Von dem Gemeindeamt und dem Ge- 
meindepriesterthum 80 wie von dem Sitz im Senat und vom Reiter- 
dieii>t ^inddie oben genannten Kategorien in republikanischer Zeit aus- 
gesclilo>sen und in Betreff der Freigela-^senen selbst gilt dies noch für 
die Kaiserzeit. Hinsichtlich des Wehr- und des daniit verbundenen 
Stimnireclits war die bis zu d«'r Mitt«- des 5. Jabrliunderts dafür be- 
dingende Ansässigkeit d» m Freigelassenen nicht verschlos.sen und viel- 
leicht reditlicli nicht einmal erschwert und es mag sein, da die Zahl 
der d^izu gelangenden gewesenen Knechte damals nicht beträchtlich 
geweüon hCin kann, dass eiu< g« setxliche ZurfickKCtzung derselben in 
dit^r Hingeht anftnglich nicht beiitand; wenigstens \»i aus der froheren 
republikanischen Zeit nichts derartigi^ Oiierliefert Nachdem seit der 
Mitte de« 5. Jahrb. die Wehrhaftigkeit nur vom Vermögen abhing« wird 
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sich dies geändert haben; in der That wird zuerst unter dem J. 458 
(29(5 V. Ch.) von einer Zurücksetzung der Freigelass nen bei der Aus- 
hebung berichtet-, wahrscheinlich hat sich damals der spfttere Gehrauch 
festgestellt dieselben nicht für die Legion, sondern für die Flotte aus- 
zuheben. Von der Ausschliessung auch der grundbesitzenden Freige- 
lasseneu und Söhne von Freigelassenen aus den ländlichen Tribus und 
ihrer Versetzung unter die deo nicht ansässigen Bürgern überwieseneu 
vier itftdtiselieD erfehfen wir zaeret am der Zeit kan vor dem hanni- 
bftliseheD Kriege ; for die FreigelaeBeDenBöhne wurde dies im J. 585 
(189 V. Chr.) durch VolksBchluw beseitigt, aber für die Freigelassenen 
selbst ist diese Zaracksetmng unter häufigen Anfechtungen und mit viel- 
fachen ModificatioDen im Einzelnen wesentlich aufrecht erhalten worden. 
Die Kaiserzeit hat die RechtsuDgleicbheit eher noch gesteigert; ins- 
besondere hinsichtlich der Führung der Tribus, wenn gleich diese jetrt 
nichts war als das Kennzeichen des vollen Bürgerrechts, sind die Be- 
stimmungen verschärft worden: die Freigelassi nensOhne, die unehelich 
Geborenen, die Scliauspielerkinder, selbst die zum Büt gerrecht gelaugten 
geborenen Griechen werden wenigstens hautig in die städtischen Tribus 
gewiesen, und die Freigelassenen selbst zwar aus diesen nicht entfernt 
und also bei den nach den Tribus gemachten Getnidevertheilnngen und 
sonstigen Spenden mit zugelaasen, aber allem Anschein nach ihnen die 
Fflhrung der Tribus im Namen untersagt Auch in dem Heerdienst dieser 
Epoche walten die gleichen Tendensen: jene in die städtischen Tribus 
gewiesenen Bürger zweiter Kinase sind unfähig zum Dienst in der Garde 
und in der Le^'ion und dienen nur in der minder geachteten haupt- 
städtischen Besiitzung; die Freigelassenen als solche sind überhaupt aus- 
geschlossen, obwohl sie späterhin unter tictiver Beilegung der Ingenuität 
einen guten Theil der Flottensoldaten geliefert haben mögen. — Selbst 
für die Municipalordnungen gelten im Ganzen die.^elhen Regeln; indess 
ist hier, wo der Freigelassenenstand einen guten Theil der vermögen- 
den Bürger in sich zu begreifen ptiegt und dem municipalen Amtsadel 
ähnlich gegenübersteht wie in der Hauptstadtdem Senat die Bitterscbaft, 
von Augustus in Nachbildung des qnasi-magistratiscben Sesvirats der- 
selben (S. 46) eine ebenfalls quari-magistratische« praktisch allerdings 
nur fOr Schaufeste verwendete Institution, der Sexvirat der Augustalen 
ins Leben gerufen worden. — Die Beseitigung des dem gewesenen 
Knecht anhaftenden Makels durch Privilegien ist in der Republik nie 
und auch in der besseren Kaiserzeit nur vereinzelt in der Form der 
Verleihung der Goldringe, also des Ritterrechts, vorgekommen (S. 47); 
directe Verleihung der tictiven Ingenuität {natalium restitutio) begegnet 
erst in der Epoche des Verfalls. 
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3. Die Halbborger. 

o*««*" "Wählend der mittleren Republik, etwa vom 4. bis zum 0. Jahrh. 
der Stadt, sind eine Reihe mittelalterlicher Bürgerschaften in der Weise 
der römischen incorporirt worden, dass sie in diese nicht vollständig 
aufgingen und ihre Angehörigen zwar römisclie Bürger, alier ohne 
Stiniinrecht waren (a'vefi sine suffrngio), welche hybride Rechtsstellung 
wir als Ilalbbürgerreclit bezeichnen. Das politische Moment, welches 
dabei zu Grunde liegt, ist das ablehnende Verhalten der latinischen 
Nation gegen die etruskische und die oskisebe; es sollten deren €re- 
meinden auf diese Weise der führenden Gemeinde Latiums dienstbar 
gemaeht werden, ohne sich mit dieser zu Termisehen, was sieh deut- 
lieh darin ausdrQcIct, dass es dergleichen Gemeinden untersagt ward, 
sich officiell der lateinischen Sprache zu bedienen. — Daher tritt 
diese Institution ein, als die Waffen Roms die latinischen Grenzen über- 
schritten und verschwindet späterhin, nachdem die entgegengesetzte 
Tendenz der Liitinisiniiig Italiens die Oberhand gowonnon hatte, indem 
diese Ortschaften alsdann eine nach der anderen das volle Bürgerrecht 
empfingen. Für jede in dies Verhilltniss eintretende Ortschaft ist das- 
selbe durch römisches Localstatut geregelt worden und das Rechts- 
verhaltniss also wohl gleichartig, aber keineswegs bei allen das gleiche. 
Durchgängig besteht Ar jede solche Ortschaft eine Sondenrerwaltung. 
Diese ist entweder rein rOmisch und scbliesst die Ortliche Selbstver- 
waltung aus, wie dies fftr Caere und die gleichstehenden Gemeinden 
geschoben ist, oder es bleiben die Ortlichen Behörden, Magistrate, 
Comitien und Senat, und theilen sich mW den römischen in die Ge- 
schäfte, was insbesondere von Capua gilt. Die eigentlich soUTerftne 
Gewalt bleibt selbstverständlich dem römischen Geraeinwesen und 
dessen Gesetze sind schliesslich selbst für die Beschränkung oder Be- 
seitigung des Halbbürperrechts entscheidend. Das Sacralwesen einer 
jeden Gemeinde wird den dafür bestellten Trägern unverändert ge- 
blieben sein, wenn auch die Sacra dem Begriff nach als römische 
gefasst wurden. Die Rechtspflege liegt der Regel nach bei dem 
romischen Pr&tor, respective bei dem von diesem bestellten Ortliehen 
Vertreter (praefeetiM)^ so dass in dieser Hinsicht die Halbbttrger und 
dieVollbttrgergemeinde sieh wesentlich gleichstehen; nur Capua scheint 
neben dem römischen Gericht ein eigenes mit beschränkter Competenz 
behalten zu haben. Die bfirgerlichen Leistungen werden von den 
Angehörigen der Halbbürgergemeinde, die insofern auch tmnicipiuim 
Ci'viuni Pomanorum genannt wird, in vollem Umfang gefordert; sie unter- ■ 
liegen der Dienst- und der Steuerjiflicht und also auch der Schätzung. 
Wo, wie in Caere, die Selbstverwaltung fehlt, liegt die Schätzung den 
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römischen Censoren ob, welche diese ausserhalb der Tribus stehenden 
und des Stimmrechts entbehrenden Bürger in einer besonderen Liste 
(tahuJae Caeritum) verzeichnen, und auch die Aushobun;^' und die 
Steuereinziehung wird durch die römischen Behörden beschafft worden 
sein; weshalb die Bezeichnung der von der Tribus ausgesclilossenen 
und steuerpflichtigen Bürger (S. 32) als nerarii in späterer Zeit 
diesen Halbbürgern beigelegt wird. Für Capua muBS das Gegentheil 
angeordnet worden sein, da die Campaner neben den YoIlbQrgem in 
eigenen Legionen dienen. Die aii8 dem Staatobttrgerrecht sieh hei^ 
leitenden Befagnisse, sowohl die eigentlich politischen wie das active 
und passiTe Wahlrecht und die Provocation, wie auch die privatrecht- 
lichen, wie die Fähigkeit zu römischem Eigentbum und römischer 
Ehe, sind in dem Halbbürgerrecbt nicht enthalten, wohl aber muss 
einer jeden Ortschaft ein eigenes secundär römisches Gemeinde- und 
Privatrecht und somit ihren Btlrgern die Fähigkeit zu rechter Ehe 
und rechtem Eigentlium zugestanden haben. In dieser Weise wird 
diese Organisation, so weit sie nicht durch örtliche Festsetzungen 
abgeändert ward, im Allgemeinen geordnet gewesen sein. 
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ut^^ und Das Volk von Rom ist ein Theil des latiDisehen Namens (nmei^ 
LaHimni), eine der stAdtischen WehrgenossenBchaften (popUl0, in welche 
die dnidi Sprach- und SittengemeiDScliaft zusammengeschloBseDef 
möglicher Weise in ferner Vorzeit iingeschieden lebende Nation der 
Latiner wie jede andere italisch-hellenische zerfiel. Die Intensität 
und die Ewigkeit, welche staatsrechtlich dieser nationalen Zu- 
sammengehörigkeit zukommt, geht weit hinaus über die euphemistische 
Perpetuität des iStaatsvertrags und ruht auf der Unaufiöslichkeit 
des Verhältnisses der Nation zu ihren Gliedern. Allerdings wifd in 
der trotzigen Ursprungslegende diese Stellung Roms ignorirt. Da- 
nach steht das römische Gemeinwesen lediglich auf sich selbst, 
geschaffsn Ton einem Göttersohn ohne irdischen Vater ans heimath- 
losen Mftonem und genahten Fronen, znnftehst mit keinem anderen 
Gemeinwesen vertragen und mit allen benachbarten in Fehde, Aber 
uiie latinische Nation, die allerdings auch hier als geschlossene Einheit 
auftritt, zur Hegemonie gelangend im Wege des Kriegsgewinnes. Aber 
wir werden nicht irren, wenn wir in dieser die Rom einschliessende 
latinische Nationalität ignorirenden und abwehrenden Darstellung das 
Abbild derjenigen Verhältnisse erkennen; wie sie nach Auflösung des 
latinischen Bundes im Anfang des 5. Jahrh. der Stadt den roinisclieii 
Siegern sich ergaben und uns dadurch nicht irren lassen in der ursprüng- 
lichen Auffassyug Roms als einer Stadt des latinischen Bundes. 

D.bti*isBh« Die ursprünglichen Ordnungen des latinischen Namens sind ver- 
schollen ; wir vermögen nicht sn sagen, wie die drei politischen Momente 
der Selbständigkeit der einseinen Gemeinde, der Gompetenz des Bundes 
und der Sonderreehte der Vormacht in demselben gegen einander ab- 
gewogen waren. Dass es eine ffihrende Gemeinde in dem Bunde gab 
und dies von Haus aus nicht Rom war, sondern Alba, darf der Ueber- 
lieferung entnommen werden, schwerlieh indess ist diese Vorstand- 
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Schaft niehr gewesen als ein Ehren vorzug, die Ausrichtung des Bundes- 
festes Jahr für Jahr auf dem albanischen Berge. Der Bund als solcher 
scheint die gleiche Organisation und die gleiche Couipeteuz gehabt zu 
haben wie die efaunliie Gemeittd«^ also dne stAndige Magfstratur und 
eine den Gomitien analoge Venammlung, Kriegserkiftrung und Friedens- 
schlnSB sowohl der Einielgenieinde wie dem Bande sugeskanden zu 
haben. Die Handhabnng des Friedensstandes unter den verbfindeten 
Gemeinden, welche nicht vAlIig gefehlt haben kann, wenn sie auch 
die Kriegführung unter denselben nur erschwerte und nicht unbedingt 
anSBchloss, und die Aufnahme neuer Gemeinden in den Bund kann nur 
durch dessen Organe bewirkt worden sein. — Die Festvorst and seh aft 
des Bundes scheint in sehr früher Zeit dadurch an die römische Ge- 
meinde gelangt zu sein, dass die Nachbarstadt Alba von ihr zerstört 
und ihr Gebiet mit dem heiligen Berg römisch ward. Die Auflösung 
des latinischen Bundes selbst ist im J. 416 (338 v. Chr.) eingetreten, 
allem Anschein nach in der Weise, dass die Bundesmagistrate und 
die Bundescomitien wegfielen, deren Befugnisse aber auf die Magistrate 
und die Comitien der römischen Gemeinde llbergingen, so dass der 
latinische Stidtebund nicht eigentiieh unterging, sondern nur die Or- 
gane wechselte, wie deno auch das Bundesfest auf dem albanischen 
Berge fortwährend abgehalten ward unter Betheiligung der saniint- 
lichen verbündeten Gemeinden. In dieser umgewandelten Gestalt, 
welche die Machtmittel der Nation mit der Geschlossenheit des Kinzel- 
staats rechtlich und thatsächlich verknüi)fte und deren Ergebniss. die 
Herrschaft über Italien und weiter über den Kreis der antiken Welt, 
mit gleichem Recht römisch und lateinisch genannt werden kann, er- 
scheint der latinische Bund im klaren Licht der Geschichte. 

Als Gemeinde latiniscben Rechts gilt jeder selbständige ram ^i^^^h^;.' . 
Bandniss mit Rom zugelassene und dabei als gleicher Nationalität an- 
erkannte Staat; die ohne Zweifel ursprttnglich dem Bunde zu Grunde 
liegende Confftderation aller latinisehen Gemeinden unter einander 
ist aufgegebeu. Somit gehören zu diesem Latium thefls die von den 
alten Grenzen des latinischen Namens umschlossenen Gemeinden (prtMt 
Latini), theils die ausserhalb dieser Grenzen früher nach Buudesbescbl uss, 
später nach dem Willen Roms als selbständige Gemeinden latinischer 
Nationalität gegründeten Städte (coloniae Latinar), theils die ursprüng- 
lich stammfremden, aber von Rom als latinisirt anerkannten Bundes- 
stiUlte, wobei in späterer Zeit die effective Nationalisirung nicht selten 
anticipirt ward. Die auf der nationalen Gleichheit ruhende Unabänder- 
lichkeit dieses ReehtSYerhältnisses ist insofern in Kraft geblieben, als 
das latinisehe BundesTsrhältniss nicht in eine andere und schwächere 



Digitized by Google 



58 



Erstes BndL Dia BttrgersclMft wid dM Reiclu 



Form der Verbllndung umgewaml« It werden kann; wohl aber kann 
dasselbe untergehen durch Vernichtung der politischen Selbständigkeit 
der Gemeinde, wie denn auf diesem Wege bekanntlich im Laufe des 
Bundesgenossenkrieges die derartigen italischen Gemeinden sAmmtlich 
in das römische Bfirgerrecht Qbergetreten sind. Wenn gleich die 
BQrgerrechte der einzelneD latinischen Gemeinden wohl als latinisches 
Recht zosammengefasst werden, so giebt es doch rechtlich ein solches 
nidit; die LatinitAt, abgelöst von dem einzelnen Stadtrecht, erscheint 
erst unter den juristischen Missbildungen der Kaiserzeit. 

Die besondere Rechtsstellung der latinischen Gemeinden setzt 
sich zusammen einerseits ans der Srhniälennif? und Entziehung ge- 
wisser an sich in der Geiiu'iiitlesouveränitiit (>iithaltener Rechte, anderer- 
seits aus der Erstreckung gewisser an sicli dem römischen Bürger allein 
zustehender Befugnisse an die Btirger der latinischen Stadt. 

Die Beschränkung der souveränen Rechte, welcher die latinische 
Stadt unterliegt, ist ohne Zweifel der ehemaligen Bundescompetenz 
entnommen, wenn aneh wahrscheinlich bei dem Uebergang denelben 
auf Rom wesentlich gesteigert Sie zeigt sich in zwiefacher Richtung: 
in dem Verlust der selbstftndigen Beziehnngen zu anderen Staaten 
und in der Civilgesetzgebung. 
v«ri«*t des Wenn die volle Souveränetät vor allen Dingen in dem Rechte 
''v^jt"^ der Kriegführung und des staatlichen Vertragsschlusses zu Tage tritt, 
so kann die latinische Stadt selbständig weder Krieg führen noch, 
abgesehen von dem Bündniss mit Rom, mit einer anderen Gemeinde, 
nicht einmal mit einer latinischen, in Vertrag treten; dagegen wird 
Krieg und Frieden und Staatsvertrag so. wie das römische Gemein- 
wesen darüber bestimmt, selbstfolglich auf sie mit bezogen. — Eine 
Consequenz davon ist die Verpflichtung derselben Rom Kriegshalfe zu 
leisten. An sich ist diese durch das Eintreten des Kriegsfalls oder der 
Kriegsgeiahr bedingt; aber ob eine solche besteht, haben die römischen 
Autoritäten zu entscheiden und praktisch ist die Einberufung der Hfilis- 
contingente behandelt worden wie die Einberufung der Bürgermiliz: 
so weit unsere Kunde zurQckreicht, ist l)eides Jahr für Jahr erfolgt 
und der wenn auch nur nominelle Eelddienst für die Bürger wie 
für die Latiner nicht stetig, aber stiiudig. Dem Umfang nach scheinen 
rechtliche Schranken nicht bestanden zu haben: der Staat kann wie 
von seinen Bürgern, so auch von seinen Bundesgenossen die Wehr- 
leistung von Rechtswegen so weit fordern, wie dieselbe überhaupt mög- 
lich ist, und nur das politische Masshalten zieht hier eine Schranke. 
Das Contingent bleibt die Truppe einer selbständigen Gemeinde; der 
römische Feldherr ernennt die der Gesammtbeit der Gontingente 
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vorgesetzten Offiziere, über die Auswahl der Maiinscliaften und die Er- 
nennung der Coutingentfulirer verfügt die Genjcinde und sie ist es, die 
der Truppe den Sold zahlt. Allerdings ist die praktisclie Durchführung 
dieser Ordnung nicht möglich ohne eine gewisse Aufsichtfulnuug der 
leitenden Stelle und es ist wahrscheinlich schon unter der Bundesorduung 
die sunBehst fOr die Wehrpflicht dienende Schätzung in diesem Sinne 
gleichmilssig gestaltet worden, da das Schatzun gsverfahren der latinischen 
Städte der ftlteren römiseben Form vor der Trennung der Geosur vom 
Oberamt im J. 819 (485 t. Chr.) genau entspricht, auch die Periodicität 
wesentlich analog ist. Es kann auch sein, dais die BOmer fiber die 
Durchftthrung und die Ergebnisse dieser Schätzung kraft ihrer hege- 
nionischen Stellang eine Controle auBgeObt haben ; bestimmte Zeugnisse 
dafür fehlen. 

Die römische Gesetzfjebung hat sich im Allgemeinen auf die la- ntnn^.ha 
tinischen Gemeinden nicht erstreckt ; es fehlt nicht an Belegen dafür, 
dass römische Volksschlüsse auf die Latiucr keine Anwendung gefunden 
haben. Dem Verlöbniss ist für Korn die ursprtingliche Klagbarkeit ent- 
aogen worden; in Latium ist sie in Kraft geblieben, bis die italischen 
Latiner zu Eftmem geworden sind. Insbesondere kann die latinisebe 
Gemeinde, so lange sie nicht durch Bundesbmeh ihre Beehte verwirkt, 
nicht durdi rftmischen Besehlnss einseitig aullBelOft werden. Dennoeh 
wird vielleicht bereits zur Zeit des latinischen Bundes sicher unter 
der römischen Hegemonie die dem Bunde und später der führenden 
Macht zustehende Autonomie die örtliche gebrochen haben. Die all- 
gemeinen Rom und Latium gemeinsamen Institutionen, insbesondere 
die Censur und die Aedilitilt, können nicht wohl auf anderem Wege 
ins Leben gerufen worden sein, und manche einzelne Vorkommnisse, 
zum Beispiel die Bestimmungen über das Geldschuldverlaliren im 
J. 5G1 (193 V. Chr.) und die bekannte tlber den Baccbuscult vom J. 568 
(188 V. Chr.) lassen daran keinen Zweifel, dass die römische Begierung 
die latinische Autonomie nur insoweit hat gelten lassen, als es ihr 
mit der Wohlfahrt des Staates vereinbar erschien. Einen exceptionellen 
Charakter haben . alle diese Bestimmungen an sich, aber formale 
Schranken haben dafür schwerlich bestanden. 

Weiter in der politischen R( schränkung der latinischen Gemeinde- 
freiheit ist weder der Bund noch sein römischer Erbe gegangen, ^jjjjjjjäjj 
Es bleibt der Stadt die Staatsgewalt, eigenes Gebiet und damit Be- 
freiung von römischer Einquartierung und römischen Zöllen, eigenes 
Bürgerrecht, eigene Coniitien uud damit mit der angegebenen Be- 
schränkung die eigene Gesetzgebung, eigene Magistrate und damit 
die eigene Gerich t.sbarkeit, vor allen Dingen volles Steuerrecht und 
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abgesehen von den durch die Besoldung des Contingents der Gemeinde 
erwachsenden Kosten, Freiheit von jeder finanziellen Belastung zu 
Gunsten Roms. Ent die in der Zeit der flavisehen Kaiser ertheitten 
latiniaehen Stftdteordniingen weisen hinsiehtlieh der Gerichtsbarkeit 
gewisse Hodifieationen auf, wodureh sie sieh den Ordunngen der 
BUrgenuiaicipien nahem. 

jfagtjir^ Diesen Beschrftolciingen und Belastungen gegenüber stehen die 
«w^irtiwr dem Latiner und nur ihm mit dem römischen Btlrger gemeinsamen 

Btam. Rechte, welche, ruhend auf der Sprach- und Sittengemcioschaft, dem- 
selhen eine Mittelstellung zwischen dem Bürger und dem Ausländer 
gehen. Selbstverständlich stehen diese Befugnisse wie dem Latiner in 
Rom, so dem Römer in jeder latinischen Gemeinde zu. 

1. Rechtsgleichheit im Verkehr in den dem römischen Verkehr 
eigenartigen Formen (commercium)^ insbesondere der Eigenthumserwerb 
und die Begründung der Geldsdiuld durch Kupfer und Wage, besteht 
nicht fflr den im Uebrigen zur Verkebrsgemeinsehaft zugelassenen 
Auslinder, wohl aber zwischen Römern und Latinem. Dasselbe gilt 
▼on der gleichen Behandlung im Prozess; der Latiner ist in dieser 
Hinsicht wohl schon in der patrieiseben Epoche dem Plebejer gleich- 
gesteilt worden und hat mit diesem zugleich das Recht erlangt ohne 
Zuziehung des Schutzherrn oder des Gastfreundes vor dem römischen 
Gericht aufzutreten. Als späterhin die Prozesse zwischen Bürgern und 
Peregrinen oder zwischen zwei Peregrinen an einen besonderen Fremden- 
prätor gewiesen wurden, sind die Prozesse zwischen einem Bürger und 
einem Latiner oder zwischen zwei Latinem wahrscheinlich dem für 
die bargerlichen Prozesse competenten Richter verblieben. 

2. Eine Consequens dieser Rechtsgemeinschaft ist die wesentliche 
Gleichstellung des Latiners mit dem Römer im Personalreebt, auf der 
es beruht, dass der Römer, welchen ein Latiner zum Eigenthum er- 
wirbt, nur an Sklafenstatt, nicht Sklave wird, also Bürgerrecht und 
Freiheit behält; dass, nachdem die Adoption aufgekommen ist, der 
also in die väterliche Gewalt eines Römers eintretende Latiner das 
Bürgerrecht gewinnt; dass zwischen Römern und Latinern Erbgemein- 
schaft besteht, der Römer den Latiner und uingekehrt im Testament 
bedenken kann, was von dem Ausländer nicht gilt. Dagegen hat Khe- 
gemeinschaft zwischen Römern und Latiuern schwerlich allgemein 
best^inden. 

3. Eine weitere Ckinsequenz dieser Recbtsgemeinschaft ist die 
mhigkeit des Latiners römischen wie des Römers latinisehen Boden 
zu ToUem Eigenthum zu erwerben. In Folge der hiedurch ihm er- 
wachsenden Verpflichtung insoweit die römischen Frohnden und die 
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röffliseheo Steuern zu leisteD, wird er römischer mmioeps, und da 
diew Fibigkeit jedem Latioer nkommt, heisst, analog der für die Halb- 
bfirgergemeiiMle aUieheii fienennung 

die latiniaelie mmeipmm LaHmmk — Inaofeni diese BodeogemeiDScIialt 
aaeh Erstredrang des latiniselieo ReehtB anf das ciaalpinieebe Galliea 
ganz Italien bis zu den Alpen nmfiwte, tritt sie apiterliiB als italisehes 
Bodenreeht auf, welche Bezeichnung dann auch und sogar vorzugsweise 
auf diejenigen überseeischen Territorien Anwendung fand, weiche ans- 
aahmsweise in diese ßodengemeinschaft aufgenommen wurden. 

4. Obwohl der Latiner der römischen Wehrpflicht nicht unter- 
liegt und also, auch wenn er auf römischem Boden ansässig ist, die 
Tribus nicht führt, wird er dennoch in mancher Hinsicht geradezu 
als Bürger betrachtet. Die Kriegführung gegen eine boodesbrüchige 
LatiMnladt gilt als Bargerkrieg, und wenn das Aemterreeht dem 
Latiner versagt wird, so üshlt das Stimmreeht wenigsteiis in dw Tribns- 
Tersammlimg ihm nicht; es werden bei jeder derartigen Abstimmung 
die dabei anwesenden Latiner in einer dasu ansgelooBten Tribos inr 
Abstimmung zugelassen. 

5. Zur OewinnuDg des römischen Bürgerrechts bedarf der Latiner 
der Einwilligung der beiderseitigen Gemeinden nicht; vielmehr gilt 
für die römischen und die latinischen Bürgerschaften die Regel, dass 
niemand zweien derselben zugleich angehören, jeder aber nach der ur- 
sprünglichen Ordnung dies Bürgerrecht nach Ermessen wechseln kann. 
Es hängt dies vielleicht nicht einmal nothwendig ab vom Wechsel des 
Wohnorts, sondern es genügt die betreffende Erkl&rung, die der Regel 
nach bei der Behatzuog abgegeben wird. Indess ist die latinisehe 
Freizflgigkeit nieht auf die Daaer geblieben. FQr die seit dem Ende 
des 5. Jahrb. mit latinisehem Recht gegründeten oder bewidmeten 
Stidte ist nur den in einer jeden snr Magistratur gelangenden Per- 
sonen die Gewinnung des römischen Bürgerrechts gewahrt worden. 
Den ursprünglich latinischen Gemeinden und den Alteren Colonien 
ist die volle Freizügigkeit gebliehen, bis im J. (359 (9') v. Chr.) ein 
Volksschluss dies Privilegium aufhob, was die nächste Ursache zum 
Bundesgenossenkrieg und weiterhin zu der Aufnahme aller dieser 
Gemt inden in den römischen Bürgerverlmnd selbst geworden ist. 

Diesem auf der Stammesgemeinschaft ruhenden, zu ewiger Rechts- intorutio- 
gemeinschaft geeinigten latinischen Verband gegenüber stehen die uiuiUm' 
italisehen Gemeinden verschiedener Nationalität und weiter das stamm- 
fremde Ausland mit ihrem von Rechtswegen ewigen Kriegsstand. Jenseit 
der Grenzen der latiaischen Nation giebt es Bodeneigenthum nicht, 
weder römisches noch aoslftndisches; der Bewohner des Gebiets, der 
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hostif, späterhin pereffrinus, ist principiell recht- uud friedlos; die 
Uuabänderliehkeit des Kriegsstandes der stammfremden Nation gegen- 
ober findet ihren Ausdruck darin, daw mit den etruakiseheD Stftdten, 
in denen die verBcbiedene Nationalität den Rftmem zuerst gegenflber- 
trat, StaatsTertrSge nicht anders gesehlossen worden sind als mit festem 
Endtermin. Die rechtliche Behandlung der Kriegsgefangenschaft auch 
des R&mers (S. 25) lehrt, mit welcher Schärfe die Römer diese Ver- 
hilltnisse nach beiden Seiten hin auffassten und behandelten. Ein 
Tnternationalrecht im heutigen Sinne, das Nebeneinanderstehen ver- 
bcliiedener Nationen mit gegenseitiger Anerkennung staatlicher Gleicb- 
berechti;^un^ und voller Autonomie läuft den römischen 'Ordnungen 
streng genüiunien für alle Zeiten zuwider. 

Aber internationales Recht und internationaler Verkehr hat es 
dennoch bei den Römern nicht bloss gegeben, sondern sie haben in 
der politischen Entwickelung Roms eine henrorragende Rolle gespielt 
Der principiellen Rechtlosigkeit des AoslAnders geht eine weitherzige 
Freigebung der Beziehnngen zu demselben zur Seite. Es lag dies schon 
in den geographischen Verhältnissen. Die latinischen Städte waren 
gegenflber den etruskischen, samnitischen, hellenischen gar nicht in der 
Lage, sich auf sich selbst zurückzuziehen; die im Allgemeinen bei allen 
diesen Nationen gleichartige städtische Ordnung ftihrte notli wendig zu 
Zwischenverkelir und Zwiscliengerichten. Mit dem formalen Kriegs- 
stand fand man sich ab durch den fonnalen Waffenstillstand, geschlossen 
auf eine lange Reihe von Jahren und nach Abhnif derselben der 
Regel nach erneuert, berechnet darauf bis weiter den internationalen 
Verkehr zu gestalten und zu regeln. Rechtlichen Anspruch auf feste Ver- 
kehrsgemeinschaft konnte allerdings dem Ausländer nur ein derartiger 
Vertrag gewähren; aber es zeigen sich keine Spuren des Begehrens 
entsprechender Legitimation, und es ist nicht unwahrscheinlich, dass 
thatsächlich jeder Ausländer, der nicht einer besonders ausgenommenen 
oder einer mit Rom factisch kriegftlhrenden Nation angehörte, zur Ver- 
kehrsgemeinschaft zugelassen ward. So wird der hostis^ aus dem Landes- 
feinde zu dem nach Gastrecht lebenden Ausländer, und unsere ältesten 
Rechtsquellen zeigen einerseits den Gc;;ensatz des rechtsgleichen la- 
tinischen und des ungleichen weiteren Verkehrs, andererseits Berück- 
siclitigung und sogar Privilegirungdes internationalen Rechtsverfahrens. 
Vom Bodenbesitz, von der erwerbenden Verjährung, von Testaments- 
und Adoptionsgleiehheit, Yon allen durch Kupfer und Wage ?ollzogenen 
Verkehrsgeschäften, von dem Geschwomenverfahren der alten strengen 
Form ist und bleibt der Ausländer ausgeschlossen; dennoch ist viel- 
leicht nie eine Nation fär Geschäftserleichterung und Rechtsfolge dem- 
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selben so weit entgegeogekommeu wie die latiuische. FUr die Be- 
dOrfaisse des Veikehis, insbesondere ffir dis Dsrlebn und d«n Kavf 
wurden eigene vereinfachte Normen aufgestellt, und es entwickelt sich, 
so weit der Verkehr reicht» neben dem nationalen rOmiseh-latinischen 
ein allgemeines ebenfalls positives Intemationalreeht (in» genHunO^ 
dessen Satzungen nicht den Einielverträgen, sondern genereller rOmi- 
scher Normirung entnommen wurden und das in den Festsetzangen 
des römischen höchsten Gerichts sein legislatorisches Organ fand. Im 
gleichen Sinne trat neben den für Bürger und Latiner geltenden Prozess 
ein zweites freieres Rechtsverfahren mit kürzeren Fristen, Bevorzugung 
der darin augesetzten Tagfahrten vor den mit dem Bürger festgesetzten 
Terminen, vielleicht selbst aus beiden Nationen zusammengesetzten 
Geschwornengerichten. Im Anfang des ü. Jahrh. d. St. wurde sogar 
das Borger- und das Fkemdengericht getrennt und jedes einem eigenen 
Prfttor unterstellt, womit sowohl die Wichtigkeit und Häufigkeit des 
Intemationalverfahrens anerkannt wie auch far dasselbe eine selb- 
ständige Codificationsstelle geschaffen ward. Zu Grunde liegt dieser 
merkwardigen und folgenreichen Rechtsgestaltung augenscheinlich die 
dem froh entwickelten kaufinilnnischen Grosssinn der Römer ent- 
springende Verkehrsfrei hei t und das entsprechende Masshalten in der 
Controlirung und Belastung des Verkelirs. Selbstverständlich hat der 
römische Staat sich stets das Recht gewalirt, jeden Ausländer aus- 
weisen zu können und an seinen Grenzen und Häfen Zölle zu er- 
heben ; aber so viel wir zu erkennen vermögen, haben die Humer 
und die Latiuer überhaupt wenigstens ebenso sehr den Ausliinderu 
Handel und Wandel in Rom und Latinm verstattet wie selber im Aus- 
land betrieben, und ihrer Staatsordnung in der Epoche der Ent- 
Wickelung die Verkehrsfreiheit auch im stammfremden Ausland zu 
Grunde gelegt. 

Die nationale Conföderation, auf welcher die römisch-latinische »wjMuciie 
Staatsordnung ruht, wird später auf die italische Halbinsel erstreckt; 
an den engeren Städtebund der Latiner schliesst sich der weitere 
der Italiker. Abgesehen von der principiellen ümwandelung, durch 
welche an die Stelle der national gleichen die politisch gleichartige 
Stadt gesetzt wird, bleibt das Rechtsverhältniss im Allgemeinen 
dasselbe. 

Der italischen ConfMeration gehören alle Städte des eigentlichen 
Italien und des dsalpinischen Gallien an, welche mit Born ein dem 
latinischen gleichartiges ewiges BOndniss abgeschlossen haben. Auch 
in diesem Kreis geht die ri^mische Gemeinde ein solches nur mit der 
«inselnen Gemeinde ein, und wo bis dahin Städtebfinde bestanden 
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haben, wie zum Beispiel in Etrurien, ist deren politische Auflüsuug vor- 
bediDgend fOr den Vertrag mit Rom. Erfordert wird dafflr eine der 
rapablikaDiscben Roms gleich geachtete »tldtieebe Verfaaning, mochte 
dii 86 nbrigens helleniBcher, sabelliaeher oder etnisldaeher Kationalitftt 
seio; als Avsgiiiigspiiiikt daUkr darf das mit den eampaoiwhen Nea* 
poiitanem im J. 428 (826 Chr.) abgeeehlosseae BOndnias angesehen 
werden. Ymi Forsten regierte Staaten oder nicht stAdtisch organisirte 
Gemeinwesen, wie die der keltischen und li^urischen Völkerschaften 
Oberitaliens, finden in diesem Bunde nicht Platz. Die staatsrechtliche 
Bezeichnung dieser Conföderirten socn pflegt, dem realen Verhältniss 
enthprechend, mit der der latinischen combinirt zu werden (nomen 
Latinum ac socii); nachdem dieser Kreis, stetig sich ausdehnend, die 
Alpen einer- und das Meer andererseits en'eicht hatte, kam für sie 
JMu and die italischen Latiner zugleich die Benennung Jtaliei in Gebrauch. 
Im Wesen diener ConlMeratfon liegt die Tendern sieli den Latinem 
in assimiliren; wie latinisehe Sprache nnd Sitte anf der Halbinsel, 
namentlich in den nicht durch die höber stehende griechische Cirili- 
sation geschfltsten Ortschaften, mehr und mehr sieh ausbreiteten, 
haben, wie schon bemerkt ward, einzelne latinisirte oder auch die 
Latinisirung erstrebende Gemeinden den Eintritt in den engeren Ver- 
band von den Römern erwirkt und die Grenze zwischen Latinem nnd 
Italikern hat walirscheiulich sich in dieser Weise stetig verschoben. 
Die Rechtsstellung aber der conföderirten Gemeinden Italiens setzt 
sich wie die latinische zusammen aus Abminderung der staatlichen 
SelhstAndigkeit und (ileichstellung ihrer Augehörigen in gewissen Be- 
ziehungen mit den römischen Borgern, 
vvehrpjidki Die BesehrAnkung der Sonver&net&t ist für diesen Kreis diesdhe 
'wie für den Utinisehen; das der italischen Gemeinde gew&hrte .gleiche 
Bandoiss* ffoedua aegmm) schliesst sowohl den Versieht anf eine selb- 
stftndige Rechtsstellung nach aussen ein, wie auch die Unterwerfang 
unter die römische Gesetzgebung in den dort bezeichneten Grenzen. 
Die bündische WehrpHicht ist principiell von der latinischen nicht 
verschied n; that>achlich zerfallen die italischen Bundesstädte in dieser 
Hinsicht in die zwei Kla>sen der zum Landdienst pilichtipen tocjatt 
und «ler zur Sielluni; von Kriegsschiffen ))t1iclitipen griechischen Stftdte, 
au^ deren Continpeiiten die auch in dieser Hinsicht nach griechischem 
Muster gehil.ifte römische Flotte in republikanischer Zeit sich vor- 
zug^wei^e zusaiiim nsetsti'. Indess die fOr die Bildung einer ständigen 
d4*ii VeHiAltDiiti^n Italiens angemessenen Kriegsflotte getroiTeoen Ein- 
rieb ungeii blieb«*n ohne dMuernde Frucht, und dieser politische Fehler, 
der >cli'^ erste, den die römische Republik je begangen hat, wirkte 
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znrfick auf die minder feste Fügung des hellenischeu Tbeils der 
Btädtiscben Conföderatiou. Andererseits verbleibt diesen Staaten in 
den hierdarch nicht getroffinien Beziehungen das volle Selbetregiment, 
einBchliesBlich der Geriehtahoheit und der Befreiung von römischen 
Steuern. • 

Die Vorrechte, die im OheraeeiBdien Handel und Verkehr aus vorr^ehto 

dar IteUkM 

der politischen Machtstellung Roms dem römischen BOrger erwuchsen, 
insbesondere der Gerichtsstand vor den in dem römischen Machtp 
gebiet residirenden römischen Beamten, so wie die Zollbegünstigungen, 
scheinen durchaus auf sämmtliche Italiker erstreckt worden zu sein, 
und Italien, schon bevor es rechtlich in das römische Bürgerrecht 
aufging, im Handel und Wandel als einheitliche privilegirte Nation 
dem eigentlichen Ausland gegenüber gestanden zu haben. 

Die Privilegien dagegen, welche zun&chst auf Grund der gleichen 
Kationalit&t demLaüner eingeräumt werden, kommen dem helleDisehen, 
oskiachen oder etruskischen Confftderirten nicht lu, und im All- 
gemeinen werden dieaelhen all Auslflnder behandelt Dennoch bahnt 
sich auch fflr die nicht latinischen Italiker eine wesentliche Ver^ 
sehiebuDg ihrer Rechtsstellung an. Nach der ursprQnglichen lati- 
nischen Ordnung giebt es wohl eine Rechtsgeroeinschaft mit dem Aus- 
länder, aber es mangelt ihr nothwendig das Fundament der ewigen 
Rechtsgemeinschaft. Nachdem diese von der Nationalität abgelöst ist 
und die Zusammenfassung aller Italiker unter die Führung Roms mehr 
und mehr tlurchsclililgt, können die Bürger der also mit Rom verknüpften 
Gemeinden nicht mehr als Auslander betrachtet werden; der Nea- 
politaner ist seitdem wohl noch geringeren Rechts als der Fränestiner, 
aber beide gehören gleichm&ssig dem dauernden Reieluiveiband an. 
Wenn der Latiner von jeher betrachtet worden ist als dem von Rom 
geffihrten Gemeinwesen ebenso, wenn auch mit geringerem Recht 
angehArig wie der rftmiscbe Bttrger, so treten nun die Borger der 
gleichfalls ewig verbündeten nichtlatinischen Staaten Italiens gewisser- 
massen als dritte Klasse hinsu und werden Glieder des römischen 
Reiches. Die Bezeichnung pcregrmi, die ihnen bleibt, wechselt ihren 
Inhalt und wird wohl auch noch von dem Ausländer, aber über- 
wiegend von (lern Reichsangehörigen geringeren Rechtes gelnaucht. 
Die ehemals internationale Rechtsordnung, das ims^ (jnüium wird all- 
mählich zu der für alle Reichsiingehörigeu geltenden die örtlichen 
Ordnungen allgemein ergänzenden Norm. 
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Daä aussoritalische Uerrscliaftägebiet Roms setzt sich zusammen 
aus den abhängigen BuiidesBteateii und den imterfchADigen Land- 
schaften. 

l^h^ü£l' ^ abhängigen BundeBBtaaten Roms ansaerhalb ItalienB, Masaalia, 
•te^M^'' Athen, Rhodos und so weiter haben in der Epoche, wo Rom sein 
Machtgebiet auf Italien beschränkte, neben Koni gestanden als gleich 
berechtigte und gleich autonome, wenn auch minder mächtige Vertrags- 
staaten; auch die Könige zum Beispiel von Numidien stehen zunächst 
zu der römischen Republik keineswegs in einem dauernden recht- 
lichen SchutzverhiiltniRS. Aber im Laufe der Zeit entwickelt sich die 
Herrschaft Roms über Italien zu einer solchen tlber das Mittelraeer- 
gebiet, und davon war die nnthwendige Consequenz die hier bestehen- 
den Staaten entweder aufzulösen oder doch das bestehende Buudesver- 
liältuiss ans der factischen in die rechtliche Abhängigkeit flbenniflthieii. 
CharakterisUseh dafür ist der in diesem Sinne den Rhodiem im J. 587 
(167 Chr.) aufgenOtbIgte Vertrag, und er leigt zugleich, dass diese 
Tendenz nicht erst die Einrichtung ständiger rämiseher Gommandos 
ausserhalb Italien abwartete. Allerdings aber hat die Einrichtung 
dieser sogenannten Provinzen die Umgestaltung der bestehenden Bundes* 
Verhältnisse in dem angegebenen Sinne mächtig gefördert. So lange es 
auf griechischem Roden eine ständige römische Magistratur nicht gab. 
konnte die Republik Athen, wie geringftigig auch ihre Macht war, 
die volle Autonomie behalten. Aber seitdem der gewaltige Verbündete 
in der makedonischen Provinz selbst ein Commando eingerichtet hatte, 
blieb sie ihr höchstens nominell; eigene Ausübung des Waifenrechts 
zum Beispiel war damit unvereinbar. So ist es gekommen, dass in 
dieser Epoche die eflfoctiv gleichen Bandnisse ftberall beseitigt worden 
sind und dafttr dieijenige Form eintritt, welche unter gleicher Be- 
nennung der Sache nach auf das Gegentheil hinauskommt 
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Für die abhängigen Bundesstaaten ausserhalb Italien gelten 
wesentlich dieselben Normen , nach welchen die italische Conföde- 
ration geordnet ist; nur hat die Keichsangehörigkeit bei der ausser- 
italischen Conföderation sich später uud flacher entwickelt 

WeDn die italisehe ConlÖdention auf der stldtiBehen Oidirang ^j^l^^ 
eimmUieher Glieder beruhte, so hat anaaerhalb Italien Born dergleichen 
YerhiltnisBe auch mit Königreiehen vereinbart. Freilich geht dabei 
die Ferpetnitit inBofem verloren, als nach rttmieeher Aaffunrang der 
mit dem König abgeschlossene Vertrag personal ist und bei ein- 
tretendem Thronwechsel die Erneuerung fordert« welche demnach 
hier auf eine Belehnung hinausläuft und, wo sie nicht gewährt wird, 
die Einziehung des abhängigen Gebiets zur Folge hat. 

Der Verlust des Kriegs- und Vertragsrechts ist das wesentliche y«r»u»t 

" Kri»g»- und 

Moment auch der ausseritalischen Conföderation ; als rechtliche Fest- vertrig«- 
Setzung tritt sie namentlich hei der schon erwähnten Verhandlung mit 
den Rhodiern uns entgegen. Vielfach aber mag man sich damit 
begnügt haben die Umgestaltung nur thataicfalich sich veUsieheB 
zu lasBen. Formelle GleichmftBsigkeit ist hier um 80 mehr ans- 
geBchloBsen, als die Ordnung der Verh&ltnisae durehans durch Special- 
vertrige erfolgte; der Sache nach sind Auanahmen nicht lugelassen 
worden und giebt es innerhalb des römischen Machtgebiets schon in 
der späteren Republik keine Stadt und keinen Forsten von wirklicher 
Autonomie. 

Die Wehrgemeinschaft mit Rom ist auch in diesem Rechtsver- 
hältniss gegeben, und die ausseritalischen Bundesgenossen Roms halien 
demgemäss auch bei den römischen Kriegen sich betheiligt. Aber 
von der factischen Ständigkeit der Kriej^shülfe, welche der Con- 
föderation der italischen togaii ihren Charakter giebt, ist diese Be- 
theiligung weit entfernt. Iffte die italischen haben auch die anaset«- 
italischen zum Bflndniss zugelassenen Oriechenstldte, wie Rhodos und 
Athen, Schiffs fQr die rdmisehe Flotte gestellt Aber es ist schon 
bemerkt worden, dass der rasche Verfall des römischen Seewesens bei 
diesen Leistungen die Ständigkeit nicht hat aufkommen lassen, und 
die damit gegebene militärische Annullirung der zum römischen Staat 
gehörigen griechischen Städte hat ihre politische beschleunigt. Von 
den abhängigen Königreichen ist die Kriegshülfe hauptsächlich in der 
Form der Vertheidigung der Reichsgrenzen gefordert worden; sie haben 
daher mehr bedeutet als die Städte, aber noch weniger als diese an 
der ordentlichen Kriegshülfe sich betheiligt. 

Die Autonomie, so weit sie hiernach dem Bundesstaat verbleibt, s.uveran«. 
wird wohl priucipiell auch dem ansseritaliaehen eingeräumt; aber eine dlr^lo^m. 

5» 
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iuiiiciMn der wesentlichsten Consequenzen derselben, die Freiheit von unmittel- 

gcBOHcn baren Geldleistungen ist der Sache nach bedingt durch die Be- 
theiligung an der Kriegshülfe, und wo diese zurücktritt, begreiflicher 
und nicht unbilliger Weise durch die Tributzahlung ersetzt worden. Es 
hing hier alles von den Festsetzungen der Einzel vertr&ge ab und wir 
können dte ^twidnlnng dieeer TerbiltDisw wenig verfolgen ; aber 
weniplens den lum Bflndnias zogelMsenen und nicht snr stindigen 
WaflbnhalüB herangesogenen nicht sOdtiBchen Verbündeten ist wohl 
dniehans eine Geldleiatnng anferlegt worden. — Andererseito freilich 
greift in diesen Ortlich dem römischen Gemeinwesen femer stehenden 
und politisch incongruenten Kreisen die Autonomie thatsächlich weiter 
als innerhalb der italischen oder gar der latinischen Conföderation. 
Verfügungen der Vormacht, welche in die innere Verwaltung dieser 
Districte eingriffen, begegnen wohl, zum Beispiel hinsichtlich der Juris- 
diction und des PrSgerechts, und an Missachtung der erworbenen Rechte 
und Uebergritfen der Vormacht hat es zu keiner Zeit gefehlt; aber 
politiäche Ausgleichung in diesen Kreisen hat das republikanische Rom 
nicht angestrebt Erat unter dmn Principat entwickelt sich die Ten- 
denz nicht gerade die aoflseritalischen Bnndeeataaten schlechthin, aber 
die den Provinzen endavirten nnd factiseh ihnen angehdrigen Stidte 
den Unterthanengeneinden in der Weise zn assimiliren, dass sich 
die Antonomie der Bundessttdte mindert und gleichzeitig die der 
Unterthanen sich steigert. 

AwMr- Aber nicht auf den Verbündeten mehr oder minder ungleichen 
uatar- Rechts, sondem auf den Unterthanen ruht ausserhalb Italien die 
Herrschaft Kouis. und es ist dieser Begriff nun zu entwickeln. 

D«4iüo». Das Unterthanenverhiütuiss beruht auf der Dedition . das heisst 
auf der durch Rom bewirkten Auflösung eines bis dahin bestehenden 
Gemeinwesens und der rechtlich unbeschränkten Unterstellung ihres 
Gebiets und ihrer Zugehörigen unter die römische SUiatsgewalt. In 
dieser Lage befand sich jede Gemeinde, welche nach oder ohne 
Gegenwehr sich den römischen Gewalten unterworfen hatte. -Der Do- 
dition gleichartig war die über die rOmische Halbbfirgergemeinde von 
den Römern verhingte Entziehung des BOrgerrechts, wie sie im hanni- 
balischen Krieg gegen die Gemeinde Capua verfügt ward. Wo die 
Dedition nicht entweder zur Knechtschaft oder zur Verleihung des römi- 
schen Bürgerrechts führte, was beides wenigstens in der patricisch- 
plebejischen Gemeinde einen speriell darauf gerichteten Act erforderte 
(S. 22), wurden die (hdiii selbst und ihre Kachkommen, die dediticii, 
betrachtet weder als Bürger noch als Ausländer noch als Knechte, 
sondern als Freie ohne Bürgerrecht, nicht eigentlich rechtlos, da in 
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dem römischen Machtbereich Personalschutz und Privatverkehr jedem 
Freien zukam, wohl aber von Rechtswegen aller an dem Bürgerrecht 
haftenden Institutionen, insonderheit des Ehe- und des Erbrechts 
entbehrend, und um so mehr vom Wehrdienst und überhaupt von 
jeder staatlichen Betheiligung ausgeschlossen, überdies insofern rechtlos 
gegenüber der römischen Gemeinde, als diese das ursprüngliche Recht 
definititer Verfügung aber die abhängigen Leate dadurch nicht ver- 
loren hatte, daaa davon sonftehst kein Gebraneh gemacht worden war. 
In Italien ist dies ReehtSTerh&ltniBB, so viel wir wissen, seinem eigent- 
lieh pTOvisorisehen Wesen entsprechend nnr traasitoriseh angewendet* 
worden; nur etwa io den subalpinen Landschaften mag dasselbe als 
dauerndes gehandhabt worden sein. Dagegen beruht das ül)erseei8che 
Regiment der Römer ttberwiegend auf der factischen Perpetuirung 
der DeditioD. 

Die Benennung des überseeischen Unterthanenbezirks provincia Pntmeia, 
entnehmen die Römer dem Siegerrecht, welches ja allerdings in der 
Deditiou seinen rechten Ausdruck findet. Für die Unterthanen selbst 
wird diese gehässige Bezeichnung vermieden, sondern, mit Rücksicht 
anf die ihnen eingeräumte gleich zu erörternde Quasi- Autonomie, die 
der wirklieh autonomen Gemeinde sukommende der Bundesgenossen 
(aoett) enphemistiseh auf sie erstreckt 

Das Regiment ttber die Unterthanen ist, der bezeichneten Rechts- F«idi,«rr- 
stellung entsprechend, die Perpetuirung des feldherrlichea Oberbefehls, vimuir^. 
Wenn der Statthalter für die in dem Bezirk verweilenden Römer 
gleich dem Prätor der Hauptstadt die Gerichtshoheit ausübt, so ist 
er gepenttber den Unterthanen der Commandant und nach Ermessen 
zum Eingreifen in jeder Beziehung berechtigt. 

Bis weiter aber bleibt die staatliche Einrichtung, wie der römische i'rovu 

dorisch« 

Feldherr sie vorfindet, im Allgemeinen mit Zugrundelegung der belleni- ^^jttt*»u^ 
sehen Städteordnung, zumal da die in der ältesten römischen Provinz 
Sicilien von den Römern vorgefundenen, wesentlich auch von den ihnen 
Toraufgehenden Fremdhinncfaeni, den Karthagera aufrecht erhaltenen 
griechischen Einrichtungen f&r die Ordnung des FroTinzialregimeiits 
bestimmend geworden sind. Wo StAdtebQnde sieh vorfinden, werden 
sie, wie bei der wirklichen Autonomie, regelmftssig beseitigt fie- 
schlussrecht der GemeindeaDgehörigen, Gemeinderath und Gemeinde- 
obrigkeiten werden aufrecht erhalten; der Gemeinde bleibt, nicht von 
Rechtswegen begründet, aber bis weiter geduldet, das bisherige Per- 
sonal- und Vermögensrecht und die bisherigen Gerichte. Wo das 
römische Regiment die städtische Selbstverwaltung nicht vorfand, bei 
den Kelten und Iberern, in Africa und im Orient, wurden die be- 



Digitized by Google 



70 



EntM Bach. Die Bftrsanchaft ud daa Bdeh. 



stehenden Institutionen zunächst derselben accommodirt und schliesslich 
zu einer solchen umgestaltet. Wo die römische Regierung auf könig- 
liches Regiment traf, hat sie durchgängig dasselbe nicht als solches über- 
nommen, sondern entweder Bundesrecht bewilligt oder das königliche 
durch das städtische Regiment ersetzt, wie dies zum Beispiel im per- 
gaoMiiischen Staat« geschah. Die einsige wesentUehe Aasiuilime macht 
das unter Attgustiis zum Beiche gezogene ägyptische KQnigreieh, in 
welchem der neue Herrscher der römischen Gemeinde in die Redite 
der königlichen YorgängeiSeintrat, obwohl auch hier im Lanfe der Zeit 
die Städteordnnng wenigstens theilweisc Wurzel griff. Angnstns ist so- 
gar so weit gegangen die Städte der einzelnen Provinzen corporativ zu 
organisiren und bis zu einem gewissen Grade die alten nationalen Städte- 
bfinde wieder ins Leben zu rufen. Wenn dieser Autonomie mit dem 
festen Rechtsboden auch die rechte Lebenskraft gefehlt hat und das 
neben und über diesen quasi-autonomen Municipalbehörden fungirende, 
aus dem Kreise der formellen bundesgenössischen Autonomie von Rechts 
wegen ausgeschlossene römische Tribunal die Unselbständigkeit diese» 
proviniialen Selbstregiments theoretisch und praktisch dauernd eiliu- 
terte, so hat dennoch die ciTilisatorische Mission des rOmisch-helleni- 
sehen Geistes in dieser Ordnung mächtig und segensreich gewirkt 
proTiniiaiM Das Bodeneigenthum haben''die BAmer sunftehst ebenfidb so be- 
«ifraunin. Stehen lassen, wie sie es vorfanden, allerdings wie die Autonomie selbst 
nur als vorliufig geduldet, da das Wesen der Dedition die rechtliche 
Anerkennung ausschliesst. Aber wenn sie in Sicilien die volle Con- 
sequenz des Erobeningsrechts nicht zogm, so ist dies nicht lange oach- 
her in Kleinasien und fortan allgemein geschehen: dass das Bodeneigen- 
thum der erolHiiten Gebiete ein für allemal dem römischen Volk er- 
worben sei und dem bisherigen Eigenthümer nur ein bis weiter ge- 
schützter und bis weiter auf die Erben übergehender Besitz nach Art 
des rOmiaehen Prscarinm mkomme, ist seitdem ein Fundamentalsatt 
des römischen Staatsrechts geblieben. Von den hieraus sich ergebenden 
erschreckenden Rechtsfolgen, dass der Bodenertrag von Rechtswegen 
dem römischen Gemeinwesen snstehe und dass der römische Staat in 
dem gesammten überseeischen Gebiet den Boden ebenso zur Vertheilnng 
bringen kOnne wie in Italien das Gemeinland, ist allerdings die letztere 
praktisch nur ausnahmsweise gezogen worden. Einerseits das Zurück- 
schrecken vor einer derartigen univers( Hon E\])ntpriation , anderer- 
seits und wohl vor Allem die gerechtfertigte Besorgniss das auf Italien 
basirte Gemeinwesen durch ül)erseeische Massenauswanderung zu ent- 
wurzeln, führten vielmehr zu der Staatsmaxime, dass das überseeische 
Bodeneigenthum des römischen Staats nicht wie das italische der Adi 
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signation an Private unterliege, woran in der republikanischen Zeit 
durchaus festgehalten und wovon auch unter dem Principat nur hin- 
sichtlich der nicht sehr zahlreichen Colonien italischen Rechts abge- 
wichen worden ist. Thatsächlich also verhalten sich der italische und 
der überseeische Grundbesitz zu ein&uder ungefähr wie Eigenthum 
und Erbpacht. 

Vor Allem sind es die Leistmigeii an den rOmisehen Staat, in »JgjijJJ» 
nekshen der Gegensati der verbündeten vnd der unterthinigen Ge- 
meinden zn Tkge tritt. 

Eine Wehrpflicht giebt es für die Unterthanen nicht. Kriegshaife 

kann nur ein Staat dem andern leisten und die entetaatliebten Dediticier 
sind dazu rechtlich unfähig, wahrend auch aus praktischen GrOnden 
die römische Regierung den Provinzialen das WaflFenrecht vorenthielt 
Dass der römische Commandant als Nothbehelf auch sie zu militärischen 
Zwecken verwenden konnte, lindert an ihrer Rechtsstellung nichts. Erst 
Augustus hat bei der neuen Ordnung der Militärpflicht die Unterthanen 
theilweise mit herangezogen und damit wenigstens die active Reichs- 
angehörigkeit dieser zurückgesetzten Klasse anerkannt. 

Dagegen ist die Abgahenpfllcht, nelebA hei den verbündeten Ge- 
meinden eigentlich ansgeachlossen ist und htehstenB als Surrogat der 
Kriegshfilfe auftritt, daa rechte Kenniächen der Unterthinigkeit Die 
Leistung, welche von den Provinzialen gefordert wird, ist sunichst, 
wie die Provinz selbst als perpetnirtee Gommando, gefasst worden als 
pwpetuirte Kriegscontribution, wovon sie auch die Benennung tltf^ah 
dum führt, da die Zahlung des Soldes an das siegreiche Heer für 
die Kriegscontribution den Ausgangspunct bildet. Ebenso liegt es im 
Wesen derselben, dass die den früheren Regierungen entrichteten Ab- 
gaben jetzt der Sieger für sich erhebt, wie dies vielfach in den römi- 
schen Provinzialordnungen hervortritt. Aber nachdem der Provinzial- 
boden als römisches Staatseigenthum aufgefasst ward, können die 
darauf lastenden Abgaben als die dem EigenthOmer zukommende 
Bodenrente (veciigal) angesehen werden und diese AufCusung hat 
späterhin vorgeherrscht 

Hinsichtlich der Reichsangehörigkeit stehen die ausseritalisebeii 
Bundesgenossen, nachdem das Reich sich über das Meer hin erweitert ''^pfoTiD-'' 
hat, den nicht latinischen Italikern gleich und auch die Unterthanen, 
mochte man sie als dediticischen Rechts oder als autonome Gemeinden 
fassen, konnten, wie dies auch die übliche Bezeichnung socii ausdrückt, 
nicht mehr als Ausländergelten, sondeni nurals Reichsangehörige schlech- 
testen Rechts. In der That ist die Peregrinitilt der späteren Republik 
und der Kaiserzeit durchgängig Keichsangehörigkeit zweiter Klasse. 
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Siaven dw Mit der Ausdehnung der Heichsangehörigkeit geht Hand in Hand 
M Moag- das £iDSchwinden, man könnte sagen der Wegfall des internationalen 
Rechtsverkehrs. Es ist früher gezeigt worden, dass er in der Entwick- 
lungsepoche Roms extensiv wie intensiv von höchster Bedeutung gewesen 
ist, dass der latinische Bund auf Grund von Freundschaftsverträgen 
mit Caere und Neapel, mit Massalia und Rhodos in Rechtsbeziehungen 
stand, selbst der italische Band noeh auf solcher Grundlage mit den 
StSdten ond Königreichen des griechischen Ostens verkehrte. Ter- 
kehrsbesehiftnknngen, wie sie uns die karthagischen Verträge iheil- 
weise leigen, scheinen Ausnahmen gewesen zu sein, durchgängig die 
internationalen Ordnungen Roms eine weitgehende Verkehrsgemein- 
schaft vorausgesetzt und gefördert zu haben. Aber die effective Rechts- 
gleichheit der contrahirenden Staaten, von welcher diese International- 
vertrilge ausgegangen sein müssen, hielt dem stetigem Anschwellen 
der römischen Ueberraacht auf die Dauer nicht Stand. Das gleiche 
Bündniss im rechten Sinne des Wortes verschwindet aus dem römischen 
Staatsrecht; die spätere Epoche kennt das Bündniss nur noch als 
milde Form der Unterth&nigkeit, die sogenanuteu Fremden nur als 
Beicbsangehörige minderen Rechts. Der BOmerstaat, erwachsen in 
schrankenloserVerkehrsfreiheit, schliesst gegen aussen sich ab, wobei die 
ungeheure Ausdehnung seiner Grenzen und die so zu sagen offizielle 
Gleichsetsung des Bftmerstaates mit dem Erdkreis (orbis terrmvm} mit- 
gewirkt haben. Wo thatsftchlich Landgrenzen bestehen, wie in Africa, 
in Aegypten, im Orient, wird der Handelsverkehr durch künstliche 
Schranken und Zölle gefesselt. Die ursprüngliche Anschauung, dass 
der stammfremde Mann ein Landesfeind und als solcher zu behandeln 
ist, hat das Greisenalter des Staats Germanen und Persern gegen- 
über wieder ins Leben gerufen. 
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Die Entwickelung des Römerreichs ist hiermit dargelegt worden, stu»*^ 
Wenn in derselben die Souveräne Gewalt an der Stadt haftet, so ist «tMt. 
der ungeschmälerte und ausschliessliche Vollbesitz derselben da? Vor- 
recht der Stadt Rom und diese dadurch die Trägerin der Centralisirung 
in diesem politischen Bau, der Bau selbst aber eine städtische 
Conföderation. Es gilt dies sowohl von dem latinischen wie von dem 
italischen Städtebund, und auch die ausseritalischen Gemeinden sind 
in den Formen entweder der rechtlich anerkannten oder mindestens 
der faetiscb zugelassenen Autonomie der Centralgewalt angegliedert 
Nieht in gleicher Weise, aber mit analogem Gesammtergebniss liegt 
die Zusammenfassung der städtisch geordneten Gemeinwesen unter 
eine centrale Gewalt allen Gestaltungen und Umgestaltungen des 
Römerstaates durch den tausendjährigen Verlauf seiner Geschichte su 
Grunde. Die Phasen der latinischen, der italischen, der Oberseeischen 
Conföderation sind erörtert worden ; es bleibt noch übrig den daraus 
schliesslich entwickelten Reichsverband, die Ausgestaltung der stad- 
tischen Conföderation zu einem nach Stadtverbänden gegliederten 
Einheitsstaat darzulegen. 

Kein Axiom ist zunächst in der staatlichen Entwickelung Roms lUchtlicbe 
energischer festgehalten worden als die absolute jede Autonomie der'MS^' 
Theile ausschliessende staatliehe Centralisirung. Es zeigt sich dies '^Si^' 
sowohl in der danach geregelten Behandlung der Cuiien (8. 13) und 
der Tribus (8. 81) und der boYorreehteten Kategorien der Bftrger- 
Bchalt (S. S7), wie auch in dem Verlauf der dieser Einheit wider- 
streitenden und darum sich selber vemiehtenden Plebejerbewegung 
(S. 50). Aber die thatsächliche Voraussetzung der staatsrechtlichen 
war die örtliche Centralisirung. und wo innerhalb der römischen 
Bürgerschaft andere örtliche Mittelpunkte mit städtischer Sonder- 
stellung sich entwickeln, beginnt das Schwanken des Fundaments, 
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Die unsclieinl)areu Auftnge sind fast so alt wie Rom selbst. Als 
Rom seinen Hafen erhielt und eine Anzahl zu bleibender Ansiedelung 
(colonia) dorthin gesandter Bürger ein Sonderterritoriura empfingen, 
scheint die Siedelung für ihre gemeinschaftlichen Sacra eine nach dem 
Muster der römischeD geordnete Quasimagistratnr erhalten sn haben ; 
indees von localer Antonomie kann hier noch nicht die Rede sein. 
Die AnAnge einer solchen begegnen uns im 5. Jahilijder Stadt Die 
nach dem Muster OstiaB gegrQndete sweitilteete BQrgercolonie Antinm 
empfing nach glaubwürdigen Berichten zwanzig Jahre nach ihrer Grün- 
dung im J. 437 (317 v. Chr.) ein Sonderstatut und eine eigene der römi- 
schen nachgebildete Magistratur. Wenn diese örtlich geschlossenen 
Bürgergemeinden unter staatlicher Autorisation entstanden, so scheinen 
daneben vielfach bloss im Wege der Ansiedelung sich Milrkte (fora) und 
Sammelpuncte {conciliahula) gleichfalls mit vorwiegender Bürger- 
bevölkerung gebildet zu haben, die mehr oder niiu(ier zu gleichsam 
städtischer Gemeinschaft erwuchsen. Von den um dieselbe Zeit be- 
ginnend«! HalbbOrgergemeinden behielten, wie gezeigt ward (8. 54), 
die beeser gestellten Ton der Selbitverwaltang, welche sie vor dem 
Eintritt in die rOmisehe Bfkrgerachaft gehabt hatten, wenigstens efaien 
Rest und dasselbe mag geschehen sein, wenn bisher autonome Ge- 
meinden latinischen oder italischen Rechts in das römische Bttrgerrecht 
übertraten. Wenn aber auch die Zahl solcher mit einer gewissen 
Selbständigkeit ausgestatteten Sonderkreise innerhalb der römischen 
Bürgerschaft wohl in besUlndi^ein Zunehmen war, so ist die vollständige 
Umgestaltung der bisherigen Ordnung, wodurch diese Ausnahme zur 
Regel und das römische Bürgerrecht als der InlKJgriflF aller dieser 
Sonderheimathsrechte zum Reichsrecht ward, erst durch den Bundes- 
genossenkrieg und die daraus resultirende Aufnahme sämmtlicher 
Italiker in die rOmische Bflrgerschaft herbeigeführt worden. 
Enfiehan« Ztt Gmudo fiogt bcl diossT Umgestaltung die veränderte Beilegung 
l'p.w der Tribtts, also eine Abindemng der Sdmmordnnng, insofern diese 
an die Tribus oder die durch die Tribus bedingte Genturie geknOpft 
war. Wenn bis dahin der Regel nach der ansAssige Bürger der Tribus 
s^es Grundbesitzes, der besitzlose einer der vier stadtischen Tribus 
zugeschrieben ward, so war schon vor dem Socialkrieg den Gemeinden, 
die geschlossen in die römische Bürgerschaft eintraten, die Tribus nicht 
bloss in dem Sinne beigelegt worden, dass ihr Territorium in eine der- 
selben eingeschrieben ward , sondern es empfingen und behielten die 
Angehörigen dieser Gemeinden für sich und ihre Nachkommenschaft in 
derselben Tribus das Stimmrecht. Nachdem dann in Folge jener grossen 
Revolution die grosse Mehrzahl der italischen Stldte in den litaiischflii 
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Bürgerverband geschlossen eingetreten waren und wahrscheinlich auch 
diejenigen älteren Bürgergemeinden, die bis daliin des geschlossenen 
Stimmrechtes entbehrten, dasselbe in gleicher Weise erhalten hatten, 
wurde die einzelne Tribus aus einer örtlich geschlossenen Grundbesitzer- 
versammlung umgewandelt in einen Complex einzelner mit eigenem 
Heiiiiftthreeht ausgestatteter Städte. Wer von einem durch die Auf- 
nahme TOB Venoflia auin Bflrgerreelit gelangten Börner abstammte, 
stimmte ein Ar allemal in der horatiKiien THbns, aneh weon er nieht 
mehr in Vennsia, ja wahrseheinlich selbst wenn er flbeiiiaapt nicht mehr 
Grundbesitzer war. Die vier stidtisehen Tribos stehen ausserhalb 
dieses Territorialsystems und es bleiben in denselben wesentlich nur 
die nicht im Vollbesitz der Ehrenrechte befindlichen BQrger. Die su«««- 
Comitien wurden fortan, wenigstens der Anlage nach, beherrscht durch ubMtk»- 
die geschlossen stimmenden StadtbOrgerschaften. Der römische Bürger ***** 
besitzt also seitdem theils ein specielles Heimath-, theils das an dieses 
geknüpfte allgemeine Staatsbürgerrecht, welchem von der Stadt Rom 
nur noch der Name blieb. Allerdings ist diese neue Ordnung nicht 
sehlechthin allgemein durchgeführt worden: insbesondere die alten 
keinem Mmücipinm entsprossenen patrieischen und plebejischen Adels- 
geschleehter seheinen ausserhalb der Mnnidpalverbftnde verbliebeii su 
aeitt nnd es sind noch sonst noch personale Aasnahmen vorgekommen. 
Aber dass das neue rOmisehe BQrgerrecht in der That das Staats- 
bflrgerrecht war, tritt namentlich darin zu Tage, dass dasselbe wie 
mit dem Heimathrecbt einer Bürger-, so auch mit dem einer Nicht- 
bürgergemeinde verknüpft werden kann, wobei dann freilich die Bei- 
legung der Tribus nur personalen Charakter hat Die Ausscliliesslicli- 
keit des Stadtbürgerrechts übertragt sich Äuf das Heimathsrecht ; nie- 
mand kann Bürger von Capua und von Puteoli oder von Capua und 
von Athen sein ; aber das römische Bürgerrecht kann jetzt auch der 
Athener gewinnen, ohne sdn athenisches darum zu verlieren. 

Nachdem also, entsprechend der Auflösung der ursprünglich 
znsammwisiedelnden Bargerschaft in sahlreiehe, die ganze italische '^ääT*' 
Halbmsel eifOllende örtliche Mittelpunete, die ursprüngliche Ordnung, 
die dem Staatstheil jede Selbständigkeit nahm, in ihr Gegentheil 
verkehrt worden war und die rOmische Stadt- oder vielmehr Reichs- 
gemeinde aus einer Anzahl Stadtgemeinden sich zusammensetzte, ergab 
sich die Aufgabe, die Autonomie der Reichs- und diejenige der ein- 
zelnen Stadtgemeinde zu einander in das angemessene Verhältniss zu 
bringen, das heisst, da an der rechtlichen und factischen Centralisirung 
der Staatsgewalt auch bei dieser Umgestaltung unentwegt festgehalten 
ward, daeijenige Mass der Rechte zu bestimmen, welches von der ehe- 
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raaligen bündischen Autonomie der neuen ReichsbürL'erstadt verbleiben 
konnte. Also entwickelte sich das neue'Afuniripalrecht. das Stadtrecht 
im Staate. Die derCentralgewalt der Bundesstadt gegentiber zustehenden 
Reciite blieben nicht bloss ungeschmälert, sondern wurden gesteigert: 
nach aussen hin giebt es nur das einheitliche Reich, keine einzelne Stadt, 
und wenn die Reichsgesetzgebung schon früher in exceptioneller Weise 
dM Stadtreeht braeh (S. 59), so ist dies jetzt regelmlaais und aelbet- 
▼erstftndlidi. Du bttndische Vertragsrecht und die bfindisehe Hilitftr- 
hobelt nrnssten follen; die Bürgerstadt konnte nieht mit Rom in 
BOndniss stehen und der in Prftneste ansgehobene ReiehsbOrger war 
nicht mehr pränestinischer , sondern römischer Soldat. Auch das 
eigene Recht fiel wenigstens im Allgemeinen ; die römische bis dahin 
von den Latinerstädten nicht angenommene Rechtshestinimunp. welche 
dem Verlöbniss die Klagbarkeit entzog, erstreckte sich auf sie mit 
ihrem Eintritt in die römische Bürgerschaft. Dass mancherlei ab- 
weichende Festsetzungen als Localstatute weiter bestanden haben, 
ist wahrscheinlich; doch scheint die Nivellirung durchaus überwogen 
zu haben. Die Crerichtshoheit, welche der Bundesstadt geblieben war, 
ging der Bflrgerstadt ebenfalls im wesentlichen verloren, nnd hatten 
deren Angehörige der Regel nach Yor den römischen Behörden Recht 
m nehmen; doch ist theils die criminelle Competenz in bedeutendem 
Umfang den Städten verblieben, theils ist för die minder bedeutenden 
oder besonders dringlichen Privatprozesse, namentlich wohl diejeiilgen, 
die in den älteren römischen Bürgergemeinden nicht nach Rom gezogen, 
sondern durch den örtlichen Stellvertreter des römischen Prätors ent- 
schieden wurden, wahrscheinlich bei dieser Gelegenheit die municipale 
Jurisdiction ins Leben getreten. Dennoch sind der Bürgerstadt wesent- 
liche Momente der ehemaligen Autonomie geblieben, oder auch, wo 
sie ihr bisher gefehlt hatten, verliehen worden. Das Recht der 
juristischen Person, welches nach der ursprünglichen römischen Auf- 
fsssnng auf den Staat selbst besehrftnkt ist, die Khigkeit Vermögen 
zu besitzen, Erhsehalten anzunehmen und Knechte freizulassen ttbt 
auch die Bflrgerstadt. Sie behUt ihre Magistrate, ihren Gemeinde- 
rath, ihre Comitien für Wahlen und Satzungen, ihre Gemeindekasse 
und damit die administrative und finanzielle Autonomie, wenngleich 
die Befugnisse der Magistratur und der Comitien nach dem vorher 
Gesagten wesentlich gemindert sind. 

Die also ein halbes Jahrhundert vor dem Untergang der römischen 
^SSljS'* Freiheit für den Einheitsstaat gleichberechtigter Bürger gefundene 

B 



«fiSimt«' Form ist zunächst nur auf Italien angewendet worden und musste 
Sii^T" im Wesentlichen darauf beschränkt bleiben, wenn das Fundament 
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aller vollen politischeu Einigung, die in Italien jetzt im Wesentlichen 
durchgeführte Sprach- und Sittengemeinscbaft festgehalten werden 
sollte. Anwendbar indess war das System auch im flberseeiselien 
Gebiet und ee ist in allmählicher Erwdterung über die Halbinsel 
hinaus ausgedehnt worden. Im Änisng des 8. Jahrb. n, Chr. wurden 
dann die StAdte latinischen und peregriniseben Bechts im ganzem Reich 
zu BOrgerstüdten gemacht und es ging damit die städtischeConfÖderatiou 
im weitesten Sinne in dem Reichsbttrgerrecbt auf. Ausi>erhalb der 
Reichsbürgerschaft stehen fortan nur die nicht städtisch geordneten 
in der Form der Föderation oder der tolerirten Autonomie dem 
Reiche angeschlossenen gcniilcs, die Fürssteu der SSaracenen und der 
Gothen, die Satrapen der Armenier, dje Stämme an der africanibchen 
Grenze, die in Gallien und Italien angesieiielteu Ausländer. 
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I. Der Affltsbegrifr. 

Die HandlungsfÄhigkeit, die Fähigkeit zu wollen und den Willen ^^«^jJ^^J^ 
zu iiussern so wie demselben innerhalb der dem Wollenden gesetzten T«rti«t«aff. 
Machtgrenzen Geltung zu verschaffen, haftet naturgemäss an der phy- 
sischen Person. Der Staatsbegriff der Römer beruht auf der idealen 
UebertraguDg dieser Handlungsfähigkeit auf die im ersten Buch ent- 
wickelte Gesammtbeit, die Bürgerschaft, den populust und auf der 
Unteroidnimg des Einielirinm aller der Qeiuiimtheit augehurigeu 
pliysiaelieii Pmonen unter diesen Qesammtwülen. IMe Anlhebang der 
individuellen Selbetftndigkeit gegenftber den Geeumitwillen ist das 
Kriterium der staatliehen Gemeinschaft und insbesondere dasjenige 
Moment, das den Staat von der Corporation, zum Beispiel der Gnrie 
und dem Senat unterscheidet 

Der Gcsammtwille ist an sich, wenn es gestattet ist einen Aus- 
druck des römischen Privatrechts darauf anzuwenden, eine staatsrecht- 
liche Fiction. Thatsächlich wird dafür Vertretung erfordert, ähnlich 
wie im Privatrecht für den nicht handlungsfähigen Mündel. Wie für 
diesen der Vormund eintritt, so gilt staatsrechtlich als Willenshaud- 
Inng der Gesammtheit diejenige eines in dem bestimmten Fall fttr 
sie eintretenden Mannes. Indess geht die Gemeindevertretnng inso- 
fern weiter als die vormundschaftliche, als der VoimuDd die physisch 
vorhandene, aber nnvollkcmmeBe Handlnngsfthigkeit erginst, der 
Gemeindevertreter eine physisch nicht vorhandene ausübt. Immer ist 
die staatliche Willenshandlung die Handlung eines einzelnen Mannes, 
da das Wollen und Handeln an sich uutheilbar ist; Gemeindehand- 
lung durch Majoritätsbcschluss ist nach römischer Auffassung ein 
Widerspruch im Beisatz. Der Gemeindevertreter kann gewisse Hand- 
lungen nur vollziehen, wenn die Mehrzahl der Abtheilungen der Bürger- 
schaft oder die Mehrzahl der Senatoren ihn dazu ermächtigt; aber der 

BIa«iat. baibaoh. L «: MoBaiiaa, AWh im Modadua MaalnMil«. & AafL 6 
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lieschluss der Bürgerschaft oder des Senats werden Gemeindeacte nur 
dadurch, dass der Gemeindevertreter sie sowohl veranlasst wie voll- 
zieht und logisch wie praktisch ist die also vollzogene Uaadlung zu- 
uÄchst Handlung des Vertreters der Gemeinde. 
"Sßdir Insofern diese Vertretung der Gemeinde durch deren Verfassung, 
wtntniiff. ^ allgemein, sei es in bestimmter Begrenzung, einer einzelnen 
Ftonon zngewieien wird, ist ein solcher Gemeindevertreter Magistrat; 
Handlang der Gemeinde ist eine jede, welche innerhalb der hiednreh 
gezogenen Schranken von dem Vertreter selbst oder in seinem Auf- 
trag ToUsogen wird. Begelmftssig wird Ar die Gemeindehandlmg 
eine fest geordnete Vertretnng gefordert; nur in gewissen lUlen, 
namentlich bei einer der Gemeinde zugefügten Schädigung, ermächtigt 
die Vejrfassung jeden Bürger zur Vertretung der Gemeinde, und in- 
sofern k um int ausnahmsweise auch eine nicht magistratische Gemeinde- 
vertretung vor. 

v.rhiUnii.!. j)\e Magistratur, die Verkörperung des Staatsbegriffs und die 
MHjrtMtur Trägerin der Staatsgewalt kann hieiiach nicht gefasst werden als 
cmriti» rechtlich beruhend auf dem Gesammtwillen der Bürgerschaft, da dieser 
ja fnr sieh aOein tberhan]»t nieht wirksam werden kann; vielmelir ist 
nach der römischen Anffhränng die römische Magistratur ftlter als die 
Volksgememde, welche sie erst erschafft, und das Mandat, ohne welches 
allerdings eine Vertretung aberall nicht gedacht werden kann, geht 
von dem Vormann an den Nachfolger, welche bei dem Zwischen- 
königthum näher zu erörternde Ordnung sich bis zum Eintritt des 
Principats auch thatsächlich ununterbrochen behauptet hat. Nach der 
früh hinzutretenden Bindung des Vormanns in der Ernennung des 
Nachfolgers durch die vorherige Befragung der Comitien wirken die 
Magistratur und die Comitien bei dieser Vollmachtsertheilung zu- 
sammen, und diese Auffassung der Magistratur und der Comitien als 
gleichmassig selbständiger Träger des Gemeindewillens beherrscht das 
Staatsrecht der Republik; erst in der späteren Epoche derselben werden 
die Comitien mehr und mehr, wenngleich nie vollstindig als die eigent- 
liche Vertretung der Gemeinde betrachtet und wird die magistratische 
Mitwirkung bei der Willensfindung derselben nicht mehr als Verein- 
barung, sondern als Geschäftsleitung aufgefasst. 
ikgiwuiit« Die Uebernahme des Gemeindeamts ist an sich ebenso Recht wie 
Pflicht des einzelnen Bürgers - gleich dem Heerdienst und anderen 
öffentlichen Leistungen. Pls wird ursprünglich ein rechtlicher Zwang 
zur Uebernahme desselben bestanden haben, wie er bei den Priester- 
thümern nachweislich vorkam; dafür spricht, dass die römischen Ord- 
nungen nichts wissen von einer förmlichen Annahmeerklärung des 
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creirten Beamten und dass sie der Regel nach Creirung und Antritt 
ohne Zwischenzeit verknüpfen. Indess in der historischen Zeit der 
freien Republik wird bei sÄmmtlichen Gemeindeämtern, auch den keines- 
wegs begehrten und indirect mehr oder minder erzwungenen, officiell 
die Pflichtigkeit nicht statuirt oder doch ignorirt. Darum ist auch 
YOB vecbtHeheD BefreiungsgrOnden von der Uebenuihiiie eines de- 
meindeamtes nirgends die Bede, dagegen Ablehnung des Amtes vor 
der Uebemahme so wie Kiederlegong des ftbemommenen Tor Ablauf 
der Zeit jedem Borger unbesehrlnkt gestattet Es wird eine scharfe 
Grenzlinie gezogen zwischen den öffentlichen Pflichtleistungen (munera) 
und den Aemtern oder nach römischem Ausdruck den Ehren" 
(honores); für den stolzen Freistaat geziemt es sich nicht, die Führung 
seiner Geschäfte als PHichtleistung zu behandeln. Erst unter dem 
Principat tritt mit dem Sinken des Gemeinsiuns diese Auffassung 
wiederum hervor. 

Die Vertretung der Gemeinde durch ein Gemeindeglied fordert in o « k mg- 

lieh« 

ihrer ältesten und begrifiHich reinsten Gestalt den einheitlichen Ge- vt.iigt»au. 
meindehemi, welchem die fttr die ewige Gemeinde erforderte ewige 
Dauer durch eine fisst geregelte Suecessionsordnung yerliehen wird. 
Dies ist das KOnigtbum, das regmum, die älteste römische Staatsform. 
Ob dabei die repräsentirte Gemeinde und die repiisentirende Pereon 
als doppeltes Rechtssubject gefasst worden sind oder als einheitliches, 
muss dahingestellt bleiben; die dem König eigene Amtswohnung legt 
allerdings die Vermuthung nahe, dass sein Vermögen und das der 
Gemeinde rechtlich nicht geschieden waren. Die Vertretung der 
'Gemeinde durch ihren König ist vollständig: sie gilt gleichmässig 
gegenüber den römisclien Göttern und gegenüber dem Ausland wie 
gegenüber den Bürgern des eigenen Staates, gleichmassig als Ober- 
priesterthnm, als Gerichtsbann, als Heerbefebl, als Verwaltung des 
Gemeindevermögens. Aber weder rechtlich noch thatsächlich ist sie 
eine unbeschränkte Gewalt Der idealen Gemeinde stsht, wie das 
Becht der Gesetzgebung es fordert, die Bestimmung Ober Leben und 
Vermögen des Bürgers schrankenlos tu; der Willensact ihres Ver^ 
treters ist nur dann Gemeindewille, WMUl die durch dio Satzungen der 
Gemeinde geforderten Voraussetzungen erfüllt sind und namentlich 
da, wo dies durch die Verfassung gefordert wird, Gemeinderath und 
Bürgerschaft ihre Einwilligung gegeben haben. Wo der König nicht 
in rechter Vertretung der Gemeinde handelt, ist seine Handlung nicht 
Handlung der Gemeinde. 

An das Künigthum und die Königszeit reicht unsere lieber- 
lieferung nicht hinan und dne geschichtliche Darstellung derselben 
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lässt sich nicht gehen, wenn gleich die daraus ahgeleiteten Ordnungen 
durchaus auf die ursprüngliche Vollgewalt zurückführen. Dafür tritt 
nach unserer Redeweise die Republik ein; den Römern, welchen re.<t 
publica, genau entsprechend dem englischen common ueaith, das Ge- 
meinwesen schlechthin bezeichnet, ersf.heint die geänderte Verfassung, 
fOr die ein positiver Schlagname fehlt, negativ als die Beseitigung 
der Einheitlicfakeit und der LebenslingUdikeit der Oem^ndevertretoiig 
sowie ihrer biHherigen BeDenniuig*. Die reditliehe Gleichartigkeit 
des repaUikuiimheD Oberamts mit dem KAnigthom Ündet Beharfen 
AaBdmek in dem beibehaltenen mierregmm. Die AoffuBong der 
oeaen Ordnung als des Begiiin<% der VolkssouveränetAt, der wenigstens 
theoretischen Allgewalt der Comitien, ist, wie schon bemerkt ward, erst 
die der sich demokratisirenden Republik*. Noch minder correct ist 
die Auffassung der AbschafTung des Königthums als Begründung der 
Freiheit, der lihertas; das Mass der Abhängigkeit des Bürgers von dem 
Staat hängt weder von der Zahl der Vorsteher noch von der Dauer der 
Vorsteherschaft ab und die Bürgerschaft Numas ist sicher den Nach- 
fahren nicht als Sclavenschaft erschienen. Nicht gegen die Königs- 
gewalt alt solche richtet eich die die Gonsnlarhemehaft begrtadoide 
Bevolation, sonden gegen den Miesbranch deirselben, indem sie den 
sehaldigen Gemeindeherrn absetEt nnd die in der Einheitlichkeit und 
Lebentlingliehkeit des Amtes erkannten Anlflsse an solchem Miasbranch 
abstellt. Die Identification der republikanischen Ordnung .mit der 
'Freiheit' des Volkes gehört, ebenso wie die Auffassung des lebens- 
länglichen Herrschers als daminuft, das heisst als des ^Eigentümers" 
des Reiches, erst der Opposition der caesitrischen und der Kaiserzeit 
aUf dem Gedankenkreise der Caesarmörder und ihrer Laudatoren. 

Es ist die Magistratur der Republik, welche in diesem Buche 
geschildert werden soll. Dass die rechtliche Identification des Amtes 
und des Beamten, welche bei dem Königthum vielleicht gegolten hat, 
für den republikanischen Beamten nicht beitteht, int aui«er Zweifel, wie 
sie denn söhon fttr den Zwiscbenkönig nicht passt nnd mit der Plurali- 
tftt der Magistrate völlig unvereinbar ist. Die Amtwohnung konunt 
in der Republik nur dem verblassten Schattenbild des Königs zu, das 
die sacralen Ordnungen bewahren; in republikanischer Zeit gehören 
die Locale der Amtsthfttigkeit der Gemeinde und wohnt der Beamte 

* Diese tralaticische und richtige Auffassung findet sich bei Livius 2, 1. 

* Diese Anffkssiing ▼ertrltt lum Beispiel Cicero de re p^ I, 81, 47. Uebrigeaa 

wollten die Vertreter dieser Theorie die Königszeit keineswegs ausscbliessen, da 
sie (li<' spätere Stellung der Comitien auch in diese hioeinbriogen. VgL Hermee 

16, 147. 
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in seinem Privathaus und verbleibt in seiner privatrechtlichen Stellung. 
In unserer Darlegung sollen zunächst die Theilung des sacralen Regi- 
ments zwischen den Priestern und der Magistratur (Abschn. 2), sodann 
der Gegensatz des stftdtisehen und des Kriegsregiments (Abflchn. 3) 
entwickelt werden. Weiter Bollen behandelt werden die Creirung der 
Beamten (Abechn. 4) und die daf Qr erforderliche Qualifieation ( Absehn. 5) ; 
die CoUegialität und die GoUirion der Beamten (Abschn. 6); die Dauer 
der Magistratur und der Antritt und Rficktritt der Beamten ( Abscbn. 7) ; 
die magistratischen Ehrenrechte und Emolumente so wie die magi- 
etratische Dienerschaft (Abschn. 8); endlich die Gehtilfen, Stellvertreter 
und Rathmänner der Magistrate (Abschn. 0). Die Darstellung der ein- 
zelnen Magistraturen in ihrer historischen Besonderheit bleibt dem 
dritten, die der einzelnen Amtkreise dem vierten Buch vorbehalten. 
Indess erscheint es nothwendig diesen sachlichen Auseinandersetzungen 
eine kurze Erläuterung der hier einschlagenden Terminologie vorau- 
auBteUen. 

Die Kundgebung des GemeindewillenB in dem vorher beieiehneten 
Sinne, das Recht im Kamen der Gemeinde su befehlen, beaeiehnet 
dae etymologisch nicht hinreichend sicher erklärte Wort mpermm. 
Dies wird ausschliesslich gebraucht von der eminenten Gewalt des 
Staats ober den Bürger und nur dem beigelegt, dem diese vollständig 
zusteht, 80 dass in diesem Worte der ursprüngliche Amtsbegriff ver- 
körpert erscheint. Für die der ursprünglichen Ordnung fremde Ver- 
tretung des Gemeindewillens mit beschränkter Competenz wird der 
analoge, al>er allgemeinere und auch dem Privatrecbt geläuhge Aus- 
druck potestas verwendet. 

Für den Träger dieses absoluten Gemeindewillens giebt es keine 
andere Beieiehnung als die nach dem Sonderamt; eine lusammen- 
fsssende fehlt, da mperator im technischen Gebrauch frOh verengert 
und dem Inhaber des Imperium diese Benennung nur dann verstattet 
worden ist, wenn seip Gemeindebefehl zum Siege in der Feldschlaeht 
geführt hat. 

Magister, das nach dem nachherigen Sprachgebrauch jeden mvüm». 
Vorsteher, insbesondere den einzeln stehenden bezeichnet und mehr 
in sacralen und privat rechtlichen Beziehungen als für staatliche Ver- 
hältnisse gebraucht wird, muss der Träger des Imperium wohl in 
älterer Zeit genannt worden sein, da das davon abgeleitete und noth- 
wendig auf dieses Stammwort zurückgehende Abstractum magtstratus 
sämmtlicbe Inhaber des Imperium in sich begreift, selbst diejenigen, 
welche, wie der Dictator, der Zwisehenkönig, der Beiterfflhrer, der 
Stadtverweser,' nicht der Volkswahl unterliegen. Diese abgeleitete 
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Bezeichnung hat den dem Stammwort verloren gegangenen staatlichen 
Werth behalten und der scharfe Gegensatz des Staates gegen jede 
andere Gemeinschaft in ihr seinen rechtlichen Ausdruck gefunden; 
denn wenn von plebejischen und municipalen Magistraten gesprochen 
wird, so drackt sieh darin nur aus, dass die Plebs ein Staat im Staate 
sein wollte und dass die Stadt im Bömenreieh ein ehemals sonveriner und 
nicht vollständig in das rOmisehe Reich aufgegangener Staat ist. Aber 
dass der Entwickelungsprozess des römischen Gemeinwesens den 
Sehwerpnnct der souverftnen Gemeindegewalt von dem Oberamt auf 
die Bürgerversammlung wenigstens concurrirend verschoben hat, tritt 
terminologisch darin zu Tage, dass die Bezeichnunj; mnfjii^tratm zwar 
den nicht von den Comitien gewählten oben genannten Überbeamten 
verbleibt, aber zugleich erstreckt wird auf alle von den Comitien ge- 
wählten Auftragnehmer der Gemeinde, dagegen keinem weiteren von 
den Beamten allein bestellten Auftragnehmer zukommt, so dass bei- 
spielsweise von den Stellvertretern des Prätors für die Jurisdiction und 
von den Legionsfnhrem hei vOllig gleicher Gompetena und gleichem 
Titel allein die comitialen als Magistrate bezeichnet werden. In fthn- 
AoNor. lieber, jedoch minder technischer Weise wird hanor verwendet; es be- 
zeichnet dies das Amt, insofern dessen Uebertragung durch die Comitien 
eine Auszeichnung des Gewählten ist. In der weiterhin folgenden 
Darstellung der Magistratur ist der Begriff im Allgemeinen in dem 
späteren Sinne gefasst worden,' obwohl die damit gezogene Grenze eine 
äusserliche und es praktisch nicht durchführbar ist, die im Laufe der 
Zeit der comitialen Ernennung unterworfenen Stellungen erst von 
diesem Zeitpunct an und die nach dem Eruennungsrecht getheilten 
nur, so weit sie magistratisch sind, in die Darstellung aufzunehmen. 
Kat«r»ri«» Wenden wir uns zu den Kategorien der Gemeindebeamten, so 
itagiibat«. drOefct der Gegensatz der magisiralits patrim oder popUli Bommn 
und der magistralus plebeii oder pMia eigentlich nur aus, dass die 
Vorsteher der Plebs, einstmals der Sache nach und formell auch 
^ftter, nicht als wirkliche Magistrate der Gesammtheit gelten. Fftr 
den scharfen und wichtigen Gegensatz der ordentlichen und der ausser- 
ordentlichen Magistratur gebricht es an einer entsprechenden Termino- 
logie; wir bezeichnen als ordentliche diejenigen Aemter, deren Com- 
petenz ein für allemal geordnet und mit der rechtlich festen Be- 
nennung gegeben ist, als ausserordentliche diejenigen, deren Compe- 
tenz erst für den einzelnen Fall, sei es mit dem Wahlact zugleich, 
sei es, wie dies die Regel ist, durch ein demselben voraufgeheudes 
Specialgesetz festgestellt wird und fOr die es daher auch an einer gene- 
rellen Benennung fehlt Zu der ersten Kategorie gehören zum Beispiel 
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das Consnlat, die Dictatur, die Gensur, zu der zweiten beispielsweise 
die Duovirn fttr den einzelnen Hochverrathsprocess und die Zehnm&nner 
illr CoDBtitiiiniog des GemeinweseiiB. Die ordentlichen Aemter Bind 
entweder ständige, eo weit sie ▼erfassongsinftssig immer in Thätigkeii 
sein sollen und also ans regelmAssigen Jahreswahlen hervorgehen 
(magisiratus annui), oder nieht stftndige, wie die an besondere Voraus- 
setsungen geknöpfte Dictatur und die verlassungsmässig intervallirende 
Censur. Höhere (magistratus maiores) und niedere Aemter (magistratus 
minores) werden regelmässig nur relativ je nach dem Machtverhältniss 
der in Beziehung gesetzten Magistraturen unterschieden ; indess gelten 
die Inhaber des Imperium und die aus den gleichen Wahlen der Cen- 
turien hervorgehenden Censoren als im Besitz der ausjuciu maiora, 
während den in Tribuscomitien gewählten Beamten nur auspicia minora 
und überhaupt niederes Ansehen zukommt. Die von dem Gerichts- 
stnhl entlehnte Benennung magistrahts ettmies kommt allen an dem 
Imperium theilhabenden Beamten, selbst den nur ein besehrtnktes 
jarisdictionelles besitsenden AeiUlen der vornehmeren Kategorie m\ 
die Censoren haben dieses Imperium nicht, mOgeu aber spftteihin aueb 
dazu gerechnet worden sein. 

Amt ohne Amtsgewalt kennt die republikanische Ordnung nicht ^jjjfjjJJ^ 
oder doch nur insoweit, als abgeschaffte Aemter im Sacralwesen fort- 
geführt werden, wie im römischen Gemeinwesen der rex sacrorum 
und in den in dasselbe aufgegangenen latinischeu Staaten mancherlei 
ähnliche Institutionen. Amtsgewalt ohne Amt kommt dagegen häutig 
vor. Sie wird ausgedrückt durch die Bezeichnung pro magistraiu 
allgemein oder die entsprechende specielle pro eoifäitle, pro praäore 
und so weiter und regelmftssig gebraucht von dem Privaten mit amt- 
licher oder, was auf dasselbe hinauskommt, von dem niederen Be- 
amten mit höherer Function, ohne daas ein terminologiseher Unter- 
schied gemacht wird zwischen dem Privaten, der nach Ablauf der 
Amtszeit von Rechtswegen die Function weiter führt und dem gemäss 
dem Mandat als Beamter fungirenden Stellvertreter (Abschn. 9). Aber 
auch exceptionell unter Beiseitesetzung der gesetzlichen Qualification 
creirte Beamte, zum Beispiel die zur Verwaltung des Oberamts aus- 
hfilfsweise berufenen Kriegstribune, werden als Promagistrate be- 
handelt. Diese Bezeichnung hat also im Staatsrecht nur negativen 
Werth, insofern sie bei amtlicher Function das Fehleu des Amtes 
oder, wenn die letzte Kategorie mit beracksichtigt wird, das Fehlen 
des ordentlichen Amtes anzeigt 
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MMMntw Wftre in muerer Ueberlieferung ein Abbild der Uteaten Gemeinde- 
pr^r- Ordnung enthatten, so würde wahndieinUch ihr Prineip die TOlllge 
Durchdringung der gOttUchen und der menschlichen Dinge sein, eine 
nach beiden Seiten hin gleiehartige und gleich nichtige, Priestertfanm 
und Magistratur einheitlich zusammmifusende GemeindeyorstandBchaft. 
Diejenige Ordnung des Gemeinwesens, welche wir im Gegensats in 
der verschollenen Königszeit als die republikanische bezeichnen, ^eigt 
das Gegentheil: scharfe Scheidung des Gemeindepricsterthums, der 
sacerdotes publici populi Romani, und der Geraeindemagistratur, der 
magistraim publici populi Romani und analoge Behandlung beider 
Kreise, aber nicht bloss vollständigen Ausschluss des Priesterthums 
von dem Regiment in irdischen Angelegenheiten, sondern auch Unter- 
ordnung desselben, so weit die eiaheltUdie Qemeindeordnung dies 
fordert, unter die llagistratur. Diese lo weit möglich durchgeführte 
VerweltUehnng der HagiBtratur ist vielleicht das wesentlichste Element 
der repuhlikaniseheo Neuordnung gewesen und hat wohl auch dem 
römischen Gemeinwesen dasjenige Uebergewicht der Staatsalbuacht 
eingepflanzt, durch welches dasselbe im Lauf der Jahrhunderte zur 
Vorherrschaft in der antiken Civilisation gelangt ist. 

^luifSi»!* analoge Regelung der beiden Kreise tritt namentlich hervor 

in den den Priestern und den Magistraten gleichmässig zustehenden 
Äusseren Abzeichen. Dem Tenipelpriester des Jupiter werden die 
magistratischen Insignien, insbesondere der curulische Sessel zuge- 
standen, vielleicht sogar der an das bekleidete Oberamt geknüpfte Sitz 
im Senat Dem Yorsteher des Pentificalcollegiums, welcher unter der 
Priesterschaft eine Ähnliche Stellung einnimmt wie die Consuln in der 
Magistratur, stehen ebenso wie diesen das eigentliche Zeichen der 
Amtsgewalt, die Lictoren (lieiona muriain gut aoeni» piültUm apparenD 
zur Verfugung. Der Purpur am Gewand, ein Erbstfick ans der könig- 
lichen Vollgewalt, kommt Priestern und Magistraten su; indess tragen 
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jene die Prätexta nur, während sie sacrale Handlungen für die Ge- 
meiDde vollziehen, diese immer, wo sie öffentlich erscheinen. Ehren- 
reebtlieh stehen beide Reihen sich insoweit gleich, dass keine der an- 
deren lonnell vorgeht; doch tiberwiegt in der repablikaniachen Epoehe 
dnrehAQS der Honor das Sacerdotinm nnd erst in der Eaiserzeit kommt 
die entgegengesetzte Schätzung anf, namentlich die Behandlung de« 
Oberpontificats als der höchsten Ehrenstelle im Staat in Benntsnng 
desselben fflr die Rangstellung des neuen Monarchen. 

Auch personell fiel die Priesterschaft und die Magistratur im ^o'^i"!' 
Allgemeinen zusammen; die politische Laufbahn ging ohne Unter- 
schied der Epochen in beiden Richtungen regelmässig parallel. Die aus 
dem späteren Gegensatz des Staats und der Kirche entwickelte Doppel- 
aristokratie des Mittelalters ist dem gesammten Alterthum unbekannt, 
dessen Götter überall uud nothwendig innerhalb des Staates standen. 
Wenn in dem alten Patricierstaat eine besondere Qnalification wahr- 
scheinlich weder fftr das Amt noch Ittr das Friesterthnm bestand, so 
sind in dem patricisch-plebcjischen, wie dies bereits entwickelt ward 
(S. 88. 89), beide annftchst gleiebmAssig dem Adel vorbehalten nnd 
haben die Bflrgerlichen Schritt vor Schritt far die einzelnen Stelinngen 
entweder den Mit- oder selbst den Alleinbesitz gewonnen. Wenn die 
Plebejer nicht so früh und nicht so vollständig der sacralen Stellungen 
sich bemächtigten wie des Gemeinderegiments, so liegt dies weniger 
an der Scheu in göttlichen Dingen zu neuem, obwohl diese mitgewirkt 
hat, als an ihrem geringeren politischen Werth, woher denn auch 
die in dieser Hinsicht gleichgültigen lediglich decorativen Priesterthümer 
zum guten Theil dem Adel noch in der Kaiserzeit verblieben sind. 

Dem Inhalt nach schliesst das Priesterthum der republikanischen 
Zeit der nrsprQnglichen Ordnung sich enger an als die Magistratur 
deraelben; es bleibt lebenslAnglich und einheitlich und in gewissem 
Sinne selbst centralisirt. 

Die bei der Magistratur der Republik streng durchgeführte i'*j«uuit- 
Annuitftt hat sich auf die Priesterschaft nie erstreckt; die Lebens- 
llnglichkeit des Königthums ist hier als Regel festgehalten worden. 

Dasselbe gilt von dem zweiten republikanischen Princip, der sich 'j'jy'^.^,',^!* 
gleichstehenden und damit im Fall des Contlicts sich selber aufheben- g«»iit»t. 
den Collegialitilt. Die CollegialitiU schlechthin, das blosse gleiche 
Mandat, ist allerdings eben im Priesterthum zum frühesten und voll- 
ständigsten Ausdruck gekommen; seit es ein dreieinig^ Rom gab, 
standen mehrere Yogelweise mit gleicher Antoritftt neben einander. 
Aber wo es sich nicht um sacralen Rathschlag handelt, sondern um 
die sacrale Handlung, liegt diese regelmassig dem Einzelpriester ob; 
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wenn gleich atunahmswete zu gemeinschaftlicher Th&tin^eit berufene 
Greeammtpriesterthfimer Torkommen, wie lum Beispiel im Harsdienst 
die Salier, so werden dagegen die Flaminate sftmmtlieh einfach be- 
setzt, und vor allen Dingen steht dem sacralen Erben des Königthums, 
dem Vorsteher des Pontificalcollegiums kein gleichberechtigter Priester 
zur Seite und giebt es keine sacrale Intercession. 
Bfwaa«!« Die Ernennung ist für das Königtbum, wie schon bemerkt ward 
' und wie unten weiter entwickelt werden soll, auf sich selbst gestellt 
gewesen. Als in der Republik Priesterthum und Magistratur sich 
schieden, ist das Recht der Nachfolgerbestellung bei der Magistratur 
vielleicht sofort, mindestens früh durch die Mitwirkung der Bürger- 
schaft gebunden und allmählich thatsftchlich beseitigt worden; das 
Priesterthum dagegen geht auch nach der republikanischen Onfaiung 
durchaus aus sich selbst henror. Es ist bei der Creirung der Priester 
dem Pontificaloollegium ebe fthnliche, aber stArkere Stellung gegebea 
worden wie bei der magistratischen dem patricischen Senat: dasselbe 
hat das Recbt der Selbsterg&nzung nnd die Wahl seiner Mitglieder 
setzt der Priesterschaft ihr Haupt. Alle übrigen Gemeindepriester 
erscheinen im Ilcchtssinn als Gehülfen dieses priesterlichen Gemeinde- 
hauptes, eben wie die Oftiziere des Btirgerheeres die Gehülfen der 
Consulo sind, und im Allgemeinen werden wie die Priester des könig- 
lichen Rom vom König, so die des republikanischen vom Oberpontifex 
ernannt worden sein. Ausgeuommen sind indess wohl von jeher die 
sacralen Iflanereollegien, far welche die Selbstergftnzung ebenso wie 
fttr die Pontifiees in Uebung ist und die daher neben diesen factiscb 
selbständig auftreten. Bei anderen Ernennungen finden wir den Ober- 
pontifex sp&terhin beschränkt durch Bindung an eine anderweitig 
aufgestellte Candidatenliste oder durch Anordnung d^r Loosung. Aus- 
geschlossen aber ist bei der Priesterbestellung sowohl die magistra- 
tische Ernennung wie das Eingreifen der Bürgerschaft, wobei die 
Scheu vor dem Eingreifen der unkundigen Meuijo in dvn nur von 
dem Wissenden recht zu handhabenden Götterdienst zusammengewirkt 
haben wird mit dem politischen Gedanken der nothwendigen Schei- 
dung des weltlichen und des sacralen Regiments. Wenn die souveräne 
Gewalt der Bürgerschaft bei der Entwickeluug der Magistratur in 
immer steigendem Masse Ausdrudt findet, so sind die Comitien von 
Bechtswegen ausgeschlossen von der Einwirkung auf die sacrale 
Ordnung; nur der gewählte Magistrat ist der Träger der comitialen 
Volksgewalt, nicht der eooptirte oder ernannte Priester. Erst seit 
dem ersten punischen Krieg fasste die VolkssouverftnetHt allmfthlich 
Fuss auch auf diesem bis dahin ihr Terschlossenen Gebiet: zunächst 
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werdCD der Oberpontifex und die Vorsteher der anderen politisch 
wichtigen Collegien aus deren Mitgliedern, dann auch diese Mitglieder 
selbst unter pontiticaler Leitung von der kleineren Hälfte der Tribus 
erwählt, wobei man sich mit dem alten Triucip durch die Ausflucht 
abfand, dasa der Leiter des Aeta nicht Magistrat nnd die kleinere 
Hüfte der Bfirgerseliaft nicht die Bargersebaft sei. 

Die dem Prieatertbnm der RepaUik raatehende Gewalt kann bei ober, 
dem Hanpte derselben der magiatratisehen formell inaofem gleichgestellt 
werden, als die beiden wesentlichen Momente der magistratischen 
Vollgewalt, Auspicium und Imperium, auch bei ihm auftreten und 
seine Anitsthätigkeit in gewissen Beziehungen derjenigen der Ober- 
magistrate gleich oder analog ist. Der Sache nach aber zählt gegen- 
über dem generellen magistratischen Imperium die Competenz des 
Oberpontifex nicht unter den effectiven politischen Gewalten. 

Wo die Auspicien erforderlich sind, nimmt sie der Magistrat 
immer selber, ffir sich und für die Gemeinde, und mit Zuziehung der ampIcIm. 
Priester nnr, so weit es ihm sweckmissig erscheint Der Oberpontifax 
nimmt die Anspielen nnr ausnahmsweise, zum Beispiel, wenn er für 
die Inauguration gewisser Priester unter Assistens der BOrgersehaft 
diese beruft 

Daa Imperium, das Recht Gehorsam zu fordern und nöthigenfalls 
zu erzwingen hat der Magistrat schlechthin ; dem Oberpontifex hat der '"»p»**""- 
Bürger nur in den besonderen Fällen Folge zu leisten, wo seine Stellung 
ihm das Befehlsrecht giebt, insonderheit wonn es sich um Besetzung 
einer Priesterstelle oder um Unbotmässigkcit eines Priesters handelt. 
In diesem Falle steht ihm auch die ma{j;istratische Coercitiou zu, je- 
doch nur die mindere auf Geldbusse und Pläudung beschränkte und 
da gegen diese an die Bürgerschaft appellirt werden kann, kann er 
in die Lage kommen, die dafür eompetenten Gomitien zu berufen und 
mit ilmen zu verhandeln. Ebenso handhabt er über die Priesterinnen 
der Vesta, da diese als solche aus dem Familienverband ausscheiden, das 
bei den Frauen das ordentliche Criminalgericht vertretende hausliche 
Strafverfahren, und es kann sich dies bei geschlechtlichen Verbrechen 
auf die dabei betheiligten Mannspersonen ei'strecken. Aber materiell 
sacrale Verbrechen gehören nicht vor den Priester, sondern vor die 
Maf^istratur, schon darum, weil in allen diesen Fällen nicht bloss die 
Gottheit^ sondern auch die Gemeinde geschädigt wird. Der Tempel- 
diebstahl wird dem Landesverrath gleich geachtet; der näditige Dieb- 
stahl der FeldfrUcbte verletzt wie die Ceres so nicht minder die Ge- 
meinde; selbst das Verfahren gegen die Missgeburt kann nur auf- 
gefissst werden als Beseitigung eines gemeinschadlichen Wesens. Dsp 
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Gutachten der Priesterschaft mag in Fällen dieser Art factisch mass- 
gebend gewesen sein ; aber das £in8chreiteii gebührt der Magistratur. 
Das Recht mit dem Senat zo verhandeln bat der Oberpontifex nicht, 
and das Recht einen Beschlnaa der politischen Comitien herfoeizuf&hren 
nnr in dem oben angefahrten AusnahmefolK Die Cniien dagegen, die 
in dem patricisch-plebejiiehen Gemeinwesen das politische Besehloss- 
reeht yerloren haben, beruft der Oberpontifex und vereinbart mit ihnen 
die ihnen verbliebene Bestätigung der als Privilegium behandelten 
Privatacte, insbesondere der Testamente, bevor dafftr die rein private 
Form aufkam, und der Adrogationen. 

Die gesammte Ordnung der sacralen Angelegenheiten der Ge- 
pri^ISeriiche ineinde steht der ^Magistratur zu, eventuell unter Mitwirkung des 
ordoungM. Senats und der Comitien, wie dies in dem Abschnitt von den sacralen 
Magistratsgeschäften (Buch 4 Abschn. 1) weiter dargelegt werden wird. 
Die Priester sind nicht heAigt von sich ans derartige Anordsmigen n 
treifen, nicht einmal lllr das ständige, aber kalendarisch nicht fixirte 
Fest einen bestimmten Tag anznsetsan. Allerdings haben die ange- 
sehenen Gollegien, obwohl ihre Mitglieder keineswegs als solche dem 
Senat angehören, doch der Sache nach fungirt als stilndige Commissionen 
des Senats, insbesondere die Pontifices fQr alle religiösen Angelegen- 
heiten des Staats, die Augum für alle mit der Auspication zusammen- 
hängenden staatsrechtlich häufig ungemein wichtigen Fragen; es wer- 
den ihnen nicht bloss die dahin einschlagenden Angelegenheiten zur 
Vorberathung überwiesen, sondern sie haben auch in dergleichen Fällen 
thatsächlich die Initiative geübt, da der Vorsitzende des Senats sich 
nicht fQglich weigern konnte, ihnen auf Verlangen über solche An- 
gelegenheiten das Wort zu geben. Hieranf beruht haaptslchlich der 
politische Einflnss dieser Frieeterschaften; staatsreehtlieh aber haben 
sie nie mehr in Ansprach genommen als höchstens das Recht der 
Antragstellung im Gemdnderath. 
MMistn- So wenig wie die Anordnung ist die Vollziehung der sacralen 
Gemeindehandlungen ein priesterliches Recht; im Gegentheil steht 
n^ä^jj^ auch diese, wo keine andere Bestimmung getroffen ist, von Rechtswegen 
bei den zur Gemeindevertretung berufenen Magistraten. Die ständigen 
Sacralhandlungen indess werden regelmässig mitder Einrichtung zugleich 
ständigen Priestern überwiesen. Die meisten römischen Priesterthümer 
sind in dieser Weise ins Leben getreten, sowohl die vom Oberpontifex er- 
nannten Einzelpriester der Ältesten Tempel wie auch eine Ansahl priester- 
licher Genossenschaften, inm Beispiel die beiden der Salier Ar den 
Marsdienst, die der Luperker ffir den des Faunus, die der Arvalen fQr 
den der Den Dia. Auch die stftndigen Spiele, welche nichts sind als 
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eine Form der religiösen Feier, sind, so weit sie stflndig sind, an- 
fänglich in dieser Weise behandelt und von den Priesterscbaften aus- 
gerichtet worden, so die der Consualien, die Arval- und die Saecular- 
spiele. Dadurch scheiden die ständigen Sacralhandlungen aus dem 
Kreise der inagistratischen Verrichtungen aus. Aber bei den ausser- 
ordentlichen ist umgekehrt die Ausrichtung durch die Magistrate die 
Regel vad dies hat dasa geftthrt, dass die wichtigeren Spiele, die 
aoB der ansBerordentUeheii religitaen Siegesfeier rieh n. it&Ddige& 
Vollufesten entwickelten, smiiehst die römischen und die plebcgisehen 
den Magistraten verblieben, während die damit verbnudenen Gnlthaad- 
lungen zum Theil den Priestern überwiesen worden, wie dies zum 
Beispiel bei den Apollospielen ihr die Opfer angeordnet ward. Der 
Vorsitz bei diesen Festen war ein begehrtes Ehrenrecht und förderte 
die politische Laufbahn, so dass das Uebergewicht der Magistratur 
aber das Priesterthum auch hierin steigend zu Tage tritt. 

Es braucht hiernach kaum noch besonders ausgeführt zu werden, 
dass die sacrale Finanzirung wohl der Priesterschaft zu Gute kam, 
aber nicht durch sie selber erfolgte. Die staatlichen Einrichtungen 
sind dahin geordnet, dass den Priestern fllr die ihnen obliegenden Auf- 
wendungen Deckung gew&hrt wird. Yennuthlich aus der KOnigsseit auf 
die Republik ttbertragen erscheint eine Beeteuerung der GiTilprosesse su 
Gunsten der Pontifices, die jedem in einem solchen unterliegenden Theil 
auferlegte Götterbusse (sacratnentum), anfangs in Vieh-, spater in 
Geldansätzen, ohne Zweifel bestimmt für die öffentlichen Opfer, deren 
Darbringuog das Collegium zu überwachen hatte, die nöthigen Schafe 
und Rinder zu liefern. Daneben mögen in früherer Zeit die für die 
einzelnen HeiligthOmer erforderlichen Leistungen Jahr für Jahr nicht 
durch die Priester, sondern durch die Magistrate auf einzelne Bürger 
(tnagisiri fanorum) umgelegt worden sein. In der besser bekannten 
Epoche macht die Tendens die ständigen Jissten sowohl der Gemeinde- 
kasse wie dem einzelnen Borger möglichst abiunehmen auch in dieser 
Hinricht rieh geltend und seheint man den Gemeindeheiligthflmem 
oder vielmehr den mit der Yersehung des Cultus in einem jeden be- 
auftragten Priestern so wie den saeralen GoUegien durch Ueberweisung 
von nutzbaren Grundstücken dauernde Renten ausgeworfen zu haben, 
wobei aber deren Verpachtung, da sie im Eigenthum des Staates ver- 
blieben, nicht den Priesterscliaften, sondern den Gemein debeamten 
oblag. Finanzielle Selbstständigkeit ist den Priesterschaften aller Art 
niemals eingeräumt worden. Kommt es zu einem Rechtsstreit zwischen 
dem Tempel und einem Privaten oder zwischen dem Tempel und der 
Gemeinde, so wird darüber nicht im wirklichen Prozess durch Ge- 
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schwome, sondern im Administrativverfahren durch den Magistrat 
<'ri<annt. Die I'riesterschaften halten nicht bloss kein Besteuerungs- 
recht, sondern es scheint auch Sportelnahme nicht geduldet worden 
zu sein; ebenso ist das Recht Erbschaften oder Legate zu nehmen in 
republikaDiflcher Zeit mit Amahme vieUeieht der Vesta keiner eiiudgeii 
rtaiiflchen Tempelgottlieit eiogerftumt worden. 

Es bleilit nodi fibrig die SteUoDg nicht der Friestersehaft fiber- 
banpt, sondern des Oberpontifez sn der sacralen oder piiTaten Recbts- 
Yerletzung darzustellen. 
'ipfjillüS*'' eigentliche Strafrecht, abgesehen wn den Priestervergehen 

tmtaknm. und Verbrechen, dem Oberpontifex nicht zugestnnden hat, vielmehr 
das sacrale Unrecht, wo es criminelle Bestrafung forderte, gleich jedem 
andern behandelt wird, ist schon bemerkt worden. Anders verhält 
es sich mit den sacralen Unrechtfertigkeiten und Verfehlungen, gegen 
welche der Staat nicht einschreitet, die aber das Gewissen des 
Handeluden belasten. Für diese bilden die vorzugsweise vom Fonti- 
fiealeoHeginm bewahrten sacralen Normen und TMitionen gewisser- 
massen ein Oesetz (jus pmiificium) — die sogenannten KOnigsgesetie, 
die freilieh Yielleidit erst am Ausgang der RepnblilL entstanden sind, 
dürfen wohl als eine unter den KOnigsnamen von den Pontifiees anf- 
gestellte allgemeine Piaciilarordnung betrachtet werden — und das 
Coilegium selbst bildet dafür das entsprechende Gericht, von w) Ichem 
in mehr oder minder y»rozcssualischer Form, hauptsächlich wohl im 
Wege der Selbstanklage der Thatbestand festgestellt und dann er- 
kannt ward, ob das begangene Unrecht einer SOhnung fähig sei oder 
nicht und im ersteren Fall, was der Schuldige zu veiTichten habe, 
um die Strafe der Götter abzukaufen und sich also zu entsühnen 
(piare). Dasselbe Verfahren mag auch bei erst beabsichtigten Hand- 
laugen insofern Anwendung gefunden haben, als zum Beispiel das 
Coilegium auf Anfrage die for die Verlegang einer Grabstätte er- 
forderlichen Sllhnehandlungen bezeichnete. Dass ein Spruch dieser 
Art irgend welche formale Folgen gehabt hat, ist nicht zu erweisen. 
Es kann sein, dass namentlich in den Fällen, wo bestehende feste 
Ordnungen dem Spruch des Collegiums zu Grunde lagen, die erkannte 
Busse im Wege der populären Privatklage beigetrieben ward. Auch 
mag den Pontifiees das Recht zugestanden haben den, der ein un- 
sübnbares Unrecht begangen oder für das sühnbare die Busse nicht 
geleistet hatte, im öffentlichen Cult zurückzusetzen oder von demselben 
auszuschliessen. lu der Hauptsache aber ist dies Fiacularverfahren 
wohl wesentlich eine Gewissensjudication gewesen und wird als solche 
für die ToUgläubige Epoche gewiss Yon Bedeutung gewesen sein; 
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«ioes Eingreifens desselben in die politischen Verh&ltnisse wird 
nirgends gedacht. 

Die Einwirkunp des Pontificalcolle^iums auf das Privatrecht und i-mUAcau 
den Privatprozess wird vielleicht überschätzt. Die zunächst auf die weuMg. 
Festtagsheiligung gerichtete Kalenderordnung und Kalenderunordnung 
ist ohne Zweifel thatsächlich aus dem Pontificalcollegium hervor- 
gegangen, wenn auch die dabei hauptsächlich zu Grunde liegende 
schwankende Schaltung rechtlich sicher magistratisch fixirt ward ; und 
die Prosesstermine richteten sich allerdings nach der jedesmaligen 
Datining. Aber die Gestaltung des Privatrechts h&ngt vom Kalender 
ao wenig ab wie von der Ablllhmng der Succumbensbusaen in die Kasse 
der Priesterschaft; und die Annahme, dass dasCollegium nicht bloss 
ftir das Götterrecht« sondern für die Rechtsnormen llberbaupt Depositar 
der Ueberlieferung gewesen und dass Rechtweisung von demselben ein- 
geholt worden ist, entspricht wenig der ablehnenden Haltung, welche 
die Magistratur der Republik auf dem weltlichen Gebiet gegen die 
Priesterschaften eingenommen hat und ebenso wenig den ftlr uns er- 
kennbaren Spuren. Aus dem magistratischeu Recht zu ediciren ist 
das Privatrecht im wesentlichen hervorgegangen; dem Pontiticalcolle- 
gium hat dies Becht nicht gefehlt, aber von Edicten desselben privat- 
rechtlichen Inhalts begegnet nirgends eine Spur. Gutachten hat der 
einsehie Hann, Beamter oder nicht, von dem Collegium schwerlich 
«infordem k&nnen ; es scheint vielmehr, dass diese collegialen Gutachten 
nur dem Senat ertheilt wurden und dass die fttr die Entwickelung des 
römischen Privatrechts seit frühester Zeit wesentlichen JRechtsgutachten 
stets von Einzelnen abgegeben worden sind. Es mag sein, dass dies in 
ältester Zeit vorzugsweise die Pontifices gethan haben; seit uns dafür 
"Namen genannt werden, gehören diese keineswegs alle diesem Colle- 
gium an, zum Beispiel nicht der Verfasser der iripertita P. Aelius 
Catus Consul 552 (202 v. Chr.). Die gesammte Rechtsentwickelung, 
selbst der frtth sich einstellende Gegensatz des im poniificium und 
des iu8 eMle fahren fttr das letstere nicht auf prieeterlichen, sondern 
Auf magistratischen Ursprung. 
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rfZrand Bargersehaft ist eine Wehrgenossenschaft, geeinigt zu fried> 

«"A'mm- lichem Ziuammenleben unter Ausschluss der Selbsthfilfe dureh das der 
Obrigkeit eingeitiiinte Schiedsgericht, aber nicht minder geeinigt, um 
erforderlichen Falls unter derselben Obrigkeit zur Vertheidigong oder 
zum Angriff nach aussen hin zusammensutreten. Die staatsrechtliche 
Bedeutung des Mauerringes (pameHum), deo sie sich schafft, beruht 
darauf, dass der Friede und die Friedenshandlungen von Rechtswegen 
auf den Schutz dieser Wälle angewiesen sind und demnach alle öffent- 
lichen Geschäfte, insoweit sie nicht zur KriegfQhrung gehören, inner- 
halb dieses Mauerrings vollzogen werden müssen. Die darauf be- 
ruhende örtliche Zwiespältigkeit des Regiments, der Gegensatz des 
imperium dornt und des imperium miUtiae, findet ihren lebendigen 
Ausdruck in der magistratischen Ueberschreitung des Mauerrings unter 
religiOfi-militftriBChen Formen. 

Der Gegensatz des stftdtischen und des Kriegsregimenta beruht 
nicht auf der qualitativen Beschaffenheit der magistratiaehen Hand- 
lung, sondern lediglich auf dem Orte ihrer Vollziehung. Jeder 
innerhalb des Mauerrings vollzogene Act unterliegt den Gesetzen des 
ersteren und im Allgemeinen gilt dies auch von dem Vorraum ausser- 
halb der Mauer bis zu tausend Schritten von jedem der Thore oder, 
was dasselbe ist, bis zum ersten Meilenstein der von Rom auslaufen- 
den Strassen Jenseit dieser Grenze oder, wenn der Magistrat in 
der oben erwähnten feierlichen Weise den Mauerring überschritten 
hat, schon jenseit des Ringes selbst beginnt das Kriegsregiment, 
welchem also das Stadtgebiet so wie das gesammte Ausland unter- 
liegen. Die factischen Grenzen einerseits der st&dtischen Ansiedelung, 
andererseits des Gebiets, welche beide abrigens sich stetig verschieben,, 
kommen für die Amtsführung rechtlich nicht in Betracht 
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Dass die öffentlichen Geschäfte, so weit sie nicht dem Krieg ange- l^jj^^jj; 
hören, in der Stadt zu vollziehen sind, ist ohne Zweifel eine ursprüng- in»«»«» 
liehe mit der Entstehung des Mauerrings selbst gleichzeitige Ordnung, ortnuag. 
Sie drückt sich zunächst darin aus, dass diejenigen magistratischen Acte, 
bei denen der Rath oder die Bürgerschaft mitwirken, zu allen Zeiten 
in der Stadt vollzogen worden sind , der Senat wie die Comitien im 
Kriegsgebiet nicht versammelt werden dfirfen. In Betreff des Senats 
ist hievon nie abgewiebeo und selbst den wAhrend der Revolutions- 
epoehe zuweilen ausserhalb der Hauptstadt auftretenden Gegensenaten 
nie mehr als factisebes Gewicht beigelegt worden. Dasselbe gilt von 
den alten und feierlichen Formen der BOrgerversammlung nach Curien 
oder Centurien. Beschlassfassung der Bürgerschaft nach den Tribus 
im Feldlager ist einmal versucht, aber durch Volksschluss im J. 397 
(357 V. Chr.) untersagt worden und auch sp&ter ist man darauf nicht 
zurückgekommen. 

Die von dem Magistrat allein zu vollziehenden Friedeusgeschftfte 
haben nicht in gleicher T^nbedingtheit an die Stadt gefesselt werden 
können; indesstritt die priucipielle Gleichheit auch dabei namentlich 
darin zu Tage, dass, wo dieselben im Kriegsgebiet stattfinden, sie 
einen ezceptionellen Charakter an sich tragen. 

Am entschiedensten gilt die Bindung an die Stadt fftr die BU- '^^^f^"^ 
dung des Bfirgerheeres und alle damit unter dem Namen des Oensus mnuT 
znsammengefassten Acte, wobei allerdings wesentlich mitgewirkt 
hat, dass dieselben früh eigene nur in der Stadt functionireode 
Beamte gewiesen worden sind. Auch die effective Indienststellung 
der Bürger, vor allem die der Reiter, vollzieht sich der Regel nach in 
der Stadt; indess ist davon selbstverständlich oft abgewichen worden 
und nimmt der Magistrat, wenn es erforderlich scheint, den dienst- 
pflichtigen Bürger da, wo er ihn findet. 

Auch das Gericht gehört von Rechtswegen in die Stadt; bis in privat- 
die Kaiseraeit hinein hat die Rechtsregel gegolten, daas der vollgültige 
Civilprozess (mätemm Ugitimim) nur in Rom geführt werden kann. 
Einen Civilprozess im Lager hat die altere Rechtsordnung schwerlich 
gekannt oder doch, soweit er durch die Lagerzucht geboten war, zum 
Beispiel bei dem Diebstahl, ihn nicht als Prozess im Rechtssinn be- 
handelt. Wohl erst nachdem das Überseeische Machtgebiet örtliche 
Tribunale für die daselbst verweilenden römischen Bürger nothwendig 
gomacht hatte, ist das feldherrliche Imperium auch für die Jurisdiction 
benutzt worden ; andererseits wurde im Wege der durch excejjtionelle 
Legislation angeordneten Mandirung den städtischen Gerichtsherren 
ein Tbeil ihrer Amtsgeschäfte von Unterbehörden abgenommen. 

BiaaiBf. BaaibMlk I. S( VaaniM, AMh 4MSta.8tMlmehte. aUfl. 7 
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Reehtlieh aber ruht jeder Sprach dieser Art nicht auf dem Geaets, 

sondern auf dem Belieben der Oberbeamten (imperio continetur) und 
steht bis io sptte Zeit hinab dem stAdtisehen in der Rechtakraft 

nicht gleich. 

8t«f- Mit dem Criminalverfahren wird es sich ähnlich verhalten haben. 
Unbotinässigkeit und überhaujd jede Verletzung der militärischen 
Disciplin in den durch den Feldherrn selbst dafür beliebten Grenzen 
unterlag den Kriegsordnungen und die dafür von dem Feldherrn ver- 
fOgte Coercition gehörte nicht in die Stadt, wohl aber jedes andere 
Einsehreiten gegen den stialTälligcu Bürger. Dieser Gegensata trat 
wenig hervor« so lange das st&dtische Regiment in dieaer Bedehang 
ebenso anbedingt schaltete wie das militArisehe, wie dies wenigstens 
als Ausgangspanct angenommen werden moss. Dennodi reicht sowohl 
der logischen Entwickelung der Dinge nach wie nach der Ueber- 
lieferung der Gegensatz des milit&rischen und des st&dtischen Straf- 
verfahrens bis in die fernste Zeit zurück: Begnadigung: des über- 
wiesenen und verurtheilten Verbrechers konnte der Magistrat nur 
mit Zustimmung der Bürgerschaft verfügen und war diese daher nur 
bei dem städtischen Verfahren zulässig. 

gjJjwMj- Diese ursprünglichen mit der Machtfülle des königlichen Regiments 
vereinbaren Unterschiede des städtischen und des Kriegsregiments 
Warden bei dem Uebergang zur Republik wesentlich dadarch gesteigert, 
dass die damit antretenden Beschrinkangen der Magistratar aaf beide 
angleieh bezogen wurden and haaptsftehlich nar das erstere trafen. 
Es ist nothwendig, dies schon hier an specialisiren, obwohl dies nur 
mit Vorgreifen auf die später folgenden Darlegungen gescheiten kann. 

guAu^Aw Das so eben erörterte Coercitionsrecht der Magistrate blieb im 
^umSh" Kriegsregiment unbeschränkt, wurde aber in dem städtischen dadurch 
wesentlich eingeschränkt, dass das alte Recht der Bürgerschaft dem 
verurtheilten Verbrecher die Strafe zu erlassen von dem Belieben 
des verurtheilenden Magistrats unabhängig gemacht und derselbe ver- 
pflichtet ward der Anrufung der Comitien durch den Verurtheilten 
Raum zu geben. Auch hier kommt es nicht aaf die Qualitftt des 
Verbrechens, sondern auf den Ort der Prozessführang an; der Feld* 
herr kann nach Kriegsregiment nicht bloss gegen den Soldaten, son- 
dern, wenigstens formell, gegen jeden einschreiten, umgekehrt wegen 
militärischen üngehorsama in der Stadt sich nicht Ober die Provo- 
cation hinwegsetzen. Als Äusseres Kennzeichen der also abgeminderten 
magistratischen Gewalt dienen die abgeminderten Strafwerkzeuge der 
Lictoren : dass diese im städtischen Regiment nur die Ruthen, nach 
Kriegsregiment Ruthen und Beile fuhreo und dass sie bei dem Austritt 
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des MagistTftts ans der Stadt die Befle aufaehmen, vergegenw&rtigt den 
Gegensats des bedingten bargerliehen nnd des unbedingten aoldatisehen 
GehOTBams. Von den weiteten Modalitäten dieses wiehtigen Pro?o- 
cationsreehts wird im vierten Bath. (Abschn. 2) gehandelt werden. 

Die neue Annuität der Magistratur wird zwar auf beide Aintskreise ^^JjjJI^ 
bezogen, aber nicht mit gleicher Unbedinp:theit. In dem städtischen handinng 

. " der 

hört mit dem Eintritt des Endtermins das Amt von Rechtswegen auf Annajui. 
und es tritt in dasselbe, wenn es an einem rechten Nachfolger fehlt, 
ebenso von Rechtswegen der Zwischenkönig ein. Ueberschreitung der 
Frist ist so schlechthin ausgeschlossen, dass nicht einmal die Comitien 
dieselbe verfügt haben. Im feldherrlichen Amtskreis hört im gleichen 
Falle zwar auch, wenigstens naeh der spftteren Anffassang, das Amt 
und der Amtstitel auf, nicht aber die Führung der Amtsgeschifte und 
der Amtsinsignien; die Promagistratur (S. 87) setzt sich fort bis zum 
Eintreifen des Kadifolgers im Fnnctionsgebiet nnd seiner persönlichen 
üebemahme des Commandos; das Interregnum greift hier nicht ein. 
Erstreckung des Amts (prorogatio) bis zu einem späteren Termin, aller- 
dings auch unter der abgeminderten Benennung, ist hier ziemlich früh 
und zwar zunächst durch besonderen Volksschluss, späterhin häufig durch 
blosse Anordnung des Senats herbeigeführt worden. Praktisch ist die 
Annuität ebenso streng im städtischen Regiment wie lax in dem feld- 
herrlichen gehandhabt worden. Insbesondere wird in diesem nicht selten 
die Prorogation des Amtes mit einem Wechsel der Competenz verbunden, 
dem stftdtischen Beamten bei Ablauf seiner Amtzeit ein Gommando 
übertragen oder auch dem Commandoführer das Gommando gewechseli, 
was der Sache nach statt auf Amtscontinuirung Tielmehr auf Beamten- 
creimng hinausläuft und einer deijenigen Wege ist, auf denen der 
Senat diese verfassungsmässig ihm nicht zukommende Befugnis sich 
angeeignet hat. 

Aehnlich verhält es sich mit der oberamtlichen Collegialität. Im ^j"««^ 
städtischen Amtsgebiet wird- sie principicll wie praktisch so weit "l^^'nf^ ^'"^^'^ 
möglich durchgeführt : hier zieht man die letzte Consequenz der CüI- um. 
lision gleichberechtigter Magistrate, die Annullirung des niagistrati- 
schen Befehls durch das Einschreiten (mtereessio) des CoUegen und 
wirkt daneben in aller Weise darauf hin, dass die beiden Ober- 
besmten gemeinschaftlich fbngiren und die Interoesdon thatsftchlich 
möglich bleibt Umgekehrt wird im Kriegsregiment die coUegialische 
Interoession prindpiell abgeschnitten durch EinfQhrung eines wech- 
selnden auch den Collegen bindenden Oberbefehls und thatsächlich 
dem Nebeneinanderstehen gleichberechtigter Gewalten so weit möglich 
ausgewichen durch Theiiung der Truppen und der Gommandokreise. 
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Auch die der collegialischen oachgehildete tribunicische Inter- 
cession, praktisch eine der wesentlichsten Schranken des Imperium, 
ist beschränkt auf das städtische Regiment, wie denn üherhaujjt im 
Kriegsregiment der Gegensatz des Adels uod der Bürgerschaft niemals 
zu irgend welcher (ieltung gelangt ist. 
veiMii«. Endlich führt das Princip, dass amtliche Function nur von dem 

df>ne B«- ' 

hMdi»^ BeamteD auagettbt werden darf, im stiddsehen Regiment nun Aut- 
mtntai«. schluBs der gewillkorten Stellvertretung. StellTertretnng kann hier 
nnr stattfinden, so weit sie aneh stattfinden mnss, wie zam Beispiel 
im Fall des Yerweilens sämmtlicber Magistrate im Andand ein 

Gerieh tsverweser bestellt wird; wenn dagegen der Magistrat in 
anderer Weise abwesend oder krank oder sonst wie behindert ist 
ruht die Function. Im feldherrlichen Regiment wird jenes Princip 
nicht mit gleicher Schroffheit durchgeführt, sondern dem Feldherrn 
in solchen Fallen die Bestellung eines Stellvertreters gestattet, welcher 
zwar nicht Magistrat ist, aber promagistratisch des Amtes waltet. 
Kriegsfall in Unleugbar fordern diese dem städtischen Regiment gezogenen 
to Stadt. g^r|^Q](ei| thatsächlich die Herrschaft des Friedens und der Gesetze 
und stehen insofern in einem gewisaen Widerapmeh su dem frtther 
entwickelten Princip, dass bei der Scheidung der beiden Amtkreise 
nur auf den Ort, nidit auf die Beschaffenheit der Amtshandlung ge- 
sehen wird. FOr den Tag der Siegesfeier pflegt dem Magistrat durch 
Privilegium die nach Kriegsregiment ihm ankommende* Gewalt auch 
innerhalb der Stadt eingerftumt zu werden, wobei zunächst an die 
Beile der Lictoren gedacht sein wird; um so mehr wird ein ähnlicher 
Ausnahmezustand da erfoi dcrt worden sein , wo Kriegsverrichtungen 
innerhalb des Mauerriugs nothweudig wurden. Indess derartige An- 
ordnungen sind nicht überliefert und die praktische Realisirung des 
ewigen Friedens innerhalb des römischen Mauerrings gehört zu den 
Glaubenssitaen des republikaniseben Stellas und der r^blikaniachen 
Hoffart. Allerdings hatte die gefestete rOmische Republik einigermassen 
das Recht so Belagerung wie BQrgerkrieg zu ignoriren. Praktisch füllt 
die Locke bis zu einem gewissen Grad unter dem früheren Magistrata- 
regiment das Institut der auch im städtischen Regiment competenten 
Dictatur, welche wesentlich nichts ist als die von dessen Schranken 
befreite feldherrliche Gewalt ; unter der Herrschaft des Senats das von 
diesem in Anspruch genoiuuiene Recht die fungirenden Magistrate im 
Stadtkreis mit exceptioneller (iewalt auszustatten, 
'com"-* Hand in Hand mit der principiellen Scheidung der städtischen 
•ttdt'^.ilfn und der feldherrlichen Function der Beamten geht das l'riucip der 
Krie^r personalen Einigung beider Verrichtungen. Wie das Königthum also 
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gedacht ist, sind aach die Ältesten Magistrate der BepttbUk, GensalB 
und Qnftstoren im Hause wie im Felde gleichmässig thAtig und selbst 
wo von Haus aus der militärische Zweck überwiegt, wie bei dem 
Dictator, wird ihm das Stadtregiment damit keineswegs entzogen. 
Indess ändert sich dies im Laufe der Entwickelung und scheiden die 
beiden Amtskreise mehr und mehr sich auch personell. Die Vorsteher 
der Plebs, die allerdings zunächst nicht Magistrate sind, sind die ersten, 
welche nur für den Stadtkreis in Betracht kommen. Die Beschränkung 
der plebejischen Aedilen auf die Stadt tibertrug sich dann auf deren 
Jüngere patridsehe HalbcoUegen. Von der Gensnr gilt, wie schon 
bemerkt ward, dasselbe. Im Oberamt und bei der QuAstur fahrte die 
Tormehrte Stdlensahl fttr eine Reihe von Posten die Beschrftnirang 
auf die städtische Function herbei, während rechtliche Beschränkung 
auf den Amtkreis müüiae dem Wesen der römischen Magistratur 
zuwiderläuft und bis in späte Zeit mit verschwindenden Ausnahmen 
vermieden wird, so häufig auch einzelne Beamte vorzugsweise für 
solche Geschäfte verwendet werden. Die bei einigen Magistraturen 
vorkommende Bezeichnung urhani drückt, wie es scheint, nicht zu- 
nächst die städtische Amtsverwaltung aus, sondern die diesen Magi- 
straten im Gegensatz zu ihren Gollegen obliegende Verpflichtung 
wahrend der Amtsieit Rom nicht zu Terlassen. 
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4 Die Cnirang der BnMteo. 

M<i«M*Md«- Wie die Gemeinde ewig ist, fordert sie eine gleichfalls ewige 
ununterbrochene Gemeindevertretung. Völlig indess kann die begriiT- 
liche Forderung praktisch nicht realisirt werden: wenn die Gewalt der 
Thatsacben Unterbrechungen der rechtlichen Folge berbeifahrt, tritt, 
.wie in die L&eken des Rechtsschutzes die Nothwehr, so in die Lftcken 
der geordneten magistratisehen Reihe das Kothstandscommando. Im 
stftdtisclien wie im militftrisehen Regiment ist, wo es an einem zur 
Führung berufenen Beamten fehlt oder der berufene Beamte versagt, 
ein jeder Bürger bereehtigt an die Spitze der übrigen zu treten und 
diejenigen Massregeln anzuordnen, welche die Nothlage erheischt, wo- 
bei die angeseheneren Männer, in der Stadt die Senatoren, im Lager 
die Oftiziere vorzugsweise zur Führung berufen sind. In den miliUlri- 
schen Verhältnissen ist dies, zumal da es den Römern an einer ge- 
ordneten Offiziershierarchie gebricht, bei den nach dem Wegfall des 
regelmässig einzigen Imperienträgers führerlos gewordenen Truppen- 
abtheilungeu häufig vorgekommen; aber auch im eigentliehen Regi- 
ment haben solche Lücken und freihändige Deckungen derselben sieb 
eingestellt, zum Beispiel bei dem Erscheinen Hannibals vor den Mauern 
Roms und bei den Katastrophen der Gracchen und ähnlichen revolutio- 
nären Vorgängen, wobei freilich, wie bei aller Nothwehr, Gebranch 
und Missbrauch in einander laufen. Die Rechtsordnung der Ge- 
meinde kann dergleichen exreptionelle und regelmässig transitorische 
Zustände nicht schlechthin ignoriren; darzustellen aber hat sie nur 
die geordneten Abwandelungen der Gemeindevertretung, die Normen 
für den Wechsel der Magistrate. 
OMiuche Die ununterbrochene Folge, welche die Gemeindevertretung fordert, 
4et beschränkt sich auf das ständige Oberamt, in welchem ja die Ver- 
' tretung eigentlich und wesentlich beschlossen ist Hier ist sie anab- 
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hflngig von dem Wechsel der PenoD, mag diese bei Lebenelftngliclikeit 
des Amtes legelmissig dureh den Tod oder, wie bei dem Jabramt, 

regelin&sdg durch den Ablauf der Amtsfrist eintreten; unabhängig nicht 
minder fon dem Wechsel der Benennung, indem die verschiedenen In- 
haber des Oberamts, die Könige, die Zwischenkönige, die Consuln und 
die dafür zeitweise eintretenden Beamten consularischer Gewalt eine 
lückenlos zusammenschliessende Reihe bilden. — Die ständigen Unter- 
bearaten , wie die Quiistoren und Aedilen bilden zwar eine ähnliche 
Reihe; doch ist dieselbe, zumal da während des Interregnum die Unter- 
ämter ruhen, keineswegs lückenlos und braucht es nicht zu sein, weil 
die Stetigkeit der Gemeiade?ertretong an diesen Nebenimtem nicht 
haftet — Mit dem Volkstribnnat verhält es sich insofern anders, als 
die Plebs ein Staat fDr sich zu sein prätendirt und darum auch eine 
stetige Staatsvertrotong fordert; indess fehlt es dafür an einer dem 
Interregnum analogen Institution und ist die Stetigkeit des Tribonats 
nach der durch den Oecemvirat herbeigeführten Unterbrechung nur 
durch sorgfältige Ordnung und Handhabung der Nachfolge thatsftchlicb 
erreicht worden. — Bei den nicht stilndigen ordentlichen so wie bei 
allen ausserordentlichen Magistraturen ist die Folge entweder unter- 
brochen oder überhaupt ausgeschlossen. 

Die Coutinuität des Oberamts der Gemeinde und , was dasselbe i 
ist, die gesicherte Wiederbesetzuog desselben rnht auf dem patricischen ""^^ 
Senat, welcher eben sn diesem Behuf nnveitudert in die patriciseh- 
plebejische Gemeindeordnung ftbergegaagen ist Indem wir flDr dessen 
ZusammensetsuDg auf das fünfte Buch (Absehn. 2) verweisen, genügt 
es hier darauf hinzuweisen, dass diese stetig ergänzte und auf ewige 
Dauer angelegte Körperschaft das Königthum so zu sagen in sich 
trägt. Allerdings können, da die königliche Gewalt die Einheitlich- 
keit der Person fordert (S. 83), die Mitglieder dieser Körperschnft 
nicht insgemein als Konif^e betrachtet werden; aber bei erledigtem 
Königthum sind sie sämmtlich einer nach dem andern zur Nachfolge 
berufen, wobei zugleich die Herrschaft eines jeden auf fünftägige 
Dauer begrenzt ist. Die Reihenfolge der in die Vacanz eintretenden 
Pefsonen wird entweder dureh das Iioos bestimmt oder, was später- 
hin Regel wsr, der erste ZwisehenkOnig wahrscheinlich durch Ab- 
stimmung, der jedesmal folgende durch das Belieben des Vorgängers 
an seine Stelle gesetzt, nachdem dieser die Auspiden desswegen 
befragt und sich der Zustimmung der Gottheit zu dieser Wahl ver- 
sichert hat. Da die Bestellung des ersten Zwischeokönigs rechtlich 
gedacht worden sein muss als der Zeit nach anschliessend an das er- 
ledigte Imperium und es eine Zeitgrenze f Qr diese Procedur nicht giebt. 



Digitized by Google 



104 



Zweites Badi. Die Magistratur. 



80 war damit fllr die VemennK des Amtes und die Lftekenlosigkeit 
der Reihe hinreiebeod Sorge getragen. 
Sä^^iSu eigentliche Nachfolgercreirung war dies nicht, sondern, 

lainni. wie dies schon die Benennung des ffinftägigen Hemchers ansdrOckt, 
eine interimistische die Bestellung des neuen Vorstandes Torbereitende 
Einrichtung Die Rechtsform dabei ist die Ernennung durch den 
derzeitigen Inhaber der oberston Gewalt; der Magistrat erschatTt den 
Magistrat. Von diesem fundamentalen Princip ist das römische Staats- 
recht ausgegangen und es ist auch in der späteren Entwickelung 
wohl verdunkelt, aber niemals aufgegeben worden. Indess hat dies 
Ernennungsrecht dem lebeusläuglichea Herrscher schwerlich anders zu- 
gestanden als wenn er sugleich die Herrschaft niederlegte; eine ur- 
sprünglich betagte Nachfolgeremennung verträgt sich weder mit der 
allgemeinen Bechtsanschannng der ROmer noch Usst sie sich mit dem 
InterregnaWerfahren ▼ereinigen. Auch mag dabei die religiöse Vor- 
stellung mitgewirkt haben, dass durch den nothwendigen Untergang 
der individuellen Herrschergewalt und den üebergang des Regiments 
auf denpatricischenGesammtsenat die etwa von dem einzelnen Herrscher 
begangene Verschuldung unter- und auf den neuen Gemeindevorstand 
das Imperium rein und verjüngt Obergeht. Dagegen ist der Zwischen- 
könig recht eigentlich für diesen Act bestimmt. Allerdings wird der 
erste desswegen ausgeschlossen, weil für seine Einsetzung die vorherige 
Zustimmung der Götter nicht hat eingeholt werden können. Aber der 
zweite und jeder folgende ist befugt nnd Terpfliehtet nater Beobachtung 
der Auspieation den Eintritt der ordentlidien Magistratur baldmög- 
lichst herbeisnfnhren , welche, so wie die Emennnng vollzogen ist, 
sofort in Function tritt und dem Interregnum ein Ende macht. — 
Die ausschliessliche Crdmng des Magistrats durch den Zwischenkdnig, 
auf welche die Ordnungen der Königszeit hinführen, ist in der repn- 
blikanischen, vielleicht schon von Anfang an, aufgegeben und die regu- 
läre Nachfolgerernennung mit entsprechender Betagung als einiger Er- 
satz für die verlorene Lebenslänglichkeit des Amts dem Oberbeamten 
selber übertragen worden, womit zugleich sich die Befugniss verband 
bei partieller Erledigung des Amtes den Collegen zu creiren. Sub- 
sidiär kam die Interregnalordnung auch femer noch zur Anwendung. 
Der Begriff der Vacanz, auf dem sie beruht, ist dabei auch gegen- 
über der späteren Tielftltigkeit und Zer^litterung der Magistratur in 
der alten ünbedingtheit festgehalten worden. Die Magistratnr gilt 
nicht als erledigt, so lange auch nur ein einziger wirklicher Magistrat 
vorhanden ist und es wird dieser Begriff hier in dem späteren weiteren 
Sinne verstanden, so dass zwar nicht die Promagistrate und die Magi- 



Digitized by Google 



4. Die Cninuig der Beunten. 



105 



Btrate der Plebs, wohl aber auch die niedereu Aeniter sämintlich er- 
ledigt sein massen, bevor das Interregnum vorhanden ist. Allerdings 
wird doreh diese hyperbolisehe PrindpienstreDge das Wesen und der 
Zweek der Institution serstört; wenn die Gonsnln fehlen und Prätoren 
oder auch bloss Qulstoren vorbanden sind, so fehlt es nieht bloss an 
einer cur Creirung der Consnln eompetenten Stelle, bis es dem letzten 
jener Beamten beliebt hat niederzulegen, sondern es ist auch die 
Continuitftt des Oberamts wenigstens in dem letzteren Falle jinter- 
brocben. 

Nach dem hier zunilchst für die Succession im Oberaint cnt- comytuai 
wickelten Princip sind alle im römischen Gemeinwesen vorgenoinmenen 
magistratischeu Berufungen vnllzofren worden: die ordentlichen wie 
die ausserordentlicheD, die höheren wie die niedereu Magistrate werden 
alle creirt durch das Oberamt Nur der Gonsol einschliesslich der im 
Stadtregiment for ihn eintretenden gleiehgestellten Gewalten, der 
Decemvini und der Kriegstribune, ferner der Dietator so wie der 
Interrez nnd der Pritor aind rar Greirang itat Magistnten befugt, 
jedoch auch sie nicht in gleichem Umfang. Unbeschränkt haben dieses 
Becht nur der Consul und der Dietator, so dass sowohl dieser jenen 
wie jener diesen creiren kann. Der Interrex ist nur competent zur 
Creirung von Consuln. Dem Prfttor steht nur die Creirung von Be- 
amten niederen Rechts zu, so dass er streng genommen — Ausnahmen 
sind vorgekommen — weder einen Dietator noch einen Consul noch 
auch nur einen Prätor bestellen kann. . Ausserordentliche Beamte für 
magistratische Creation sind nur einmal in den Wirren nach Caesars 
Ermordung und ohne Frage verfassungswidrig bestellt worden, da die 
VerknQpfung der Beamtencreirung mit dem ordentlichen Oberamt 
offenbar als eine auch die Comitien bindende Verfassnngsnorm be- 
trachtet ward. In wie weit unter dem Prindpat dem Princeps das 
Recht der Beamtenemennung oder doch ein gesetslich fizirter Einfluss. 
anf die Wahlen zusteht, wird zweckmässig in den von dem Principat 
und dessen Gehülfen handelnden Abschnitten erörtert. 

Bei diesem Act cessirt die Collegialität schlechthin : wie sie bei AnMcWoi« 
der itltesten Bestellungsform durch den Interrex selbstfolglich aus- utkt. 
geschlossen war, wird auch die consularische und die prätorische 
Creirung immer nur von einem einzelneu Beamten vollzogen, wie dies 
allerdinp bei scharfer Festhaltung des Creationsprincips nothwendig ge- 
schehen musste. Dem Gollegen steht hier nicht einmal die Interoession 
zu. IMe Entscheidung, von wem die Oreation vorzunehmen ist, giebt, 
wenn die Gollegen sich darftber nieht vergleichen, das Leos. Auch 
ist die Creirung namentiicb von Gollegen und Nachfolgern ursprQng- 
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lieh wahncheinlieh mehr ftls Recht dODD.ab Fflidit des Beamten an- 
gesehen worden; es giebt kein Tef&BsnngsmässigeB Mittel ihn aar 

Voraahme dieser Acte anzuhalten und es scheint von Rechtswegen 
dem competenten Beamten freigestanden zu hal)en bei unvollständigem 
Collegium die Nachwahl zn unterlassen und hinsichtlich der Nach- 
folgerbestellung das Interrefinuin herbeizuführen. Von besonderer 
Wichtigkeit ist die Anwendung dieser Regel auf die Dictatur; obwohl 
der Consul, der diesen Act vollzieht, damit eine ihm sowohl wie 
seinem Collegen übergeordnete Magistratur schatft, ist es deuuoch 
immer anerkannt worden, daes es Terfiumngsm&ssig kein direetes 
Mittel gieht den Consul dam an zwingen. — Alle übrigen Beamten 
können weder sich seibat Collegen oder Naehfolger noeh andere Be- 
amte ereilen. Selbstverständlich aber nehmen bei der plebcJiBchen 
Quaaimagistratur die Tribüne fOr die Creation dieselben Bedite in 
Anspruch wie bei der wirklichen die Goosuln. 
Mitwirtung Wir wenden uns zu der Frage, seit wann und wie weit das 
*'*«c2»i?!*' magistratische Ernennungsrecht an den Beschluss der Bürgerschaft 
gebunden und wie und in welchem Umfang die Creirung der Beamten 
der Sache nach von der Magistratur auf die Comitien übergegangen 
ist. Die Abnahme des Treuwortes (S. 132), durch welches die 
dem Bürger obliegende Pflicht dem Magistrat zu gehorchen nach der 
Creation eines neuen Oberbeamten von jeher hest&rkt worden ist, 
kani^ als Mitwirkung der Bflrgerschait bei der Beamtenemennung 
nicht angesehen werden, wenn sie gleich zeigt, dass von Haus der 
Gehorsam des Bürgers gegen 'den Magistrat nicht der des Sdaven isl, 
sondern der des freien wohl staatlich verpflichteten, aber auch selbst 
sich verpflichtenden Mannes. Jene Verfassungsänderung ist principiell 
wie praktisch von entscheidendem Gewicht. Die Magistratur steht 
auf sich seihst, so lange der Vormann den Nachfolger ernennt ; indem 
das Eruennungsrerht auf die Comitien tibergeht, werden diese die 
Repräsentation der Gemeindegewalt und der Magistrat ihr Auftrag- 
nehmer. Der Schwerpunct des Uegiments wird also damit von der 
Magistratur in die Comitien verlegt; die souveräne Stellung der 
Bürgerschaft h&ngt in erster Reihe an der Elnfilhrung der comitialeB 
Beamtenwahl. 

.u.nähiuh. Wenn unsere Uefaerlieferung die Bindung des magistratischen 
dercomu^f- Ernennungsrechts durch vorherige Befragung der Comitien zurück- 
führt auf den ersten ereirten Magistrat, das heisst auf den KOnig 

Numa, so gehört dies unzweifelhaft zu den in der Legende so zahl- 
reichen Redatirungen späterer Institutionen hinauf in die geheiligte 
Urzeit Ohne Zweifel ist die freie Creirung des Beamten durch den 



Digitized by Google 



A. Die CreiruDg der Beamten. 



107 



Beamten der Ausgangspimct der Entwickelnng und ist der wirkliehe 
römische König ebenso wenig ans wirklicher Volkewahl hervor- 
gegangen wie der ZwischenköDig und späterhin der das Königthnm 
formell repräsentirende Priester. Jene Bindung der Beamtencreirung 
ist vielmehr zunächst exceptiouell , dem herrschenden Adel durch 
die patricisch - plebejische Bürgerschaft von Stelle zu Stelle ab- 
genommen und schliesslich so weit gefuhrt, dass die Ausnahme zur 
Kegel ward. 

Aul das Oberamt insgemein ist diese Bindung insofern nicht er- 
streckt worden, als die Ernennung des «Dictators durch den Consnl m««* 
ohne Hitwirkung der Comitien bis in die Epoche des hannibalisdien 
Kriegs hinein festgehalten worden ist Die zfthe Yertheidigung dieser 
Bestimmung sowohl, welche allerdings bei der geradezu auf die zeit- 
weilige Unterstellung der Stadt unter die Feldhermgewalt gerichteten 
Beschaffenheit des Amtes (S. 100) begreiflich genug ist, wie das Fallen- 
lassen der Institution selbst, als die Volkswahl von derselben nicht 
länger abgewehrt werden konnte, zeigt deutlich die ungemeine politische 
Wichtigkeit der Volkswahl. Aehnlich wie mit der Dictatur ist mit 
dem obersten Gehülfen des Dictators, dem Reiterführer und mit dem 
Stadtverweser (praefedus urbi) verfahren worden; beide Oberämter 
(S. 85) sind der Volkswahl nicht unterworfen, aber im Laufe der 
Entwkkelnng beseitigt worden, das letztgenannte, von geringen Ueber- 
resten rein formaler Besebaffiniheit abgesehen, wahrsebeinlielk bei Ein- 
richtung der dritten st&ndigen Oberamtsatelle oder der Stadtprfttur, 
das Reiterfftbreramt mit der Dictatur, zu der es gehörte. Mit der 
Beseitigung dieser Aemter war allerdings, vom Zwischenkönigthum 
abgesehen, das Oberamt schlechthin unter die Comitialwahl gezogen. 
Wann dies für das ordentliche Oberamt, das Consulat wie die Prätur 
festgesetzt worden ist, lässt sich nicht entscheiden. Da unsere Ueber- 
lieferung die Comitialwahl der Magistrate bis in die Königszeit hinein 
erstreckt und die freie Creirung bei dem ordentlichen Oberamt über- 
haupt nicht kennt, so kann sie nicht als Zeugnis» dafür gelten, dass 
die erstere mit der Republik selbst aufgekommen ist; der Wechsel 
ist vielleicht erst später, aber auf jeden Fall vor der Epoche der 
eigentlidiffil historischen Ueberlieferung eingetreten. — So wenig wie 
für die CSonsuln lässt sich ffir die ¥olkstribune die Frage entscheiden, 
ob die Bfirgeischaft von jeher bei ihrer Wahl mitgewirkt hat; wir 
wissen nur, dass späterhin, während bei jeder Wahl zum Oberam^ 
selbst bei der Ergänzung der unvollzähligen Magistratur die Comitien 
mitwirken, den Volkstribunen eine Zeitlang das Recht zugestanden 
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hat in diesem Fall die fehlenden Collegen frei zu ereiren oder, wie 
dies hier bezeichnet wird, zu cooptiren. 
b«i Aber die Bindung des Oberamts durch die Mitwirkung der 

AMtwn Comitien bei der Bestellung von Collegen und Nachfolgern hat sich 
bald weiter auf die Bestellung der Amtsgehülfen erstreckt. Diese 
Tendenz der republikanischen Entwickelung hat die ursprünglich freie 
Gehülfenwahl in steigender Progression eingeschränkt und schliesslich 
für die den höheren Ständen angemessenen Gehtilfenstellungen so gut 
wie beseitigt. Den ersten Schritt auf dieser Bahn bezeichnet die 
Bindung der Quästoreucreirung um die Zeit des Decemvirats; für die 
weiteren ist anf die Einzeldarlegung im folgenden Buch zu verweisen. 
Dass hiemit der ursprüngliche Begriff der Magistratur sich verschiebt, 
der Inhaber des Imperium, bis dahin der alleinige unmittelbare Ge- 
meindevertreter und fttr alle einseinen öffentlichen Functionire der 
Auftraggeber, fortan nur noch der vornehmste unter den Mandataren 
der Gemeinde ist und der frühere Gegensatz des Amtes und der 
Gehülfenstellung sich in den des Oberarats mit und des TTnterarats 
ohne Imperium umwandelt, ist hinsichtlich der Terminologie des 
Wortes magistratus bereits ausgeführt worden (S. 86) und wird sach- 
lich in dem folgenden Buch im Einzelnen darzulegen sein, 
s^nato- Die Creirung der republikanischen Beamten, die unter Augustus 
den Comitien verblieben war, wurde von Tiberius auf den Senat über- 
k&SSl tragen und kann, da dieser damals ans den gewesenen Gemeinde- 
beamten gebildet ward, als Cooptation bezeichnet werden, in welche 
indess, wie in einem späteren Abschnitte (Buch 5 Absch. 5) zu zeigen sein 
wird, kaiserliche mehr oder minder directe Verleihung sei es des Amtes 
selbst, sei es der an das geführte Amt geknttpften Rechte in weitem 
Umfang eingriff. Die unter dem Principat neu geschaffenen Aemter, 
über welche in dem Abschnitt von den kaiserlichen Unterbeamten 
(Buch 3 Abschn. 12) gehandelt ist, werden durchgängig vom Kaiser 
l)esetzt; indess ist für einen grossen Theil derselben die Bekleidung 
eines der reitubükanischen Gemeindeämter die rechtliche Qualification, 
und die effective Bedeutung der Wahlen namentlich zur Prätur und 
zum Consttlat beruht unter dem Principat weniger auf den Aemtem 
selbst als auf diesen damit verknüpften Anwartschaften. 
i>ir Der Form nach erfolgt die Mitwirkung der Bflrgersehaft bei der 
hei%V Aemterbestellttng, ebenso wie die ältere bei def Gesetzgebung, durch 
Bosstion. pj.^gg Magistrats und Antwort der einzelnen Börger, auf welche 
Rogation dann die Ermittelung des Ergebnisses und dessen Ver- 
kündigung, die Renuntiation folgt. Die Rogation aber hat wahrschein- 
lich insoiem den Inhalt gewechselt, als der Wahlvorschiag zuerst in 
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die Frage, später in die Antwort gelegt ward. Obwohl unsere Ueber- 
lieferung davon nichts weiss, ist allem Anschein nach hei dt in Auf- 
kommen der Befragung der Bürgerschaft die Initiative dem zur Er- 
neDDUDg berufenen Beamten in der Weise geblieben, dass er die ffir 
das Amt in Auasicht genommenen Personen den Borgern beseichnet und 
diese dieselben annehmen oder ablehnen. Aber in historischer Zeit voll- 
zieht der Wahlact sich vielmehr in der Form, dass der Fragende nur 
das zu besetzende Amt bezeichnet und die Auswahl der Personen bei 
dem einzelnen Bürger steht. Ueber das Verfahren im Einzelnen kann 
auf die im fünften Buch entwickelte Comitialordnung verwiesen wer- 
den; hier sei nur erwähnt, dass die öffentliche und mündliche Stimm- 
abgabe lange Zeit in Uebung geblieben und erst im J. 615 d. St. (l.'iO 
V. Chr.) durch die geheime Abstimmung ersetzt worden ist. Damit 
ist das Recht des Heainten den Beamten zu creiren im Wesentlichen 
herabgedruckt zu dem lieclit die Cumitialwahlen zu leiten, wenn gleich, 
wie im folgenden Abschnitt gezeigt werden soll, dem wahlleitenden 
Beamten, namentlich in der Befugniss die Qualifieation des Bewerbers 
und den Verlauf des Wahlacts zu controliren, auch jetzt noch ein 
wesentlicher Einilnss auf den Ausfall der Wahl Terblieb. Die 
Benuntiation nach gültig vollzogener Wahl ist für den wahlleitenden 
Beamten obligatorisch, obwohl es allerdings kein Mittel giebt ihn dazu 
zu zwingen und in einzelnen Fällen die Benuntiation Terweigert 
worden ist. 

Der Zeit nach schliesst bei allen nicht nach dem Princip der z«it der 
Annuität geordneten Aemtern an die Creation der Amtsantritt unmittel- 
bar (ex templo) sich an. Es gilt dies für den König, den Dictator, 
die Censoren, die zur Coloniegründung bestellten Beamten und so 
weiter, ebenso für die Jahresämter, wenn ausnahmsweise deren Be- 
setzung bis in das Amtyahr hinein verzögert worden ist Eine 
Zwischenzeit zwischen Ernennung und Antritt begegnet hier nur in 
seltenen Ausnahmsfällen. Die Ernennung der Jahresbeamten unter- Dwituu«». 
liegt dagegen von Rechtswegen der Anticipation oder, nach dem 
römischen Ausdrucke, es tritt hier die Creation auf als Designation und 
es liegt zwischen dieser und dem Antritt eine Zwischenzeit. Hinsicht- 
lich der Dauer derselben scheint verfassungsmässig nur festgestanden 
zu haben, dass sie kürzer sein muss als ein KaU iiderjahr ; Designation 
mit längerem Intervall, wie sie seit der caesarischen Dictatur einzeln 
vorkommt, widerstreitet schon darin der bestehenden Ordnung, dass 
sie das Emennuogsrecht des nachfolgenden Oberbeamten beeinträchtigt. 
Wenigstens flblich war es die Emennungen for das Folgejahr erst in 
der zweiten Hälfte des Yotjahrs vorzunehmen, also die Anticipation 



Digitized by Google 



110 



Zweites Buch. Die Magistratur. 



auf hOehstens sechs Monate m tosebrlnken. Die weitere Feftaetrang 
der Termine steht, so weit nicht Specialordnungen eingreifen, im Er- 
messen des ernennenden Magistrats. Die Jahrheamten sind in älterer 
Zeit gewöhnlich nach der Rückkehr der Beamten aus dem Sommer- 
commando, also meistens nicht lange vor Ablauf des Amtsjahrs be- 
stellt worden; nachdem später, wahrscheinlich seit der sullanischen 
Zeit, die Consiiln regelmassig das ganze Jahr in <ler Stadt functioniren, 
werden die Wahlen der Jahrbeamten der Regel nach so früh wie 
möglich, das heisst im Juli vorgeuommen. In ähnlicher Weise voll- 
ziehen sich aueh die plebejischen Wahlen. 
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Wenn eine Verpflichtung zur Uebemahme des Gemeindeamts in ^^^j^^ttV 
der römischen Republik wenigstens in der uns geschichtlich bekannten 
Zeit nicht anerkannt ward (S. 82), so fällt die Berechtigung dazu von 
Haus aus zusammen mit dem Bür<:;errecht; an sich haftet an diesem 
wie das Stimmrecht so auch die ^Viihlbarkeit. Aber im Laufe der 
Zeit entwickelten sicii zahlreiche Disqualificationen, die auch bei vor- 
handenem Bürgerrecht die Creirung entweder nichtig machten oder 
den creirenden Beamten verpflichteten oder mindestens berechtigten 
sie alnnlehnen. Die hierin angedeutete rechUiehe Yersehiedenheit 
der Hindenuigsgilüide offenbart sieb namentlich hinsichtlieh der Ent- 
bindung Yon denselben. Einzelne darunter sind so absolut, dass Bis- . 
pensation dabei Oberhaupt ausgeschlossen ist; von anderen kann dnrch 
besonderen Yolksschluss Entbindung eintreten, wobei übrigens die 
Regel gilt, dass der Wahlact selbst dafür nicht genügt; noch andere 
endlich berechtigen wohl den wahlleitenden Beamten zur Ausschliessung 
des Candidaten, genügen aber nicht zur Vernichtung der sonst gültig 
vollzogenen Wahl. Indess gestattet unsere Ucberlieferung nicht die 
Distinction zwischen diesen Kategorien im Einzelnen zu verfolgen und 
müssen wir uns bescheiden, die verschiedeueu Disqualihcationen ledig- 
lich auaammensnstenen. 

1. Auf das Fehlen oder die Mangelhaftigkeit des Bargerreehtsibiij^iiiaM 
Iftsst sich der Ausschluss der Wählbarkeit zurQckffthren bei Unfreien nST' 
und Ausländem; bei den Frauen; bei den Knaben Ins zu deijenigen 
Alterggrenze, mit welcher die Wehrfähigkeit und das Stimmrecht er- 
worben wird, das heisst bis zum vollendeten siebzehnten Jahr; bei 
den Bürgern ohne actives Stimmrecht (S, r)4). da das passive an diesem 
hängt; bei denen, denen strafrechtlich die Wählbarkeit entzogen ist, 
was in der späteren Bepublik vereinzelt vorkommt. 
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2. Auf die ständischen Gegensätze geht es zurück, dass der 
Plcbejat in älterer Zeit für das Gemeindeamt disqualiticirt wie der 
Patriciat für die plebejische Quasi-Magistratur. lieber die fast voll- 
ständige Beseitigung des erstgenannten Ausschlussgruudes ist im vorigen 
Buch (S. 39) gehandelt worden. Es gehurt ferner hieher die Unfähig- 
keit des Opferkönigs lar Uebemabme dnes Gemeindeaints, weil der 
patriciBche KOnig for dasselbe nicht tsogt. Zusammenstellen lAsst Siek 
damit ans der Epoche des jalisch-elaudischen Prineipats die Disquali- 
fication der Transalpiner und vielleieht der Nicht-Italiker überhaupt, 

Ekren- 3. Mangelnde Ehrenhaftigkeit steht der Wählbarkeit im Wege.. 

nat. Es wird davon Anwendung gemacht auf die gewesenen SKlayen und 
deren Kinder ersten Grades sowie auf die unehelich Geborenen (S. 52) ; 
auf die Personen, deren Lebensstellung, insbesondere wegen Betrieb 
eines Gewerbes mit der Beamtenthätigkeit unvereinbar erscheint; auf 
die wegen sittlichen Makels besdioltenen Personen. Die Handhabung 
aber dieser sowohl in ihrem Umfang wie hinsichtlich der Constatirung 
schwankenden Normen wird hauptsächlich vom Herkommen und weiter 
Ton der Willkfir des creirenden Beamten abgehangen haben. Der- 
Ansschluss derjenigen Bflrger von der Wahl, welche nicht einen freien 
Vater und einen freien GrossYater aulsuweisen vermochten, ist durch 
Gesetz oder gesetzgleiche Gewohnheit festgestellt. Deijenige des Lohn- 
arbeiters, in welchem die volle Hoffart des Sklavenregiments , aber 
auch der volle Stolz der unbesoldet regierenden Aristokratie zum 
Ausdruck kommt, ist wohl auch thatsächlich durchgeführt worden, 
aber vielleicht nicht so sehr im Wege der formalen Abweisung als ver- 
mittelst der thatsächlichen Aussichtslosigkeit derartiger Candidaturen. 
Fürdie Ausscbliessung des bescholtenen Mannes fehlt in republikanischer 
Zeit die formale Grundlage; erst unter dem Priucipat ist der Begriff 
der mfamia, wie er im Civilrecht bei Gelegenheit der prozessualischen 
Stellvertretung sich fixirt hatte, als disqualificirend auch für das 
Staatsamt anerkannt worden. Die Yerurtheilung wegen Diebstahls 
oder fthnlicher ehrloser Handlungen, die eensorischen Tadelsvermerke, 
die militärische Degradation und ähnliche Momente werden bei dem 
Ausschluss von der Candidatur in Erwägung gekommen sein ; schliess- 
lich aber kann nur in jedem einzelnen Fall das Ermessen des creiren- 
den Beamten nach beiden Seiten hin den Ausschlai: gegelten haben. 

nin^ir- 4. Wahrscheinlich auf Grund des villischen Aenitergesetzes vom 
J. Ö74 d. St. {180 V. Chr.) wird der dienstptlichtige, das heisst weniger 
als 4<) Jahre alte und küri)erlich taugliche Bürger zum Aemter- 
bewerb uur zugelassen, nachdem er die gesetzlich vorgeschriebene- 
Zahl von Diensfjahren geleistet oder doch sich zur Leistung gemeldet 
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hat. Späterhin, vielleicht seit Sulla, wurde davon abgesehen, obwohl 
herkömmlich auch jetzt noch dem Eintritt in die Aeniterlaufbahn ein 
Jahr des Soldaten- und ein zweites des Offizierdienstes voraufging. 
Seit Augustus wird vor Uebernahme der Quästur Ableistung des 
Olfisierdienstes Terlangt 

5. Gleiehidtige Bekleidung zweier sündiger Aemter ist unstatlr 

lieft; die Wahl mr Prfttnr also disqoalificirt fttr die AedilenwaUen des- ^?^Jf2" 
selben Jahies. Nicht st&ndige ordeniliehe sowie alle ausserordentliche 
Aemter können sowohl mit ständigen wie unter sich cumulirt werden. 

6. Bekleidung desselben Jahramts in zwei unmittelbai- auf ein- 
ander folgenden Jahren ist wohl von jeher als Umgehung der Annuität 
gemissbilligt worden. Die Iteration mit Zwischeufrist, anfänglich ge- 
stattet, wird seit dem Anfang des 5. Jahrb. für das Consulat durch 
deren Normirung auf mindestens zehn Jahre beschränkt und weiter 
für die Censur am Ende des ö., für das Consulat in den ersten Jahren 
deä 7. Jahrb. gänzlich untersagt, wogegen Sulla fttr dieses wieder auf 
das zehnjährige Intervall znrllekkam. — Bei den niederen Aemtem 
ist die Iteration wahrscheinlich rechtlich'nicht beschränkt worden, aber 
factisch ausser Gebranch gekommen, da man sieh in spftterer Zeit nm 
diese hauptsächlich nur bewarb, um damit die StaffisI fOr die höheren 
zu gewinnen. — Bei dem Volkstnbunat wird bei sonst mangelnder 
Bewerbung nicht bloss die Iteration, sondern selbst die Continuation 
gestattet. — Bei den ausserstädtischen Imperien wird in der späteren 
Republik die nicht intervallirte Iteration häutig zugelassen in der 
Form der Prorogation (S. 99), 

7. Die Bekleidung verschiedener patricischer Jahrämter ohne 
Zwischenfrist scheint im Anfang des (5. Jahrb. untersagt worden zu 
sein; diese Frist ist dann durch das villische Gesetz auf mindestens 
zwei Jahre normirt worden. 

8. Eine rechtlich faste Aemterfolge kennen die älteren Ordnungen 
nicht, obwohl selbstverständlich regelmässig die Gehfllfenstellungen 
vor den Imperien übernommen wurden. Der Kriegstiibunat ist noch 
am Ende des 6. Jahrh. nicht selten nach dem Consulat geführt worden 
und Überhaupt die Verwaltung des niederen Amts nach dem höheren 
nur ungewöhnlich, nicht unzulässig. Umgekehrt dagegen wird, wahr- 
scheinlich seit dem villischen Gesetz vom Jahre 074 (180 v. Chr.), 
bei den ordentlichen patricischen Aemtem die Bekleidung der Quästur 
als Bedingung für die Prätur, die der Prätur als Bedingung für das 
Consulat gefordert. Augustus hat, jedoch nur für die Plebejer, zwischen 
Quästur und Prätur die drei Aedilitäten und den Volkstribunat alle 
vier zu einer Stufe zusammengefasst, femer als unterste für die Quästur 

BlBÜBf , HMibMk. t. St Moaatta. AMu 4m Kta. Steatmckta. S. Aat, 8 
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l)e(iingende Stufe eine Anzahl unter dem Namen der Zwanzigmänner 
zusammengefasster Anfangsamter eingeschoben. Da in den beiden 
untersten Stufen der Vigintivirn und der Quästoren gleichmässig 
zwanzig, in der dritten ädilicisch-tribunicischen sechzehn, in der vierten 
prfttorischen mindestens zwölf Stellen zu besetzen sind, so muss, um 
die Qu&storenwahl fiberhftnpt mOglie]! su madiMi, eine Anslialfii- 
maasregel binzogetreten sein und ist aneh fte die ttlirigen Stofen das 
Wahlrecht kaum effsetiv an nennen; es seheint der Zwedc dieser An- 
ordnung gewesen zu sein anter Beibehaltung der Wablform der Sache 
nach das Durchlaufen der Aemter»tufen bis zur Prätur als normale 
Ordnung herbeizufQhren. Auf das Consulat hat sich dies auch, aber 
in minderem Grade erstreckt, da nach der unter dem Principat ein- 
trt'tenden Jahrtheilung (S. 18m) in jedem Jahr zuerst vier, später 
hilufig sechs, freilich auch nicht selten mehr Consuln creirt wurden. — 
Bei den ordentlichen nicht ständigen Aenitern. dtT Dictatur und der 
Censur hat sich wohl nicht durch Gesetz, ubt r durch allmählich sich 
fixirende Uebung die Regel festgestellt, dass sie nur nach bekleidetem 
Consulat Qbemommen werden. — Die nach der augustiseben Ordnung 
dem Senat vorbebaltenen Aemter sind, wie sebon bemeri^t ward (8. 108), 
durchgängig der durch jene Staffeln gegebenen Qualification unter- 
worfen. Umgebung dieser Qualification durch fietive Beilegung des 
bedingenden Amtes (adledus inter praetorios u. S. W.) kommt erst 
unter dem Principat auf, ist aber unter diesem sehr häufig gebraucht 
worden, namentlich um die durch die eben erwähnte Qualification 
der kaiserlichen BeamteDemennung gezogenen Schranken zu durch- 
brechen. 

AntMiur. 9. Die über die Dienstpflicht (4) so wie über die nothwendige 
Folge (8) und die Intervalliruug der Aemter (7) gegebenen Vorschriften 
zogen für die beiden Stufen des Oberamts, Prfttur und Consulat gewisse 
Altersgrenzen nach sich. Direete Festsetzungen Ober das Amtsalter hat 
wahrscheinlich erst Sulla in Folge der Beseitigung der militärischen 
Qualification getroflfon und zwar für die Zulassung zur QuSstur das 
' laufende 37. und damit folgeweise für die Prätur das laufende 40. 
und fftr das Consulat das laufende 43. Lebensjahr als Minimal- 
alter vorgeschrieben. Thatsftchlich durchgeführt worden sind aber 
nur die beiden letzten Grenzen; es schoint, vielleicht um für die in 
der obligatorischen Reihe nicht steheiuien, aber gewöhnlich nach der 
Quästur verwalteten Aemter der Aedilität und des Volkstrihunats 
Raum zu schaffen, denen, die eines dieser Aemter oder beide zu über- 
nehmen sich bereit erklärten, gesüittet gewesen zu sein die Quästur 
schon im laufenden 31. Lebensjahr zu Qbernehmen, und dies ist factisch 
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die Regel geworden. Augustus hat die Altersgrenzen herabgesetzt 
und wahrscheinlich als Minimalalter für die Quästur das laufende 25., 
für Aedilitilt und Trihunat, die er, wie gesagt, in die obligatorische 
Folge aufnahm, das 27.. für die Prfttur das für das Consuiat das 
33. Lebensjahr angesetzt. 

Nfteh diesea Regeln war also festzustellen, ob der einzelne Bürger ^1^^*^^ 
bei der fraglichen Creimog io Betracht kommen könne oder nicht. t«ti»^*<i'»r 
Die Entscheidung zweifelhafter Fragen — in den meisten Fällen 
werden die in Betracht kommenden Momente notorisch gewesen sein 
oder waren doch die Belege leicht zu beschaffen — steht nicht der 
Wahlkörperschaft zu, sondern es hat darüber der wahlleitende Beamte 
im Wege des Administrativverfdhrens zu befinden. Darauf offenbar 
bezieht sich die schon früh aufkommende Meldung und Zulassung 
des Candidaten (iiomm acciprrc), wobei, da die Krage, welchem Be- 
amten die VoUzieliung der Wahl oblag, oft erst unmittelbar vorher 
entschieden ward, irgend welche Gemeinsciiaftiiciikeit des Prüfungs- 
verfahrens angenommen werden niuss. Wer die Meldung unterliess 
und sich der Zulassung nicht vorher vergewisserte, konnte selbst- 
verständlich von dem wahlleitenden Beamten als nicht qualificirt be- 
handelt werden; aber es stand diesem nicht minder frei ihn znzn- 
lassen, wenn er an d er Qnalification keinen Zweifel hegte; auf diese 
Weise sind Abwesende selbst ohne ihr Vorwissen nicht selten gewählt 
worden. Erst in der letzten republikanischen Zeit ist die bis dabin 
flbliche Meldung den Candidaten in der Weise gesetzlich vorgeschrieben 
worden, dass dieselbe mindostens 24 Tage vor der Wahl bei dem 
Magistrat einzureichen sei; noch später, vielleicht im ,1. <)02 d. St. 
(62 V. Chr.). dass sie diese Finreichung persönlich in Rom vorzu- 
nehmen hätten. — Die Ablehnung des Candidaten durch den wahl- 
leitenden Beamten wird dadurch ctfectuirt, dass er die auf ihn etwa 
fallenden Stimmen als nicht abgegeben behandelt. 

Unter dem Principat ist die Qnalification fbr das Gemeindeamt Bo«ckrinu« 
radieal umgestaltet worden durch die Bildung einer allein zur Amt- "^^-^^ 
bewerbung berechtigten Pairie. Bereits unter dem Senatsregiment 
waren die Aemler trotz der comitialen WaUform in den grossen 
Familien factisch erblich geworden; der Eintritt in die politische 
Laufbahn und das Ersteigen der dafür geordneten Stufen war für 
diese bis zu einem gewissen Grade durch die Verhilltnisse gegeben 
und wurde der Quilstor, ja einigermassen auch der Priltor und der 
Consul melir gcliorou als gewählt, wenn glcicli die gesetzliche Wahl- 
fäiiigkeit jedes unbescholtenen Bürgers zum (uMi^ nidt'amt principiell 
in Kraft blieb und auf Grund derselben zu dem erblichen Bestand 
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stetig einzelne neue Elemente hinzutraten. Aujjustus hat aber jenes 
republikanische Princip beseitigt und das passive Wahlrecht, das für 
die höheren Aemter längst durch die gesetzliche Aeoitcrfolge den 
Kichtsenator ausschloss, auch fttr die niederen als Kegel auf die 
agnatischen Nachkommen der Senatoien bescbiftnkt mid damit den fttr 
die Aemterbewerbong privilegirten, zugleich aber auch zu dieser geeetz- 
lieh Terpllichteten senatoriBchen Stand geechaflbn. Der Eintritt in 
diese Falrie konnte aber ausser durch die eenatorisehe Herkunft auch 
erfolgen durch kaiserliche Verleihung des senatorischen Standesrechta 
{latus davtis), und namentlich jüngeren durch Geburt und Vermögen 
zum Eintritt in die Pnirie geeigneten Personen ist ausnahmsweise, 
aber hiVufig also die politische Laufbahn eröffnet worden. — Auch für 
die jetzt neu hinzutretende zweite Aemterklasse wurde als Qualification 
das Ritterpferd gefordert, welches allerdings von der freien kaiserlichen 
Verleihung abhiug und insufern die kaiserliche Beamtenwahl nicht 
einengte. 
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Die mapjistratische und sacerdotale CoUegialität des römischen 
Rechts — durchaus verschieden von dem heute unter diesem Namen iit*l 
gehenden Begriff — hezeichnet den an sich einheitlichen, aber mehreren 
Personen gleichmässig ertheilten staatlichen Auftrag. Wie Icgaius der 
Träger der lex ist, der staatliche Auftragnehmer, so sind conlegae 
die staatliehen Sammtmaiidataro. Ausser der Staatlichkeit und der 
formaleD Gleiclmiftssigkeit des Auftrags ist dafnr wesentlich die Voll- 
ziehung desselhen nicht durch Gesammthandlung der Beauftragten, 
wie diese der militirischen Truppe ohliegt, sondern durch den ein- 
zelnen Beauftragten ohne Mitwirkung der übrigen. Das Priyatrecht 
kennt nicht den Namen, aher in der überhaupt der Magistratur corre- 
laten Tutel da, wo mehrere Vormtlnder mit fjleicher Berechtigung 
neben einander stehen, ein gleichartiges Sammtmandat. Am reinsten 
tritt uns die Institution entgegen in ihrer iiitesten Form, den grossen 
Priestercollegien : die Vogelschau für den Staat vollzieht der einzelne 
Augur und jede derartige Handlung kann von jedem Mitglied gleich- 
mässig geleistet werden. Der Begriff ist namentlich in sacraler 
Anwendung froh veriacht und die GollegiaHtftt auf solche Gemein- 
schaften angewandt worden, welche, wie zum Beispiel die Salier, nicht 
einzeln fnnctioniren; nach dem ftlteren strengeren Sprachgebrauch 
aber sind Gollegien magistratisch wie sacral nur solche Gemein- 
schaften, bei welchen jedes Mitglied zunächst zur Einzelhandlung be- 
rufen ist, waä natürlich nicht ausschliesst, dass sie unter Umständen 
auch gemeinschaftlich rathen und thaten. 

Den ursi)rünglichen römischen Ordnungen ist die CollegialitÄt du- c«u»- 
fremd ; sie sind beherrscht von der Einheitlichkeit des Gemeinwesens. ^'öBigiuit! 
Die Einheitlichkeit des ursprünglichen Regiments tritt vor allem in 
dem Interregnum mit voller Schärfe zu Tage, zumal da es hier so 
nahe lag den patricischen Senat als Sammtkönigthum zu fassen. Sie 
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ist ferner in dem sacralen Rejiinient der Rei)ublik durchgeführt 
namentlich in dem Oberpontiticat, welche Stellung, dem Ursprung wie 
dem Inhalt nach von der Mitgliedschaft des Collegiums verschieden 
in der Republik die königliche Saeralgewalt fortsetzt Aneh im Privat- 
recht ist die eigentliche Hansgewalt über den Freien einheitlieh und 
bei der Tutel* welche eine ihrer Formen ist, die HehrsteUigkeit nicht 
eigentlich beabsichtigt, sondern nur bei coneurrirender Gleichberech- 
tigung zugelassen. So weit in den patricischen Institutionen dieCoUegia- 
litftt begegnet, in den Priesterschaften der Pontifices und der Augum, 
in der Körperschaft der ursprünglichen Reiterobersten , ist sie wohl 
uralt, aber nicht ursprünglich, sondern Consequenz des ältesten Svnö- 
kisnius. der Umwandlung der einigen Zehncurien- in die dreieinige 
Dreissigcuriengemeiude (S. 12), welche einen Rest oder doch eine 
. Erinnerung an die in die Gemeinschaft aufgegangenen Sondergemeiuden 
nicht im Regiment selbst, aber in «der mehrfachen Besetzung der 
wichtigsten sacralen und militärischen HdUiutelluttgen bewahrt bat. 
Immer aber liegt in diesen Einrichtungen der Beweis dafllr, dass die 
römischen Bechtslehrer die Einheitlichkeit der staatlichen wie der 
privatrechtliebes Vertretung nicht unbedingt an die personale Aus- 
schliesslichkeit knüpften, sondern eine Mehrzahl gleichberechtigter Ver- 
treter zuliessen, obwohl dies der alten strengen Gewaltidee zuwider 
und viellpicht weniger eine einfache Consequenz des Rechtsgedankena 
als eine Concession an die realen Verhältnisse war. 
Di« o«iu»- Die Anwendung der Mehi"Steliigkeit auf das Oberamt und weiter 
'jufrtuk/ auf das Amt und die öffentliche Thiltigkeit überhaupt bezeichnen wir 
als ilie Abschaffung des Kuuigthums und die Einführung der republi- 
kanischen Ordnung. Die beiden Romuluslegendeu, sowohl die Zwillings- 
enfthlung wie das römiscb-sabinische Doppelkönigthum sind aufgestellt 
worden, um den Bechtssatz zu erweisen, auf dem die neue Ordnung 
ruht, dass die Mekrstelligkeit auch mit dem Oberamt irertrftgllch sei, 
und wenn sie einmal zugelassen ward, konnte allerdings dieBeschrftnkung 
auf dieHülfsstellungen wohl praktisch, aber nicht logisch gerechtfertigt 
werden. Die Kämpfe sind verschollen, die um die Einführung der 
neuen Ordnung wohl ebenso mit dem Schwert wie mit den Waffen des 
Geistes geschlagen worden sein mögen; für unser Wissen erscheint 
das Princip der Collegialitat als unbestritten anerkanntes Fundament 
des republikanischen Staatsrechts, das mindestens durch ein halbes 
Jahrtausend wohl in erkannter Unwirksamkeit, aber daneben in an- 
erkannter Wirksamkeit die Geschicke des mächtigen Staates mit be- 
stimmt hat und dessmi Zusammenbruch in der Wiederaufnahme den 
einheitlicbenBegiments, der caesarischen Dictatur und dem augustischea 



Digitized by Google 



6. CoUegialitit und CoUiiion der BeamtMi. 



119 



Principat auch äusserlich den Untergang der Republik kennzeichnet. 
Von der Behandlung der Collegialität in den sacerdotalen Ordnungen 
ist bereits die Bede gewesen (S. 89); hier «enden wir uns dazn die 
Anwendungen der magistntisehen Collegialitftt xu entwickeln. 

In der Magistratur wurde die Colleginlität nicht eingefahrt in ^^j^'^ 
die aus der älteren Ordnung herAbergenommenen und praktisch nicht ii»uti«. 
wesentlich eingreifenden Institutionen, das Interregnum und die Stadt- 
prftfeetur. Dagegen ist sie fttr die mit oder in der Bepublik entstan- 
denen Aemter durchgängig zur Anwendung gekommen, sowohl fttr das 
ordentliche Oberamt, das sogar von ihr die übliche Heiienniing erhalten 
hat, wie für alle übrigen höheren und niederen, ordeutlirbeu und 
ausserordentlichen Magistraturen; selbst bei der Creirung von Beamten 
für solche Einzelhandlungen, die nur ein einzelner Mann vollziehen 
kann, wie die Judication im Uochverrathsprozess und die Dedication, 
wird in der Form der Bestelluiig die Collegialität gewahrt Von 
diesem starren Festhalten an der consecrirten Formel macht unter 
den republikanischen Aemtem Ausnahme allein die Dictatur nebst 
dem Beiterftkhreramt, und selbst diese sind vielleieht unter den weiter- 
hin zu erörternden Begriff der ungleichen Collegialität gezogen worden. 
Auch in die nicht magistratische Hülfsthätigkeit hat dies Princip Ein- 
gang gefunden. Zwar bei der Rechtspflege, die überhaupt demselben 
sich am wenigsten gefügt hat, hat der alte Einzel geschworene sich stets 
behauptet und auch das ohne Frage auf Majoritatfindung gestellte 
Recuperatorengericht gehört nicht hierher, aber die Sechszahl der 
Legionsflilirer und die Doppelbesetzung des Centurionats sind nichts 
als Anwendungen desselben Priucips. 

Die im Wesen der Collegialität ]i^[e&de Mehrstelligkeit Iftsst diesMuuiiiL 
ZaU dar Stellen frei , und fttr diese giebt es daher auch keine all- 
gemein gültige Bogel. Die dreistellige GoUegitflität der patricischen 
Ordnungen wird bedingt durch die Dreieinigkeit des patridschen Born. 
In dem patridsdi-plebejischen Gemeinwesen herrscht zunächst als der 
einfachste Ausdruck der Mehrstelligkeit die Doppelung; im Consulat 
ist diese fttr alle Zeiten geblieben und die übrigen ordentlichen patri- 
cischen 80 wie die plebejischen Aemter sind von der Zweistelligkeit 
ausgegangen, wenn gleich dazu meistentheils später weitere Stellen 
hinzugetreten sind. Insbesondere bei dem Collegium der Volkstribune, 
dessen ewige Dauer nicht auf organischem Wege fundamentirt war 
(S. 103), ist zur Sicherung des Amtes gegen zufällige Erledigung 
die Stellenzabl früh und stark vermehrt worden. In der späteren 
Bepublik Oberwiegen bei den neu eingerichteten oder den ausser- 
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ordentlichen Aemtern in Folge des Glaabm an die glOckbriDgnnde 

Imparilität die Drei- und die FQnfzahl. 

Dem Princip entsprechend, dass bei dem mehrstelligen Amte jeder 
Inhaber fftr sich allein jede Amtshandlung zu vollziehen befugt ist, 
kommt das zufällige Fehlen eines oder mehrerer Collegen rechtlich 
nicht in Betracht. Wenn bei dem Antritt nur eine der Stellen 
besetzt oder wenn während der Amtzeit durch Tod oder Rücktritt 
eine der Stellen erledigt wird, kann der einzeln stehende Beamte 
swar die Ergänzung herbeifQbren (S. 105), aber auch allein stehend 
ist er im Volllientz der Amtsgewalt 
ArfciHto«. Principiell fordert die Gollegialität die Gleichbereehtigtmg der 
neben einander stehenden Beamten, also gleichen Titel und gleiche 
Amtsbefugnisse (par pctestas), und in der Anwendung anf die Consaln, 
Aedilen, Qu&storen, Volkstribune und ttberhaupt die meisten ordent- 
lichen und ausserordeotlichen Beamten wird sie in dieser Weise ge- 
handliabt. Collegialitilt mit ungleicher Macht oder ungleicher Com- 
petenz ist genau genommen ein Widerspruch im Beisatz. Nachdem 
das Bürger- und das Fremdengericht unter zwei verschiedene Prätoren 
gestellt sind, kann von einem Samuitraandat au beide nur in so weit 
gesprochen werden, als mit diesen Stellungen andere in der That 
beiden gemeinschaftliche Befugnisse verbunden sind, nicht aber hin- 
siebtlieh der Jurisdiction. 

Wenn weiter Gollegialit&t angenommen wird swisehen den Im- 
tSjP'Su perientrAgem yersehiedener Stftrke (motor und mmar potesias), wenig- 
stens zwischen dem Consul und dem Prfttor, vielleicht auch zwischen 
dem Dictator und dem Consul, so haben die römischen Staatsrechtlehrer 
dies wohl hauptsächlich gethan, um die principielle Allgemeinheit 
der magistratischen Gollegialität. welche bei dem Prätor wie bei dem 
Dictator der Sache nach fehlte, wenigstens dem Namen nach fest- 
zuhalten. Auch die ^ erschiedenheit der Titulatur, die den Dictator 
von dem Consul von jeher geschieden hat und die aucli bei den 
Prätoren verschiedener Competenz so wie in Beziehung auf den 
Consul und den Pr&tor ftth sich eingestellt hat, spricht nicht für 
die Einreihung dieser Verhältnisse in den Kreis der CoUegialit&t. 
Es wild bei der weiteren Erörterung im Auge zu behalten sein, dass 
der Begriff der Collegialitftt nicht durchaus in seiner urspranglichen 
Schärfe festgehalten wird. 
Rechte Da die Collegialität zugleich das Festhalten und die Aufhebung 
folgen. amtlichen Vollgewalt bezweckt, so ist damit schon ausgesprochen, 
dass sie ihr Ziel nicht hat erreichen können und dieses republikanische 
Ideal nur annähernd reaiisirt worden isU Es zeigt sich dies in der 
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dabei eintretencien Geschaftsbehandlung. Diese kann dreifacher Art 
sein : entweder Cooperation, oder Turnus mit Hinzunahnie der Loosung 
und des Intercessionsrechts, oder endlich Geschäftstheilunt; durch Fest- 
setzung von Competenzgrenzen. Was wir darüber erfuiiren, bezieht 
flieh hauptafteUieh auf das Oberamt; die ohne Zweifel «esenflieh 
analogen Bestimmungen aber die niederen Aemter sind so irenig 
bekannt« dass wir davon hier absehen. 

Die Cooperation würde der vollkommene Ausdruck der Collegia-cootmUM. 
lität sein . wenn sie nur möglich wäre. Mehrere Magistrate können 
dasselbe befehlen, aber nur einer diesen Befehl zur Ausfflbrung 
bringen; wo das Zwangsrecht des Magistrats zur Anwendung kommt, 
hört die Cooperation auf. Es wird dies auch praktisch dadurch an- 
erkannt, dass di»' Cooperation im Feldherrnregiment schlechthin und 
im stildtischeii Ixm den wichtigsten Functionen, der Jurisdiction und 
der Beaniteucreirung ausgeschlossen ist. "Wenn zu dem Edict, dem 
Gesetzvorschlag, der Senatsberufung, der Aushebung alle oder mehrere 
Collegen rieh vereinigen, so werden auch dabei die Grenien dea 
Zusammenhandelns ungebahrlieh ausgedehnt; indess hat dies, abge- 
sehen von dem dem rftmisehen Staatsrecht aberhaupt eigenen Zurschau- 
tragen dieses Palladiums der Republik, den praktischen Zweck, dass 
die weiterhin zu erörternde coUegialische Inter( ession durch den der 
Handlung selbst iohArirenden Anschluss des Collegen in wirksamster 
Weise ausgeschlossen ward. Auch Etikettenfragen, zum Beispiel über 
den Wechsel des Vorsitzes im Senat, mochte wohl durch dieses Ver- 
fahren dio Spitze abgebrochen werden. 

Den eigentlich praktischen Ausdruck findet die Collegialität in derTomwuid 
Regel, dass die der Zeit nach theilbaren Geschäfte nach wechselnden ^*"^* 
Fristen, die also nicht theilbaren uach Loosung von dem einen oder 
dem andern Collegen vollzogen werden, wozu die den Ck>llegen frei- 
gegebme Vereinbarung {(Mmj^aire) so wie die spftter zu erörternde 
Intercession ergänzend hinzutreten. 

Der Wechsel begegnet im Ältesten militärischen Regiment wie in 
der Ältesten Jurisdiction. Wenn auf dem gleichen Kriegsschauplatz 
zwei gleich berechtigte CommandofQhrer neben einander stehen, so 
wechselt der Oberbefehl von Tag zu Tag. Allerdings wird von dieser 
Regel, deren Einhaltung Rom die Niederlagt' von Cannae verdankt, 
j»raktisch wenig Gebrauch gemacht worden sein. Abänderung dieses 
Wechsels durch Vereinbarung war zulässig und ist wahrscheinlich 
häufig zwischen den beiden Cunsuln dahin getrotl'en worden, dass der 
eine die Reiterei, der andere das Fussvolk und damit den Oberbefehl 
llbemahm. Sodann ist das Institut der Dictatnr recht eigentlich dazu 
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bestimmt die militärische Uuzweckmässigkeit des Doppelcommaiido» 
zu beschränken und in Älterer Zeit ist davon, wo es Noth that, wohl 
regelinftssig in diesem Sione Gebrauch gemacht worden. Endlich hat 
die weiterbin zu erOrtemde Theilung der Truppen und der Kriegs- 
gebiete wahrseheinUeh schon froh bewirkt, dass awei gleichberechtigte 
Feldherren nicht leicht in die Lage kamen neben einander zu eomman- 
diren. — Von grösserer praktischer Bedeutung ist der Turnus im 
stildtischen Re^n'ment gewesen. Die Jurisdiction geht um nach gewissen 
der Zahl der betheiligten Beamten angepassten Zeitfristen und da 
damit auch die Lictoren wechseln, wird dieser Wechsel auf die ge- 
sammte Amtsthätigkeit in der Stadt zu beziehen sein. Die Civil- 
jurisdiction wurde durch das licinische Gesetz vom J. 387 (307 v, Chr.) 
anders geordnet; im Uebrigen ist der Wechsel wenigstens als Regel 
wohl geblieben. Vereinbarung und Loosung werden in der städtischen 
Amtsthfttigfceit hauptsächlich nur zur Anwendung gekommen sein, 
um die Folge der also suecessiT fungirenden Beamten festrosteUen. 
Nicht zu Qbersehen ist die qualitative Verschiedenheit des Wechsels 
im militärischen und im städtischen Imperium; der zur Zeit zurfick- 
stehende Beamte hat dort zu $j:e1iorchen , hier nur sich der Function 
zu enthalten. — lieber die Vollziehung derjenigen Amtshandlungen, 
welche weder Cooperation noch Wechsel zulassen, zum Beispiel die 
CreiruDg der Nachfolger, entscheidet schliesslich das Loos, wofern 
nicht nach Vereinbarung der Concurrent zurücktrat. 
l^«U»ubi- Die dritte Form der Gescliäftsbehandlung, die Theilung iiacli 
Competeuzeu hebt die Collegialität der Sache nach auf oder be- 
schränkt sie mindestens auf die fttr die Beschränkung auf die engeren 
Amtkreise erforderliche Uebersinkunft Diese ist den CoUegen nicht 
unbedingt erlaubt; es hat Yielleicht kein Gesetz, aber eine gesetz- 
gleiche Gewohnheit es den Consuln untersagt sich dahin zu verein- 
baren, dass der eine das städtische, der andere das Feldhennregiment 
fibernimmt. Gemäss der früher (S. 100) erörterten verfassungs- 
mässigen Zusammenschliessung der beiden Imperien vertauschen die 
beiden Consuln das städtische mit dem foldherrlichen zwar nicht noth- 
wendig gleichzeitig, sind aber doch regelmassig in dieser wie in jener 
Function neben einander thätig. Mit dieser EinschriUikung scheint, wie 
über Abänderung des Wechsels und (iber Ausschliessung der Loosung, 
so auch Uber gleichzeitige, aber getheilte Gesch&ftshaudhabung die 
Vereinbarung freigestanden zu haben, wobei auch zunächst durch Ver- 
einbarung die Theilung festgestellt und dann um diese Theile geloost 
weiden konnte. Besonders häufig ist im Kriegsregiment also bei den 
Truppen und wieder bei den Gommandobezirken {ptovmeiae) ein simul- 
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tanes, aber gosoudertes Obercomiuando herbeigeführt worden. Bei 
diesen Abmachungen, die mit den zwischen den Beamten und dem 
Gemeinderath jährlich zu vereinbarenden militärischen und politischen 
Massnahmen im engsten Zusammenhang standen, hat der Gemeinde» 
rath auf die sachliche Theilung frUh entscheidendea Eintiuss gewonnen, 
wälireiid er In die personale oaeb festem Herkommen nicht eingriff, 
Bondein es den Gonsnln überliess darttber sieh zu yergleiehen oder 
SU loosen. 

Wenn die auf Vereinbaning beroheade Geeeh&flstheilung zwarcoiiw»utAt 
nicht der vollkommenste Ausdruck der Collegialitnt , aber doch auf 
diese basirt war, so wird dagegen durch gesetzliche Feststellung der 
Competenz die Collegialität illusorisch. Dies trat bei dem Oberamt . 
ein, als durch die licinische Gesetzgebung eine dritte Stelle gescliaften 
und diese insbesondere für die RechtspHege ])estimmt ward, und setzte 
sich weiter fort, als successiv weitere Stelleu für den gleichen Zweck 
der hauptstädtischen oder der überseeischen Rechtspflege eingeriehtet 
wurden, wobei es keinen wesentlichen Unterschied machte, ob diese 
Spedalcompetens den Beamten schon durch die Comitialwahl selbst 
zugewiesen ward, wie dies bei der Einrichtung der dritten Stelle 
geschah, oder ob, was bei den weiteren beliebt ward, die Wahlen auf 
die Jurisdictionen allgemein gestellt und die oinzelnen dann durch 
das Loos unter die gewählten Beamten vertheilt wurden. Das Fun- 
dament der oberamtlichen Collegialität, das volle Imperium dnes 
jeden Oberbeamten wurde allerdings auch bei diesen Einrichtungen 
nominell festgehalten, indem man den beiden ersten Stellen nicht die 
Jurisdiction selbst, sondern nur deren Ausübung untersagte, noch 
weniger den später hinzutretenden Oberbeamten das Commando nahm, 
sondern nur durch die Vorschrift die Stadt während der Amtszeit 
nicht zu verlassen oder auch von dem Commando nur in dem über- 
seeischen Sprengel Gebrauch zu machen dasselbe neutralisirte oder 
localisirte. Aber die effective Collegialität des Oberamts war nichts 
desto weniger durch diese Anordnungen beseitigt; es entstand damit 
die schon früher (S. 120) bezeichnete sogenannte ungleiche, richtiger 
nominelle Collegialität. 

Bei der EinfQhrung der Mehrstelligkeit in das Amt wird die Zweck d»r 
praktische Erwägung nicht gefehlt haben, dass die Stockung der ^^uoE*" 
Geschäfte bei Behinderung des Magistrats, welche namentlich bei 
der fast gilnzlich mangelnden Vertretung schwer empfunden weiden 
musste, durch die Zweiherrschaft ferner gerückt ward. Aber das haupt- 
sächliche Motiv für deren Einführung ist zweifellos die negative Con- 
sequenz gewesen, die Schwächung des übermächtigen Königthums, die 
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damit ermöglichte Brechung des Imperiums und üherhanpt der Amts- 
gewalt durch sich selbst. In der That war bei i)ersoiu'ller Einheit- 
lichkeit des Überamts das Recht der Genjeinde sowohl wie die btlrger- 
liche Sicherheit des Einzelneu durch die ursprüngliche Fülle der könig- 
lichen Gewalt so gefährdet, dass eine dagegen gerichtete principielle 
Reform sich wohl erkl&rt. Die Mehrstelligkeit liess die Falle unver- 
ändert und machte die Brechung wenigstenB möglich. Das VerhUtniss 
der privatrechtlichen Sammtmandatare m einander ist nicht gleich- 
mftssig geordnet; bei der testamentarischen Tutel genOgt die Erklftning 
eines einxelnen Vormundes, bei der agnatischen wird diejenige aller 
Vormtlnder gefordert Bei der magistratischen CollegialitÄt ist der 
Mittelweg eingeschlagen : der Befehl des einzelnen Magistrats genügt, 
aber der Widerspruch auch nur eines der Cnllepen hebt ihn auf. Die 
monarchische Vollgewalt ist dadurch ohne qualitative Schwachunc: in 
den Stand gesetzt sich selbst zu beseitigen, das Unrecht, welches sie 
anrichten kann, durch die gleichberechtigte Controle abzuwenden. 

Die Collision zweier magistratischer Befehle, die Ausserkraft- 
setiung einet solchen durch Gegenbefehl eines anderen Magistrats 
oder nach dem 'römischen Ausdruck die Intercesaion kann vorkonunen 
entweder zwischen zwei im Yerhiltniss der üeber- und der Unter- 
ordnung zu einander stehenden Beamten (maior und mmor potesUu) 
oder zwischen zwei gleich berechtigten Beamten. Beide Formen ge- 
hören erst der republikanischen Epoche an. 
iMi lieber- und Unterordnung der Magistraturen ist mit der ursprüng- 

"cSinur liehen Einheitlichkeit des Amtes unvereinbar ; die Ausserkraftsetzung 
des von einem (lelnillen des Magistrats erlassenen Befehls durch diesen 
selbst gehört so wenig hierher wie die Zurücknahme des Befehls durch 
denselben Magistrat, da das Befehlrecht des Gehülfen aus dem seines 
Mandanten abgeleitet ist. Die Unterordnung eines Magistrats unter 
einen andern tritt zuerst auf in dem Institut der Dietatur, insofern 
das Imperium des Dietators da^enige des Gonsuls bricht; spftterhin 
wiederholt sich die gleiche Abstufung gegenüber dem Consul bei Ein- 
richtung der Prätur. Im Feldhermregiment kann auch die hier zulässige 
Stellvertretung zu dem gleichen Ergebniss führen; wo ausnahmsweise 
die Stellvertretung neben der gleichartigen wirklichen Magistratur fort- 
besteht, ist sie schwacher als diese, weicht der Proconsul dem Consul. 
Auf einem anderen Wege entsteht die Unterordnung durch die Um- 
wandlung der Gehülfen des Überamts in Magistrate: der (^uilstor ge- 
horcht dem Consul ebenso wie der Kriegstribun, aber nachdem jener 
sein Mandat unter Mitwirkung der Coiuitieu empfängt, ist dies Ge- 
horchen die Unterordnung des niederen Magistrats unter den höheren. 
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Das Verhältniss der gleichen Gewalten ist die eben entwickelte »>«i gleicher 
Collegialität. Danach hat der Consul die Intercession gegen den 
Consul wie der Quästor gegen den Quästor; zwischen Gewalten nn- 
gleicher Competenz findet sie nicht statt. Rangverschiedeuheit ist 
nicht Unterordnimg; der Censor iBt angesehener als der Quästor, aber 
nicht ihm yorgesetst und kann seine Anordnung nicht cassiren. 

Wesentlich erweitert wird der Kreis der zur Intercession herech- 
tigten Beamten durch das älteste verfassnngsmftssig anerkannte Sonder- 
recht der Plebs, das Intercessionsrecht ihrer Tribüne. Obwohl derTribnn 
damals nicht und streng genommen niemals den Gemeindemagistraten 
zugezählt worden ist und demnach das magistratische Befehlsrecht ihm 
abgeht, wird ihm gegen jeden magistratisciien Befehl das Verbietungs- 
recht beigelegt und es ist diese tribunicische Intercession in solchem 
Umfang und mit solchem Nacluiruck geUbt worden, dass die eifective 
magistratische dagegen zurücktritt. 

Die Intercession ist wohl davon ausgegangen , dass ibr den in i"*^ 
Frage stehenden Act heide hetheiligte Beamten competent sind; und ctmft^m. 
insofern das Unterlassen der Intercession als Zustimmung aufgefosst 
werden kann, lisst sich sogar die coUegiale Intercession unter den 
allgemeinen Begriff der Cooperation bringen. Aber es bleibt doch 
zweifelhaft, ob der zur Zeit nicht fungirende Beamte als competent 
angesehen worden ist ; und auf die Intercession der stärkeren Gewalt 
passt diese Auffassung überall nicht. Auch der Dictator, welcher die 
Civiljiirisdictinn nicht ausübt und der Consul, nachdem er gesetzlich 
von (leren Ausübung ausgeschlossen ist, belialten dem Prätor gegen- 
über das Recht der Intercession, was sowuiil auf das Recht der stärkeren 
Gewalt wie auf die virtuell unverlierbare Fülle des Imperium zurück- 
gebt Dem Volkstribun endlich fehlt die Competeui: ebenso schlecht- 
hin wie die Intercession ihm zukommt. 

. Die Intercession wird im Feldhermregiment anders gehandhabt 
als in der Stadt. Die Abstufung der Gewalten, die Unterordnung des faSTiril!^ 
Prfttors wie des Quästors unter den Consul kommt auch in jenem und * 
sogar vorzugsweise zur Anwendung; aber die collegialische und die 
tribunicische Intercession linden in demselben keine Stätte. Wenn 
ausnahmsweise zwei gleichberechtigte Feldherrn neben einander stehen, 
so tritt verfassungsmässig ein von dem städtischen qualitativ ver- 
schiedener Turnus ein, welcher die Intercession ausschliesst (S. 122). 
Insofern kann die Intercession mit Recht als eine dem städtischen 
Regiment eigene Institution aufgefasst werden. 

Auch in der Stadt sind der Intercession, deren absolute und rein ^^^^^ 
negative Wirkung grosse Unzuträglichkeiteu und Gefahren in sich * 
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schliesst, bestimmte allgemeiue und zahlreiche specielle Schranken ge- 
zogen. Bei der Zulassung der tribunicischeo Intercession wurde sie dem 
Dietator gegenüber ausgesclilossen, bei welchem die ooUegiale von 
selber wegfiel; indess richtete sich begreiflicher Weise Tor Allem da- 
gegen der politische Ansturm und es scheint von diesem Privilegium 
der Dictatur, wenn es auch nicht ausdracklieh abgeschafft ward, kaum 
jemals nachhaltiger Gebrauch gemacht worden zu sein. Von grösserer 
praktischer Bedeutung war die Umgrenzung des der Intercession 
unterstehenden Gebiets. Alle nicht niagistratischeu Acte unterliegen ihr 
nicht, namentlich nicht der Geschwornenspruch wahrscheinlich seihst 
dann, wenn er von den grossen Geschwornengerichten des späteren 
Rechts unter magistratischem Vorsitz gefällt wird; ebensowenig die- 
jeuigcü magistratischen Acte, welche den einzelnen Bürger nicht be- 
schweren, wie die Äuspication, die Bestellung des Zwiscbenkönigs und 
des Dictators, die Bestätigung der Volksacte durch den patridschen 
Senat; selbst die censorische Schfttiung und die censorische Notirung 
werden, wohl weil ihnen die unmittelbare Rechtdnraft fehlt« nicht unter 
dieselbe gesogen. Dagegen unterliegen derselben die Vereinbarung des 
Magistrats mit dem Senat nebst allen den Senatsbeschluss vorbereitenden 
Handlungen, wobei indess einzelne Fälle, zum Beispiel die Senats- 
beschlüsse über die den Consuln in der Kriegsfunction zuzutheilenden 
Provinzen, durch Spezialfresetz ausgenommen sind; weiter alle die 
Verhandlungen mit der IJürgerj-chaft einleitenden magistratischen An- 
ordnuTigen. nur dass bei den IMagistratswalilen wohl die tribunicische, 
aber nicht die collegialische Intercession zulässig ist. Gegen den ge- 
fassten Besehtuss der Bürgerschaft, Gesetz wie Wahl, kann nicht inter- 
oedirt werden. In diesen Festsetzungen tritt das Bestreben hervor die 
Intercession als Nomophylakie zu gestalten, aber nicht minder die durch 
die ständischen Kämpfe hervorgerufene willkürliche Absteckung ihrer 
Grenzen. Bestimmter zeigt sich namentlich bei der tribunicischen Inter^ 
cession die Tendenz auf diese Weise dem Missbrauch der Amtsgewalt 
zu steuern, indem dem durch einen magistratischen Befehl beschwerten 
Bürger auf Anrufen (appcUatio) Rechtshülfe (auxilium) gewährt wird. 
Dahin gehören sämmtliche Acte der Civiijustiz so wie die des Ad- 
ministrativverfalirens bei der Aushebung und der Steuereinziehung, 
endlich die gesammte stadtische Criniinalrechtsptlepe und die Coerci- 
tion. Wenn indess der Beamte bei einem solchen Verfahren Rathmänuer 
(eomäkm) zugezogen hat, 80 ist die Intercession, wenn auch vidleieht ' 
zulässig, doch nicht fiblich, da alsdann nicht wohl Beamtenwillkfir 
angenommen werden kann. 
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Das Verfahren bei der Intercession ist die einfaclie Ausserkraft- Wirkung 

der Inter- 

setzuDg des magistratischen Acts. Befugt dazu ist jeder einzelne «•■«ion. 
der zur Intercessiou berechtigten Beamten und der Widerspruch der 
Collegeu ist rechtlich gleichgültig, da die Ausserkraftsetzung nicht 
wieder ausser Kraft gesetzt werden kann. Einer Motivirnng bedarf 
die Interceesioo nicht; in weicher Weise der Beamte, welclier sie 
einlegt, sieli von der ZweclunäsBigl^eit derselben überzeugt hat, kommt 
rechtlieh nicht in BVage. Der Zeit nach soll die Intercession an den 
Act, den sie ausser Kraft setzt, sieh unmittelbar anschliessen ; eine 
^faxinialgrenze fOr das Intervall muss, wenn nicht durch Gesets, so 
doch durch Herkommen fixirt gewesen sein. 

Eine direkte Nöthigung des Beamten, gegen den die Intercession 
gebraucht ward, sich ihr zu fügen liegt in der Intercession an sich 
nicht; als sie mit der Collegialitat ins Leben trat, nahm der inter- 
cedirende Consul dem Spruch des Collegen eben mir die Rechtskraft. 
Es ist wahrscheinlich auch der ursprtlngliche Zweck der Institution 
gewesen insbesondere den ungerechten Riehterspruch lediglich un- 
geschehen zu machen. Die tribnnicische Nomophylakie ruht auch 
anf der einfachen Cassation. Indess die bloss cassatorische Wirkung 
reicht schon im Ciyilprocess namentlich im Sehuldverfiüuren praktisch 
nicht aus und gegenüber der Goercition und der Aushebung und 
zahlreichen anderen magistratischen Handlungen war sie illusorisch, 
selbst wenn, wie wahrscheinlich, der Ungehorsam gegen die Inter- 
cession von je her als Verletzung der Amtspflicht criminell strafbar 
war. Ks ist daher, als die durchaus von dem revolutionären Klement 
getragene tribunicische InterceSvSion zu der collegialen hinzutrat, dem 
intercedirenden Tribun das Recht oder was der Plebs als Ixecht er- 
schien beigelegt, worden den Ungehorsam des Beamten ebenso zu 
brechen wie dieser den des Bürgers brach. Dasselbe gilt in allen 
Eülen, wo die Intercession auf Ghrund der stärkeren Gewalt erfolgte, 
da dieser gigenflber der niedere Beamte dem Privaten gleichsteht 
For das Weitere yerweisen wir anf den Abschnitt Uber das Zwangs- 
und Strafreeht (Buch 4 Abschn. 2). 



Digitized by Google 



7. Amtsantritt und Rücktritt 



lirito^M- römische Amt ist der Anlage nach lebenslänglich ; das nebeu 

itog UcMwt t der ältesten Magistratur mit fünftägiger Betagung auf tretende Zwischen- 
kOnigtliniii ehankterisiitiieh alsAiiBhIUfeitelliiiigiDBbesoDderedadiurdi, 
dasB dem ZwiBcbenktaig das Treawoit nicht geleiBtet wnrde. Alle 
abrigen in dieKönigraeitzurackreiehenden magistratiBchen und priester- 
lichen Stellungen sind rechtlich der Gehfllfenthätii^eit znzuz&hlen und 
insofern wohl aufzufassen als von Rechtswegen nicht fest betagt, aber 
jederzeit widerruflich ; eigentlich transitorisch ist nur die far die 
Abwesenheit des Königs eingesetzte Stadtjtrilfectur. 

Die Abschaffung des Königthums bestand wesentlich, neben der Be- 
seitigung der Einheitlichkeit, in derjenigen der Lebenslänglichkeit der 
Magistratur, und ebenso wird das Ende der republikanischen Ordnung 
bezeichnet durch die Wie(ie rauf nähme wie des eiuheitlichen so auch 
des lebenslänglichen Regiments. Zum Wesen des republikanischen 
Amtes, des hohen wie des niederen, des ordentliehen wie des ausser- 
ordentlichen gebort eine von der Willkflr des Beamten unabhängige 
seitliche Begrensung. Wenn bei den ausserordentlichen mit eonstitui- 
render Gewalt ausgestatteten Aemtem, in älterer Zeit dem Decemvirat 
für die Gesetzgebung, späterhin der sullanischen Dictatur für Gesetz- 
gebung und Constituirung des Gemeinwesens und den analogen Ord- 
nungen der caesarischen und der Triumviralzeit entweder die Ein- 
haltung der Zeitgrenze von dem Belieben des Beamten abhäii^iig ge- 
macht ist oder der Endtermin fianz fehlt, so sind diese excejjtionellen 
Zustände eljen nichts als Susitensioneu der bestehenden Staatsordnung 
und bestÄtigeu nur die principielle Bedingtheit der Republik durch 
die Befristung der Magistratur, 
^'^«r' Befristung kann bei aussoroidentlicheo Aemtem sich auf 

Mmtat die Uebertragung eines transitorischen Geschäfts beschränken, nun 
Beispiel der Weibung eines Tempels, der Gründung einer Golonie, 
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der Uebertiaguiig eines Coininamlos. Da indess in diesem Fall die 
Beendigung des Amtes bis zu einem gewissen Grade von der WillkQr 
dee Beamten abh&ngt, so wird dieae Form fttr sieh allein nnr bei 
poUtiseh unweeentlichen Handaten gebraucbt» dagegen bei wiebtigeren 
AoftrSgen, namentlieh bei der Uebertragnng einea Commandos ver- 
mieden oder in der Fofm der Promagistratiir angewandt, deren In- 
liaber absnberufen jederzeit mOglieh war. 

Bei den ordentlichen Aemtern durchaus und meistens auch bei Batafiuf« 
den ausserordentlichen tritt die Befristung auf als Betagung. Bei 
den nicht stimdifren ordentlichen und den ausserordentlichen wird die 
Betagung häufig mit dem transitorischen Mandat in der Weise ver- 
bunden, dass der Beamte entweder bei dessen Erledigung oder bei 
Ablauf der Frist ausser Function tritt. So tritt schon der Zwischen- 
könig ausser Function nach Vollziehung der Creirung des Königs 
oder nach fünftägiger AmtafUhrung ; der Dietator nach Erledigung 
seinea Anitraga oder nacb aecbs Monaten; die Cenaoren, wenn sie die 
Schätzung vollzogen haben oder naeb aditiehn Monaten. Hier also 
ist die Betagung eine maximale. Die ständigen Beamten dagegen 
fimgiren regelmässig bis zu dem Endtermin, obwohl es ihnen nicht 
verwehrt ist vor demselben das Amt niederzulegen (S. 83). Dass die 
Befristung zwar sowohl ft^r das städtische wie für das Kriegsregiment 
zur Anwendung kommt, die Fortführung indess nicht des Amts, aber 
der Amtsfunction über den Endtermin hinaus im städtischen Regiment 
schlechthin ausgeschlossen, im feldherrlichen theils vorgeschrieben, 
theils wenigstens zugelassen ist, ist bereits gezeigt worden (S. 1M>). 

Obwohl fttr die Amtsfristen eine allgemeine Kegel nicht besteht, Am^uL 
überwiegt dabei die Annuität in der Weise, daas diese bei den 
ständigen Aemtern durchaus zur Anwendung kommt und dass bei 
exceptioneller Verlängerung der Feldhermgewalt ein längerer feater 
Endtermin unzulässig ist. Die über diesen ITermin hinausgieifmden 
Imperien des Pompeius und der späteren Machthaber besdchnen die 
Agonie des republikanischen Regiments. 

Das Amtjahr so wie die Amtfristen überhaupt werden nach dem uerechmiiij 
ofhciellen Kalender in der Weise berechnet, dass weder dessen Neu- AmUft^u 
jähr (1. März) noch die thatsächliche Ungleichheit der Kalender- 
monate und der Kalenderjahre berücksichtigt, also jede Frist vom ' 
Tage der Ueberuahme des Amtes an bis zu dem gleichbenannten 
des späteren Monats oder Jahres berechnet wird. Bei Ergänzung 
eines unvollständigen GoHegiums galt indees der Endtermin des am 
fraheaten eingetretenen Beamten auch fttr die nachgewählten CoUegen, 

BUAUf. biiAidi I. S: MvBmiai.lMMdMBtaiMhraStaitaMdito. S.Aan. 9 
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und ebenso scheint der Antrittstag der Cousulu der Hegel nach auf 
die ttbrigen Jahrbeamten mit bezogen worden zu sein, so dass die 
Pr&toren und wohl auch die Aedilen und die Quftstoren, wenn sie 
«tunalimnreiBe nicht mit den Consoln zugleich, sondern «nt nach deten 
Antritt ihre Function Obemahmen, doch mit ihren Gonsuln sarflclc- 
traten, wogegen in dem selbBtftndigen Antrittstag der Magistrate der 
Plebs, wenigstens der Tribüne ein Ueberrest dieses alten Staats im 
Staate sich dauernd erhalten hat Kalendarische Fixirung des Antritts- 
tages ist bei dem Volkstribunat froh eingetreten ; bei der aus dem 
früher bezeichneten Grunde (S. 103) nach dem Sturz der Decemvirn 
nicht mehr unterbrochenen Folge der Trihune ist dafür von da an 
der 10, Deceniber stetig eingehalten worden. Im Oberamt dagegen 
de« verschob sich die Amtjahrsberechnuug von Hechtswegen durch jedes 
verspätete Antreten oder verfrühte Zurücktreten eines Consulpaars 
und es bildeten also die Amtjahre weder eine feste Reihe, da zwischen 
ihnen die Interregnalfristen aasfielen, noch eine Reihe gleicher Ein- 
heiten ; die im Consulat sasammengefassten Abschnitte zweier Kalender- 
jahre konnten Torschiedener Länge sein und waren dem Anfang nach 
nnbestimmt, ausser etwa dass nach Herkommen die Gonsuln ihr Amt 
r^lmässig entweder mit dem Monatsanfang (kaJendac) oder mit der 
Monatsmitte {idus) antraten. Diese eigensinnige Handhabung des Amt- 
jahres muss, namentlich in Verbindung mit der rechtlichen Jahr- 
bezeichnung durch die Niimen der Beanit«Mi. ^Mosse chronologische Ver- 
wirrung angerichtet und auch sonst arge Uebelstände herbeigeführt 
haben, zumal da die an die gute Jahreszeit geknüpften ständigen Feld- 
übungen und Feldzüge der Bürgerschaft einen Wechsel des Oberbefehls 
während der Sommermonate kaum vertrugen. Indess scheint bis auf 
den Beginn des hannibalisehen Krieges principiell hierin nichts ge- 
ändert SU sein: damals wnide der Antrittstag wenigstens tbatsSchlieh 
auf den 15. Män fizirt, dieser aber dann abermals im J. 601 (153 v. Chr.) 
xwei und einen halben Monat snrOck auf den 1. Januar geschoben. 
Von da an werden die Interregna dem Amtjahr zugezählt und aus 
der Zeitrechnung beseitigt und tritt, wenn im Laufe eines Amtjahrs 
beide Consulstellen erledigt werden, für den noch ttbrigen Jahresrest ein 
4e, nachgewähltes Consulpaar ein. Die Theilung des consularischen Amt- 
jahrs unter mehrere Collegien ist in republikanischer Zeit exreptionell, 
seit dem Beginn des Principats aher Hegel und es wird unter diesem 
die Dauer der Function in ungleichmässiger, aber stetiger Steigerung 
yerkflrat Es ist dies geschehen, um die Zahl der Consulare au ver- 
mehren, namentlich bei den auf solche beschränkten kaiserlichen £r- 
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nennungen für die Auswahl weiteren Spielraum zu gewinnen; das 
Wesen des consularischea Jahres wird dadurch nicht betroffen und 
die eben erwähnte consularische Datirung hat sehr bald von der 
Function abgesehen und das ganze Jahr nach den Consuln des l. Jan. 
benannt. — Das also fixirte Amtsjahr mit dem Neujahr des 1. Jan. 
ist weiter unter Beseitigung des alten Märzneujahrs zuerst thatsäch- 
lich niid hM aneh rechtlieh zum Kalendegahr geworden, wie es 
dann sich weiter aof die Nachwelt vererbt hat und heute als Welt- 
neqjahr besteht. Dasselbe gilt gleichmftssig auch fttr die Prätur und 
die Aedilität, wogegen die QuAstoren, wir wissen nidit seit wann, 
schon an dem Torhergehenden 5. December ihr Amt Qbemahmen; es 
mochte zweckmässig erscheinen, dass die neu eintretenden Oberbeamten 
diese ihre hauptsächlichsten Geholfen bereits angetreten vorfanden 
und sofort iliro Dienste in Anspruch nehmen konnten. Der Antritt 
des Beamten erfoli^t immer von Rechtswegen, ohne dass es dazu eines 
besonderen Willensacts desselben bedarf. Aiifanglicli durciiaus und 
principiell aucii sjjäter fällt er mit der Creirung zusammen und tritt 
er das Amt, nach dem römischen Ausdruck, von der Wahlstätte aus 
{ex templo) an. Bei betagter Creirung indees mnw der Eintritt des 
Termins abgewartet werden und bei den ordentlichen ständigen Be- 
amten der Republik bildet dies die Regel. 

Die an den Antritt des Oberbeamten sich knöpfenden 
liehen und religiösen Sollemnitäten, die Aufnahme der Fasces» die 
Lösung der für das Gemeinwohl von Jahr zu Jahr den Göttern ge> 
leisteten Opfergelübde und deren Ernenernng, die Abhaltung der 
ersten Senatssitzung auf dem Capitol, die Ansetzung und Vollziehung 
der latinischen Natioualfeste in Laviniuni und auf dem Albanerberg 
haben staatsrechtlich keine wesentliche Bedeutung, Aber drei andere 
den Antritt des Amtes begleitende Acte, die Eiuiiolung der göttlichen 
Zustimmung zu der beginnenden AmtfUhrung, die Abnahme des Treu- 
worts der BQrgerschaft und die Ableistung des Beamteneides mttssen 
hier erOrtert werden. Ihnen allen ist es gemein, dass der Beamte nicht 
erst durch Vollsiehung derselben in seine Function eintritt, sondern 
sie vielmehr den geschehenen Antritt voraussetzen und der Beamte 
nur verpflichtet ist baldmöglichst dazu zu schreiten. 

Die Zustimmung der Götter zu der beginnenden Amtsführung «^^^jJJJH^ 
holt der Beamte ein in der Stadt Rom bei Tagesanbruch durch Zeichen- 
schau (auspicia). Es gilt diese Vorschrift für alle eij,'entlichon Beamten 
ohne Unterschied des Ranges und es ist dieser Act also ein äusseres 
Kriterium der Magistratur; den Gehttlfeu, die keine eigenen Auspicieu 

9* 
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haben, steht diese Zeichenscliau nicht zu und ebenso wenig deu 
plebejischen Quasi-Magistraten. Die Zeichenschau muss, wie es im 
Wes60 des Acts liegt, baMthimlichst Yorgenommen werdeD, also, wo 
Creation und Antritt nicht insammeBfallen, am Morgen des ersten 
Amtstags, wo beide zosammenfallen, wahrscheinlich am Morgen des 
Folgetsgs. Versp&tete Einholung wird möglichst ▼ermieden worden 
sein, wo dies aber nicht möglich war, wie zum Beispiel bei der . 
Creirung eines von Rom abwesenden Dictators, kann sie die Amts> 
ftthrung nicht suspendirt haben. Das Versagen der Zeichen kann in 
der Theorie nur für den Beamten eine GewissenspHicht begründet 
haben das Amt niederzulegen; j»raktiscb ist davon nicht bloss kein 
Beispiel bekannt, sondern der Segen der Götter ist in der \V*eise 
obligat geworden, dass, so weit uns von diesem Act berichtet wird, 
die Götter das überhaupt günstigste Zeichen, den bei heiterem Himmel 
von Hnks nach rechts streichenden Blitz, von Jahr zu Jahr sämmtlicben 
Beamten gewähren, so dass die Vogelschau rechtlich zur Himmels- 
schan {de eado servare) geworden ist. 
9*w&t. ^ fthnlicher Weise ist der Magistrat gehalten der Bürgerschaft, 
•dufcT welcher er vorzustehen hat, das Treuwort abzunehmen. Es geschieht 
dies in den für die Vereinbarung, die lex zwischen Magistrat und 
Bürgerschaft überhaupt gewiesenen Wegen durch Frage und Antwort, 
wozu die Bürgeri^chaft in der Stadt oder innerhalb der Bannmeile 
in der Regel nach den bürgerlichen Abtheilnngen der Curien (Av 
cxiriata), ausnalimsweise , insbesondere für die Schatzungsbeamten, 
nach den militärischen der Centurien {lex ceniuriata) zusammentritt 
Erforderlich ist dies Treuwort eben wie die Auspicien fftr jeden 
wirklichen Magistrat, w&hrend es weder dem nur interimistisch 
fnngirenden Zwischenfcönig noch dem Priester noch den Vorständen 
der Plebs geleistet wird; diejenigen Beamten, welche befugt sind die 
BOrgerscbalt zu berufen, nehmen es dieser ab sowohl fOr sich selbst 
wie für die nicht zur Berufung befugten Beamten. Gerichtet ist die 
Frage auf die Leistung des durch die amtliche Function geforderten 
Gehorsams und es kann die bejahende Antwort nicht verweigert 
werden, da der Bürger zu diesem Gehorsam sclion durch dir Creation 
selbst verpriiclitct ist, derselbe auch dem vom Treawort ausgeschlusse- 
nen Zwischeukönig ebenso geleistet werden muss wie den zu diesem 
Bestirk ungsact befugten Magistraten. Darum wird dieser Act auch, 
nachdem die effeetive Legislation den Curien genommen ist (S. 28), 
dennoch regelmässig von diesen vollzogen. Es gehört zu dem 
Götzendienst der Formen, welcher mit dem realen Zusammenbrechen 
der alten Ordnungen Hand in Hand ging, dass am Ausgang der 
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Republik den Beamten das Recht bestritten ward vor Ahnahme des 
Treuworts die Bürgei-schaft für die Wahlen zu berufen und das mili- 
tärische und jurisdictiouelie Imperium auszuüben. Gleichzeitig er- 
scheint der Act iosofern als roine Formalität, als er nicht l)loss für 
alle Jahreabeamten zusammengefasst, sondern auch die einzelne Stimui- 
aliÜMilaiig dabei ständig durch einen der magieintiMbea OIBd«leB 
reprftsentirt wird. 

Einen eigentliehen Beomteneid kennen die römischen Ordnungen'*'*'"*'*^ 
nicht. DasB nach entschiedener Wahl der wahlleitende Beamte, bevor 

er die Creirung vollzog, dem Gewählten den Eid auf gewissenhafte 
Fflhning des Amtes abnahm, war gebräuchlich, aber nicht rechtlich 
erforderlich. Eidesleistiintr nach dem Amtsantritt kommt in den 
letzten beiden Jahrhundf i teii dor Republik in der Weise auf, dass 
einzelne Volksschlüsse den künftigen Beamten vorschreiben hinnen 
fünf Tagen nach dem Antritt sich auf die Einhaltung eidlich zu ver- 
pHichten unter dem Präjudiz des Amtsverlustes. Diese in einen Act 
zusammen gefasste Vereidigung auf eine gewisse Anzahl gesetzlicher 
Vorschriften hat allmählich den Charakter eines Beamteneides ange- 
nommen, namentlich nachdem soerst Caesars Verfügungen und weiter 
die der Kaiser allgemein in diesen Bid einbegrüfen wurden. 

Der Rtcktritt vom Amt erfolgt, wenn er durch den Ablauf der ^mSm£* 
Amtfrist erfordert wird, ebenso von Rechtswegen wie der Antritt, wo- 
gegen, wenn der Beamte wegen Erledigung des ihm aufgetragenen, 
Geschäfts oder aus anderen Gründen vor der Zeit abtritt, selbstver- 
ständlich er die Niederlegung des Amtes öffentlich zu erklären hat. 
Dass auch im ersteren Falle der Beamte unmittelbar vor dem Rück- 
tritt sich förmlich von der Bürgerschaft verabschiedet und zugleich 
eidlich versichert wissentlich nicht gegen die Gesetze gehandelt zu 
haben, ist üblich, aber nicht nothwendig und Rechtsfolgen knüpfen 
daran sich nicht Wider seinen Willen kann der Beamte nicht ge- 
nftthigt werden sein Amt vor Ablauf der Frist niederzulegen; wenig- 
stens sind vor dem Jahrhundert der republikanischen Agonie die 
Beamten wohl öfter aufgefordert worden vor der Zeit abzutreten, 
aber zu einer förmlichen Amtsentsetzung ist es nicht gekommen ; auch 
die ursprüngliche Gleichstellung der Magistratur und der Bürgerschaft 
fordert principiell die Unabsetzbarkeit wenigstens der Oberbeamten. 
Die spätere Republik freilich hat in folgerichtiger Kntwickelung der 
comitialen Souveränetät die Abrogation des Amts auf diesem Wege 
in der Theorie zugelassen und einzeln auch davon tbatsächlichen Ge- 
brauch gemacht. Auch dem niederen Beamten kann der höhere wohl 
die Amtsführung untersagen, aber das Amt, das nicht er ihm verliehen 
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hat, ihm nicht nehmen; nur den Reiterführer, dessen Stellung über- 
liaupt zwischen der magistratischen und dvr Hlilfsthätigkeit schwankt» 
weist der Dictator an von seinem Amte zurückzutreten. 

An den Rücktritt des Beamten knüpfen sich die Fragen, wie weit 
dadurch seine Amtshandlungen ihre Gültigkeit verlieren und inwiefern 
er adminiBfcr&tW d«r Rechnungslegung und gerichtlieli der Yerantwort- 
liehkeit fOr dieselben onterliegt 
^i"«' w' Selbstverstlndlich berührt der ROektritt des Beamten die von ihm 

RQrrtnttM 

otiugteit ^^^9 ToUiogenen Amtahandlungen im Allgemeinen nicht» da dieaelbeD 
käinn^ ja im Rechtssinne Handlungen der Gemeinde sind. Aber ausgenommen 

sind davon die rechtlich gestatteten, aber nicht vorgeschriebenen 
Acte iiersönlicher Willkür. Das Ladungsrecht und das Recht der 
Stellvertreterenienuung erstrecken ihre Wirkung nicht über die Amts- 
frist des Magistrats hinaus; ist der ladende Keanite an dem hetietVen- 
den Tage ausser Function, so wird die Ladung nicht auf den Nach- 
folger bezugeu und ebenso wenig ist der Stellvertreter des abgegange- 
nen Beamten der Stellvertreter des nachfolgenden. In gleicher Weise 
haltet die Anordnung, welche der Beamte ohne gesetzliche Omndlage 
vorgenommen hat (guae imperio eonfnMNlHr), an seiner Person and 
bindet den Nachfolger nicht Jede von der Willkfir der Beamten 
aoBgehende Norm, also jedes Edict muss, um nach seinem Bllektritt 
weiter zu gelten, von dem Nachfolger wiederholt werden. Es ist dies 
namentlich fQr die Entwickelung des römischen Civilprozesses von 
Wichtigkeit geworden, da der gerichtsleitende Magistrat nach römi- 
scher Auffassung in der Deterniinirung und selbst in der Ausdehnung 
der gesetzlichen Anoninun^zeii eine weitgehende, aber durch diesen 
ihren personalen Charakter wiederum wesentlich eingeschränkte Com- 
petenz gehabt hat. 
lg»- Verflichtung zur Rechnungslegung widerstreitet dem Wesen der 
römischen Magistratur. Weder das KOnigthnm noch die Dietatur sind 
derselben unterworfen und auch das ordentliche Oberamt nur indirect. 
Von Rechtswegen verpflichtet dazu sind die Quästoren als Verwalter der 
Staatskasse und zwar ursprünglich ohne Zweifel in der Weise, dass sie 
nur ihren Mandanten, also den Oberbeamten Rechnung legten. Aber 
seitdem die Quästoren nicht mehr von diesen allein, sondern unter 
Mitwirkung der Comitien ernannt wurden, hat die Rechnungslegung 
insofern ihren Charakter verändert, als die stiultischen Kassenführer 
ihren Nachfolgern, die mit der Führung der Kriegskassen beauftragten 
Quästoren der städtischen Hauptkasse Rechnung zu legen hatten und 
in dieser Form die Rechnungen des Vorjahrs zuniichst durch die Be- 
amten des Folgejahrs und weiter durch den Senat controlirt wurden. 
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Da der Qiiästor für den Oberbeamten und nach dessen Anweisung die 
Kasse führte, so lief die nominell quästorische Rechnungslegung der 
Sache nach hinaus auf eine solche des Obt rheamten ; da sie sich in- 
dess nur auf die aus der Stadtkasse entnoinuienen Beträge erstreckte 
und die in anderer Weise, namentlich aus dem Kriegsgewinne dem 
Oberbeamten zuiliessenden Gelder nicht nothwendig an die Quästoren 
gelangten, so blieben insoweit die Oberbeamten in ihrer feldhierrliehen 
Stellung von dieser Controle frei. 

Verantwortlich ist der Beamte ffir seine Amtshandlangen znnSehstJ«^^ 
nicht mehr und nicht weniger nnd kaum anders als jeder Privatmann 
Idr sein Thun und sein Lassen. 

Der auf die Provocation hinauslaufende ältere Griminaii rozess, 
sowohl der ursprüngliche wesentlich quästorische wie das dun h den 
Volkstribunat entwickelte Rechenschaftsverfahren werden auf das im 
Laufe der Amtsführung begangene Verbrechen ei)enso bezogen wie 
auf jede Privathandlung, wenn auch begreiflicher Weise namentlich 
das letztere am häutigsten gegen gewesene Beamte zur Anwendung 
kam. Die Befreiung des Censors von der politischen Rechenschafts- 
legung für seine Amtshaodliuigen ist eine Gonsequenz des sum Wesen 
dieser Magistratur gehörigen freien Ermessens und aberdies kein 
gesetdiches Privilegium, sondern lediglieh thats&chliehe Uebung. 

Dasselbe gilt von dem CivilveHkhren in seinem gansen die so- 
genannten Privatdelicte einschiiessenden Umfang; furhtm und mmtmi 
in ihrem weiten römischen Sinne kann jeder Bürger oder Nichtbttrger 
auch gegen den Beamten einklagen und bis auf den Anfang des 
7. Jahrb. d. St. wird formell in dieser Hinsieht kein Unterschied 
gemacht zwischen dem Taschendieb und dem erpressenden Consul, 
Damals ist für die Beanitenerpressung eine verschärfte Form des 
Civilverfahrens aufgekonnuen und in der weiteren P'ntwickelung dieser 
allmählich das alte Criminalverfahren ersetzenden Prozessform ist die 
Versehftrfting des Delicts durch die Beamteneigensehaft des Verbrechers 
ein leitendes Motiv — auch das Ver&hren wegen Unterschleife AAmt- 
lieher Gelder, die quaetUo peeulaius und dasjenige wegen Landes- 
verraths und was daran sich anschliesst, die quaetHo maiietkais 
richten sil-h vorzugsweise gegen Amtsmissbrauch. 

Nur in Beziehung auf den Zeitpnnct, in welchem der Schuldige 
rechtlich zur Verantwortung gezogen werden kann, haben die Conse- 
quenzen der magistratischen Hierarchie früh eine Scheidung zwischen 
dem Beamten und dem Privaten herbeigeführt. Der Beamte kann 
weder bei sich selbst noch bei einem Magistrat niederer oder gleicher 
Gewalt, derjenige Beamte also, der keinen höheren bei sich hat, über- 
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haupt erst nach seinem Rücktritt zur Verantwortung gezogen werden. 
Ftlr den niederen Heaniten galt dies nicht; indess auch gegen ihn 
wird einer solchen Klage regelmässig nur dann stattgegeben, wenn er 
selber es wOnecht^ da der allgemeine Schutz der mit öffentlichen An- 
gelegenheiten beseh&ftigten Personen vor Behindentng durch Proiesft- 
hindel ihm regelmftssig zur Seite steht. 
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8. Die magiatratiteliM Ehrenreebte uimI Emolumente. 

Von den Abzeichen und Ehrenrecliten. welche die Matzistrate der 
Gemeinde dem Bürger gegenüber charakterisiren , können in dieser 
kurzen Uebersicht nur die drei wichtigsten, die Rutiien und Beile, der 
Purpur am Gewand und der Aratsstuhl berücksichtigt werden. Dass 
dieselben, wenn auch in beschränktem Umfang, den Priestern mit den 
Magistraten gemein sind, ist sdion erwfthnt worden (S. 88). 

Die Rutben und Beile, in Bftndel (fatee») jnuammengeschlungen, 
sind der sinnliehe Ausdruck des magistntiscIieD Imperium, des An- 
rechts auf Gehorsam und bei Versaguag desselben der Befugniss den- 
selben zu erzwingen (coercitio) nöthigenfalls an Leib und Leben; die 
Träger derselben {Uetores) gehen darum dem Imperieninhaber von 
Rechtswegen voraus und sind von dem öffentlichen Erscheinen des- 
selben untrennbar. Diese Fasces sind zugleich, insofern in republi- 
kanischer Zeit der Consul nur als Feldherr und in der Stadt nur der 
Dictator die Beile fuhren darf, das Di^tiiutiv zwischen dem militäri- 
schen und dem ordentlichen städtischen Imperium (S. Auch die 
Abstufungen der Amtsgewalt Anden in den Lictoren ihren greifbaren 
Ausdruck. Die normale Zahl Ton sw61f Trägem — das Altere Dedmal- 
system ist in diesen Ordnungen nicht vertreten — drOckt die Voll- 
gewalt des Königs wie des Gonsuls aus und kommt nach augustischer 
Ordnung auch dem Princeps zu. Die Doppelsahl ist in republikanischer 
Zeit der Ausdruck der eminenten Gewalt des Dictators und späterhin 
nach der charakteristischen Neuerung Domitians derjenigen des 
Kaisers. Die Hälfte der Normalzahl bezeichnet die ebenfalls ober- 
amtliche, aber schwächere Gewalt des Keiterführers und des mit 
militärischem Im])enum fungirenden Prätoi-s; die Fünfzahl in der 
Kaiserzeit ein abgemindertes priitorisches Commando; die Zweizahl 
das städtische Iniperium des Prätors und in der Kaiserzeit dasjenige 
einer Reihe neu ffir Horn und Italien geschaffener Beamten. Allen 
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aus der Gehülfensch.ift entwickelten Beamten, selbst den Censorea 
und uni so mehr den Quasi-Magistraten der Plebs maugelt wie das 
Imperium so auch der Lictor. 
ijqjwMt Das Gewand ist dem Magistrat mit dem Bürger gemein ; aber die 
rothe Failie dei Gewandes ist das Vorrecht und das KeniueiebeD der 
Magistratur. Belogt zu dieser Aasceiebniiiig sind alle zur Fahrung von 
Lietoren berechtigten Beamten und von den niederen die Censoren 
und die curulischen Aedilen, nicht aber die im Rang unter diesen 
stehenden Gemeindebeamten und ebenso wenig die Vorsteher der 
Plebs. Der Gegensatz des militäriscben und des städtischen Im- 
perium findet in republikanischer Zeit seinen Aus<lruck auch in der 
Tracht, insofern das rothe Gewand, weU'hes der Köniir wohl wie im 
Felde so auch in der Stadt getragen haben mag, jclzt auf das inilitil- 
rische Imperium beschränkt ist; hier hat aus dem kurzen purj)ur- 
farbigen Kriegskleid sich die Feldhermschärpe (paludamentum) ent- 
wickelt und daraus ist, als die Feldhermgewalt zum kaiserlichen 
Beserratreeht ward, der Kaiserpurpur geworden. Ans der Stadt 
war die rothe Amtstracht verbannt; die Oberhaupt rar Führung des 
Purpurs berechtigten Magistrate trugen dort nur an dem weissen 
Bargergewand den rothen Saum (toga praeleMa)* Nur bei dem Auf- 
zug des siegreichen Magistrats auf das Capitol durfte das rothe 
Kriegskleid und der volle Krieger^ und Siegerschmuck in der Stadt 
sich zeigen. 

BMatn- Für den Verkehr zwischen dem Beamten und dem Btlrger gilt 
***** im Allgemeinen die Kegel, dass, wo die Beschaflfenheit des Acts es 
gestattet, der Beamte sitzt und der Bürger steht. Dies erstreckt sich 
selbst auf die öffentliche Hülfsthätigkeit, wie sie der Geschworne 
leistet, und auf die ])lebejischen Quasi -Beamten; wo diese indess in 
der Mehrzahl thatig sind, sitzen sie auf Binken (subsdUa), Der 
Einzelsitz dagegen ist das Kriterium der Magistratur und kommt selbst 
dem QuAstor in seiner amtlichen Thfttigkeit zu. Die höheren Ord- 
nungen werden ausgezeichnet durch die Form des Einzelsitzes. Zwar 
der Lehnsessel, der vielleicht als Königssitz in Gebrauch gewesen ist, 
ist in republikanischer Zeit verschwunden; aber der curulische Stuhl, 
ein transportabler Klfenheinstuhl ohne Lehne von bestimmter Form 
kommt gleich dem Purpursaum den Imperien trägem so wie den Cen- 
soren und den ])atricischen Aedilen zu. 
Ew- Die magistratischen Ehrenrechte haften, wie der Amtstitel, nicht 

'de«'° an der Person, sondern an dem Amt uud in republikanischer Zeit 
ISewun!* wird im Allgemeinen weder dem gewesenen Beamten die Fortführung 
noch dem Niehtbeamten die FOhruog derselben gestattet Indess ist 
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wohl 8chon früh hiervon die Ausnahme gemacht worden, dass bei 
öflFentlichen Festlichkeiten, wobei die Bürger die von Gemeinde- 
wegen ihnen verliehenen Dekorationen, insliesondere die Ehrenkränze 
führten, den gewesenen Magistraten ebenfalls gestattet wurde das 
frtlher getragene magistratiscbe oder Triumphalgewand wiederum anzu- 
legen, und insofem kann die Fahrung der Fraetezta als lebenslftng- 
liches Ehreoreebt aufgefuBt werden. In noch weiterem Umfang ist 
das Magistratsgewand als Todtenkleid fttr die Bestattung zugelassen 
worden. — Beilegung der Ehrenrechte des Amts ohne dieses selbst ist4MPrfnt«u 
in republikanischer Zeit nur insofem vorgekommen, als, wenn Volks- 
feste, wie sie die Magistrate zu geben pflegten (S. 93), von einem 
Privaten angerichtet wurden, dem Festgeher die Fühning zwar nicht 
des magistratischeu Titels, aber der magistratischen Insignien, selbst 
derLictoren für die Dauer der Festlichkeit verstattet zu werden pHegte. 
In der Kaiserzeit ist es aufgekommen Personen, die das Amt nicht 
gefuhrt hatten und hiiuhg nicht einmal führen durften, die nach 
dessen Ftthrung dem gewesenen Beamten verbleibenden Ehrenreehte 
(amameiUa z. B* praetoria) ausnahmsweise beisulegen. 

Die Dienerschaft der Beamten ist namentlich für den stftdtisehen m.^ . rati. 
Amtkreis fest geordnet Verwendung von Sciaven für Offentliehe 
Leistungen hat bei den WasserleitiiBgen , bei dem Löschdienst, hei 
Hausdienerthätigkeit und sonst stattgefunden; freie Nichtbttrger 
schlechtesten Rechts {Bruttiani) sind in der späteren Hepublik ausser- 
halb Roms als Subalterne gebraucht worden. Aber für die Beziehungen 
zwischen den Magistraten und den'Bürgern werden Unfreie und Fremde 
nicht verwendet; sogar bei der Kasse, deren Verwaltung in dem 
römischen Hauswesen der historischen Epoche durchgängig Sklaven 
anvertraut wird, da diese zu strengerer Verantwortung gezogen werden 
klVnnen, werden nach den Ordnungen der Gemeinde, ohne Zweifel 
nach dem Muster der alten ehrbaren Hausordnung, so viel wir wissen 
Ausschliesslich, freie Leute verwendet Gewesene Sklaven freilich sind 
von diesem Gemeindedienst nicht ausgeschlossen, welcher gelöhnt 
wird und wie anderer Lobndienst in geringem Ansehen steht (S. 112) ; 
aber schon die Art der Stellenbesetzung bringt es mit sieh, dass die 
Freigelassenen des fungirenden Magistrats dabei keineswegs berück- 
sichtigt werden, ausser dass dem Oberbeamten gestattet ist einen seinem 
Hausgesinde entnommenen Freigelassenen, den Acceusus, seinem Amts- 
gesinde einzuverleiben. Der Contract. auf dem dieser Dienst beruht, 
wird auf das Amtsjahr gestellt und durchgängig von den abtretenden 
Beamten für das Folgejahr abgeschlossen, so dass der antretende Be- 
amte die Suhattemen bereits vorfindet und nur den Accensus selber 
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bestellt. Wiederaniiahme derselben i'erson ist nicht bloss zulässig, 
sondern in dtni städtischen Snbalterndienst früh Regel geworden, 
woraus sich dann die factische Lebensl&nglicbkeit, ja die Verkäuflich- 
keit der hauptstädtischoD Officien und die corporative Geschlossenheit 
ihrer Officialen entvidMlt hat AvBier den achon erwlhnten Lietoran 
eraeheineii unter dienen Subalternen beeondera die Beten (viaiares)^ 
znniehat bestimmt für die Ueberbringung der magiatntiaeheii Kond- 
gebnngen an die dnaelne Person, und die Auamfer (praeeonet)^ m- 
nächst zur VerkOndigung der für das Publicum insgemein bestimmten 
obrigkelUiehen Mittheilungen; daneben finden sich für die sacralen 
Verrichtungen Flötenblflser (tibicines), Htihnermänner {jmUarii), Ein- 
geweidebescliauer (//r/r?/s/)/rr.s) und andere Lobngehülfeii maunichfaltiger 
Art. Die wichtigste und anfiest^henste Kategorie aber bildeten die 
l)ei dem Aerarium fungii enden Schreitier {scribne), welche von ihren 
nächsten Vorgesetzten, 'den Quästoren und deu curulischeu Aedilen 
den Namen tragen, in der That aber, insofern sie nicht bloss die 
Staatsreehnnngen Ähren, sondern die öffintlicbeo Listen und die 
öffentlichen Urlcnnden insgesammt unter sieh haben, der Magistratur 
Oberhaupt und in erster Reihe den Gonsuln Hfllfedienst leisten. Das 
gesammte MbntUehe Rechnungswesen ist, namentlieh in Folge der 
Behandlung der Quistnr als Jahr- und als Anfangsamt, diesen factisch 
dauernden Subalternen anheimgefallen ; in welchem Grade dies der Fall 
war, tritt deutlich darin hervor, dass zur Verrechnung der grossen 
aus dem Aerarium den Provinzialstatthaltern vorschussweise gezahlten 
Summen ausser den den Statthaltern zugeordneten Quästoren noch 
einem jeden zwei quästorische Schreiber beigegeben wurden , um in 
den Provinzen die Verausgabung und Verrechnung dieser Gelder zu 
beaufsichtigen. 

v.rgatan« Bezahlttug fttr die ihr gemachten Leistungen gewährt die Ge- 
'ääir'nieinde, insoweit dieselben auf besonderem Vertrag beruhen, zum 
Beispiel dem Unternehmer Öffentlicher Arbeiten und dem Lictor. 

Weiter ist für den Kriegsdienst wohl von jeher durch die einzelnen 
Bezirke und schon fiüh aus dem Gemeindesftckel selbst Vergütung 

gewährt worden. Auch dem Beamten mag. insofern er zugleich 
Kriegsdienst leistet, von Rechtswegen der Sold, und zwar der höhere 
des Reiters zuj^ekoininm sein; aber einen besonderen ( )ftizier8old kennt 
die römische Ordnung nicht und vielleicht war derjeni^re Offizier, der 
zugleich Magistrat war, eben darum gehalten den Dienst unentgeltlich 
zu leisten, lieber den Öold hinaus soll der Gemeindedieust dem 
Leistenden ?ermögensrechtlieh weder Binbusse noch Vortheil bringen. 
Thatsächlich indess ist fOr den Beamten beides vielfUtig eingetreten 
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und zwar nherwiogeiid Aufwendang bei der Bt&dtischeOt JSutUlOg bei 
der . auBwärtigen Amtsführung. 

In der städtischen Amtführuug wird im Allgemeinen die Regel ^^^^^^^ 
durchgeführt, dass was für die Amtführung gebraucht wird, die Ge-jj^^^ 
mshidekane beUstet und web die Amtfflhniiig eintiriiigt, fUr die Ge- 
meinde cn verweDden ist Aber in Betreif der VoUcsüBBtot so weit diese 
▼OB den Beamten anisnrieliteii waren (8. 93), ist dieee Bogel tMÜd bei 
Seite gesetzt worden. Es kam firOb auf oder galt vielleicbt Ton jeher, 
dasB ihnen daf&r eine feste Summe aus der Gemeindekasse flberwicsen 
und weder Rechnungslegung und Restzahlung gefordert noch Nach- 
scbuss gewährt ward, etwaiger Gewinn und Verlust also den aus- 
richtenden Beamten persönlich traf. Wenigstens in historischer Zeit 
ist diese Summe so niedrig ])emessen, dass der Beamte damit nicht 
ausreichte, vielleiclit nicht ausreiciieii konnte umi Zuschuss aus eigenen 
Mitteln, wenn auch fürmell als Muniticenz gefasst, vielmehr im Wesen 
der Institution lag. Bei dem immer steigenden Wettbewerb um die 
Aemter und bei dem mehr und mehr sieh einbftrgomden Missbraueh 
den persönlichen Zuschuss zu den Volksfesten und die Wahl zum 
Gemeindeamt gewissermassen als Leistung und Gegenleistung zu be- 
handeln ist dies einer der hauptsftchliehen Hebel der Plutokratie der 
späteren Republik geworden. Die Kaiserzeit machte dieser ungesunden 
Ambition ein Ende. 

Die ausserhalb Rom fungirendeu Beamten oder Beauftragten dergMiuMate 
Gemeinde erhielten was sie brauchten theils durch (ieldzahlung ausxa«i^iw. 
der Gemeindekasse, welche meistens vorschussweise geleistet ward 
und je nach Umständen die Verrechnung ein- oder ausschloss. theils 
ergänzend mittelst des ihnen zustehenden Requisitionsrechts, wobei also 
der Anlage nach auch sie weder verloren noch gewannen. Thatsäcb- 
lieh aber wurde die letztere Befugniss, auch von eigentlichen Er- 
pressungen abgesehen, durchaus zum Vortheil der römischen Beamten 
gehandhabt. Es kam hinzu, dass in grosser Ausdehnung den Beamten 
aberlassen ward die BedflrfiDisse sich selber zu beschaffen gegen eine 
hier durchgängig zu ihrem Nutzen hoch gegriffene Geldentschädigung. 
Dahin gehört das den Gesandten der Gemeinde ausgeworfene Reise- 
geld (viaticunt) , die dem Statthalter zugebilligten Ausrüstungsgelder 
(rasariuni). die den IJnterbeamten und Gehülfen von iliren Vorstehern 
ausgesetzten Tagegelder {c/bund) so wie die analogen geradezu als 
Gratiticatiouen auftretenden Salz- (saJariuin) und Weingelder (cou- 
(fiarimn), welche dem Oberbeamten gestattet ward bei der Rechnungs- 
legung zu liquidiren. Hauptsächlich auf diesem Wege hat der römische 
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Beamtenadel die politische Machtstellung des Staats für seine private 
Bereicherung ausgenutzt und iu Gemeinschaft mit der kaufmännischen 
Speculation die finansielle Uebermacht der herrschenden Nation herbei- 
geftthrt. Aneh hier aber bat der Prindpat ernslNdi eingegrüfen und 
das iltere an dcb fehlerhafte und durch schweren liissbraneh hersb* 
gewürdigte System dadoreh ersetit, dass fttr die ansserhalb Borns 
fungirenden Beamten die principielle Unentgeltlichkeit aufgegeben nnd 
hoch gegrüfene Besoldnngssitse dafOr eingefahrt wurden. 
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Das Befehlsrecht des Beamteu dem Bürger gegenüber kann ebenso B«««to»- 
uumittelbar ausgeübt werden wie durch Yermitteluog, durch Mandat. 
Auf dieeem benilit eineneits die HttlfetlAtigkelt bei der Magistratur, 
andereneito die magistratisehe StdlTertretung. Ohne Verwendnng 
von Geholfen kann Amtfhhrong aberall nieht gedacht werden. Die m«»». 
römischen Ordnungen unterscheiden, nicht terminologisch, aber sach- 
lich, die Geholfen höheren und niederen Ranges oder, genauer ge- 
sprochen, die unentgeltlich fungirenden Gehülfen, bei deren Th&tigkeit 
die Erfüllung der Bürgerpflicht vorwaltet, wie die (ieschworDen und 
die Offiziere, und die bezahlten, bei welchen das LohnverhJlltniss 
wenigstens mit in Betracht kommt, wie die Apparitoren und die Sol- 
daten. Die hier eingreifenden Ordnungen sind freilich mit der speciellen 
Organisation des Gemeinwesens so verwachsen, dass sie in dem all- 
gemeinen Staatsrecht keiuen Platz tinden kuuueu, die Geschwomen- 
ordnung mm Beispiel dem Prozess, der Soldatendienst der DarsteUung 
des Kriegswesens Terbleiben muss. Die höheren Gehtllfenstellungen 
femer sind sum guten Theil in anderer Verbindung zu erürtern, da 
aus ihnen die niedere des Imperiums entbehrende Magistratur hervor- 
gegangen ist. Dennoch wird die Behandlung des mittelbaren Befehls- 
rechts auch in der allgemeinen Darstellung der Magistratur nicht über- 
gangen werden dürfen. Die Bindung derselben einerseits durch die 
gesetzliche Untersagung, andererseits durch die gesetzliche Anordnung 
der Mandirung gehört zu den ältesten und eingreifendsten Schranken 
der Beamtengewalt; hauptsjlchlich auf diesem Moment ruht der Gegen- 
satz der königlichen Gewalt und derjenigen der republikanischen Magi- 
stratur, wie die Römer sie auffassten ; und ebenso tindet der Gegensatz 
des stidtischen und des militftrischen Imperium praktisch vor Allem 
seinen Ausdruck in der yerschiedenen Behandlung der Stellvertretung 
und der GehlUfenschaft. Auch fOr das Verhftltniss, in welchem die 
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magistratische Selbstthätigkeit und die Macht der (Jehülfenschaft. das 
heisst die Bureaukratie in dem römischeu Gemeinwesen zu einander 
geatanden haben , ist es aothwendig das mittelbare Befehlrecht von 
allgemeinerem Standpunet aus zu betraehten. Wenn in repabli- 
kanischer Zeit die Bareaukratie nicht cur Entwiekelnng gelangt 
ist, so beruht dies, neben der doreh das. unfreie oder halbfreie 
Gesinde verstilrkten Macht des Individuums, vor allem darauf, dass 
der Geholfenstellung die Ständigkeit ebenso wenig sukani wie der 
Map(istratur, Herather, Gescliworne, Offiziere mit dieser seihst stetig 
wechselten. So wie dieser Wechsel wegfiel, wie dies bereits in republi- 
kanischer Zeit bei den niagistratischen Schreibern eintrat, beginnt 
sofort (las l)ureaukratische Element sich zu entwickeln und unter dem 
Princijiat, wo derselbe mehr und mehr zurücktrat, ist es allmfthlich 
zu derjenigen Macht erstarkt, die schliesslich im Byzantinismus das 
eigentUehe Regiment lahm legt 
l^'i'.- Stellvertretung im vollen Sinne des Worts durch Mandat des 
Magistrats mag in der KOnigszeit allgemein sulissig gewesen sein, das 
heisst dem KOnig freigestanden haben bei Behinderung namentlich 
durch Abwesenheit oder Krankheit seine Amtsthfttigkelt einem Vertreter 
zu übertragen. In der republikanischen Ordnung erscheint ein der- 
artiger Stellvertreter nur in einem einzigen Falle und zwar hier ent- 
wickelt ausdeinGefiensatz des stadtischen und des militärischen Imperium 
und der nothwcndigen Continuität des ersteren. Wenn der oder die 
Oberbeainten die (irenze des ursprünglichen Stadtgebietes überschreiten 
und das städtische Amt länger als einen Tag factisch vacant ist, muss, 
wer zuletzt aus dem Gebiet austritt, for die Dauer der Abwesenheit 
von der Stadt einen Stadtverweser (praefeeku wrM) bestellen, um 
fiberhaupt die oberamtlichen Befugnisse aussuflben, vornehmlich aber 
die Jurisdiction ohne Unterbrechung wahrzunehmen. Diese Institution 
weist sowohl durch ihre monarchische Gestaltung wie dnrdi ihre 
Anlehnung an die älteste Gebietsgrenze in die Königszeit surfick, und 
daraus wird es sich auch erklären, dass der Stadtverweser, obwohl 
sein Imperium ein abgeleitetes ist. dennoch als Magistrat betitelt und 
behandelt wird. Aber sowohl die Stellvertretung durch freies Mandat 
wie nicht minder die Ausübung maiiistratischer (iewalt durch eine ohne 
Mitwirkung der Comitien ernannte Terson ist nicht im Einklang mit 
der re]iublikauischen Entwickelung und in Folge dessen diese Stadt- 
meisterstellung in Ähnlicher Weise wie die Dietatur frah ausser Kraft 
gesetzt worden. Schon dem Consutartribunat wurde das consularische 
Recht der Stellvertreteremennung versagt und bei der Beseitigung 
jener Magistratur dasselbe auch den Consuln entzogen. Die Conti- 
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nuität insbesondere der Jurisdiction wurde durch die Stellenvennehrung 
bei dem Oberamt erreicht, indem von den Kriegstribunen immer einer 
in Rom zurückblieb und l)ei deren Abschaffung den beiden Consuln 
ein dritter speciell für die Rechtspflege bestimmter und für die ganze 
Amtszeit an Rom gebundener College zugegeben ward. Kur während 
des in dem ehemaligen Gebiet von Alba gefeierten Utiniselieii Festes, 
dessen Ritoal die Anwesenheit der gesamten rOmisehen Hegistratnr 
erforderte, wurde noch nach altem Herkommen ein Stadtrerwalter 
ernannt Davon abgesehen ist im stldtiseben Regiment das ursprfing- 
lieh dem Oberamt zustehende Recht sich durch freies Mandat einen 
Vertreter zu bestellen seit Einrichtung der Stadtprfttur verfassungs- 
mässig beseitigt. Selbst wenn die Stadtprätur durch den Tod des 
Inhabers erledigt war oder der Stadtprätor ausnahmsweise ausserhalb 
Roms functionirte. griff man nicht zurück auf die alte consularische 
Mandirung, sondern lies das Amt vacant. Zulässig ist dagegen im 
städtischen Regiment die collegialische Mandirung; seit in demselben 
mehrere Prätoren mit getheilter Competenz neben einander fungiren, 
kdnnen diejenigen, die nicht so wie der Stadtprfttor von Rechtswegen 
an die Hauptstadt gefesselt sind, diesem ihre städtische AmtsthAtig- 
keit flbertrsgen, da diese Stellvertretung wohl eine Verschiebung der 
Amtsgeschfifie, aber keine Uebertragung derselben an Nichtbeamte 
herbeiführt. Durch diese Anordnungen in Verbindung mit der strieten 
Durchführung des Annuitätsprincips und des Interregnalsystems im 
städtischen Anitsgebiet ist die entwickelte Republik dahin gelangt, 
dass die Anitsthiltigkeit, wie sie verfassungsmässig feststeht, in der 
Stadt lediglich durch wirkliche Beamte ausgeübt wird oder, wie dies 
auch ausgedrückt werden kann, dass in der Stadt die Promagistratur 
(S. 87) nicht fuuctionirt. 

Wenn also in der Stadt das Imperium allgemein nicht mandirt »»»«linuir 
werden durfte, so gilt ffir die einseinen auf dem Imperium beruhen- 'x^ll;^!;^" 
den Handlungen in derselben das Gesets, dass der Imperien- 
triger den Act entweder selber vollsiehen muss oder ihn selber 
nicht vollziehen darf, die amtliche Hulfsthfttigkeit also entweder 
gesetzlich ausgeschlossen oder gesetzlich noth wendig ist. Wenn 
nach der allerdings weniger auf Tradition als auf Construction be- 
ruhenden römischen Rechtsanschauung es dem König freisteht im 
Strafverfahren wie im Civilprozess selber den Spruch zu finden und 
die Hülfsthätigkeit bei ihm facultativ gedacht wird, so erscheint 
das Regiment mit also rechtlich gebundener Mandirung als das 
eigentliche Wesen der republikanischen Amtfübruug, als Imperium 
UffÜkmm oder ituhmh WesentUdi ist dabei die Normirung der von 
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dem Magistrat zu verwendenden Gehülfen nach Zahl und Art. Dass 
die zunächst zur Unterstützung seiner persönlichen Thfttigkeit ihm 
heigegebene Dienerschaft insbesondere für den städtischen Amtkreis 
nach festem Schema geordnet war, ist bereits (S. 139) ausgeführt 
worden; analoge BeBtimmungen für die nicht auf diese Weise voll- 
siehbaren Amtsgeidiifte werden weiterhia entwiekelt werden. 

Bs eneheint nothweadig die Behandlung der Hfilfsthätigkeit im 
itadtischen Amtsgebiet fnr die wichtigsten Zweige der magistratischen 
Thfttigiceit an spedalisiren. 

^jWjj. Der Verkehr mit den Göttern im Wege der Auspiden so wie die 
Buaak,' Verhandlung mit der Bürgerschaft und dem Senat können Oberall 
nicht mandirt werden. Eine Ausnahme in Hetrelf der BOrgerschaft 
wird sogleich bei der Strafgewalt erwilhnt werden. 

coorciion Die in dem Imi)erium enthaltene Zwangsgewalt ist selber eben- 

nnd Straf- ' i 

sewftit. falls der Mandirung entzogen, während die Execution derselben, in- 
sofern sie die Vergewaltigung des Ungehorsamen (roerritio) erfordert, 
an die geordnete Form der Apparition gebunden ist. Dagegen unter- 
liegt die Straljgewalt, insofern sie I^eib nnd Leben des Bürgers an- 
greift, der obligatorischen Mandirang, indem der Impertenträger weder 
selbst das Urtheil finden darf noch im Fall der eingelegten Provo- 
cation dasselbe gegenüber der Bürgerschaft vertritt Vielmehr hat er 
hiefOr, nnd zwar nach festen Formen, Mandatare zu bestellen, aus 
denen früh, in Folge der darauf erstreckten Volkswahl, untergeordnete 
Beamte geworden sind, wie dies bei der Strafrechtspflege (Buch 4 
Abschn. 2) weiter darzulegen sein wird. In diesem Fall ist auch die 
Berufung der Bürgerschaft durch die eben bezeichneten Mandatare 
zulässig und geboten, und nicht minder ist der Consul verpflichtet 
für die Handhabung der den Ceuturien vorbehaltenen Capitaljuris- 
diction dem fttr deren Berufnng ^on Amtswegen nicht competenten 
Volkstribnn anf dessen Verlangen das erforderliche Mandat zu ertheilen. 
^Mirmtm. Die Rechtspflege bei Streitigkeiten zwischen FriTaten theilt sieh in 
die Prozessregnlimng (nma dictio) und die Urtheilsfindnng {Miekm); 
bei jener ist die Mandirung im Allgemeinen ausgeschlossen, bei dieser 
geboten. Indess bedürfen beide Regeln näherer Bestimmung. 

Die Jurisdirtion steht im städtischen Regiment bei dem oder den 
in Rom dafür thätigen Priltoren und den curuli.schen Aedilen; Man- 
dirung ist, abgesehen von der collegialischen (S. 145), dabei ausge- 
schlossen. So weit dagegen die Regel, dass es. von den Provinzen 
abgesehen, kein römisches Gericht giebt ausserhalb Rom, in der 
späte reu Republik durchbrochen ist durch die Volksschlüsse, welche 
in einer Aniahl italischer Ortschaften die Einsetsong von Gerichts- 
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Verwesern (praefedi iure d iemd o) anoidiieteD, tritt die oUigatonsche 
Maodirung eio: der Prfltor enjennt, zmn Theil späterhin nach Be- 
fragung der römischen Comitien, diese seine Vertreter. In gleicher 
Weise ist wahrscheinlich die nach der Aufnahme ganz Italiens in den 
römischen Bürgerverband den einzelnen Stiidten eiiigeniunite be- 
schrankte Jurisdiction (S. 70) rechtlich aufgefasst worden als prä- 
torische durch die municipalen Comitien gebundene Mandirung. 

Dass die Urtheilfindung den Magistraten schlechthin entzogeo ist, 
gehört sa den Palladien der republikaniaehen Ordnung; es erstreckt 
rieh dies sogar auf deqjeDigen hauptstädtischen Civilprosess, bei 
welchem beiden Parteien das Bürgerrecht mangelt und auf den spä- 
teren aus dem Civilrecbt entwickelten republikanischen Griminal- 
l)rozess (quaestiotus: pfrpetuae), denn wenn gleich bei diesem vielfach 
der Magistrat den Prozess nicht bloss regulirt, sondern auch leitet, 
so ist er darum nicht weniger von der TVtheilsfindung aiisj^cschlossen. 
Die Auswahl der dichter steht dem Magistrat zu und wenn hei dem 
Freiheitsgericht der Zehn- {dvccmviri Jitihus iudirandis) so wie bei dem 
Diebstahlsgericht der Dreimänner (/rcv viri noriumi), wahrscheinlich 
auch bei dem £rbschaftsgericbt der HuDdertmiinner {centumviri) die 
magistratisehe Auswahl duieh die Mitwii^nng der fiargerschaft ge- 
bunden worden ist, so rind bei den Pnnessordnungen ftkr die Be- 
stellung des Einielgesehworenen {hnäex wm) und der Geschwomen- 
collegien (recupmitores) dem magistratiBchen Emennungsrecht nur 
bestimmte Directiven gegeben. Der Untergang der Urthoilfindnng 
durch Private und die unter dem Principat allmählich dafür ein- 
tretende magistratische sind der rechte Ausdruck des £ndes des re- 
publikanischen Gemeinwesens. 

Die Verzeichnung der dienstpflichtigen und die Einschätzung der cenm. 
steuerpflichtigen Bürger hat nach älterer Ordnung der Imperienträger 
noth wendig selbst zu vollziehen, wogegen späterhin eigene Uuter- 
beamte dafür eintreten, bei welchen, da sie von Haus aus durch die 
Comitien beseichnet werden, der oberamtliche Auftrag nicht hervor- 
tritt, obwohl ohne Zweifel im Rechtssinn auch rie als obligatorische 
Mandatar«' der Consuln su fassen sind, die ihre Wahl bewirken. Die 
ursprüngliche Ordnung hat sieh insoweit auch später behauptet, als 
die in dieser Competenz enthaltenen continuirenden Amtsgeschftfte 
dann, wenn eigene Schatzungsbeamte nicht vorhanden sind, den Con- 
suln obliegen und, wo bei der Coercition die ceusorische Competens 
versagt, die Consuln sie ergänzen. 

Die Aufstellung des Bürgerheeres, welche gleichfalls den Normen Heer- 
des stadtischen Amtkreises unterliegt (S. UT), ist der Mandirung 

10* 
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ebenso entzogen wie die Jurisdiction und die Scliatzunjx. In der Aus- 
walil der Offiziere wie der Soldaten hat der Imperienträger im Allge- 
meinen freie Hand und auch die Comitien haben nur in beschranktem 
Umfang in die Ernennung der erfteren eingegriffen; allgemein aber 
ist der Inhaber des Imperimiis gebunden dureh die Ordnungen, welche 
die Zthl nnd die Grade der höheren wie der subalternen Offisiere 
und in gewissen Orensen auch die Zahl der Mannschaften ein far 
allemal feststellen. Wie bestimmt hier das Hericommen den Magistrat 
band, zeigt die dem Dictator obliegende, bei dem Consul nicht ein- 
mal sulässige Bestellung eines obersten Gebtllfen für das Sammt- 
■commando der Heiter. So weit hier radicalc rnigestaltungen ein- 
getreten sind, wdhin zum Beispiel die Auflösung der alten einheit- 
lichen Legion in eine wechselnde Zahl gleichbenannter TrupiK^nkinper 
gehört, sind diese schwerlich durch einfaches magistratisches Belieben 
in Krait getreten. 

»towfw Von der Steuerbebung ist die Manipulation wenig bekannt; sieber 
aber ist auch sie Ähnlich wie die Heeresbildung dureh Anordnung des 
Imperientr&gers und eine fest geordnete Geholfensehaft in VoUsug 
gesetst worden. 

KMwa. Die Kassenverwaltung ist wahrscheinlich nebst der GriminaUustiz 
tthnnf. frühesten der Solbstthttigkeit des Imperienfülirers im Wege der 
obligatorischen Mandirung entzogen worden. Ks kann auf die Ein- 
führung der Republik selbst zurückreichen, dass die Consuln ange- 
wiesen wurden, die (iemeindekasse nach ihrem freien Krniesseii. aber 
nicht selbst zu verwalten, sondern liurch zwei (lehülfon liidierer Ord- 
nung verwalten zu lassen, für deren Auswahl dann, vielleicht nicht 
lange nachher, die Einwilligung der Comitien gefordert ward. Bei 
Yacanz der Quftstnr, die allerdings nicht wie bei der Gensur regel- 
mAssig eintrat, sondern nur ausnahmsweise yorkam, mOgen ihre Ge- 
schäfte durch freies consularisehes Mandat fibertragen worden sein 
und es ist diesen Mandataren vielleicht selbst in der Stadt die pro- 
magistratische Titulatur eingeräumt worden. 

Die Amtführung ausserhalb Rom ist zwar nach denselben Prin- 
cipieii geordnet, die Regeln aber dennorli wesentlich vei>cbieden. 

Feldherr. Stellvertretung ist im Allgemeinen auch dem Commando fremd. 

Yefi«ung' Der in seinem Amtkreis verweilende Commandoführer kann dies Com- 
mando nicht beliebig durch Mandat übertragen und selbst bei ein- 
tretender Handlungsunfähigkeit und im Todesfall giebt es keinen ver- 
fassungsmässig vorgezeichneten Weg die LQcken au ffillen ; es bleibt 
nichts ftbrig als das Nothstandseommando dessen^ der sieh dessen 
unterwindet und Anerkennung findet (8. 102). Aber wie nach ältester 
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Ordnung die in das Ausland sich bege1)endeQ Oberbeamteu einen Stadt- 
verweser mit ma^istratischem Recht bestellen, so hat der Comniaiido- 
führer, vronn er seinen Comniandohezirk verlüsst, das Recht und die 
Pflicht einem Privaten, welchem der niedere Hemite in dieser Hinsicht 
gleichsteht, sein Imperium interimistisch zu übertragen. Dieses im 
städtischen Regiment factisch beseitigte Verfahren ist im militärischen 
in Kraft geblieben. Es kommt dasselbe auch in der modifieirten Form 
?or, dass der in der Stadt verweileiide Imperieninliaber das militärisclie 
CommaDdo, welehes er hat, aber nicht aaaflben kann, einem Stell- 
vertreter flhertiflgt; indess ist dies nnr znlftssigi so iveit es nicht mit 
der Regel coUidirt, dass der Nachfolger im Gommando dasselbe von 
dem Vorgänger persönlich übernehmen muss (S. 99) und dieser also 
bis zum Eintreffen des Nachfolgers in seiner Stellung verbleibt. Der 
in Rom verweilende Consul oder der Stadtprätor kann also nur ein 
nicht besetztes Coramando einem Stellvertreter übertragen. Qualitativ 
ist die Stellvertreterernenuung insofern beschrankt, als der Stell- 
vertreter, auch wenn ein Consul ilin bestellt, doch nie ein höheres 
Imperium als das pratorische führt. 

Die Hülfsthätigkeit bei dem militärischen Imperium ist Überhaupt F«id- 
und namentlich in älterer Zeit vor der Einrichtung der Provinzen in ^iSS!^ 
enge Grenzen gewiesen. Von den' vorher anfgeftthrten Kategorien der 
städtischen AmtsthfttiglLeit kommt bei der feldherrlichen als st&ndige 
nur die Kassenfikhrang in Betracht. Die Regel, dass diese einem 
Gehölfen ül>ertragen werden muss, gilt auch für den Feldherm und 
die Einwilligung der Comiticn wird auch für diese Quästoren erwirkt; 
hier aber ist es ausser Zweifel, dass der Quästor zunächst ebenso wie 
der Feldherr und wie jeder Oftizier seine Function auch nach Ablauf 
der Amtfrist fortführt, wenn aber dem Feldherrn der Quästor fehlt, 
er wie l)erechtigt so verptiichtet ist einen Privaten zum Proquästor 
zu macheu. 

Wenn die Aufetellung der Truppen in der Stadt Rom den st&n- ,^2£d( 
digen Ordnungen namentlich auch in der OflizierBemennttng sidi 
streng conformirt, so wird im feldherrlichen Amtsgebiet das efTective 
Httlfscommando zwar unter Schonung der also gegebenen Normen, aber 
doch thatsächlich mit grosser Frsibeit behandelt. Die Unterordnung 
des einen Offiziers unter eint ii andern in der formalen Hierarchie 
zwar nicht unter ihm, aber doch ihm gleichstehenden und selbst die 
Verwenduntr eines im Lager anwesenden Nichtoffiziers für die Be- 
fehlsführun^r sind wohl von jeher im Feldherrnreoht enthalten gewesen 
und in spaterer Zeit ist von der letzteren Befugniss namentlich für 
die bei dem Heere befindlichen Seuatsboten in weitem Umfang Ge- 
brauch gemacht worden. 
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Ih^E^hl Rechtspflege im militärischen Anitsgebiet hat erst begonnen, nach- 
pii«ge. dem in den Provinzialprätureu besondere Jurisdictionen für das Uber- 
seeisehe Gebiet eingeriebtet worden wAren. Die Scheidung der Prozess* 
regnlirang und der UrtheUfindnng und überhaupt die bei der haupt- 
Btädtischen Beehtspflege geordneten Schranken der Amtsgewalt sind 
ancb fQr diese Nebengeriebte massgebend gewesen. Aber wenn im 
stftdtischen Kegiment die Jurisdiction nicht mandirt werden kann, so 
scheint diese Mandinmg hier keiner BcschränkuDg unterlegen su haben 
und namentlich in Bezug auf den Quästor häufig vorgekommen zu sein. 
Auch ist es mindestens zweifelhaft, ob bei Rechtssachen, an denen 
römische Bürger nicht betheiligt waren, der Statthalter gesetzlich ver- 
pflichtet war sich der eigenen Urtheilsfindung zu enthalten; vielleicht 
hat diese wohl inuiier mehr als Administrativact aufgefasste Recht- 
sprecbuDg dem üeschworneuzwang nicht unterlegen, 
•nä'^'der ^ rechtliche Stellvng des Gehtlfen ist im Wesentlichen hiermit 
* gegeben. Innerhalb der fflr die einzelne Kategorie zur Anwendung 
cehoifM. Yerfassungsm&ssigen Normen steht dem Imperientriger die 

Ernennung des Geholfen frei wie anch, da das Mandat jederzeit wider^ 
ruflich ist, dessen Entlassung ; indess ist er in zahlreichen FUlen bei 
der Ernennung an die von ihm oder einem anderen Imperientrifger er- 
wirkte Zustimmung der Comitien gebunden, und so weit dies der Fall 
ist, kann er den Gehülfen auch nicht einseitig aus seiner Stellung ent- 
fernen. Die Conipetenz des Gehülfen gicht das Mandat. In der Ge- 
schÄflsführung bleibt der Gehülfe, mag er ohne oder durch die Comitien 
bestellt sein, abhängig von dem Willen des Mcindanten; der Quästor 
leistet Zahlung, der Lictor vollstreckt den Spruch nach Anweisung 
des Consuls und die Verantwortlichkeit tragt nicht der Mandatar, 
sondern der Mandant. Auch Handlungen, zu denen der magistratische 
Gehfilfe als Magistrat befugt ist, zum Beispiel die Einholung von 
Anspielen, die Abhaltung einer Volksversammlung kann der Vorgesetzte 
untersagen. Ebenso kann der Mandant die Handlung des Mandatars, 
insoweit er selbst zur VollziehuDg derselben berechtigt ist, cassiren und 
rectificiren; darauf beruht es. dass der städtische Magistrat den Spruch 
des von ihm eingesetzten Gcschwornen abzuändern nicht befugt ist, 
wohl aber, so weit Mandirung der Jurisdiction zulässig ist, von dem 
durch den Mandatar herbeigeführten Spruch an den Mandanten Be- 
rufung eingelegt werden kann, woraus im Laufe der Zeit sich das 
Institut der Appellation entwickelt hat. Aeussersten Falls kann der 
Mandant sogar dem magistratischen GebttlfBU alle Amtshandlungen 
verbieten, also ihn vom Amt suspendiren. 

Hfilfsthfttigkeit und eigene Amtsgewalt schliessen also logisch und 
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praktisch einander aus: wer ein fremdes Imperium kraft des Mandats 
seines Inhaber^i diesem ausüben hilft , kann eigenes nicht haben. 
'Wie indess diese Kegel für die königliche Gewalt schwerlich gegolten 
bat und sicher fftr die Dietatur nicht gilt, da dem Tom Dietator er- 
Danoten Reiterflihrer eigenes Imperiom so wie Titel und Insignien 
der Magistratur beigelegt worden, so wird sie auch bei der Rockkehr 
sur Monardiie ausser Kraft gesetzt In dieser Hinsiebt wie auch 
soDSt mehrfaeh knüpft die Beseitigung des republikanischen Princips 
an Pompeins an : das ihm im J. 687 (G7 v. Chr.) durch das galmiische 
Gresetz eingeräumte Recht den von ihm für den Piratenkrieg ernannten 
Unterbefehlshabern eigenes Imperium und magistratische Insignien zu 
verleihen eröffnet das bald diuauf in dem Principat durchgefülnte 
System des militilriscbou Keicbsregiments durch von dem Monarchen 
ernannte und deuuoch mit eigenem Imperium ausgestattete Offiziere 
(legcUi August i j/ro praetore). 

Es bleibt übrig von einer besoaderen Form der Hfilfsth&tigkeit c«wfu«^ 
bei der Magistratur, dem em^Oimm zu handeln. 

Es ist in Rom herkömmlich gewesen wichtige in die Willkür 
des Einzelnen gestellte Entscheidungen snnftchst anderen zu diesem 
Zweck zusammenberufenen Personen vorzulegen und erst nach Ein- 
holung der Ansichten dieses consih'mn den endgültigen Entschluss zu 
fassen. Auf diese Weise ist die hohe und freie Stellung des Haus- 
vaters zugleich aufrecht erhalten und einigermassen vor dem Ueber- 
schlagen in leidenschaftliche Action und gewissenlose Willkür bewahrt 
worden. Wie die Magistratur der Hausgewalt überhaupt nachgeschaffen 
ist, hat sie auch diese Institution aufgenommen und damit Aehnliches 
erreicht. 

Die Rathseiuholung findet nur statt, wo die Entscheidung ge- 
gründetem Zweifel unterliegt; bei einfacher Anwendung der gesetz- 
lichen Norm, zum Beispiel bei Annahme der ordnungsmAssig ein- 
gebrachten Klage ist fOr sie kein Raum. Ebenso ist dieselbe wenigstens 
nicht üblich, wo die zu treffende Entscheidung nicht definitiv ist; so 
nicht bei dem durch das Rechtsmittel der Provocation anfechtbaren 
Criminalurtbeil, vielleicht nicht einmal bei der magistratischen Ent- 
scheidung, L'egen welche tribunicische Intercpssinn erbeten werden 
kann. Unauweudbar ist sie ferner, wo die Kntsclieiduiig durcli 
Majorität gefunden wird. Im Civilprozess zieht der Kinzi lgeschwurne 
häufig Rathmänner zu, nicht aber thun dies die Ilecuperatoren, Schon 
aus diesem Grunde, dann aber auch, weil die Zusammensetzung der 
befragten Veisammlung hier nicht von dem Befragenden abhängt, kann 
die Belegung des Senats durch den Magistrat nicht hieher gezogen 
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werden, wie denn auch dem Senat die Benennung consihn», nicht als 
technische beigelegt wird. Noch weniger gehören in diesen Kreis die 
grossen GesehworneiihdfB des ürbscliaftsgeriehts and der Griminal- 
reehtlicben QnAstionen, obwohl sie ebenfalls eomsüia heisseii, da die 
hierin ermittelte Majorit&t den prosessleitenden Beamten bindet 

Je mehr die Entscheidimg der Willkfir des dasn Bemfenen Spiel- 
raum giebt, desto mehr eignet sie sieb f&r dieses Vorverfahren. In 
dem Verhilltniss zwischen der Magistratur und dem Bürger gilt dies 
vornehmlich theils von der Schätzung, theils von den nicht auf der 
allgemeinen BürjierpHicht beruhenden vermögensrechtlichen Ansprüchen 
der Gemeinde an den Bürger und umgekehrt. Da nach der ursprüng- 
lichen Ordnung der Bürger eivilrechtlich die Gemeinde nicht verklagen 
kann und auch \imge)<ehrt eine analoge Forderung der Gemeinde an 
den Bürger nicht leicht zur Civilklage führt, sind diese Controverseu 
regelmässig auf magistratische, also formell einseitige Entscheidnng 
angewiesen und hier vor Allem ist die Zusiehnng Ton Rathminnem 
zweckmSssig und Qblich. Die Auswahl derselben hat selbstverstind- 
lieh diejenige Person, welche den Rath erbittet; wenn dies ein Be- 
amter ist, sind dies in erster Reihe die ihm gleich oder nahe stehen- 
den Beamten. Einseibefragung ist kein Consilium; Zusammentreten 
mehrerer Personen und mündliche Verhandlung vor denselben gehört 
zum Begriff, nicht aber nothwendig Majoritätfindung. Selbstverständ- 
lich thut die NichtZuziehung des Consilium der Rechtskraft der Ent- 
scheidung aucii da keinen Abbruch, wo die Zuziehung angezeigt und 
üblich ist, und noch weniger ist der von den Zugezogenen ertheilte 
Rath für den Berathenen obligatorisch ; er folgt dem Rath nur wenn 
und 80 weit er will und bleibt fOr die Entscheidung auch dann ver- 
antwortlich, wenn sie dem Rathe gemäss gefasst ist. 
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An die Darstellung der Magistratur in ihrer Allgemeinheit 
schliessen wir in diesem Buch diejenigen der einzelnen Aeniter der a^tou». 
Gemeinde einschliesslich derjenigen der Plebs, in dem folgenden die- 
jenige der einzelnen Anitskreise an. Da jedes Amt eine Institution 
mit eigener Entwickelung und eigener Geschichte ist, die Couipetenz 
des einzelnen Beamten aber mehr oder minder in verschiedene Com- 
petenzkreise eiDgreift, so kann die Bteatweehtliehe Entwiekhnig dieser 
Incongruenz nur Beehnung tragen dnrch eine doppelte von jenem 
zwiefachen Standpnnct aus darcbgefbhrte Darstellung, wobei Wieder^ 
holungen nach Möglichkeit Termieden, allerdings aber unvermeidlich 
sind. In diesem Buch soll, so weit nicht die Verweisung auf die all- 
gemeine Darstellung des vorigen Buches ausreicht, ftlr jedes einzelne 
Amt dargelegt werden die Benennung; die Entstehung und Entwicke- 
lung; die 8tellenzahl; die ständische Qualificjitiou ; der Platz in der 
magistratischen Hierarchie; die Bestelluiiirsform; die Anitsdauer; der 
örtliche Kreis; die mit dem Amt verbundenen Ehrenrechte. Ueber 
die Competenz wird am Schluss eines jeden Abschnitts eine kurze 
Zusammenfassung gegeben, welche wesentlich auf die Ausführungen 
im folgenden Buch verweist. 

Die Spaltung der Magistratur, wie sie hier dargestellt wird, ist dem 2«Stafu^ 
ursprünglichen Wesen derselben fremd: es giebt sunftchst nur einen 
Beamten und viele Gehttlfen. Herbeigefflhrt worden ist sie einerseits ' 
durch die innerhalb des Imperium eintretenden Modificationen, welche 
es rathsam niachen Consulat, Dictatur und Pr&tur in der Darstellung 
zu sondern, obwohl diese Imperientrilger auch und vielleicht mit 
besserem Recht als Inhaber eines und desselben wesentlich gleich- 
artigen Amts gefasst werden dürfen, andererseits durch die Ent- 
wickelung der des Inii)eriums entbehrenden oder, wie wir sie be- 
zeichnen wollen, der l'uterilmter, welche Entwickelung sich vollzogen 
hat theils durch Umwandlung ursprünglicher Gehülfenstellungen in 
derartige Magistraturen, wie dies der Fall ist bei der Quästur, theils 
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durch Uebeitragung einzelner Zweige der oberanitlichen Thätigkeit 
auf eigene des Imperiums entbehrende Beamte, auf welchem Wege 
zum Beispiel die Censur entstanden ist. Allerdings hören diese 
Unter&mter dareb die Aofiiahiiie unter die Magistraturen niclit auf 
GehalfenstellttDgen zu' sein und die AbbAngigkeit ?on dem Vorgesetsten 
wird wenigstens in der Tlieorie durch den magistratisclien Cliarakter 
nieht gemindert, wie dies die aus magistratischen und nicht raagi- 
stratischen Stellen gemischten Kategorien der Kriegstribune und der 
prätorischen Gerichtsverweser (prarfecfi iure dieundo) deutlich darthun. 
Dennoch tritt der magistratische Charakter auch in dem Unteramt 
deutlich zu Tage. Die Creiruug des Beamten unter Mitwirkung der 
Comitien versetzt, wenigstens nach der späteren reiiublikanisthen An- 
schauung, den also Gewühlten, mag seine Befugniss noch so unbe- 
deutend sein, unter die Träger der souveränen (iewalt der Gemeinde, 
und dem entsprechend hat auch der Inhaber des Unteramts eigene 
Anspielen und zwar nieht eigenes Imperium, aber doch eigene Potestas. 
Auch kann der Vorgesetzte den ihm untergeordneten Gehalfen, wie 
er ihn einseitig ernennt, so auch beliebig entlassen, nicht aber den 
ihm unterstellten Mngistrat. Es werden daher in dieser üebersicht 
die sämmtlichen Ober- und Unterämter aufgeführt werden, so weit 
sie wichtig genug sind, um in einem allgemeinen Ueberblick Platz 
zu ünden. 

Hinsichtlich des Umfanges der Amtsthätigkeit besteht ein ur- 
«5be£^ttnd'' sprünglicher Untei*schied zwischen dem Ober- und dem Unteramt 
nicht; das ursprüngliche Oberamt, das Königthum und das älteste 
Consulat, kennen die Spaltung so wenig wie das ursprüngliche Unter- 
amt, die Quästur. Erst im Laufe der Entwickelung hat sich in 
beiden die Specialcompetens ausgebildet und allerdings im Unteramt 
seh&rfer als im Oberamt aceentuirt; denn wenn die Spaltung des 
ersteren in Consulat und Pritur nur sehr bedingt als Spaltung des 
militärischen und des jurisdictionellen Imperium anfge&sst werden 
darf, so hat dagegen die Specialcompetens sowohl in der Quästur 
Platz gegriffen wie alle Unterämter jüngerer Entstehung von Haus 
aus beherrscht. 
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Schon in den Borichten, die uns über das .ursprüngliche König- 'j^äST 
thum zugekommen sind, üherwiegt allem Anschein nach die rechtliche 
Construction die geschichtliche Ueherlieferung, und unsere Forschung 
geht nothwendig den gleichen Weg. Die Benennung rcj, welche 
keine einzelne Function des Imperium, sondern dessen SummtbegrifT 
ausdrttckt; die UrsprQngliehkeit des Amtea, dM die Tradition Alter 
macht ab die Stadt seHwt; die in dem Zwisehenkdnigthttm bis in 
die spateste Zeit der Republik hinab festgehaltene Einheitlichkeit des 
Amtes unter Anssehlnss nicht Uoss der CoUegiaUtit (S. 117), sondern 
auch der Unterbeamten (S. 105. 145); die Creirung des Königs durch 
den ihm vorhergehenden Zwischenkönig unter Ausschluss der Biirger- 
wahl (S. I(i4); die gleichmässige Function innerhalb und ausserhalb 
der Bannmeile (S. OS); die Lebenslänglichkeit des Amtes (S. 128); 
von Ehrenrechten die Amtswohnung am Markt (S. und die Führung 
des rothen Gewandes (S. 138) fassen ungefähr zusammen, was wir 
bei den Namen Romulus und Numa uns zu denken vermögen. Der 
Zuständigkeit nach mag die königliche Gewalt Ober das republika- 
nische Imperium hinaus enthalten haben das sacrale Herrenreeht 
(S. 88); die schrankenlose Gehalfenemennung mit der Befugniss das 
Imperium wenigstens dem Stellvertreter als dessen eigenes an ver- 
leihen (S. 144); die freie Handhabung des Strafverfahrens wie des 
Schiedsgerichts (S. 145) mit nur facultativer Anwendung in jenem 
der Provocation an die Bürgerschaft, in diesem der Zuziehung von 
Gescliwornen; endlich die freie VerfOgung auch Aber den Grund* 
besitz der Gemeinde (S. 186). 
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Baaennang. Die ffRügbarste BeDeDDUDg der an die Stelle des Königthums ein- 
treteuden Magistratur con-sules^ die »Mitspringer", ist entlehnt yOU 
dem Moment, du sie von der älteren am sichtlicbsten unterschied, der 
Collegialität, wobei, eben wie in der Beseichnnng resc, der Sunmt- 
begriff des Imperium sn Grande liegt Daneben werden sie naeh den 
beiden hanpts&ehliehen Seiten desselben beseiehnet tAs praetores, wahr- 
scheinlich die Führer, und iudiees, die Beehtsprecher; indess sind 
beide Benennungen früh abgekommen und nur die erst erwkbnte in 
Gebrauch geblieben. Die Führung des Imperatortitels kommt dem 
Inhalier des Imperium nach Herkommen nur dann zu. wenn er ent- 
weder von den Soldaten auf der Wahlstatt oder von dem Senat als 
Sieger begrüsst worden ist, in welchem Fall der eigentliche Anitstitel 

*^ abgelegt zu werden pHegt. — Die Zweizahl ist, wie mit dem Consulat 
aufgekommeu, so dafür bis in die späteste Zeit festgehalten worden« — 

Qnii. Das Amt, zunftehst den Patriciem vorbehalten, ist im J. 887 (867 Chr.) 
zwischen den beiden Standen getheilt, dann im J. 412 (842 Chr.) 
auch die zweite Stelle den PletMijern erOfihet worden, die indess that- 
sächlich zuerst im J. 582 (172 v. Chr.) Yon einem zweiten Plebejer 
bekleidet worden ist (S. 39). Die rechtliche Anknüpfung der Fähig- 
keit zur Uebemahme dieses höchsten Gemeindeamts an die Bekleidung 
eines niederen oder gar an ein bestimmtes Alter ist der älteren re- 
publikanischen Ordnung fremd , ja die erstere (,)ualitication schon 
durch das Zahlenverhältniss der verschiedenen Aemter ausgeschlossen: 
erst nachdem bei dem Festhalten der Zwt'izuhl für das Consulat die 
Zahl der prätorischen und der quästorischen Stellen diese um das 
Drei- bis Vierfache überstieg, ist in der zweiten H&lfte des sedisten 
Jahrh. der Stadt diese Reihenfolge der Gemeindeämter gesetslieh 

oninoff. fizirt worden. — Die Ernennung des Consuls und später die Leitung 
der Consulwahlen kann allein der Consul oder der Dietator oder 
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im Fall der Vacanz der Zwischenkönig vornehmen (S. 105) und es 
kann dieselbe nur in Centuriatcomitien vollzogen werden. — Oertlich ^/iiJi?^ 
ist das consularische Imperium zwar durch den Gegensatz des städti- 
schen und des feldherrlichen Regiments gebunden, aber sowohl insofern 
allgemein, als jeder Consul successiv zuerst jenes und dann dieses fQhrt, 
als aueh vor Allem in der Hinsiclit, dass dem milit&riscben Imperium 
dieses höchsten Beamten die örtliche Allgemeinheit von Rechtswegen 
snkommt nnd die Sprengelschranken, wie sie dem sonst gleichartigen 
prAtorischen Ton Rechtswegen gesetzt sind, fOr das consularische nicht 
bestehen. Dieses umfasst gleichmässig Italien nnd die Provinzen so 
wie das Ausland und die Beschränkung auf einen engeren Kreis, welche 
thatsn( hlich auch hier die lieget bildet, die consularische Provinz, ruht 
in vorsullanischer Zeit auf dem freien wenn gleich in Uebereinkunft 
mit dem Collegen und unter Einwirkung des Senats gefassten Ent- 
schluss des höchsten Beamten selbst. — Die Dauer unterliegt zunächst ^nuaaner. 
dem Gesetz der Annuität nach den über den Anfangstermin früher 
(S. 129) entwickelten Regeln, wobei indess unter dem Prindpat die 
Fristen mehr und mehr verhörst wurden und die Coasuln oft nur 
einige Monate fungirten. Andererseits tritt je nach Umständen, aber 
frflh und hiufig im ansserstftdtischen Amtkreis nach den Regeln der 
Prorogation Erstreck ung ein. Durch Sulla ist dieselbe zur Regel und 
das Amt jn der Weise zweijährig geworden, dass das Amtsjahr hin- 
durch der Consul als solcher in Rom die Gesch&fte führt und im 
Folgejahr als Proconsul eine der festen örtlich begrenzten Statthalter- 
schaften übernimmt. Im Anschluss au eine im J. 703 (51 v. Chr.) ge- 
troffene Einrioiitung ist seit Augustus die Continuität der städtischen 
und der provinzialen Function aufgehoben und zwischen Consulat und 
Proconsulat ein mindestens fünfjähriges, regelmässig noch längeres 
Intenrall gesetslich voifsschriebeo. Durch die rechtliche Fixirung der 
Prorogation und durch die Intervallirung, welche beide gleichmissig 
auf Consulat und Prfttur sich erstrecken, nimmt die Proriniialstatt- 
halterschaft, fftr welche die sweite Amtfrist bestimmt ist, den ur- 
sprünglich ihr mangelnden Charakter eines selbständigen Amtes an, 
ffir das auch, in Folge der hei der Verwaltung der prätorischen Provins 
sich einstellenden titularen Steigerung, die Benennung proeoHMA sum 
allgemeinen Amtstitel wird. 

Hinsichtlich der P^hrenrechte kann in Betreff der Fasces, des Ekramnoht. 
Purpurs am Ciewaud und des Amtstuhls auf den allgemeinen Abschnitt 
(S. 137) verwiesen werden. Hinzu tritt der Triumph, der feierliche 
Aufzug des siegreichen Magistrats auf das Capitol, und die Eponymie. 
Eine offtcielte und sllgemeiu gültige Jahresbezeichnung giebt es in dem 
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römisclien Staat nicht: im Privatvcrkehr wird sie gewohnheitsmässig 
vertreten durch die Namen der zur Zeit, oder, nach dem Eintreten 
der verkthzten consularischen Function, der am 1. Januar eines jeden 
Jahres (consules ordinnrii) fungirenden Consuln, weshalb das Ver/.eich- 
niss dieser Jahresbenennungeu zu den Tagesnamen als 2^eiter Theil 
des Gemeindekalenders {Jasti) hinzutrat. 

Eine eoDSularisclie Competenz gi^bt ee insofern nicht, als der 
Sammtbegriff der magistratiselien Gewalt, die Goncentrirung des 
obrigkeitlichen Befehlsrechtes in einer und derselben Person bei dem 
Ckinsnhit, vom sacralen Regiment abgesehen, ebenso zu Grunde^gelegt 
wird wie bei dem Königthuni. Auch der ursprtlngliche Consul ist 
der Gemeindeherr im Gericht wie im Felde gleich dem König und 
insofern der einzige Beamte, als ihm nur von ihm ernannte unÄ ihm 
gehort^ameiule Gehülfen zur Seite stehen. Dieser Vollgewait thut es 
Wühl thatsächlich, nicht aber begritllicli Eintrag, dass im Laufe der 
Zeit wichtige consularische Amtsgescliäfte entweder an Gehalien ab- 
gegeben werden, wie der Capitalprozess und die Kasseuverwaltung 
an die Qnlstoren und die Sehatzung an die Gensorettf oder auch an 
mindere CoUegen, wie die Jurisdiction an die Prfttoren; diese Ein- 
schrlnknngen, von denen übrigens die letztere da, wo der Consul 
oder Consular als Statthalter einer festen Provinz fungirt, ausser 
Kraft tritt, verhalten sich zu dem consularischen Imperium im 
CivUrecht die Servituten zum Eigenthum und dem letzteren bleibt 
louner die Vollstnudigkeit insofern, als jedes amtliche Geschäft in 
ihm enthalten ist, über das nicht ein Specialg<setz anderweitig ver- 
fügt hat. Thatsächlich liegt dem Consul hauptsächlich ol) in dem 
stÄdtisciien Regiment die Leitung der Verwaltung und der Polizei so 
wie die Verliaiullung mit dem Sena>, und der Bürgerschaft, ausserhalb 
die Amtführuug in Italieu ausschliesslich der Jurisdiction und die 
gesammte Kriegffihrung, so weit sie nicht innerhalb der einzelnen 
Provinz erledigt werden konnte. Begrenzte Gommandobezirke werden 
in der früheren republikanischen Zeit, wie oben gesagt ward, unter 
Einwirkung des Senats durch Vereinbarung der GoUegen festgestellt, 
in der spateren aus den Statthalterschaften durch den Senat ausgewählt. 
In der Kaiserzeit ist dem Senat diese Auswahl entzogen und sind die 
beiden nach den Erdtheilen benannten Statthalterschaften Asia und 
Africa ein für allemal den Consulii als Folgeämter überwiesen. L'el>er 
die Vertheilung der beiden unter die beiden zur Statthalterschaft ge- 
langenden Consulaip entscheidet die Vereinbarung oder das Leos. 
Mima^ In der früheren republikanischen Epoche, vielleicht seit dem De- 
cemvirat, ist das Oberamt häufig, aber immer exceptionell statt an die 
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regeluiässifien zwei Gemeindevorsteher an die sechs Offiziere des da- 
maligen Siimmtheeres in der Weise gegeben wurden, dass diese nicht, 
wie es Regel war, von den Consuln des laufenden Jahres, sondern im 
Toijahr unter Mitwirkung der Comitien creirt wurden und dann sie die 
Gesebftfte delÖberamts, nOthigenfalte neben ihrer militariscben Fnnetion, 
alt Iri6iiiit mUikm pro eamUlibtu oder emmUan mperio ▼erwalteten. 
NIeht selten fnngiien statt der seehs Vorsteher nur drei oder vier, wahr- 
scheinlieh nur deeswegen, weil die erforderliche Majorität nur für eine 
Minderzahl sieh ergab und das Recht der collegialischen Ergänzung 
diesen l'ribunen nicht so wie den Consuln zustand. Immer aber sind 
ihrer mehr als zwei und damit hängt es zusammen, dass bei dieser 
Vorsteherschaft der Stadtverwescr wegfallt (S. 144) und einer der 
Tribüne in Rom zur Erledigung der Justizgeschäfte zurückbleibt, was 
ohne Zweifel wenigstens einer der Zwecke dieser Einrichtung gewesen 
ist. Zunächst aber ist diese Institution wohl hervorgegangen aus den 
stlndiachen Kämpfen, indem zum Tribunat auch der Plebejer zuge- 
lassen werden musste, also auf diesem Wege das Oberamt sich der 
Plebs erschloss. Dan ]>asBt es wohl, dass der Tribon nieht wie der 
Gonsnl sa der höchsten der AmtsehrMi, dem Triumph zugelassen waid 
und auch die sonstigen namentlich bei den Senatsabstimmongen an 
die Bekleidung des Oberamts geknüpften Vorrechte dem gewesenen 
Tribun nicht eingeräumt wurden. Ebenso passt es dazu, dass mit 
der Zulassung der Plebejer zum Gonsulat selbst diese Institution ver- 
schwand. 
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3. Die DIctatur. 

Es ist, wahrscheinlich bereits bei der Beseitigung der Einherr- 
schaft selbst, dieMöfiliflikeitvorf^esehen worden sie transitorisch zurück- 
zuführen , indem jedem (loiiiciiKlevorstelier . dem Consiil wie dem 
Consulartribun, das Hecht beigelegt ward unter Beseitigung der colle- 
gialischen Intercessiüu nach seinem Ermessen einer dem ernennenden 
sowühl wie seinem oder seinen CoUegen Ubergeordneten Oberbeamtcu zu 
Bwnknfc- ernennen und auf diese Weise die CoUegialitftt bis weiter zu beseitigen. 
Die Benennnog dieses Beamten ist maguter populi, das heisst der Heer- 
meister oder spater gewöhnlich didaier^ ffir welche Bezeichnung es an 
Aon. genQgeiiden ErkUlnmg fehlt. — Ohne Frage ist auch dies Amt wie 
das Gonsulat zunächst den Patriciem vorbehalten gewesen, den Plebe- 
jern aber wahrscheinlich zugleich mit dem Gonsulat zugHn^lich ge- 
worden. — Dass es in der Beamtenhierarchie die höchste Stelle ein- 
nimmt, folgt aus seiner Stellung über dem Gonsulat; darum ist auch 
späterhin wer nicht Consul gewesen war, nicht leicht zum Dictator 
bestellt worden, obwohl die Consularität nicht rechtlich als Qualitication 
für dies Amt bezeichnet werden darf. — Vor der Creiruug des Dictators 
werden die Gomitien nicht befragt und besonders aus diesem Grund 
hat der Kampf der Bürgerschaft um die sonverftne und der Magi- 
stratur aberlegene Stellung sich hauptsächlich um dieses Amt bewegt; 
die Erstreckung der Gomitienwahl auf die Dictatur um die Zeit des 
bannibalischen Krieges machte der Institution rasch ein Ende, da sie 
damit ihre politische Bedeutung verlor und nur die Gehässigkeit blieb. 
Die später unter dem gleiciien Namen eintretenden ausserordentlichen 
OartUehkeit. Gewalten gehören nicht in diesen Zusammenhang. — Oertlich kann 
die Dictatur ebenso im städtisi^lien wie im militärischen Amtkreis 
w. verwendet werden. — Die Zeitgrenzen sind, wie schon gesagt ward 
(S. 129), für dieselbe enger gezogen als für das reguläre Oberanit; 
der Dictator ist angewiesen nach VoUziehuug des ihm übertragenen 
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Geschäfts sein Amt niederzulegen, und sowohl bei dem Rücktritt des 
Consuls . der ihn ernannt hat . wie auch mit Ablauf des sechsten 
Monats nacii >einer Ernennung' erlischt dasselbe von Rechtswegen. — 
Die Ehrenrechte theilt er nicht bloss mit dem Consul. sondern er 
führt die doppelte Zahl der Fasces (S. 137), mehr also als einst der 
König. — Eigenthümlieh, aber ans der AusserordentUchkeit des Amtes c m§^ t . 
erklärlich, ist neben der staatsrechtUehen Vollgewalt die factisch damit 
verbundene Competens. Während der Dietator von Beehtawegen jedes 
consniarische AmtsgesehAft zn voUsiehen befngt ist — der Anssehlnss 
. von der Jurisdiction gilt, seit er fQr den Consul besteht, anch für ihn — , 
wird er in jedem einzelnen Fall eingesetzt für ein bestimmtes Geschilt. 
Höchst wahrscheinlich hat dabei die Kriegführung bei weitem vor- 
gewogen; bei dieser mussten zumal l>ei den älteren engeren Verhält- 
nissen die Nachtheile der Collegialitiit am emptindlichsten sich geltend 
machen und die durch die Dictatur gegebene Abhülfe ist dafür sicher 
weit häutiger in Anwendung gekommen, als dies in unserer IJeber- 
lieferuug hervortritt. Dies zeigt schon die Benennung magister populu 
namentlich verglichen mit der eorrelaten des magiskr egu ih m^ und 
mehr noch die Ordnung, dass jeder Dietator gehalten ist diesen bei dem 
Gonaulat nicht vorkommenden Reiterffihrer zu creiien. In der Com- 
petenz tritt die Tendenz hervor den Dietator, wie er der CoUegialit&t 
nicht unterliegt, so auch von den übrigen der republikanischen Magi- 
stratur gesetzten Schranken zu entbinden und ihn dem König zu 
nähern: der Reiterführer, obwohl von ihm ohne Mitwirkung der 
Comitien ernannt, gilt doch als Träger eigenen Imperiums gleich dem 
Stadtverweser; der Dietator ist befreit von der durch die (^)U!istur 
herbeigeführten mittelbaren Kcchnungslegung; ebenso ist er ursprüng- 
lich in dem städtischen Zwangs- und Strafrecht weder durch das 
Provocatiousrecht noch durch die tribunicische lutercession gebunden, 
weldie letztere weitgehende Befreiung allerdings schon in früher 
Zeit, wie es seheint um die Mitte des fünften Jahrii. d. St beseitigt 
ward. Die Dictatur ist immer, und nicht mit Unrecht, von beiden 
Seiten als eine monarchische Institution innerhalb der republikanischen 
Ordnung angesehen worden und auch die Rückkehr zur Monarchie 
hat, wenn gleich melir nominell als thatsüchlichi an sie angeknüpft. 
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4. Die Prätur. 

TtfUitaiM Die Prätnr tritt formell nicht auf als selbständiges Amt, sondern 
cmSbi. als Enreiterung des ConsiilatB dureh Erriebtung neuer SUdlen Aber 
die Zweizahl hioaos mit modificirter Gonpeteus. Der Sache oech 
iodess wird die Aulfassniig der Prfttoren als minderer Collegen 
(coUegae mmores) der ConBuln fiberwogen dnrcli die tactische Selb- 
B«Mumac. stftndigkeit des Amts. Es zeigt sich dies schon in der Benennung: 
es ist (lies wolil diejenige, die bis zur Errichtung der Prfttor die Gon- 
suln neben der ihnen später verbliebenen geführt haben . nber sehr 
bald stellt der Sprachgebrauch sich dahin fest, dass den liöheren Be- 
amten ausschliesslich die Rezeichuung constdes gegeben wird, wie sie 
denn auch für die UKtnarcliisch geordnete niedere Kategorie nicht 
passt, und die Beueiumng praetor allein der letzteren verbleibt. Die 
bei dem Consulat ausgeschlossene, mit der Prätur aber gesetzlich 
▼erkottpfte Sondereompetenz findet ihren titolaren Aosdruek darin, 
dass von der Einsetrang des Amtes an dieser Beamte von seinen den 
glticben Titel fahrenden höheren Collegen als bestimmt fttr die städtische 
Amtffthrong sidi durch die Benennung praäor mhamu unterschied, 
und nachher bei Einrichtung weiterer Stellen eine jede derselben Ton 
EBtouhong (1er ilu* zugewiesenen Corapetenz benannt ward. — Hervorgegangen 
suttoBuhi. ist die Prätur aus der VerselbstAndigung der Jurisdiction. Der ursprüng- 
lichrn Ordnung nach gehörte diese zu der Amtsthätigkeit des Königs 
und der Consuln und war verniuthlich deren Ausgangs- und Angel- 
punct. Aber die personale Verknüpfung derselben mit dem Feldherm- 
amt niuss bald iiire Naciitheile fühllmr gemacht haben, denen weder 
durch die Institution des Stadtverwesers genügend abgeholfen ward 
noch durch das nidit ständige Consulartribnnat (S. 160); ebenso kann 
die Collegialit&t fttr die CiTilreehtspfiege kaum von Vortheil gewesen 
sein. In Folge dessen wurde durch das lidnisehe Gesetz vom J. 387 
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(^C}7 V. Chr.) eine dritte Stelle des Oberamts zunächst für diesen Amt- 
zweig eingerichtet und dem entsprechend deren Inhaber insoweit von 
der Collegiiilität entbunden und zu stetiger Ausübung seiner Amts- 
thätigkeit, also zu dauerndem Verbleiben in Rom angewiesen, lieber 
ein Jahrhundert ist dies Tribunal das einzige geblieben; erst in den 
letzten beiden Jahrhunderten der Republik sind weitere derartige 
Stellen eingeriehtet worden, theils durch Theilung der hauptstädtischen 
Prozesse nach bestimmten Kategorien, theile durch Einrichtung eigener 
Ohergeriehte ftlr die flberseeisehen Gebiete. In jener Reihe hat die 
Theilung der zwischen Bfligern geführten (^Tilpronene und degen^n, 
bei welchen eine oder beide Parteien das Bfirgerrecht nicht hatten 
(praetor inter cives et peregrinos^ abasiv praetor peregrinus\ kurz nach 
dem ersten karthagischen Krieg um das J. ')12 (242 v. Chr.) den An- 
fang gemacht; im letzten Jahrhundert der Hepuhlik sind dann für das 
nun die Stelle des Criminalprozesses vertretende Anklageverfaliren 
eine Reihe von besonderen nach den einzelnen Ver])rechen geschiedenen 
Tribunalen errichtet worden {praetor repetundis u. s. w.), bei denen 
der Prätor, dem sie zugewiesen wurden, häufig ausser der eigent- 
lichen Jurisdiction auch noch die Proiessleitung aberoahm. FQr das 
abhängige Gebiet ist, da in Italien ausser den in Bom funetionirenden 
Prfttoren nur deren munidpale Stellvertreter (S. 146), aber keine Be- 
amten mit eigenem Imperium die Rechtspflege abten, da« älteste eigene 
Tribunal das sicilische {praetor S'ciJiae) : dieses ist, nachdem ein Ver- 
such das consularisch-qoästorische Regiment, wie es in Italien bestand, 
auf Sicilien zu erstrecken gescheitert war, wenig später als die Freniden- 
prätur um das J. 527 (227 v. Chr.) eingerichtet worden, hauptsilchlich 
für die Civilprozesse, bei denen römische Bürger bitheiligt sind und 
die füglich weder alle nach Rom gewiesen noch den örtlichen Ge- 
richten anheimgegeben werden konnten. Mit der Ausdehnung des 
ttberseeischen Besitzes sind weitere Präturen eingerichtet worden; 
jedoch ist in der republikanischen Epoche die Zahl der zu besetzenden 
Stellen fast immer grSsser gewesen als die Zahl der jährlieh creirten 
Prätoren und sind also Ausholfrmassregeln stetig erfordert worden. Die 
Zahl hat vielfach geschwankt Vor Sulla sind jährlich sechs Prätoren 
gewählt worden, nach seiner Ordnung acht, unter Caesar bis zu sech- 
zehn, unter dem Principat bis zu achtzehn, oft indes auch weniger. 
Indess hat diese Stellenvermehrung dem durch das Wesen der Juris- 
diction gegebenen monarchischen Charakter der Priitur keinen Ab- 
bruch gethan; es giebt wohl sjMter zalilreiche Oberrichter, aber 
keiner von ihnen hat in seinem eigentlichen Amtsbereich einen 
CoUegen. 
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QwOi- Da die Prätiir zuprleich mit der Eröffnung des Oberamts für den 
icattn. 

Plebejer ins Leben trat, so kann der Patriciat für dieselbe von Haus aus 
nicht gefordert worden sein; auch ist bereits im .1. 417 (337 v. Chr.) ein 
treirung. Plebejer zu dieser Stellung gelangt — Für die Creirung gelten die ftlr 
das Consulat aufgestellten Kegeln (S. lOöJ, so dass die Prätoreuwahlen 
nur von dem Consul, nicht Tom Pr&tor selbst abgehalten werden 
können. Creining des Prftton durcb den Interrez ist innofem ans- 
geseblossen, als die Creining dee Gonsoln dnreh den Intenrex dem 
Interregnum ein Ende macht und die steta nachfolgende Pritoreowahl 
also dem Consul obliegt — In der Hierarchie steht die Pr&tor unter 
den Oberämtem an letzter Stelle, aber vor allen Aemtem ohne 
Imperium. 

owiucier Wie aus dem Gesagten sich ergiebt, ist dieser Form des Oberamts 
eigen die gesetzliche Beschränkung des Prätors entweder auf den 
städtischen Amtkreis oder auf einen anderweitig örtlich abgegrenzten 
Sprengel. 

Zeitdamr. Für die zeitliche Dauer der Prätur gelten die Normen des Con- 
Bulats (S. 129). Die von Sulla fflr das Oberamt eingefQhrte gesetz- 
liche Zweijährigkeit tritt bei der Prätur in der Form auf, dass der 
Beamte in seinem Amtjahr als Prfttor eine städtische Jurisdiction, im 
Folgejahr als Proprätor oder, mit der schon in republikanischer Zeit 
flblichen, später ständigen Rangerhöhung als (prätorischer) Proconsul, 
eine Statthalterschaft übernimmt. Die Intervallirung zwischen dem 
städtischen Amt und der Statthalterschaft ist unter dem Principat 
bei der Prätur ebenso geordnet wie bei dem Consulat. 
BkNWMhie. Die prätorischen Klirciirechtc sind im Allgemeinen dieselben wie 
die consularisclu n und der Prätor kann wie der Consul zum Triumph 
gelangen und hat Anthcil an der Eponymie. Indess führt er statt 
der consularischeu zwölf Fasces nur deren sechs, worin auch das titu- 
lare Proeonsulat nichts ändert, und die Eponymie ist nicht bloss auf 
die beiden ältesten Frftturen beschränkt, sondern auch bei diesen früh 
ausser Gebrauch gekonunen. 

coivrtMf. Die Competenz dee Prfttors ist, wo derselbe neben dem Consul 
amtirt, der consularischen untergeordnet, so dass er in diesem Falle 
trotz seines eigenen Imperium als Gehttlfe dee höheren Collegen 
functionirt. Im Uebrigen ist sie rechtlich der consularischen wesent- 
lich gleich, insofern, mit Ausnahme der Befugniss consularische und 
prätorische "Wahlcomitien abzuhalten, dem Prätor kein consul arisches 
Amtrecht mangelt, ja sie reicht insofern weiter, als die den Consuln 
entzogene Jurisdiction dem Prätor zugetheilt ist. Es hat dies zur 
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Folge, dass, wenn die Cousuln in Rom nicht anwesend sind, was bis 
auf Sulla ia dar sweitea HUfte dar Amtarit dia Regel war, der Pr&tor, 
and zwar immer, auch als dort mehrere Prfttoren fungirtea, der 
prodor urhamua dea Vonits im Seaat and die aoBBtigea coasulari- 
Bcbea Geechftfle versah, was aieht eigentlieh als Veriretong der Coa- 
sttlo gefasst werden darf, sondern darauf beruht, dass die Befugnisse das 
scbwftcheren Colinen factiseh so lange ruhen, als er neben dem stirkarea 
stellt und also nur in dessen Abwesenheit zur Geltung kommen. Die 
zum Wesen des Oberamts gehörige rechtliche Totalität und örtliche 
Uuiversalitiit wird durch <lie Beschränkung der Priltur auf einen 
gesetzlich begrenzten Sprengel eingeschränkt, aber nicht aufgehoben. 
Auf jenem (IrundiiegritV beruht es. dass der einzelne Prätor successiv 
verschiedene Sprengel verwalten kann und dass er ausnahmsweise, aber 
aicht selten, vor üebaraahme seiner Soadercompeteaz aaderweitig 
varweadet wird oder auch aaah Uebemahme dersalbeB sie wediaelt 
Vor Allem aber ruht es auf jeaer Totalitat, dass der Pifttor zwar 
zunichst fOr die Jurisdietioa bestimmt ist, denaoeh aber keinem PriLtor 
das Commando fehlt. Die Proviazialprfttoren haben dasselbe von 
Bechtswegen in ihrem Sprengel, wena gleich in wichtigen Fällen das 
consularische Feldhcrrnamt auch in diesem eintreten kann, und selbst 
die an Rom gefesselten Prätoren können von da aus diejenigen Be- 
fugnisse des militärischen Imperium ausüben, die mit dem Aufenthalt 
in Rom vereinbar sind. Nichts desto weniger beruht der wesentlichste 
Gegensatz zwischen Consulat und Prätur darauf, dass von Rechtswegen 
jenes den Competenzbegritf aus-, diese ihn einschliesst Allerdings 
werden, seit es mehrere Prfttoren giebt, von dea Conütien nur die 
Stellen Oberhaupt besetzt, nicht aber die Competenzen vargaban, son- 
dern diese gewöhnlich erst nach dem Amtsantritt durch das Loos uater 
die erwählten Prätoren vertheilt, was dem Senat eine Zeitlang er- 
möglicht hat im Wege der Fixirung der Loose die Aemtervertheilung 
willkürlich abzuändern. Indess ist das freie Schalten des Senats mit 
den prfltorischen Competenzen wohl nichts als ein Missbrauch und wie 
der älteren Epoche vor Einrichtung der weiteten Prätorenstellen noth- 
wendig fremd, so auch im letzten Jahrhundert der Republik wesentlich 
beseitigt, wäiirend im sechsten liavon in grossem TTmfang Gel)rauch 
gemacht worden ist. Bei der Vertheilung der prätorischen Provinzen 
concurriren die Cousuln anfangs nicht, sondern es sind diesen das 
italische CfOmmaado und die auswärtigen Kriege vorbehalten; weiter- 
hin aber nimmt der Senat mit Erfolg das Recht in Anspruch bei der 
Feetstallung der consularischea Commandogebiete nach seinem Er- 
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messen in die Vertiieflimg der 8tatthalterseli«fteii einxogreifeD, wo 

dann die den Consuln zugewiesenen fOr die prfttorische LoosuDg aus- 
fallen. Augustus hat, wie schon bemerkt ward (S. 1()0), als con- 
sularische Provinzen ein für allemal Asia und Afrira festgesetzt . so 
dass um die übrigen, so weit sie nicht nach der Ordnung des Prin- 
cipats unter ausschliesslich kaiserlicher Verwaltung stehen, die 
Prätoren das Loos ziehen. 
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Ueber die Entstehung des Tribunals der Plebs kann auf die im Eautehui^ 
ersten Buch gegebene Darstellung (8. 50) verwiesen werden. Der- 
selbe ist aus den ständischen Kämpfen hervorgegangen und der AilS- 
gangspunet der ConstitniraDg der nicht adliehen Bflrgersehaft als eines 
Staats im Staate; die aberlieferte Ansetzung, dass die ersten Tribone 
im sechzehnten Jahre der Republik eingetreten seien, hat keine ge- 
schichtliche Gewahr, aber die Entstehung dieser Vorstandsebaft filllt 
in die jenseit unserer Uebttrtieferung liegende Anfangsepoche des 
StändekampfB. Die Benennung scheint nicht unmittelbar den Tribus 
entlehnt zu sein, zu welchen diese Tribüne in keiner näheren Be- 
ziehunji stehen, sondern übertragen zu sein von der alten Titulatur * 
der Offiziere des Bürgerheers, zu welcher Stellung die Plebejer, seit 
sie als iUirger anerkannt waren, haben gelangen können (S. ^U). — 
Der Zahl nach bestand die \ orstandschaft der Plebs, entsprechend 
derjenigen der Bürgerschaft, aus zwei gleich den Consuln coUegialiseh 
neboB einander stehenden Pisraonen; indees ist, da der ton ihnen er- 
wartete Rechtsschutz durch VenrielfUtigung der Stellenzahl stieg oder 
doch zu steigen schien, diese bald auf vier, sodann noch vor dem 
ZwOlftafelgesetz auf zehn vermehrt worden, bei welcher es geblieben ist. 
— Der durch die Entstehung geforderte Ausschluss des Patriciers vom ^juah- 
Tribunat ist stets festgehalten worden. Die Rechtsungleichheit der ge- 
wesenen Sklaven und der sonstigen zurückgesetzten Bürger (S. r>2) hat 
recht eigentlich ihren Aus^nmg genomnien von ihrer Nichtzulassung zum 
Volkstribunat. DicWahl derTribune wird unter A u>schlus> derPatricier creiruf. 
von der (iesannntheit der Plebejer anfilnglich nach den Curien, s]);Ut'r 
nach den Tribus, im Uebri«:en nach dt m Muster der Consulwahleu durch 
die Tribüne selbst vollzogen ; die in den AnfUngen des Tribunats vorkom- 
mende freie Cooptation bei mangelnder Vollzahl des Gollegiums ist trflh 
beseitigt worden und auch bei dem Tribunat die Nachwahl eingetreten. 
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Ein Surrogat für das Interregnum giebt es nicht; indess ist, so viel 
wir wissen, nach dem Decemvirat, während desücn der VolkstribuDat 
ruhte, die Contimiit&t des Amts nicht wieder imterbrochen wordeo. — 

stelle in d«r Ein fester Platz in der Hierarehie kommt dem Tribun zuniebst nur in 
ftSr '~ 80 weit zu, als er dem plebejisehen Vorsteher minderen Rechts, dem 
Aedilen Torgeht Auch nachdem die Plebejer zum passiven Wahlrocht 
zugelassen sind, bleibt der Tribunal ausserhalb der Reihe der Ge- 
raeindei\mter und kann von dem Plebejer an jeder beliebigen Stelle 
in der Aeniterlaufbahn tibernommen oder auch übergangen werden. 
Factisch nimmt er nach dem Ende dos Stiindehaders in der politischen 
Laufliahn eine untergeordnete Stellung ein; meistens ist er als eine 
der ersten Stufen derselhen und in der Regel vor der Priitur, ja sogar 
vor der ]ilel)ejischen Aedilität verwaltet \n)rden. Obligatorische Ueber- 
nahme und fester Platz in der Hierarchie iiat erst Augustus dem Volks- 
tribunat gegeben ; seitdem wird der THbnnat in eleetiver Verbindung 
mit den droi Aedilitftten von dem Plebejer zwischen QuAstur und 
Amoni: PrfttuT Verwaltet. — Oertlich funetionirt der Tribun ausschliess- 
lich im städtischen Amtkrais; das militärische Imperium kennt ihn 

Airtdbwr. nicht. — Der Zeit nach folgt der Tribunal dem Muster des Consulats; 
indess hat sich , nach dem eben Bemerkten , der Amtsantritt schon 
seit dem Sturz der Decemvim eicht eigentlich rechtlich, aber uonnter- 
brochen auf den December fixirt. 

ShNBtMhu. Die magistratischeu Ehrenrechte, Fasces, Prätexta und Anitstuhl 
kommen dem Tribun der Plebs nicht zu , da er nidit als Gemeinde- 
beamter eingesetzt und formell dies auch später nicht geworden 
ist. Nur das Sitzrecht, die tribuuicische Bank (S. 138) ist ihm ein- 
geräumt 

CMvttoM. Magistratische Ck>mpetenz ist dem Tribun weder bei der Ein- 
richtung des Amtes zugetheilt worden noch hat er sie in formeller 
AUgemeinheit späterhin erworben. Aber er greift in die magistra- 
tische Thätigkeit ein durch die Befugniss innerhalb der in anderem 
Zusammenhang bezei( bneten Grenzen (S. 124) das eonsularische Im- 
perium durch sein Einschreiten (intercessio) ebenso zu entkräften, wie 
wenn von den beiden Consuln der eine dem andern entgegentritt. 
Weiter wird er in Betreff der Herbeiführung v(»n Volks- und Senats- 
schlüssen im Verlauf der Entwickeluug dem ( )i»erbeamten insoweit 
gleichgestellt, dass dergleichen Acte zwar als exreptionelle gelten, aber 
ebenso statthaft sind wie die regulären und mehr und mehr luluhg 
werden. Die Verhandlung mit der patridsch-plebejischen Bürgerschaft 
blieb ihm allerdings verschlossen; aber das von je her ihm zosteheode 
Recht fQr Wahlen oder Gerichte oder sonstige Beschlussfassung die 



Digitized by Google 



& Der Tribnnat dm Plebs. 



171 



Plebt'jer zu berufen wurde dem consularisrhen Comitialrecht dadurch 
gleichgestellt, dass, wahrscheinlich durch das hortensische Gesetz um 
die Zeit von 4t)5/s (289 0 v. Chr.), dem Beschluss der IMebs dieselbe 
Rechtskraft beigelegt wurde wie dem der patricisch -plebejischen Ge- 
meinde. Die Berufung des Senats und das Recht mit diesem Be- 
BehltBse SU vereiiibareii ist dem TrilmB ungeffthr um dieselbe Zeit 
eingerftnmt worden. Hinzu tritt endlich die aus der alten nnd keines- 
wegs aufgegebenen tribnnidschen Selbstvertheidigung (S. 51) und dem 
damit verbundenen selbst dem eonsulariseken Imperium aberlegenen 
Zwangs- und Strafrecht entwickelte Criminaljudication ; es ist schon 
bemerkt worden, dass die Handhabung des politischen Rechenschafts- 
prozesses wesentlich in der Hand der Volkstribune lie^'t (S. 11')) und 
selbst das Überamt verpflichtet ist den den Centiirien gesetzlich vorbe- 
haltenen Capitalprozess den Triliuiieu durch mamlatarische Herufung der 
patricisch-plebejischen Bürgerschaft zu ermöglichen (S. 14<)). — Wenn 
wiUirend der ständischen Kämpfe das tribunicisclie Criminalverfahreu 
hauptsächlich gegen die Patricierherrschaft sich richtete, so hat es nach- 
her, in Verbindung mit dem tribnnidschen Intercessionsreeht, vorzugs- 
weise dazu gedient die Magistrate in der Botmftssigkeit dee Senats zu 
halten und den unrechtmässigen wie den rechtmässigen Widerstand 
derselben unter die Herrschaft der Oligarchie zu beugen. Allerdings 
blieb der Volkstribunat auch in den Händen des Senats eine revolutio- 
näre Waffe und ist, je nach den Wechselfällen der politischen Parteiung, 
auch gegen die Adelsherrschaft gebraucht worden. Erst Sulla hat den 
gefährlichen tribunicischenCapitalprozess dadurch wenigstens im wesent- 
lichen beseitigt, dass er die jjolitischen I'rozt sse {(jiKv^st/o maie^tatis) einem 
der grossen Geschwornengerichte aberwies. — Trotz der in der Theorie 
weitgreifenden politischen Bedeutsamkeit auch des späteren thatsilchlich 
in die Gemeindeorduuug eingefügten Tribunats ist dies Anfängeramt 
nur ausnahmswdse sn bedeutender Wirksamkeit gelangt, hauptsächlich 
weil regelmässige AmtsgeschAfle darin nicht enthalten waren und dieses 
der Zahl nach st&rkste der römischen BeamtencoUegien seine Th&tig- 
keit entweder in ausserordentlichen Eingriffsn oder gar nicht Auswerte* 
Dadurch ist es auch herbeigeftlhrt worden, dass den Volkstribunen 
bei der Bestellung von Vormündern, hei der Getreidevertheilung und 
sonst durch Specialgesetz mancherlei Geschäfte aberwiesen worden 
sind, die ihrer eigentlichen Stellung fern liegen. 
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EaMahvas. Der censtts, wörtlich das „Ermessen", die Feststellung der zu einer 
hestininiten Zeit der Gemeinde angehöripoii Personen und ihrer Habe 
zur Regulirung der einer jeden obliegenden l)ürgerli( lien Leistungen, 
also vorbereitend zugleich für die Heerbildung wie für die Biirger- 
bchatzung, gilt den Kömern, und sicher mit Recht, als ursprüngliches 
Attribut des Obemmts. Aus diesem gelöst in der Weise, dass die 
. Vornahme dieses Actes den Coosaln sehlechtbin untersagt ward, wnrde 
die Censur der Ueberlieferung zufolge im J. 311 (443 y. Chr.), wahr- 
scheinlich aber erst einige Jahre sp&ter im J. 319 (435 Chr.), viel- 
leicht hauptsächlich desshalb, weil die Consuln nicht l&nger im Stande 
waren das weitläufige und einen Wechsel der Leitung nicht wohl zu- 
lassende Geschäft nebt n ihren anderen Obliegenheiten innerhalb ihrer 
Aratfrist genügend zu verrichten; in den latinischen Genieinden ist 

SteUeuabi. dasselbe stets dem Oberamt verblieben. — Die Gestaltinifi des Amtes 
Qiiaii. ' ist wesentlich dem Consulat nachgescliaffen : die Censoren sind immer 

IsKttoa. 

zwei und sie werden gleich den Consulii unter consularischer Leitung 
in Centuriatcomitieu gewühlt. Da die Einsetzung eigener Censoren 
vor die Epoche ftllt', in welcher die Magistratur den Plebejern eu- 
gftnglich ward, so ist sie ursprfinglich ins Leben getreten als patridsche 
Institution. Ob die Zulassung des Plebejers zum Consulat im J. 387 
(367 y. Chr.) sich auf die Censur mit erstreckt hat, ist zweifelhaft; 
thatsächlich hat der erste pleb^ische Censor im J* 403 (351 v. Chr.) 
fungirt und ist bald darauf rorgeschrieben worden, dass der eine der 
Censoren Plebejer sein müsse. Den den Ceusus abschliessenden 
saeralen Act, das Lustnim hat ein plebejischer Censor zuerst im 
J. 474 (L'80 V. Chr.) vollzo}z;en, zwei plebejische Censoren zugleich zu- 
i'ui/ in der erst im ,1. ti23 (IHl v. Chr.) fungirt. - In der magistratischen Hierarchie 

ArlutiT- 

foig«. ist die Censur zunächst nur das höchste unter tien das lmi)erium ent- 
behrenden Aemteru und wird nicht selten vor dem Consulat über- 
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noiumen ; allmählich aber steigt das Amt, dem VOD jeher die Besetzung 
der Ritterstellen zustand und dem aaeh die der Senatoreustellen frtth 
fibertragen ward, welches ferner thataftchlieh ftber die politischen 
und die Ehrenrechte des einseinen Bflrgers ohne Appell entschied, in 
der Öffentlichen Geltung so, dass es mehr und mehr gilt als die höchste 
StaiiiBl der magistratiacheii Laufbahn und nicht leicht an andere Tor- 
geben wird als an gewesene Consuln. 

Der Census kann nur im städtischen Amtkreis vollzogen werden ^^^^ 
und die Amtsthätigkeit der Censoren ist, ähnlich wie die des Stadt- 
prätors, an Rum gebunden, obwohl sie dies nicht hindert tinanzielle 
Anordnungen auch Uber das ausserhalb der Stadt belegene Gemeinde- 
gut zu treffen. 

Hinsichtlich der Dauer unterliegt die Gensur eigenartigen Regeln. AmudaMr. 
Es ist die Aufgabe der Censoren den Personal- und den Vermögens- 
stand der Bfirgerschaft ffir den Moment m fixiren, in welchem nach 
Erhebung der erforderlichen Thatsachen der eme yon ihnen vor der 
Tersammelten Bürgerschaft mit der Sfthnnng (Mnim) durch das 
Schwein-Schaf- Stieropfer (suovetaurilia) den Census abschliesst; hieran 
wird mit scdcher Strenge festgehalten, dass alle von Rechtswegen in 
dem Census enthaltenen Amtshandlungen durch diesen Act rechtlich 
bedingt sind und, wenn er unterbleibt, nicht zur Geltung gelangen. 
Streng genommen also üben sie nicht eine lortlnufende amtliche ThiUig- 
keit aus, wie dies im Allgemeinen von den Magistraten gilt, sondern 
hüben einen auf einen bestimmten Moment gestellten Einzelact zu voll- 
ziehen. Allerdings steht diese Auffassung des Amtsgeschäfts mit dem 
Wesen desselben insofern im Widerspruch, als der factische Bestand 
der Gemeinde nothwendig in stetigem Flusse ist und schon bei der 
Fixirung auf das Lustrum die zwischen der Erhebung der Thatsachen 
und diesem eingetretenen Verftnderungen ignorirt werden; in noch 
höherem Grade gilt dies fQr diejenigen, die zwischen dem Lastrum 
und der praktischen Anwendung des Census sich ereignen. Die Folge 
von beiden! ist, dass der Census überall nur als vorbereitender Act 
betrachtet wird und niemals anders als mit Hinzunahnie der nach- 
träglich eingetretenen Moditicationen zur Anwendung kommen kann. 
Damit ist weiter von selbst gegel)eu , dass jede Schätzung so lange 
verwendet wird, bis eine folgende für sie eintritt. Es liegt also 
zwischen den verschiedeneu Schätzungen nothwendig ein bei der 
Weitiftufigkeit des Geschäfts nicht allzu kurz zu bemessendes Intervall. 
In Rom ist dies Intenrall, so viel wir wissen, niemals gesetzlich 
fizirt worden, hat aber anscheinend normal anfänglich vier, spftter 
fOnf Jahre betragen. Die Fixirung för den einzelnen Fall hat wohl 
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in älterer Zeit insofern bei dem Oheraint gelegen, als dieses zur 
Anfertigung neuer Listen dann schritt, wenn die bisherigen nicht 
IlDger brauchbar erscbienen; späterhin wird darober Üutiseh der Senat 
entschieden haben. Gesetilieh fizirt worden ist dagegen die für die 
Vorbereitungshandlungen dem mit diesem Geechftft beauftragten 
Collegium gewfthrte Frist; wenn, so lange dasselbe den Gonsuln oblag, 
ohne Zweifel die dasu schreitenden Beamten den Census auch selber 
zu vollenden hatten und wenn dies nicht geschah, die Nachfolger ihn 
wohl wieder aufnehmen, aber nicht fortsetzen durften, so sind nach 
der Verselbständigung des Amtes die Censoren, ähnlich wie der Dic- 
tator, angewiesen worden entwedei mit Vollziehung des Lustrura oder 
spätestens binnen achtzehn Monaten nach dem Antritt vom Amt zurück- 
zutreten, so dass zwischen den einzelnen censorischen Functionen 
immer mehrere Zwischenjahre lagen. Der Autrittstag ist rechtlich un- 
bestimmt, fiel aber thatsftchlich meistens in das Frühjahr, das Lustmm 
in den zweitfolgenden Sommer. 
iknuMhto. Die dem Gensor sustftndigen Ehrenrechte stehen unter dem Ein- 
fluss der hierarchisch und herkömmlich Tenchiedenartigen Schfttznng 
des Amtes. Die Pasees kommen ihm nicht zu und auch der carulische 
Stuhl von Rechtswegen nicht; dagegen wird wenigstens bei der Be- 
stattung dem Censor allein von allen Beamten das Ganzpurpurgewand 
eingeräumt. 

conretoi». Die Competcnz der Censoren ist von geringerer Intensität als 
die in dem oberanitlichen Census enthaltenen. Den Bürger, der die 
Schätzung unteiiasst oder falsche Angaben macht, konnte der Consul 
selber an Leib und Leben strafen, der Censor dagegen, dem die volle 
Coereition fehlt, nur durch den Consul zur Verantwortung ziehen; die 
Einrichtung also dieses Amts ist nicht bloss, wie die der Prfttur, eine 
Spaltung, sondern eine noch intensivere Schwfichung der Magistratur. 
Dieselbe Diseiepanz zwischen dem censorischen Gesehift an sieh und 
der Befugniss der selbst&ndigen Censoren tritt darin henror. dass dem 
Censor zwar das Imperium fehlt, er aber dennoch zum Zweck der 
Lustration das Bürgerheer beruft. — Ueberall und nothwendig trägt jeder 
censorische Act, wie dies schon aus dem Gesagten hervorgeht, den 
Stemj)»'! der N orläufigkeit in sich. Durch die Censoren wird wohl das 
Bürger- und das Stininirecht zu- oder abgesprochen, die Dienst- und 
die Steuer|ttlicht so oder anders geregelt; al)er alle diese Festsetzungen 
sind im liechtssinn nur Vorschläge fUr diejenigen Magistrate, für deren 
Amtsthfttigkeit sie in Betracht konunen. Wie sie die nach Aufiiahme 
der fraglichen Liste eingetretenen thatsäcblichen Verftnderungen zu 
berttcksiehtigen haben, so können sie auch aus anderen GrOnden Ober 
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die censorischen Aufstollungen sich hinwegsetzen, ohne das Recht 
ilauiit zu brechen . und noch weniger sind spätere Ceusoren an das 
.Eruiessen" ihrer Vorgänger gebunden. 

Die Competenz der Ceusoren beschränkt sich nicht aul dasjenige vtmtitm^ 
Geschäft, von dem sie den Namen führen, auf die Verzeichnung der 
dienst- und Bteuerpfliehtigen Bürger, wovon die Bildung der Borger- 
reiterei oder der spateren Ritterschaft ein integrirender Theil ist, 
sondern es liegt ihnen weiter die Regulirnng des Gemeindehaushalts 
in Einnahme wie in Ausgabe ob, so weit diese für l&ngere Fristen 
thunlich ist, während die dafür erforderliche ständige Th&tigkeit nicht 
so. wie der Census selbst, dem Oberamt entzogen ist, vielmehr in 
den Pausen der Ccnsur von den Consulu wahrgenommen wird. Im 
Ueluigen ist dafür auf die Darstellung der Behandlung des Genieinde- 
veriiiösicns im folgenden Buch zu verweisen. — Die Bestätigung oder 
Ernennun^i der Senatoren, welche den Censoren erst im 5. Jahrhundert 
durch das ovinische Gesetz beigelegt worden ist, wird in dem Ab- 
schnitt vom Senat näher entwickelt werden. 

Einer besonderen Erörterung bedarf das censorisehe Ehrengericht. JHn^ 
Es ist hervorgingen aus der censorischen Ordnung des Borger- nm». 
heeres; dabei wurden aus den Centurien der Reiter wie der zu Fuss 
den ordentlichen Wehrdienst leistenden Bürgerschaft die beseholtenen 
Personen ausgeschlossen, womit sie zugleich, da die BOrgersehaft nach 
der gleichen Ordnung abstimmte, das Stimmrecht verloren. Wesentlich 
gesteigert wurde dies Ehrengericht, als der senatorischen Stellung die 
Lebenslanprlichkeit entzogen und die Aufstellung der Senatsliste mit dem 
Census verknüpft ward, indem von da an die Censoren verpflichtet 
waren den beseholtenen Mann in die neue Senatsliste nicht wieder 
aufzunehmen. Dieses Kiirengericlit erstreckt sich, seinem militurisch- 
politischeo Wesen gemäss, lediglich auf Männer. Die rechtliehen 
Folgen machen sich namentlich geltend bei den privilegirten Ständen 
durch die Ausscheidung aus der Ritterschaft oder dem Senat; den 
übrigen Bürgern kann der Censor nur das Stimmrecht entziehen oder 
schmälern und sie im Heerdienst zurücksetzen, und auch in dieser 
Hinsicht ist der Magistrat mit Imperium nicht formell an die cen- 
sorisehe Festsetzung gebunden. 

Ins Au!j:e jiefasst wurde !)ei dem Ehrengericht zunächst das Ver- 
halten des Bürgers hinsiclitlicli seiner staatlichen Pflichten; aber auch 
die Ehrbarkeit des Privatlebens unterlag: der mn^istratisclien Würdigung. 
Welche Handlungen als unehrenhaft und welche Beweise dabei als 
genügend anzusehen sind, ist gleichmässig in das Gewissen der Magi- 
strate gestellt; faetisch sind dabei h&utig prozessualische Formen ange- 
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wendet worden. Formalen Beschränkungen unterliegt dies völlig auf 
d&8 sittliche und politische Ansehen seiner Inhaber gestellte und in 
der beeseren Zeit der Republik aueh in diesem Sinne gehandbabte 
Ehrengericht nur insoweit, dass bei Aberkennung der Ehre die Be- 
gründung in die liste eingetragen werden musste und dass ausdrück- 
liche UebereinstinimuDg beider Collegen erfordert ward. Definitiv ist 
der Spruch so wenig wie überhaupt ein censorischer Act; vielmehr 
verliert er bei jeder Erneuerung des Census von sen)er seine Kraft und 
muss, um ferner zu gelten, von den neuen Censoren ausdrücklich 
wiederbolt werden. 

sawindw Das römische Censorenamt gehört insbesondere in seiner spateren 
to OMmr. ^^^^^ genat gewissermassen übergeordneten Gestaltung zu den eigen- 
artigsten Organen des römischen Gemeinwesens, aber auch zu denen, 
die am frühesten abgestorben sind. Nach Sulla ist die Gensur, ob- 
wohl nicht eigentlich abgeeebafft, nur noeb ausnahmsweise 'in An- 
wendung gebracht worden. Es haben dabei ▼erscbiedene Momente su- 
sammragewirkt : der factische Wegfall der Bttrgersteuer, die verftnderte 
statt der alten Aushebung fiberwiegend auf freiwillige Meldung gestellte 
Heerbilduns, die Abneigung des strengen Optimatenregiments gegen 
das freie Schalten der Censoren mit den nur factisch lebenslänglichen 
Senatorenstellen, vor allem aber die durch die Umwandlung des alten 
stadtrömischen in ein Keichsbin ^'errechtnothwendig bedingte Verlegung 
des Census in die den Reichsbürgerverband bildenden Municipien. Der 
Reichsceusus konnte seitdem nicht viel anderes sein als eine Zu- 
sammenfusung dieser partienlaren Erhebungen, und bei der Lftss- 
lichkeit der kaiserliehen Verwaltung und ihrem Mangel an straffer 
Einheitlichkeit ist diese praktisch nicht unentbehrliche Zusammen- 
üusung bald unterblieben, während die in republikanischer Zeit mit 
dem Census verknüpfte Verwaltung des Gemeindeverntögens an be- 
sondere stetig functionirende Aemter tiberging und die Zusammen- 
setzung des Senats und der Ritterschaft auf andere Basen gestellt ward. 
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Wenn der aedilis sprachlich nichts l>ezeichnen kann als den Haus- Enuuiwflf. 
meister und Gebäudeherrn, so ist die rechtliche Beziehung dieser Be- 
nennung uns ebenso wenig mit Sicherheit bekannt wie der ursprüngliche 
Geschäftskreis der also benannten Beamten. Es giebt deren drei Ka- 
tegorien, die nicht, wie die venehiedenen Pritom, als vendiiedene 
Competensen derselben Magistratur aabofsssen sind, sondern als schon 
hei der Gomitialwahl seihst geschiedene Aemter: die mit dem Trihnnat 
der Plebs zugleich (S. 51) aus deni ständischen Hader entwiekeltea 
aeäües plebia oder phheii; die im J. 387 (367 v. Chr.) zugleich mit 
der Prätur als Beamte der patricisch-plebejischen Gemeinde eingesetzten 
aedtles cunihs, welche von dem ihnen beigelegten und den Collegen 
mangelnden Gerichtsstuhl den Namen ftlhren : die erst von dem Dic- 
tator Caesar geordneten seit dem .1. 711 (43 v. Chr.) fungirenden aediles 
plehis Ceriales, deren Benennung von der ihnen insbesondere obliegen- 
den Aufsicht ül)er die Getreidespenden entlehnt ist. Der Zahl nach z *hi 
w«nd«i fhr jede Kategorie zwei hettellt; sie hat nicht gewechselt. äS&. 
StindiSch sind sowohl die plehcgischen wie die Ceresftdilen stets der 
Plehs entnommen worden. Die eoralische Aedilität ist, wenn die 
Ueherlieferung nicht trflgt^ als patricisches Amt ins Leben getreten, 
jedoch schon im zweiten Jahr auch den Plebejern in der Weise geöffnet 
worden, dass, offenbar um die Eintradit in dem GoUegium nicht zu 
beeinträchtigen , abwechselnd in den varronisch ungeraden Jahren 
zwei Patricier, in den varroiiiscli geraden zwei Plebejer das Amt 
verwalten, bis dann im Laufe des 7. Jahrhunderts d. St. dasselbe 
beiden Ständen gleichniiissig zugänglich wird, weiter Augustus auch 
von dieser Aedilität die Patricier ausschliesst oder vielmehr be- ^'|*||'J|' *y 
freit. — Hierarchisch mfissen die plebejischen Aedilen, so lange 
es nur solche gab, den Tribonen nach ond ähnlich zu ihnen ge- 
standen haben wie die Qulstoren zu den Consuln. Bei der Ein- 
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richtung der curulischen Aedilitüt hat diese in der Reihe der Gemeinde- 
flmter ihren festen Platz über der Quästur und unter der Prätur er- 
halten und es hat sich dies, wenn auch vielleicht erst allmählich, 
auf die plebejische AedilitAt ebenfalls erstreckt; indess Bind beide 
Aemter in republikaniBcher Zeit faeultativ, so dass, wer sie nber^ 
nimmt, dies in der beieiclineten ReibeoÜolge tliut, aber die Ueber- 
nahme auch unterbleiben kann. G^egenfiber dem Tribunat bat sieh 
die Stellung der plebejischen Aedilität in der Weise ▼enchoben, dass 
dieselbe höher als die formell flberlegene Stellung gesch&tct und regel- 
mAssig, wenn jemand beide yerwaltete, nach dieser übernommen wird, 
wie dies die facultative üebernahme beider Aemter rechtlich fzestattet. 
Obligatorisch sind, wie schon bemerkt ward (S. 113). die Aedilenstelleu 
in Verbindung mit denen der Volkstribune durch Augustus geworden, 
so dass seitdem der Bewerbung des Plebejere UFn die Prätur die Be- 
kleidung entweder eiuer der sechs Aedilen- oder einer der zehu 

cniranf. TribonensteUen voraufinigehea bat — Gewfthlt werden die beiden 
. cnmlieehen Aedilen Ton den patricasch-plebejischen Tribuscomitien 
unter Leitung eines Gonsuls oder eines Prfttors, die plebigieehen, 
wenigstens die beiden älteren, von der plebejiscben Tribusrereamm- 
lung unter Leitung eines Volkstribuns. 

outtuhrr Oertlich lunctioniren alle drei AedilitAten lediglich im stAdtiocben 
AmtkreiB. 

zaitdsmr. Die Annuität gilt für die Aedilitäteu wie für das Cniisulat und 
den Volkstrihunat. Der Antrittstag ist für die curulische Aedilitüt und 
wahrscheinlich auch, wenigstens in späterer Zeit, für die beiden ple- 
bejischen derjenige der Coosuln. 
jpg»- Von den magistratischen Ehrenrechten kommen den curulischen 
Aedilen der Oeriehtsstuhl und die Praetesta su, aber schweilieh 
Lieteren. Die plebsgiicben entbebien dieselben eben wie die Tribüne 
der Plebs (8. 170). 

omyttoM. Ueber die ursprüngliche Competenz der Aedilität fehlt es an 
jedem genügenden Zeugniss. Vermuthen darf man, dass die Aedilen 
den Tribunen allgemein nh (lehülfen dienten, zunächst vielleicht 
hauptsachlich bei den Frohnden den Plebejer vor Unbill beschützten, 
ferner die im Cerestempel aufbewahrten die Rechte der Plebs ver- 
briefenden Urkunden unter Ol)eraufsicht der Tribüne in ihrer Obhut 
hatten, bei Capitalklagen dem Tribun, dem ja Quästureu und 
Lictoren fehlten, hülfreiche Hand leisteten und Klagen auf Geld- 
busse auch selbttändig an die Pleb^ervereammlnag brachten, wie 
denn die durch den Plebcjereid gewährleistete Unverietzlichkeit 
wie die Tribüne so auch die Aedilen schQtate. Insofern mag die 
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urspruugliche Aedüität sich zu einei polizeilicheu Aufsich tbehörde ent- 
wickelt haben and es dannf beruhen, dass dann, als die patricisch- 
plebcgisehe Aedilität za ihr hinzatrat, das Doppelamt, in siehtliehem 
AnschlttSB an die hellenisehe Agoranomie, zunAehst als Markt- und 
Strassenpolizei auftritt So weit an diese die Rechtsprechung sich 
anknfipft, musste dieselbe den cunilischen Aedilen Torbehalten werden, 
da den plebejischen Quasi-Collegen rechtlich der magistratische Cha- 
rakter abging. Die denjenigen Aedilen, welche Gemeindebeamte sind, 
eingeräumte Jurisdiction so wie die denselben zustehenden Insi^nien 
fordern einen Antheil derselben an dem Imperium, also in gewissem 
Sinne die Auffassung derselben als mindere CoUegen der Oberbeamten ; 
und deutlich tritt diese Rechtstellung in der Munieipalordnuug hervor, 
welche die beiden Oberbeamten und die beiden Aedilen in der Form des 
Quattuorvirats als CoUegen wenn gleich ungleichen Ranges zusammen- 
fasst. Indess in den eigentlich römischen Ordnungen ist, wahrscheinlich 
weil in dieser neben den cumlischen die plebejischen Aedilen standen, 
die Aedilitftt nach dieser Richtung nicht entwickelt, sondern in der 
Reihe der ünterÄmter belassen worden. — An die AuÄichtführung 
bei den Volksfesten, welche in der polizeilichen Competenz der Aedilen 
nothwendig begriffen war, hat sich weiter dfe Uebertragung der Aus- 
richtung der Feste selbst so wie die Uel)€rwei8un<; der dafür bestimmteii 
öffentlichen Gelder angeknüpft, worauf, da dies der furmell legale Weg 
war, um durch Aufwand für die Menge deren Gunst und damit die 
Wahlstimmeu zu erlangen, die spätere politische Wichtigkeit beider 
AedilitAten und der Zudraog zur Bewerbung um dieselben vorzugs- 
weise beruht. — Zweifelhaft ist es, worauf die Befugniss aller Aedilen 
beruht nicht bloss Oberhaupt zu multiren und zu pfiinden, sondern auch, 
wenn dabei die Provocatioosgrenze flbersdiritteB und Berufung eingelegt 
ward, das oberamtliche Recht der Berufung der Bllrgerschaft und der 
Vertheidigung des Spruches vor dieser auszuüben, während sonst der 
Aedilis weder die Comitien noch den Senat l)erufen kann. Vielleicht 
hat die Betheiligung der ursprünglichen Aedilen an der plebejischen 
Justiz dazu geführt ; wahrscheinlicher aber ist es, dass diese comitialen 
Multklagen nicht auf .'Npecieller ädilicischer Competenz beruhen, son- 
dern auf der zahlreichen Strafgesetzen der republikanischen Epoche 
angehängten Clausel, dass zur Verhäugung der darin ausgesprochenen 
Geldstrafe und zur Vertheidigung dieses Spruchs vor der Borgerscbaft 
jeder Oberhaupt zur Coerdtion befugte Magistrat eompetent sein solle, 
wovon dann die vier Aedilen als die niedrigste hiedureh aufgerufene 
Kategorie vorzugsweise Gebrauch gemacht hatten. 
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butokniff. Die BeneoBUiig der Qaftstoren kmn sprachlieh nur zurttekgeffthrt 
werden auf ihre straireehtliche Thttigkeit (quaerere) nnd da diese in 
ihrer Eigenart erst nach der Beseitigung des KOnigthuma sieh gebildet 
haben kann, so ist die Quästur schwerlich älter als die Republik, 

wahrscheinlich aber zugleich mit dieser eben durch die Abminderung 
des KöDigthums zum Consulat entstanden. Auch die l'eberlieferung 
knüpft zwar nicht die Entstehung der Quiistur, aber die der oblipa- 
torischeu Provocation im Criminalprozess. weiche die Quästur fordert, 
au die Abschaffung des Königthums au, und das Fehleu der Quästur 
nel)en der Dictatur beweist dafür, dass jeue mit dem vollen Imperiuiu 
unvereinbar und als Schranke des&elben ins Leben getreten ist. — 
xahi. Die Zahl der Qulatoren ist bedingt durch ihre GehQlfenstellung zu 
dem Oberamt, wenn auch nicht schlechthin mit der Zahl der Ober- 
beamten identisch. Vielmehr gilt dies nur f&r die älteste Zeit; später- 
hin werden theils dem einaelnen CSonsul mehrere derartige Gehülfen 
, zugeordnet, theils den auf stadtische Function beschränkten PrAtoreu 
Quftstoren nicht beigegeben. Auf diese Weise sind zuerst im J. 333 
(421 V. Chr.) jedem Consul zwei Quästoren, der eine für die städtische, 
der andere für die militärische Amtführung beigegeben, dann im 
J. 487 (207 V. Chr.) für die consularische Verwaltung Italiens vier 
weitere Quästorenstellen eingerichtet worden, wodurch die Zahl der 
Quästoren auf acht stieg. Als bald darauf die überseeischen Ol)er- 
ämter eingerichtet wurden, geschah dies in der Weise, dass neben 
jedem Inhaber eines solchen ein Quästor zu fungiren hatte; indess 
hat die Einrichtung neuer Quästorenstellen mit diesem Prineip wahr- 
scheinlieh nur unvollständig Sehritt gehalten und ist dabei viel- 
faeh die in dem militärischen Imperium enthaltene Befugniss in 
Ermangelung des eomitialen Quästors einen Proquästor mit gleicher 
Function zu creiren (S. 149) zu Hülfe genommen worden. Wenn 
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Sullii (iie Zahl der jährlich zu creireiiden Quästoren auf zwanzig ge- 
ordnet hat und, nachdem die von dem Dictator Caesar verfügte Ver- 
doppelung durch Augustus wieder abgeschafft war, daran unter dem 
Principat festgebalteo worden ist, so ist dies weniger mit Rücksicht 
auf die TenehiedeoeD Zweige der qu&storiacheii Amtsthätigkeit ge- 
flcheheii als am, nachdem der Eintritt in den Senat dnrch die QuftBtür 
sich festgestellt hatte, anf diesem Wege die Erginznng des Senats 
rechtlich zu fixiren. 

In ständischer Hinsicht ist die Quästur, da sie zunAchst wie der 
Kriegstribunat GehUlfenstellung ist, wohl dem Plebejer von je her 
zugänglich jrewosen und es gilt dies auch für die magistratische 
Quästur. wahrscheinlich von Anfang an, sicher seit der Verdoppelung 
der Quiistorenzahl. — Dass hierarchisch die Quästur unter den j^J^Jj^^' 
straturen an letzter Stelle steht, folgt schon aus der ihr von Haus 
aus eigenen Hülfsthätigkeit ; nachdem sich eine feste Folge der .Magi- 
straturen entwickelt hat, gilt die Quästur als die erste Stufe der 
politischen Lanfbahn, woraus sich später die wichtige Gonsequenz 
entwickelt hat, dass mit der QuAstnr die lebenslängliche Senatoren- 
Stellung verknapft ist 

Dass sich die Quästur aus der GehUlfenstellung zur Magistratur cniruf 
entwickelt hat, anfänglich also die Quistoren von den Consuln frei 
gewählt worden sind, ist bereits hervorgehoben worden. Wann 
dieselben hierin durch die Vorbefragung der Büffierschaft beschränkt 
worden sind, ist ungewiss; wahrscheinlich sind die Quästoren um die 
Zeit des Decemvirats aus Amtsgehülfen in Magistrate umgewandelt 
worden. Die Befragung richtet sich an die patricisch-plebejischen 
Tribuscomitien und erfolgt selbstverständlich durch die Consuln oder 
ausnahmsweise durch die Prttoren. 

OerÜich ist der Amtkreis des ältesten Unteramts ebenso schranken- 
los wie der des ältesten Oberamts nnd fnnctionirt der Quästor wie ' ""^ 
der Consul zunächst successiv zuerst bei der städtischen, dann bei der 
militärischen AmtfUhrung. Bei der Vermehrung der Stellenzahl indess 
sind, wie aus dem früher Bemerkten hervorgeht, die in der Stadt und 
die ausserhalb derselben functionirenden Quästorenstclleu von einander 
getrennt worden. Die beiden für die städtischen (icscliäfte l)estimmten 
Quästoren werden seitdem als quaestores urbani von den übrigen 
unterschieden. 

Hinsichtlich der Amtfrist gelten gleichfalls die Regeln des Ober- amMu^w. 
amts auch für die Quästoren, nur dass in der Epoche, wo die Consuln 
am 1. Januar antraten, die Quästoren bereits an dem vorhergehenden 
Dec. ihr Amt abemahmen (S. 131). Dass die ausserhalb Rom 
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fuDgirenden (^uästoreii den Regeln der Prorogation S. d9) unterliegen, 
verstellt sich von selbst. 

Ehrenwht. All (icn üiagistratischen Ehrenrechten hat der (^uftstor keinen 
Antheil (S. 138), wie ihm denn auch das eigene Imperium und die 
luagiBtntiiehe Coercition luaugelu und er in gewissem Sinne auch 
spftterhin mehr als CMiftllB behandelt wird deaa alt GeneiDdeheiT. 

omprtrai. Hioiiehtlioh dar Gompeteni koniBt iii Frage theUs die Zngehörig- 
Iceit oder NiehtEUgehOrigkeit des Quästors an dem einzelnen Ober- 
beamten, tbeils die Feststellung der ihm »igewieBeiien Geidi&ftalireise. 

IttmoSr" Verknüpfung des einzelnen QuAstors mit dem einzelnen 

hnmum. Oberbeamten liegt im Wes^ der Gehülfenstellung; das in den römi- 
schen Ordnungen einzig dastehende und selbst gesetzlich anerkannte 
Nahverhftltniss des Provinzialquflstors zu dem Statthalter gehört sicher 
zu dem ursprünglichen Wesen der (^uÄstur überhaupt. Indess hat 
sich dies nur da l>ehauptet, wo das Oberamt unbeschrflnkt durch die 
CoUegialität fuuctionirt; im stadtischen und selbst im italischen Regi- 
ment functioniren die Quästoren wohl als Unterbeamte der Consuln, 
aber ohne dasa in historischer Zeit die Uttterordonog des einzelnen 
Qulstors unter den einzelnen Gonsnl hervortritt; ja in dem stIdtiBchen 
Regiment ftussert sieh die Tendenz das Oberamt durah dies Unteramt 
zu beschränken vor allem darin, dass die personale Unterordnung, 
wie sie hei der Abwesenheit der Consuln von Rom nothwendig weg- 
fiel, so auch während ihres Verweilens daselbet sei es rechtlich, sei 
es thatsnchlich beseitigt worden ist. 

OMokifu- Wenn das Wesen der Gehülfenstellung zu fordern scheint, dass 
die quiistorische Competenz sich wenigstens ursprünglich so weit er- 
streckt hat wie die consularische, so trifft dies nur in beschränktem 
Masse zu. Der Quästor wird wohl von Haus aus fQr sehr verschieden- 
artige Geschüte verwendet, aber keineswegs fflr alle eonsularische; 
ja in der stAdtisehen Amtsthfttigkeit ist umgekehrt die consularische 
Function dem QuAstor und die quftstorische Function dem Gonsul ent- 
zogen. Bei der privaten Jurisdiction, welche anf&nglicli die wesent- 
lichste stadtische Function der Consuln gewesen ist und dann auf die 
Prätur überging, haben die Quästoren niemals Verwendung gefunden, 
wohl abor tlieils hei der criminellen Coercition und Judicntion, so weit 
sie der Pin\ oi-atioii an die Cniiiitieii unterliegt, theils bei der Ver- 
waltung der (it iiiriiulekasse, welclie beide Anitstliätigkeiten dei- directeu 
Handhabung durch die Oberbeaniten gesetzlich entzogen sind. In der 
sonstigen städtischen Amtführung tritt die Hülfsthätigkeit freier zu 
Tage ; insbesondere bedienen sich die Oberbesmten der Quftstoren bei 
Erfallung der gegen die Gäste der Gemeinde ihnen obliegenden 
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Pdichteu. Dieselben Principien kamen im miiitärischen Im{)erium zur 
Anwendung; da die Provocation hier ausgeschlossen ist, dient der 
Quästor dem Peldherrn hauptsächlich als Verwalter der Kriegskasse 
und lit ftls Mieber anek Uer feehtUeh mmitbelirlieli (S. 149). Da* 
neben indesB hat die freie Httlfetb&tigkeit hier breiteren Spielranm 
und fungirt der Qoastor tbatafteblieh regelmSssig als der oberste unter 
den dem Feldberrn unterstehenden Offizieren; es können aber andi 
andere Oeschi\fte, selbst die Jurisdiction ihm durch Mandat überwiesen 
werden. Im Uebrigen wird die qu&storische Criminaljudication, wo- 
nach die beiden ältesten Quilstoren als quaestore>! pnrriridü bezeichnet 
werden, bei der Strafrecbtsptiege, die Kassenverwaltung bei dem Ge- 
meindevermögen, die Betheiligung an der Verwaltung Italiens und 
der Provinzen in den betreffenden Abschnitten des folgenden Buchs 
zur Sprache kommen. lieber die Verwendung der Quästoren als Ge- 
halfen des Princeps, der quaestores Augusii^ nicht bei den provinsialen, 
aber bei den hauptstidtisefaen Gesebailen ist der Absdmitt von den 
kaiserliehen Unterbeamten zu verglühen. 
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Auner den bisber erörterten Magtstrmtiirai der rOmiBehen Bepablik 
bat es namentlicb am Anssang denelbeii noch eine Reibe anderer ge- 
ringeren Ranges und untergeordneter politischer Bedeutung gegeben, 
bei denen zu verweilen für die gegenwärtige Darstellung nicht erforder- 
lieb ist.' Sio sind tiberwlogend aus der Htilfsthatipkeit hervorgegangen. 
Es scheint am Ausganj^ der Republik üblich, vielleicht sogar gesetzlich 
vorgeschrieben gewesen zu sein sowohl eine der hierher gehörenden 
OffizieretelUn wie auch eines der Civilftmter vor der Bewerbung um 
die Quästur zu verwalten. Unter dem Principat sind diese Oftizier- 
Stellen bald aus den comftialen Aemtem ausgeschieden, dagegen die 
Civilämter dieser Kategorie unter dem Sammtnamen der Secbsund- 
xwansig- oder spiter nach Beseitigung einer Ansabl derselben der 
Zwanzigmftnner als Vorstufe der senatoriseben Quftstur bebandelt 
worden. Es gehören dahin die folgenden Stellungen, 
iriü*- Im militärischen Commando ist für einen Theil der Kiiegstribunate 
seit dem J. 302 (3<i2 v. Chr.) die comitiale Creirung angeordnet 
worden. Die Zahl der Stellen betrug anfangs sechs, späterhin vier- 
uudzwanzig; indess haben sowohl diese Ziffern geschwankt wie vor 
allem mit der Zaiil der von je sechs Kriegstrihuuen befehligten Legionen 
deren Gesammtzahl. Mit dem Eintritt des Principats scheinen diese 
comitialen Kriegstribune zunächst Tom e£fectiven Dienst ausgeschlossen 
worden zu sein und sind dann überhaupt beseitigt worden. 
akMiNR». Bei der Crimina^urisdiction sind die drei Ricbtberren (tres vwi 
capUäleB) aunaebst bestimmt zur Aubiehtführung Ober das GefiUigniss 
und die Vollziehung der Todesurtheile, so weit sie im Kerker yoU- 
streckt wurden, womit sich weiter ein namentlich nächtlicher Sicher- 
heitsdienst verbindet. Die Institution selbst geht ins fünfte Jahr- 
hundert zurück, die Comitialwahl aber ist vielleicht erst ein Jahr- 
hundert sp&ter auf diese Stellen erstreckt worden. 
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Bei der Jurisdiction werden von den Stellvertretern, die iu Italien luugi» 
einzusetzen dem Prfttor obliegt, die vier fQr Capua und Campanien wnMtr. 
beetimmteii in spAterer Zeit durch die Comitien ernannt Kaehdem 
die prfttorische Stellvertretang durch die miinieipale Jnriadiction über- 
flassig geworden war, hat Angnstos diesen Quattnorvirat abgeaehaffit. 

Bei der Judication ist insbesondere für den Freiheitsprozess schon /«hnminntr 

für i»u Vni- 

frOh ein stftndiges Zehnmännercollegium (deeemviri litibus iiidicandi8)hAU9nMM 
eingesetzt worden, das thatsächlicb Geschwornendienst thut, aber» 
nachdem die Comitialwahl darauf ei^streckt war, in republikanischer 
Zeit unter den Magistraten seinen Platz hat, den diese Zehnmänner 
unter dem Principat behaupten, aber mit geänderter Competenz, als 
Leiter der dem Centuraviralgerichtshof überwiesenen Erbschaftsprozesse. 
Ausserdem sind auch die oben erwähnten drei Richtherren bei dem 
Girilpnaess verwendet worden theils als Holftbeamte filr Beitreibung 
der Prozessbussen, theils in Geschwomenlunetion ibr gewisse förmell 
civile, der Saehe nach delietiscfae Klagen. 

Die Strassenreinigung wird unter Oberleitung der Aedilen in der ^gg^J^J^' 
Stadt durch vier, in den Vorstädten durch zwei Beamte beschaflft, von »«toit«»«. 
welchen die letzteren durch Augustus in Folge der Neuordnung des 
italischen Wegewesens aufgehoben worden sind. 

Die städtische Münzprägung, welche in der früheren Republik Ma«»- 
der Competenz der ordentlichen Reamteu entzogen gewesen und immer 
durch ausserordentliche Anordnung vollzogen worden zu sein scheint, 
ist in der letzten republikanischen Epoche drei eigenen Beamten 
(tremri aere argento amo fUmdo fermndo) übertragen worden. 
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Aasserordentliche, das heisst auf dem gewöhnlichen Wege durch 
Zusammenwirken der Bf igistratnr und der Bttrgenehnft, aber Ittr den 
einnlnen Fall eieirte Beamte kOnnen in dreifacher Beziehung vor- 
kommen: theils fnr die in der CSompetenz keines ordentliehen Amtes 
liegenden und insofern als Reseryatrechte der Gemeinde anfnifassenden 
Geschäfte ; theils für ordentliche, aber aus irgend einem Grunde den 
beikommenden Beamten entzogene Verrichtungen; theils endlich fttr 
Umgestaltung des Oenieinwesens überhaupt. Die erste Kategorie dieser 
Magistraturen ist wohl ausserordentlicher Art, aber piincipiell im 
Wesen der Gemeindeordnung gegeben ; die zweite ist ein Bruch, die 
dritte die Su8|)€nsion der bestehenden Gemeindeordnung. 
Au.wr- Die ausserordentlicheu Aemter der ersten Kategorie betretien die- 
BMato Ar jenigen Verrichtungen, welche die Gemeinde keinem Beamten generell 
orSH^idM ttbertragen hat, sondern zu deren Vornahme es immer eines Gemeinde- 
beschlusses für den einzelnen Fall bedarf. Dieser Besehluss kann zu- 
gleich die dafdr bestimmten Personen bezeichnen; regelmässig aber 
fällt derselbe mit dem Wahlaet der betreffenden Magistrate nicht zu- 
sammen, sondern ordnet diesen au. Nach ältester republikanischer 
Ordnung — für das Könipthuni hat diese Beschränkung schwerlieh 
bestanden - unterliegen dieser exceptionellen Behandlun«? theils die 
politischen Prozesse (perdueU/o), theils die unentgeltliche Weggai)e von 
(ieuieindeboden sei es an einen Gott ((htoviri aedi dedicumhu i . sei es 
an Bürger oder Bundesgenossen (Beamte «///vs dandis adsüfUfiudis). 
Auch fOr einzelne andere wichtige über die Competenz der Magistratur 
hinausgehende Geschäfte, fur den Abschluss von Friedensvertragen, 
fOr die Gewährung von Darlehen aus der Staatskasse an Private, 
auch wohl fOr die Mfinzprägung, bevor dafQr ständige Beamte bestellt 
wurden, ist durch Comitialbeschluss die Wahl von Specialbeamten 
angeordnet und ihnen die Vollmacht normirt worden. 
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Wenn die Eiosetzung von ausserordentlichen Magistratnren für 
die der ordentlichen Beamtencompetens entzogenen Verrichtungen der ^^{^^^ 
Verfassung entspricht und die Comitien dabei nur von der ihnen zu- 
kommeadeii Beftignias Gebraaeli ttaehen, so iit dagegen die Uebei^ ** 
tragottg ordentlieher Amtogeaebsfte auf autaeroidentliehe Beamte inso- 
fern ein Beehtetmieh, ale die ordendiebe Magistratur dadnnh in ihrem 
Recht verkftrzt wird nnd liegt daher streng genommen ausserhalb der 
Machtsphftre selbst der Volksgemeinde. Allerdings gilt dies nur TOn 
dem Oberamt. Für Verrichtungen, die in die Competenz der Censoren 
und der Aedilen fallen, für grössere Bauten, für Massregeln in Betreff 
des Getreidemarktes und der Kornspeiiden, Oberhaupt für Htilfs- 
geschafte jeder Art sind hftufig specielle Curatoren erwählt worden, 
ohne dass in einem solchen Volksschluss eine Verfassungsverletzung 
gefun<ien wird. Aber wo das Imperium der Amtshandlung zu Grunde 
liegt, ist die Udiertragung derselben an einen andern als den ver- 
fassungsmftssig beikommenden Beamten unsolftssig. Im städtischen 
Imperium ist wohl der einsige dagegen verstossende Aet die Bestellung 
von Zweimftnnem mit consnlarisdier Gewalt rar Vornahme der Consal- 
wählen in dem Jahre nach der Ermordung des Dictators Caesar, 
welche Ausnahme nach Zeit und Art die Regel bestAtigt. — Auch 
bei der feldherrlichen Amtfühning zeigt sich in der Einhaltung des 
Princips, obwohl dieselbe hier in jeder Weise schwierig und oft gefahr- 
voll ist, die volle Strenge der politischen Zucht, auf welcher die Grösse 
und die Macht Roms sciiliesslich ruht. Die erste uns hekannte und 
vermuthlich <lie erste überhaujit vorgekommene Verletzung dieses Ge- 
setzes ist die im J. 538 (216 v. Chr.) während des hannibalischen Krieges 
und unter gans eigenartigen politischen Verhältnissen erfolgte Ueber- 
tragung oonsnlarischer Gewalt auf M. Marcellus. Diese wurde Qberdies 
dadurch gemindert, dass derselbe das prfttorische Imperium in ordent- 
lichem Wege besass ; und von solcher Ausstattung des Priltors mit der 
Titulatur und theilweise auch mit den Insignien des höheren Oberamts 
ist bei der wesentlichen Gleichheit der beiden Aemter von da an sehr 
h&ufig Gebriiuch gemacht worden. Aber wenn der praetor pro rovauh 
nur im formalen Sinne gegen jenes (iesctz verstösst. so ist wirkliche 
Verletzung desselben, Verleihung des militiirisehen liii]>erium an einen 
Privaten in eigentlich republikanischer Zeit nur ein einziges Mai vor- 
gekommeu uud zwar ebenfalls während des hannibalischen Krieges, 
als unter noch schwererem politischen und personalen Druck im J. 548 
(211 V. Chr.) das Ckimmando in Spanien von den Comitien dem Sohn 
des dort gefallenen Feldberm, dem amtlosen JOngling P. Sdpio Qber- 
trsgen ward. Mehr als ein Jahrhundert verging, bis die sullanische 
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Oligarchie dem jangen FompeiiiB im J. fHS (81 v. Chr.) wieder eio ilm- 
liches Mandat gab. Bald darauf machte der durch die knnei^tigeD 
sttUanischen Ordnungeo herbeigeführte Mangel einee oidentlichen all- 
gemein competenten Commandos, wie es das Altere consularische ge- 
wesen war, (lern Piratenwesen gegenüber die Einrichtung ausserordent- 
licher Imperien unvermeidlich, von denen das im J. 087 (67 v. Chr.) 
angeordnete wiederum einem Privaten und zwar demselben Pompeius 
übertragen wurde. Diese ausserordentlichen militÄrischen Inijierieu, 
durch die Comitien vergeben und rechtlich auf deren Vollgewalt ge- 
stützt, leiten nach Art and Zeit den Principat ein, dessen Wesen, wie 
seiner Zeit dargelegt werden wird, eben in dem von der ordentlichen 
Magistratur losgelösten sehrankenloeen Militftreommando beeteht. 
Die dritte Kategorie der aasserordentlichen Beamten bilden die 
'^iKrit!'' Beamten constituirender Gewalt. Wir fassen unter diesem Namen zu- 
sammen den Decemvirat der Zwölftafelgesetzgebung, die snllaniache 
und die caesarische Dictatur, welche mit der älteren nur den Namen 
gemein haben und den nach der Ennordunfz Caesars eintretenden 
Triumvirat, in die Darstellung des Staatsrechts gehören sie insofern 
nicht, als dieses nur die geordneten Institutionen zum Gegenstand 
hat, diese Aemter aber wenn nicht auf einer Negation, docli auf einer 
Suspension der bestehenden Einrichtungen beruhen und es ihre Auf- 
gabe ist Gesetie zu geben (leges senbere) und das Gemeinwesen zu 
ordnen (rem puMieam eonsUhien), Ihren Rechtsgrond haben sie we- 
niger in den GomitialbeBchlassenf aus denen sie hervorgegangen sind, 
da nach der bei den Römern durchaus überwiegenden Auffassung die 
Verfassung auch die Comitien bindet, als in dem Nothstand, welcher 
allerdings jede Illegalität und jede Revolution legitimirt. Eine Defini- 
rung der constituircnden Gewalt lässt sich nicht geben ; ihr Wesen ist 
die Schrankenlosigkeit und wir können nur das Fehlen jeder Macht- 
wie jeder Zeitschranke exeniplificireu. Die erstere tritt am bestimmtesten 
hervor in der Befugniss auch ohne Zustimmung der Bürgerschaft Ge- 
setze zu geben und Beamte zu ernennen; in der der ordentlichen Magi- 
stratur schlechthin entzogenen Verfügung über den Grundbesiti der 
Gemeinde, woraus die sogenannten Militiroolonien der snllanisehen 
und der caeearisehen Zeit henrorgegangen sind; in der nicht bloss 
nicht durch das Provocationsreeht, sondern nicht einmal durch irgend 
weldie Rechtsform eingeschränkten capitalen Coercition und Judication, 
woyon die sullanischen und die triumviralen Proscriptionen die folge- 
richtige juristisch unanfechtbare Consequenz sind. Wie dem Inhalte 
ist auch der Zeit nacli die constituirende Gewalt rechtlich unbegrenzt; 
wenn bei der Uebernahme derselben ein Endtermin bezeichnet ist, so 
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ist damit lediglich dio Absicht des Inhabers ausgesprochen und steht 
es bei ihm diese zu ändern. Allerdings ist die constituirende Gewalt 
ihrem Wesen nach ephemer, insofern die Staatsordner verpflichtet 
sind, wenn sie ihrem Auftrag genQgt zu haben glauben, ihr Amt nieder- 
zulegen und die neu geschaffene Ordnung walten zu lassen, wie dies 
die Deeemvin hatten tbmi solleii und Sulla und Augustus in der 
That gethan haben. Sehwerlieh hat Caesar die IKetatnr in gleicher 
Weiie aufgefasst, da er sie auf Lebenszeit übernahm; aber auch wenn, 
wie dies wahrscheinlich ist, er das Amt als bleibendes hat gestalten 
wollen, 80 kann doch auch seine Dictatur, da er Qber seinen Tod 
hinaus keine Verfügung getroffen hat, staatsrechtlich nur als ephemere 
Einrichtung l)etrachtet werden, nicht als auf Dauer angelegte Um- 
gestaltung der bestehenden Ordnung. 
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EBUukuikK. Der Priocipat des römischen GemeinweseoR ist hervorgegaugeu aus 
einer der Formen der soeben entwickelten eonstituirenden Magistratur. 
Nachdem das nach dem Tode des Dietators Caesar zar Ordnung des Ge- 
meinwesens eingesetste Dreimännerregiment durch den Wegfall der 
beiden CSoIlegen.thatsftchlieh zur Einherrschaft geworden war, legte 
der allein übrig gebliebene Gewalthaber am 13. Jan. 727 (27 v. Chr.) 
diese Ausnahmegewalt nieder und setzte in ErfQUuag des ihm ge- 
wordenen Auftrafjs die umgestaltete Gemeindeordnung in Kraft. Der 
Reehtsgrunii derselben ist. wie derjenige der Zwölftafelgesetzgebuntr. 
die constituirende Gewalt ihres Schöpfers; die formale Bestätigung 
durch die litMaltgewürdigten Coniitien dieser Epoche würde dem Werk 
des neuen Uomulus nur den Stempel der Widerruflichkeit aufgedrückt 
haben und ist unterblieben. Die Rechtsbestftndigkeit der neuen Ord- 
nungen ist niemals angefochten worden. 

Bevor die Institution selbst dargelegt wird, sind die Vorfragen 
zu erledigen, ob die Einfahrung eines Oberhauptes in die Gemeinde- 
ordnung, wie sie in den augustischen Ordnungen enthalten ist, von 
ihm als bleibende Einrichtung oder als Uebergaogszustand ins Leben 
gerufen ward und, wenn diese im ersteren Sinne beantwortet wird, 
ob sie als Magistratur in dem bisher damit verluindeneii I?< gl itt' ge- 
fasst werden darf oder unter Aufgabe dieses Begriffs iiom damit zu 
der nicht magist latischen Monarchie gelangt ist. 
Der Dass der Piincipat nicht als organische Institution dem Gemein- 

ImuIaI weseu eingefügt worden ist, muss vom staatsrechtlichen Gesichtspunct 
lutttatiM. eingeräumt werden. Bas Wesen der Republik beruht auf der 
CoUegialitftt und der Annuit&t des Oberamts (8. 84) und beiden 
macht der Principat ein Ende. Diesen unausgleichbaren Gegensatz zu 
verschleiern, den neuen Wein in alte Schläuche zu fassen war die 
Tendenz des augustischen Regiments. Aus dieser Ursache fehlt der 
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neuen ül>erhauptstelluDg sowolil die formale Einheit wie deren staats- 
rechtlicher Ausdruck, der Name, und vor allen Dingen die gesetzliche 
Konu für die Wiederbesetzuug im Falle der Erledigung. Indem eine 
SttCceasioDSordnuDg, welche den formalen Bruch mit der zu Recht be- 
stehenden Gemeindeveriiuning ausgesprochen h«ben würde, nicht fest- 
gesetzt wird, stellt sieh die Reihenfelge der Prineipate staatsrechtlich 
dar als eine Kette auf einander folgender and gleichartiger, aber 
ausserordentlicher Gewalten, nnd folgerichtig ist auch wie nach der 
Ermordung des Dictators so nach derjenigen des letzten unwürdigen 
Herrschers aus seinem Geschlechte die alte auf Annuitiit und CoUegiali- 
tät des Oberamts basirte Staatsform wieder in ephemere, aber rechtliche 
Wirksamkeit getreten. Die Verschiedenheit zwischen der caesarischen 
Dictatm auf Lebenszeit und dem augustischen Principal mag wohl 
hauptsadilich darin bestanden hal>en, dass von ihren Begründern jene 
nur wenige Tage, dieser über ein Menscheoalter hindurch gefuhrt 
worden ist. Aber, in dem Gang der Geschicke entscheiden die That- 
sachen. Augostns hat eine dauernde Staatsform nicht bloss schaflbn 
wollen, sondern geschaffen; diejenigen Momente, welche sie als Pro- 
visorium kennaeichnen, sind in der einen oder der anderen Weise bei 
Seite geschoben, selbst eine Quasi-Succession entwickelt worden. In- 
sofern zählt der augustische Principat zu den staatsrechtlichen In- 
stitutionen des römischen (lemeinwesens und er darf in gewissem Sinne 
als Spitze und VoIlenduiiK der von dem Senatsregiment begründeten 
Weitherrschaft angesehen werden. 

Die weitere Frage, ob der Principat als Magistratur im republi- p^/p^t 
kanischeu Sinne angesehen werden kann, muss, wie gesagt, verneint**'^*"* 
werden, wenn dabei, der ursprünglichen röfflischen Aulbwnmg ent- 
sprechend, die Collegialit&t und die Annuität des Oberamts zu Grunde 
gelegt wird; insofern ist der Principat die Beseitigung der Republik.* 
Aber wenn, dem principiellen Stüdpunct der späteren Zeit ent- 
sprechend, die Magistratur gefasst wird als Ausfluss und Organ der 
Volkssouverftnetät, so fällt unter diesen Begriff auch der augustische 
Principat; wenigstens ist von den drei überhaupt möglichen Construc- 
tiouen der Monarchie, der Auffassung des Monarchen als des höchsten 
Vertreter.^ der souveränen Staatsgemeinde, der .\uffassuiig dessellwn 
als de> (iottes auf Erden und derjenigen als des Herrn und Eigentliümers 
der reichsaugehürigen Personen und Sachen dem augustischen Principat 
die erste wesentlich homogen, wenn gleich der eiuigermassen hybriden 
von gegensätilichen Tendenzen beherrschten Institution weder der 
Monarch-Gott noch der Monarch-Herr schlechthin fehlen. Der Dietator '»^j^ 
Cassar hat sich bei seinen Lebzeiten als Gott anbeten lassen, und 
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wenn Augustus als Gottessohn in das politische Leben eintrat und er 
nach seinem Tode wie auch repelniflssig seine Nachfülfier unter die 
Götter des Rönierstaats eingereiht wurden, so ist dies die praktische 
Durchführung des von der Monarchie nicht wohl zu trennenden 
mystischen Moments, das den Herrseher auf die Seheide stellt zwischen 
Göttern und Menschen. Auch die rationellere, aher schroffere Qe- 
staltttDg der Monarchie nach Analogie ^^r hausherrlichen Gewalt, 
welche zu einem personalen Obereigenthum ihres Trägers an dem ge- 
sanimten Reichsbestande hinführt, ist dem Principal nicht völlig fremd 
geblieben. Aber durchgeführt worden ist in demselben weder jene 
noch diese Anschauung; vielmehr liegt hier die Scheide des augustischen 
auf dem occi dentalischen Gedankenkreis ruhenden Principats von der 
diocletianisch-constantinischeu Monarchie des Ostens, in welcher, 
namentlicli seit der Eiuriuss der christlichen Heligion dem Monarchen- 
Gott hindernd in den Weg trat, der Monarch-Herr logisch und prak- 
tisch zu voller Entwickelung gelangte. Der Principat, wie Augustus 
ihn geordnet hat, ist der Anlage nach wesentlich Magistratur, und 
zwar nicht j^leich der eonstituirenden eine Ober und ausser dem Gesetz 
stehende, sondern dureh die Geeetze begrenzt und gebunden. Selbst 
den privatrechtlichen Gesetzvorschriften sind die Kaiser nicht minder 
als die Privaten unterworfen ; von den für Kinder- und Ehelose auf- 
gestellten gesetzlichen Beschränkungen des Erbrechts haben die frühe- 
ren Herrscher für ihre Testamente Befreiung bei dem Senat nach- 
gesucht, und auch als späterhin das Recht von dein Gesetz im einzelnen 
Fall zu dispensiren als ein Attribut der kaiserlichen Gewalt betraclitet 
ward und die Rechtsgelehrten daraus mit Recht folgerten, dass jede 
privatrechtliche Festsetzung des Kaisers die etwa erforderliche Dispen- 
sation von Rechtswegen dnschliesse, haben die Kaiser darum nicht auf- 
gehört unter dem Gesetz zu stehen. Die criminelle Verantwortlichkeit 
ruht schon nach republikanischer Ordnung bei dem höchsten Magistrat 
während seiner Amtsführung und kann daher gegen den Kaiser nur 
nach seiner Amtsentsetzung oder nach seinem Tode wirksam werden. 
Für dieses wie für jenes Strafverfahren, die Aechtung des gestürzten 
Herrschers bei seinen Lebzeiten und nach dem Tode die Aechtung 
seines Gedächtnisses und die Cassation seiner Amtshandlungen fehlt 
es in der römischen Kaisergeschichte nicht au Beisjiielen. AVichtiger 
aber als die Belege für die Unterordnung des Kaisers unter die Ge- 
setze ist für den magistratischeu Charakter des Principats die Ein- 
haltung der GompetenzBchnnken, wie sie am Schlüsse dieses Ab- 
schnitts dargelegt werden wird. 
um^sI!^. kaiserliche Titulatur ist von der magistratischen der Repu- 
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blik insofern principiell vcrsrhiedon. als die letztere den Eigennamen 
unverändert lässt, dagegen die ofticielle Bezeichnung des neuen Staats- 
oberhauptes vorzugsweise in der Moditication des Eigennamens ihren 
Ausdruck findet, worin das der Monarchie eigene personale Hinaus- 
heben dee MonardieD ans der bfirgerliehen Gemeinsebaft alleidings zn 
scharfem und bezwecktem Ansdmek gelangt In erster Reihe gOt 
dies von der Fühmng deqenigeo Beinamens, welchen der Senat zum 
Dank für die Neuordnung des Gemeinwesens dem Urheber derselben 
beilegte: dit^ Benennung Augustutt das heisst der hehre und gOtter- 
gleiche, bildet von da an, der sonst ffir das Cognomen geltenden 
Erblichkeit entzogen, das Symbol der also peschaflFenen Monarchie und 
auch gegenüber den minderen Theilhabern an derselben das Distinctiv 
der v(dlen Kaisergewalt. Hinzu tritt nicht allein für den Kaiser, son- 
dern auch für die Glieder des kaiserlichen Hauses, also bereits in 
dynastischer Ausgestaltung, einerseits die Beibehaltung des Geschlechts- 
namens lediglich für die aus der kaiserlichen abgeleitete Benennung 
von Personen oder Institutionen , unter Abwerfung desselben in der 
eigentlichen Kamenführung, welche gleichfalls auf Augustus zurückgeht 
und, allerdinp mit einigen Ausnahmen, bis auf Hadrian die männ- 
lichen Angehörigen des kaiserlichen Hauses von den übrigen Bürgern 
scheidet, andrerseits das Ton dem Dictator Caesar auf den Stifter der 
Monarchie vererbte Cognomen, welches nicht bloss unter der ersten 
Dynastie, sondern auch unter den * nachfolgen den die männlichen 
agnatischen Angehörigen der Kaiserhäuser auszeichnet, bis es, wie 
weiter gezeigt werden wird, ebejifalls durch Hadrian auf den desig- 
nirten Nachfolger beschränkt ward. 

Neben der personalen Nomenclatur fehlt, wie gesagt, dem neuen Tiuutw. 
Konarchen ein adftquater Amtstitel. Mtceps, der erste Staatsbürger, 
heisst in der besseren Kaiserzeit das Staatsoberhaupt Torzugsweise 
und schon Augustus nennt sich selber so; aber nicht bloss drückt 
diese Bezeichnung nur die Kangstellung und nicht die Gompetenz aus, 
sondern sie wird auch lediglich enuntiativ, niemals titular verwendet 
Die dem Monarchen als solchem zukommenden Amtsbenennungen 
sind, der weiterhin darzulegenden Doppelcompetenz entsprechend, ver- 
schieden für das städtisch-italische und für das provinziale Regiment. 
Für die erstere C(tmpetenz hat nach einigem Schwanken noch unter 
Augustus selbst die der Republik fremde Bezeichnung der tribunicischen 
Gewalt sich fixirt, welche seitdem als der die Monarchie am wenigsten 
inadlquat bezeichnende Amtstitel gilt; charakteristisch ist dabei, dass 
in der kaiserlichen Titelreihe die tribunidsche Gewalt unter Augustus 
hhiter den republikanischen oberamtliehen Titulaturen des Consulats 
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uod der feldherrlicheo Acclaraation , dagegen von Tiberius an vor 
diesen beiden an erster Stelle steht. Für das provinziale Refiiment 
oder die feldherrliche Gewalt bot sich als titularer Ausdruck theils 
die procoosulari^he, tbeils die ImperatoreDtitulatur, welche beide die 
kaiserliche Militärgewalt in genfigeoder Weise xom Ausdruck braehten. 
Die erstere indess eignete wegen ihrer BesehrUnkong auf die Neben- 
gebiete sn titalarer Verwendung eich nicht und ist daher von den 
frAberen Kaisem titular überhaupt nicht, ?on den späteren ?on 
Traianns an nur dann geführt worden, wenn sie ausserhalb Italien 
verweilten. Aber auch die allgemeine Führung des Imperatortitels 
" gab insofern Anstoss, als das republikanische Princip des Ausschlusses 
des militärischen Imperium von Rom und Italien auch in der augusti- 
schen Verfassung festgehalten ward. Um das Commando, das that- 
sÄchlich das Wesen des Principats in sich schloss, weder ohne Aus- 
druck zu lassen noch verfassungswidrig zum Ausdruck zu bringen, hat 
der Stüter der Monarchie schon in den ersten Stadien seiner politiseiiea 
Laufbahn den Imperatortitel seines Adoptivvaters als Erbnamen be- 
handelt und ihn unter Abwerfiing seines «eigentlichen als Vornamen 
gefObrt, worin seine Nachfolger, soweit rie sich nicht, wie insbesondere 
Tiberius that, der feldherrlichen Benennung überhaupt enthielten, ihm 
gefolgt sind. — Ausser diesen beiden Amtstiteln und dem von den 
meisten Herrschern, wenn auch häufig nicht von Anfang ihres Regi- 
ments au geführten Ehrenprildicat „Vater des Vaterlandes" werden von 
den republikanischen Priesterthümern und Aenitern, die der Kaiser über- 
nimmt, die vornehmeren, insbesondere der Oberpontificat, das Consulat, 
die Censur und die Feldherrnacclamationen auch von dem Kaiser, 
und iwar nach der Weise dieser Epoche die Aemter auch nach der 
Niederlegung unverändert, in der Titulatur geführt 

Wenden wir uns zu der FVage, in welcher Weise die monarchische 
tmJSam. Gowalt erworben wird, so tritt auch hier wieder die die gesammte 
Institution beherrschende Dnppelcompetenz uns entgegen. Die Ge- 
winnung desCommandos und diejenige der tribunicischen Gewalt fallen 
nicht nothwendig zusammen ; wenn sie aber getrennt erworben werden, 
so geht die erstere nothwt udig vorauf und es besteht das monarchische 
Conimanilo ohne die tribunicische (Jewalt, nicht aber diese ohne Com- ' 
maudo. Auf jenes hat die Magist ratscreirung nach republikanischer 
Ordnung keine Anwendung gefunden; vielmehr lehnt die Gewiunung 
des monarchischen Imperium ftusserlich sich an diejenige Form an, 
durch welche der republikanische Oberbeamte den Imperatorentitel 
erhftlt, das ist thatsftchlicb entweder durch Zuruf der Truppen oder 
nach Aufforderung des Senats, rechtlich nach eigener freier, durch 
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die bezeichneten Acte lediglich gerechtfertigter Willkfir. Aber wenn 
nach der republikaniseheii Ordnang auf diesem Wege nicht das Com- 
mando erworben , sondern nur der Amtstitel geilndert wird, so über- 
nimmt nach der neuen monarchischen auf die gleiche Weise ein 
jeder, an den eine solche Aufforderung gerichtet und von dem sie 
aufgenommen wird, auch der amtlose Private das im ganzen Reich 
jedes andere ausschliessende Commando. Wohl wird dieses Imperium 
gedacht als hervorgehend aus dem Yolkswillen; aber es druckt sich 
dimer dabei «os nicht in der geordneten Form der Comitien, sondern das 
Volk wird hier reprftsentirt sei es durch das Heer oder einen beliebigen ^ 
Heertheil, sei es durch den Gemeinderath. Hiermit wird also jede 
Auflehnung gegen den derzeitigen Inhaber der Gewalt insoweit legali- 
eirt, dass far die Rechts- vielmehr die Maehtfrage eintritt; folgerichtig 
aber ist diese staatsrechtliche Theorie, und die Geschichte des Princi- 
pats ist ihr praktischer Ausdruck. Legitim ist jeder, der zum Augustus 
ausgerufen wird , wenn er auch nur vorübergehend zum Besitz der 
Macht gelangt, Galba ebenso wie Nero, Otho und Vitellius nicht 
minder als Galba. Die römische Logik verschmäht die Illusionen. 
Selbstverständlich macht das Bestreben sich geltend den Gonsequenzen 
dieser selbstmörderischen monarchischen Suoeession praktisch einiger- untou» 
messen dadurch aussuweichen, dass der leitige Monarch für den aad daran 
TodesÜidl die Suceession sichert; aber auch diiM wird dadurch er- 
Schwert oder vielmehr verhindert, dass die Besetzung der höchsten 
Stelle rechtlich nicht anticipirt werden kann. Der in der Uebemahme 
des Imperium sich offenbarende Volkswille wirkt nothwendig unmittel- 
bar. Designation des Nachfolgers ist bei dem Principat nicht ein- 
mal in der Form zulässig, dass der Princeps bei seinen Lebzeiten 
die Nachfolge feststellt; die dem Principat mangelnde ContinuitAt 
schloss nicht die Wiederbesetzung aus, wohl aber deren Anticipation. 
Dennoch hat die dynastische Tendenz, welche bei der Begründung 
des Principats durch den Sohn des gewaltigen Caesar so mächtig 
mitgewirkt hatte, nicht bloss in dem Kaiserhause selbst, sondern 
auch bei den Getreuen der Monarchie dazu gefahrt, dass die Nach- 
folge des Vaters von Rechtswegen dem Sohne zu gebohren schien, 
und weiter, bei dem hftufig eintretenden Fehlen leiblicher Söhne des 
Princeps und bei der nach römischer Sitte allgemein zulässigen Adop- 
tion, in dieser eigentlich privatrechtlichen Form zur factischen Wahl des 
Nachfolgers durch den Vorgänger im Principat. Selbst wenn ein Kaiser 
mit Hinterlassung mehrerer Descendenten gleichen Grades starb, ist 
die Bestimmung des Haupterben in seinem Testament gewissermassen 
als Präsentation für die Nachfolge auch in der Kegierung aufgefasst 

18* 
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worden, wobei aUerdings die enge Verknüpfung des kaiserliclieu i'i ivat- 
vemiDgeiis und der kaiflerlSeben Hemeherstellimg mitgewirkt haben 
wird. Hadrian hat dann, wie schon gesagt ward', für die Bestimmung des 
zeitigen Herrsehers hinsichtlich der Nachfolge einen formellen Aos- 
dmck festgestellt in der Beilegung dee Gaeeamamens. Aber alle diese 
Auffassungen und Aeusserungen haben keinen weiteren Werth als die 
Constatirung der Ansicht und der Absicht des zeitigen Herrschers 
ober den Regierungswechsel und ändern nichts an der Reclitsregel, 
<lass die Fixirung der Succession nicht anticipiit werden kann. Es 
erstrerkt sich dies sogar, wie weiterhin zu zeigen sein wird, auf die 
Uebertragung der nominellen Mitregentschaft. Abgesehen von der 
formell möglichen, aber dem Wesen der Monarchie zuwider laufenden 
und erst spät zur Anwendung gelangenden Sammtherrschaft giebt es 
keinen Rechtsweg die Succession in dem römischen Prindpat vorweg 
festznstelleii. 

d^^ui£u ^ Gegensatz zu dem militirisehen Imperium wird die tribunicische 

gj» Gewalt, ihrem bürgerlichen Charakter entsprechend, auf Grund der 
ffir diese Epoche (überhaupt feststehenden l^slatorischen Initiative des 
Senats durch die Comitien dem neuen Herrscher übertragen. Auch 
diesem Act aber fehlt diejcnif^e reciit liehe ContinuitiU . welche das 
Kennzeichen der ordentlichen Ma^istmtnr ist und selbst bei den nicht 
ständigen Aemtern, wie Censur und Dictatur. eingehalten wird. Viel- 
mehr folgt derselbe der für die ausserordentliche ßeamtenerneunung 
geltenden Norm : die gesetzliche Feststellung der Competenz und der 
Wahlaet, aus welchen diese sich zusammensetzt, werden, wie diee 
ausnahmsweise auch in republikanischer Zeit gesishehen ist (8. 186), 
hier zu einem Act zusammengefesst Indem der Senat fQr jede ein- 
zelne Ernennung die Competenz zu normiren hatte, war die Handhabe 
gegeben mit dem an sich wenig bestimmten Begriff der tribunicischen 
Gewalt beliebige Specialclausoln zu verknüpfen; und wahi-scheinlich 
sind diejenigen kaiserlichen Befugnisse . die nicht geradezu aus dem 
Imperium resultirten, auf diesem Wege legalisirt worden. Anticipation 
übrigens ist bei der Uebertragung der tribunicischen (Gewalt ebenso 
ausgeschlossen wie bei derjenigen des Imperium; der Antrag richtet 
sich immer auf sofortige Uebemahme dieser Amtsgewalt. 

w«iur. Ausser diesen beiden dem neuen Herrscher die militirische und 
ti ^a jb, die bürgerliche Obergewalt verleihenden Acten werden f&r die In- 

iviraH. stallation desselben in den Vollbesitz seiner Kacht- und Ehlenstellung 
weiter gefordert die durch die dafOr bestimmten Comitien zu voll- 
aiehende Wahl zum Oberpontifex , die Uebemahme des ordentlichen 
Consulats an dem auf den Antritt n&distfolgenden 1. Januar und der 
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Eintritt in saiiimtliche angesehene sacrale Collegien. Die auf diesem 
"Wege ihm erwachsemleu Befugnisse sind, obwohl factiscli stiUidig, 
doch rechtlich mit dem Principat nur personal verkuüpft, welche 
VerbinduDg allerdings namentlich bei dem Oberpontificat auch politisch 
ins Gewicht fUlt 

Eine rechtlieb fizirte Qualifieation für den Prindpat wird dnreh ^^^J;;^^ 
die oben bezeichnete BesteUnngsfönn auageschlosaen; es giebt dafflr flcattönV- 
keine Altersgrenze und es hat an Yerandien nicht gefehlt IVanen m 

dieser Stellung zu erheben. Dennoch Yerdimt es erwähnt zu werden, 
dass der Principat aus dem alten Adel hers'orgegangeu ist und dass, 
als nach dem Ausgang der Julier und der Claudier Plebejer ditzu ge- 
langten . diesen mit dem Amt auch der Patriciat verliehen wurde. 
Dem senatorischen Kreise sind die Kaiser der ersten zwei Jahrhunderte 
ohne Ausnahme entnommen worden ; der erste aus dem Ritterstand 
hervorgegangene ist M. Opellius Macriuus (217 u. Chr.). 

Die lebenslängliche Daner des Amtes gehOrt zu seinem Wesen; LriMMime- 
weder das Imperium noch die tribunidsche Gewalt sind jemals mit ''"^^ 
Endtermin fibertragen worden. .Dass ein wichtiger Bestandtheil der 
kaiserliehen Gewalt, die unmittelbare Verwaltung der kaiserlichoi 
Provinzen zunächst in dieser Weise übernommen ward, gUt nur für 
die augustische Regierung selbst, und auch für diese nur formell, da 
diese Verwaltung ständig prolongirt ward. Allerdings aber liegt es in 
dem Gesagten, dass der Principat ausser durch den Rücktritt und den 
Tod des Inhabers auch dadurch beendigt werden kann, dass ein 
anderer sicli zum Machthaber aufwirft und thatsächlich die Oberhand 
gewinnt; wie der durch die Truppeu oder den Senat mauifestirte 
Yolkswille den Kaiser bestellt, so Icbbb er aadi durch die gleldien 
Organe abgesetzt werden; eine andere Legitimität als die der That- 
sAchlichkeit hat der Principat nicht entwickelt 

Die kaiserliehen Ehrenrechte und Insignien sind im Allgemeinen 
diejenigen der republikanischen Magistratur. Die persönliche Unver- 
letzliolikeit und der von den Soldaten geforderte Treueid sind wesent- 
lich schon in den früheren Ordnungen enthalten; neu ist nur die durch 
die dynastische Tendenz der Institution gegebene Erstreckung beider 
auf das Kaiserhaus. Gleich dem Consul trägt der Princeps als Amts- 
gewand die Toga mit dem Purpursauni. Die Zahl der Lictoren ist 
unter den frühereu Herrscher« die consularische ; erst Domitian hat 
de nach dem Muster der sullanischen Dictatur verdoppelt. Als Amts- 
dtz dient dem Kaiser wie dem Consol der curolisehe Sessel; nur 
kommt ihm, wenn er mit den Gonsutai zusammen Offisntlich erscheint, 
der Mittelplatz zu. Unter den dem Princeps eigenthfimlichen Ehren- 
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rechten verdiei)en Erwähnung die Führung des Lorbeerkranzes und 
die Bezeichnung der Münzen mit seinem Bilde, welche beide von dem 
Dictator Caesar auf die Kaiser Ubergegaugeu sind. Neben diesen dem 
bflrgBTlieheii Regiment angehörigen Auszeiehnungen fohrt der Kaiser 
auch die feldherrlieben, insbesondere den Degen und die rothe Feld- 
bermscbirpe. Insofern das Gommando dem provinxialen Amtkreis 
angehört, sind diese Insignien in Rom und Italien nicht am Platz; 
da aber der Kaiser daselbst von seiner Garde umgeben und sein Gom- 
mando Dicht unbedingt auf die Provinzen beschrilnkt ist, so macht 
mehr und mehr auch hier der Offizier sich geltend und namentlich 
in der sinkenden Kaiserzeit wird die liürgerliche Amtstracht durch 

MMf^e jenen Feldherrnpurpur in den Hintergrund gedrängt. Die Behandlung 
der Eponyniie ist charakteristisch für die unvollkoniuiene Durchführung 
der monarchischen Idee in dem runiischen Principat. Eine Zählung 
der IlegieruDgsjahre ist in Anknüpfung an die tribunicische Gewalt 
schon anter Angnstns eingetreten, aber der Math sie an die Stelle 
der consolarischen zu setzen hat ihm wie seinen Nachfolgern versagt. 
Mitgewirkt hat dabei zunächst der dem Principat anhaftende Mangel 
der rechtlichen Continaität und der dadurch herbeigeffthrte mit dem 
Wechsel der Regenten wechselnde Jahranfang; aber auch nachdem 
unter Nerva und Traianus die römischen Regierungsjahre an dem für 
den Amtsantritt der Tribüne bestimmten in. Dec. (S. 170) ein festes 
Neujahr erhalten hatten und sie so gut wie die ilgvptischen Königs- 
jahre zur Jahrbezeichnung verwendet werden konnten, hat dennoch 
die schwerfällige Jahrbezeichnung nach den Consuln des 1. Januar, 
so zu sagen der rechtliche Ausdruck des formalen Fortbestehens der 
Republik, sich die ganze Kaiserzeit hindurch im Reichsgebraach be- 
hauptet und aar in den ehemaligen Staaten der Seleukiden und der 
Lagiden die provinziale Jahrbezeichnung sich an deren kaiserliche 
Nachfolger angeschlossen. Das tribunicische Kaiserjahr bleibt im 
praktischen Gebrauch beschränkt auf die Kaisertitulatur. 

OoBvrtMK. Die dem Principat beigelegte Amtsgewalt ist, wie dies schon 
mehrfach hervorgehoben worden ist, theils militiirisches Commando, 
theils eine bürgerliche Machtstellung, wozu allerdings noch zahlreiche 
aus dem Begrift' des Imperium nicht zu entwickelnde und auch mit 
der tribunicischen Gewalt wahrscheinlich nur äusserlich verknüjtfte Be- 
fugnisse hinzutreten. Indem für das Eingreifen des Principats in die 
einzelnen Zweige des Regiments auf das folgende Buch verwiesen 
wird, sollen hier die Grundlagen jener Doppelcompetenz zusammen- 
^ ^ gefarät werden. 

'liehe'"' Das kaiserliche Imperium ist organisch entwickelt aus der republi- 

ComiBando. 
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kanischen Statthalterschaft, wie es denn auch mit deren Titulatur al8 
proconsularische Gewalt bezeichnet zu werden pflegt. Die CollegialitÄt 
ist bei der Statthalterschaft der Republik principiell ausgeschlossen ; 
die AnmiiUt hat bei ilir in Folge des Oebrauehs nnd dee MtssbravebB 
der ProrogatioD nnr UDvollkoioiiien Amctionirt. Die langjährigen 
mehrere Provinsen gleiehxeitig mtafaawnden nnd den Statthalter von 
dem Verweilen in seinem Sprengel mehr oder minder dispensirenden 
Provinzialcommandos der letzten republikanischen Decennien und mehr 
noch die derselben Epoche angehörigen das gesammte Mittelmeergebiet 
umfassenden ausserordentlichen MilitÄrcommandos gegen die Piraterie 
mit ihren Hülfsbeamteu magistratischer Qualification (S. löl. 188) stehen 
bereits dem kaiserlichen Imperium bei weitem naher als demjenigen 
des ursprünglichen Prätors von Sicilien. Insofern ist das kaiserliche 
Imperium, obwohl aus der Statthalterschaft der Republik hervor- 
gegangen, deeh in seiner Ansgestaltnng eine Kenbüdung. Abgeeehen 
▼en der Perpetnität des Amtes und der bei dieser seiner Form selbst- 
verstindliehon Ortliehen Befreiuog von der Vorschrift, dass der Inhaber 
des Imperium, nm es aussnaben, sich innerhalb seines Sprengeis be- 
finden muss, ist dasselbe qualitativ nach drei Riehtungen hin gesteigert: 
durch die Erstreckung auf das gesammte ausseritalische Gebiet (tm- 
perium infiniium) , während das republikanische Imperium durchaus 
örtlich begrenzt ist: durch die üeberlegenheit über jedes andere 
Imperium bei eintretender Collisinn (huppriuoi maius), während unter 
den ordentlichen Imperien der s])ateren Kepul)lik in Folge ihrer Be- 
grenzung die CoUisiou principiell ausgesclilosseu war; durch den 
ausschliesslichen Besitz eigener Truppen, indem sAmmtliche Reiths- 
truppen auf den Namen des Princeps vereidigt sind, wfthrend in 
republikanischer Zeit jeder Statthalter sein eigenes Heer hat oder 
doch haben kann. Die Schranke, dass Rom nnd Italien dem militä- 
rischen Imperium nicht unterliegen, ist für das kaiserliche Imperium 
ebenfalls massgebend und auch praktisch von grossem Einfluss ge- 
blieben, wenn «ileich sie dadurch eingeengt winl, dass der regelmässig 
in Rom verweilende Trinceps nicht ohne Leibwache und Italien bei 
seiner Lage nicht ohne Kriegshäfen bltMbeu konnte. Aber von der 
Garde und den beiden Flotten abgesehi'n. ist Italien Ins zum Anfang 
des 3. Jahrh. n. Chr. nicht mit Truppen belegt worden. Formelle Aus- 
schliesslichkeit kommt der kaiserlichen allgemeinen proconsularischen 
Gewalt nicht tu; yielmehr bleibt das Commando einem jeden der 
Proconsuln in seinem Bezirke. Aber da der Prooonsul nicht bloss ein 
sehwieheres Imperium hat als der Kaiser, sondern auch die eigenen 
Truppen ihm fehlen und er für sein militArisehes Imperium auf 
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geliehene kaiserliche Soldaten angewiesen ist, ist dies specielle Im- 
perium TÖn Haus aus ohne Bedeutung und wird sehr bald ein leerer 
Name. — Dabei hat noch eine andere Steigerung der kaiserlichen 

Befugnisse wesentlich eingegriffen. Nach der arsprQnglichen angu^ 
stischen Ordnung sollten sämmtliche ReichsprovinzcD fQr Jurisdiction 
und Administration dem Senat und den aus der Consuln- und Prätoren- 
wahl hervorgehenden Statthaltern unterstellt werden, während die 
in denselben stationirten Truppen den» Princeps unterstanden. Bis 
weiter indess behielt der Kaiser mehrere derselben in eigener Ver- 
waltung und dieses Provisoriuni wurde nicht bloss zum Dertuitivum, 
sondern es wurde in kurzer Zeit durch Vertauschungen und andere 
Manipulationen bewirkt, dass alle mit Truppen belegten Provinzen 
auch unter unmittelbare kaiserliche Verwaltung traten, womit jenes 
formale Doppelcommando des Kaiseie und des Proeonsuls beseitigt war 
und das kaiserliche Commando zu voller Ansschliesslichkeit gelangte. 
Wie weit aber auch die Befugnisse desselben sich erstreckten, niuss 
dasselbe dennoch, nanientlirli mit Rücksicht auf die AusnahmestelluDg 
Italiens, als ein gesetzlich hefircnztes bezeichnet werden und es ist 
wesentlich schwächer als dasjenige, welches aus Caesars Dictatur sich 
hätte entwickeln müssen. 
Inhalt dH, Auch die tribunicische Gewalt des- Kaisers knüpft wohl an an 
ciM^n den republikanischen Volkstribuuut, ist ul)er wie titular so auch quali- 
tativ eine neue zuerst dem Dietator Caesar und sodann dem Augustus 
und seinen Nachfolgern durch Volksachluss Obertragene Befugniss. 
Die aeitliehen. Ortlichen und collegialischen Sehranken, welche dem 
Volkstribnn gesetst sind, fallen bei ihr ebenso hinweg wie der Aus- 
schluss desPatriciers und ihr Inhaber muss bei Collision mit dem Volks- 
tribun diesem uberlegen gewesen sein. Sie eignete sich zum Ausdruck 
der neuen bürgerlichen Ol)ergewalt theils durch die dem Volkstribunat 
anhaftende eminente und demokratisch geheiligte Unverletzlichkeit, 
theils durch die ideale Aufgabe des Volkstribuus ohne unmittelbare und 
stetige Amtsthiltigkeit als ständiger Beschützer der Verfassung der 
Gemeinde sowohl wie der Rechte des einzelneu Bürgers überall als 
höchstes Correctiv, gewisserwasseu als verfassungsmässige Ausnalune- 
gewalt einzugreifen. Von den ausser dem Recht der Intercession darin 
enthaltenen oberamtlichen Befugnissen kam fflr den Princeps nur etwa 
die der Verhandlung mit der Plebs und dem Senat in Betracht Aber 
es ist schon darauf hingewiesen worden (S. 196), dass was unter dem 
Namen der tribunicischen Gewalt dem Princeps übertragen ward, durch 
die dem Vollmachtsgesetz einverleibten Specialclauseln weit hinausging 
aber die aus dem alten Tribuuat herzuleitenden Rechte, firwiesener- 
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masseu ist (las Recht des Priuceps Krieg. Frieden und Vertrag zu 
schliesseu auf diesem Wege legaliäirt wordeu uud dasselbe gilt wahr- 
tebeinlieh von der otonten Crlmiiial- und Civiljudication und von »U- 
leicheo anderen Befngniasen, wobei die Regel, dass jede einem Prin- 
ceps als solchem abertragene Befogniss ffir alle Nachfolger in Kraft 
bleibt, wohl schon frQh m Geltung gekommen ist. In dieser Ueber- 
sicht kann auf dergleichen Festsetzungen nicht weiter eingegangen 
werden ; die wichtigeren derselben werden ihren Fiats im folgenden 
Buch finden. 

Wichtiger iu diesem Zusaiunieuhang als die Aufzählung einzelner 
positiver Befugnisse des Kaisers ist der Hinweis darauf, dass die Cie- unur «um 
meinde ihre souveränen Rechte, namentlich die Beamteueruennung 
und die Gesetzgebung keineswegs verloren, sondern der Kaiser nur in 
rechtlich festen Grenzen in dieselben eingogrififen hat Die Beamten- 
emennung ist unter dem Principat principiell von der Bfirgersehaft 
oder dem derzeitigen Repr&sentanten derselben, dem Senat vollzogen 
worden, so weit nicht spedelle Ausnahmen gemacht worden sind (Buch 5 
Abschn. 5). In gleicher Weise wird die allgemeine Gesetzgebung von 
den Coniitien und späterhin von dem Sottat gehandhabt. Auch die 
Privilegieuertheilung steht von Rechtswegen bei dem Senat; in diese 
freilich haben die Kaiser seit dem letzten Flavier vielfach eingegriffen 
uud dieselbe mehr uud mehr an sicli gezogen. Nur die Mitwirkung 
des Senats uud der Comitien hei Kriegserklärung und Staatsvertrag 
nahm mit dem Principat ein Ende, und weiter wird diejenige Gesetz- 
gebung, welche die Comitien der Republik einzelnen Beamten zu 
delegiren pHegten, insbesondere die Ertiieilung des BOrgerrechts und 
des Stadtreebts, jetzt allgemein und ausschliesslich vom Princeps geübt 

Es bleibt noch übrig die neben dem Principat eiseheinende un- 
gleiche Gollegialität, die der kaiserlichen analoge, aber nachstehende 
Amtsstellung, die Mitherrschaft, so wie die gleiche CoUegialität im 
Principat. die Sanimtherrschaft zu erörtern. 

Die ungleiche CoUegialität in» Principat. die Mitherrschaft, wie wir s^cundir« 
sie in Krniangelung eiuer allgeuieinen Benennung bezeichnen, ist mit ihm hernciuft. 
zugleicli aufgetreten, trägt aber noch in stärkerem JSinue als der Principat 
selbst den Ciiarakter der ausserordentlichen Magistratur, insofern ihr 
Eintreten von deu jeweiligen Verhältnissen abhängt und ihr Fehleu nicht 
als Vacanz erscheint. Es fehlt ihr auch an einer allgemein gültigen 
Norm; sie besteht in der Beilegung einer der beiden wesentlichen 
Bestandtheile der Kaisergewalt, der proconsularischen oder der tribu- 
nidschen oder auch beider vereinigt, aber unter allen Umstftnden mit 
Unterordnung unter den Princeps, wobei Qberdies die mit jenen Attri- 
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butionen verbundene Cumpetenz allem Anschein nach in jedem ein- 
zelnen Fall specieller Kormirung unterlegen hat. Die Herbeiführung 
einer solchen Stellung und die Festsetinng der ihr luzatheilenden Be- 
fognisse h&ngt der Sache nach nelbBUeretiDdlicb von dem Willen des 
Prineepe ab; formell acheint bei der proconsolariachen Gewalt, da das 
Imperium selbst dafür keine Handhabe bietet, der sonverftne Senat den 
Kaiser zu deren Ertheilung bevollmächtigt zu haben, wfthrend die 
tribunicische Gewalt des Kaisers vermuthlich mit dem verschollenen 
tribunicischen Cooptationsrecht ausgestattet ward. Die bei dem Prin- 
cipat ausgeschlossene zeitliche Begrenzung ist hier vorgekommen so- 
wohl für den Anfang der secundäreii ( it'walt in der Form der Designation 
wie für ihre Beendigung in der Verleihung auf Zeit. Die zum Wesen 
des Principats gehörige Verbindung der beiden Gewalten ist hier 
faenltattv : bis auf Severus werden sie regelmässig gesondert verliehen 
und swar in der Weise, dass das proconsularische Imperium als das 
geringere gilt und gewAhnlieh die Vorstufe bildet für die Verlobung 
der secundären tribunicischen Gewalt. Von da an scheint das pro- 
consularische Imperium für sich allein nicht mehr vergeben worden 
sn sein; die Nebenherrscher des dritten Jahrhunderts treten durchaus 
auf als Inhaber der tribunicischen die proconsularische anscheinend 
einschliessenden Gewalt. Dem Inhalte nach haben diese secundAren 
Stellungen mit der des Princeps wohl die Beseitigung der Annuität und 
die Erstreckung auf das gesammtc Reichsgebiet gemein und scheiden 
sich insofern principiell von der gewöhnlichen Magistratur; der In- 
haber der secundftren proeonsnlariBcben Gewalt hat eigenes Commando, 
deijenige der tribunicischen das Recht den Senat zu berufen. Aber 
wie beiden weder der Prindpat noch der Augnstnsname nikommt und 
selbst die Benennung Imperator ihnen nnr in einseinen FAllen bei- 
gelegt worden ist, haben sie anch an den eigentlichen Kaiserrechten 
keinen Antheil. Eigene Truppen hat ein solcher Nebenherrscher so 
wenig wie der senatorische Proconsul; in den kaiserlichen Erlassen 
wird er in der besseren Kaiserzeit nicht mit genannt; an der Verwal- 
tung der kaiserlichen Provinzen, an der Ernennung der kaiserlichen 
Beamten, an der Gerichtsbarkeit, an Kriegführung und Friedensschluss 
hat er von Rechtswegen keinen Antheil. Freilich kann mit dieser 
Stellung ein wirklicher Antheil an dem Reichsregiment verbunden sein ; 
in dieser Gestalt ist die Institution zuerst bei Angustus und Agrippa 
ins Leben getreten und anch im dritten Jahrb. n. Chr. ist sie snweilen 
in gleicher Weise verwendet worden. Aber dasn genügt die Stellang 
selbst keineswegs, sondern es müssen die besonderen Mandate hinzu- 
treten. In der That ist bereits seit der sp&teren Zeit des Augustus 
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der politische Zweck dieser Institution vielmehr die möglichste Siche- 
rung der Nachfolge durch Creirung eines nominellen obersten Herr- 
schaft8gehtilfen und Herrschaftsgenossen. Darum nehmen diese Neben- 
herrscher thatsächlich überwiegend die Stellung machtloser Kronprinzen 
ein und die der Institution des Principats an sich fremde dynftsttache 
Tendeu gelangt vorzugsweise in dieser secwiidlreii Herrschergewalt • 
zum Ausdruck. Allerdings war eine derartige Creirung nicht mehr als 
eine Anwartsdiail, genau genommen die formelle Aenasernng des der- 
zeitigen Herrschers Ober die Ton ihm gewünschte Nachfolge und es 
ist schon darauf hingewiesen worden, dass bei Erledigang der Herr- 
schaft der nominelle Mitregent keineswegs von Rechtswegen succedirt. 
Thatsächlich indess ist die Uebertragung des Principats in der Regel 
durch diesen vorbereitenden Act bestimmt wurden. 

Wenn die ungleiche CoUegialitUt. wie sie eben dargelegt worden öunmt. 
ist, dem Wesen der Monarchie keinen Abbruch thut, so läuft dagegen 
die gleiche Collegialitftt, obwohl sie formell bei dem Principat ebenso 
herheigef&hrt werden kann wie einstmals bei dem KOnigthom und bei 
der Dictatnr, dem Wesen desselben zuwider. Eingetreten ist dieselbe, 
obwohl schon Augustos sie ins Auge gefasst zu haben scheint, erst 
im J. 161, indem damals nach Pius Tode der von diesem in Aussicht 
genommene Nachfolger Marcus die Regierung übernahm unter Bei- 
gesellung des Bruders zu gleicher Machtbefugniss, weiter einige Jahre 
später derselbe nach des Bruders frtlhem Tode seinem unmündigen 
Sohn die gleiche Stellunfr übertrug. Ueberwiegend in der letzteren 
Gestalt, wo der eine der beiden Sammtherrscher durch seine Jugend 
vom wirklichen Antheil am Regiment ausgeschlossen, ihm aber für den 
'Fall der Erledigung der Thron formell gesichert ist, ist die Institution 
in Tordiocletianiseher Zeit zur Anwendung gekommen und hat in- 
soweit nach beiden Seiten hin ihren Zweck erfollt, die Einheitlichkeit 
des Begiments nicht aufgehoben und den Begierungsweehsel geordnet. 
Aber das« bei emstlicher Gleichheit der Herrscher die Sammtherrschaft 
entweder zum Bürgerkrieg oder zur Reichstheilung führt, erwies schon 
die Katastrophe nach Severus Tode, und in der nachdiocletianischen 
Epoche ist die Auflösung des Römerreichs zunächst durch das effectiv 
gleiche Sammtregiment herbeigeführt worden. 
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Die republikanische Magistratur bleibt principiell auch unter dem 
Kaiser in Function: das kaiserliche Rom wird verwaltet von seinen 
Consuln , Prütoren und Acdilen, das kaiserliche Italien von seinen 
MunicipalitÄten , ein hotrAchtlicher Theil der Provinzen auch in der 
Kaiserzeit von den I'rocunsuln und ihren Quästoren und die Ober- 
leitung bleibt in allen diesen Kreisen dem Senat. Thatsächlich aber 
macht das Ehigreifeii des neuen' Staatsoberhaupts nach alten Seiten 
hin sich geltend, tbeils durch seine persönliche Th&tigkeit, theils 
durch diejenige seiner Gehfllfen und Diener. 
' s^bM-'"' penOnlichen Handlungskreis des Hemchers gehören an die 

n(fi»nm(- kaiserliche Reichsfeldherrnthfttigkeit, der kaiserliche Vorsitz im Senat, 
das Kaisergericht, die kaiserliche legislatorische Initiative, die kaiser* 
liehen Constitutionen. Diese kaiserlichen Regierungshandlungen treten 
nach aussen hin als personale auf und die dabei verwendete Htilfs- 
tliiltifikeit entzieht sich der Darstellung. Die beiden dem Kaiser wie 
dem Cousul dieser Kpoche beigcgel)enen Quästoren ((juaestores AnguMi) 
haben wohl gleichsam als Civiladjutanten ihn bei seiner haupt- 
städtischen AmtsthJltigkeit unterstützt, aber eine feste Gomp^ens 
Iftsst auch fhr sie sich nicht erweisen. Die alte römische Sitte vor 
wichtigen Entscheidungen geeignete Berather su berufen und deren 
Meinung au hören (S. 151) ist für politische Fragen wohl vorüber- 
gehend unter besonderen Verhältnissen zur Anwendung gekommen, 
aber als feste Einrichtung hat ein politischer Staatsrath nicht be* 
standen. Nur für das Kaisergericht und auch hier erst seit Hadrian 
ist ein festes Consilium gebildet worden, in welches angesehene Männer 
und insbesondere namhafte Uechtsgelt hrte berufen wurden, um unter 
dem Vorsitz des Kaisers oder eines Vertreters desselben die an diese 
höchste Stelle gelangenden Rechtssachen zu behan'leln. Dagegen ist das 
mittelbare kaiserliche Regiment, die von den Gehttlfen und Dienern des 
Princeps ausgeübte öffentliche Th&tigkeit hier eingehender zu entwickeln. 
gaaiAi^n Dlo kaiserlichon Unterbeamten sind theils Gehülfen bei dem 
liehen Amt*- Commando, der Verwaltung und der Jurisdiction, theils Hausdiener. 

gehOIfta. 
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Die der ersten Kategorie werden durchaus den beiden privilegirten 
Ständen entnommen und auch innerhalb derselben ist die Qualihcation 
fest abgegrenzt, wodurch das kaiserliche Recht der Gehülfenbestellung 
in energischer Weise gebunden und insbesondere das Senatsregiment 
weniger beschrtnkt wird als durchgefQhrt. 

In der hanptaUdtiedien Verwaltung liaben Nicbtsenatoren, von ^^^j^I^ 
den bei der kaiBerliehen Leibgarde und bei der stIdtiBchen Lösch- r«nmi*uff- 
mannsebaft fnngirenden Offizieren und von dem mit der Beschafifiuig 
des für die Hauptstadt erforderlichen Getreides betrauten Finanz- 
beamten abpieseben, amtliche Thfltigkeit unter dem Principat nicht 
ausgeübt. Die neuen ftir hauptstädtische Geschäfte vom Kaiser er- 
nannten Beaiiiteii werden durchgängig aus dem Senat ausgewählt 
und auch die ihnen zugegebenen Subalternen nicht dem kaiserlichen 
Gesinde entnommen, sondern nach dem republikanischen Muster 
geordnet. Die Ueichskasse blieb zunächst unter der Verwaltung der 
republikanischen Magistrate; erst Nero nahm sie diesen ab und stellte 
sie unter eine Vorsteherschaft kaiserlicher Ernennung. Augustus war 
allerdings damit schon insofern Torangegangen, als er bei Einführung 
neuer Steuern ehie sweite Reichshauptkasse (aerarkm müUare) mit 
kaiserlicher Vorstandschaft eingerichtet hatte. Es whrd darauf bei 
dem FinaDZwesen (Buch 4 Abschn. 5) zurQckzukommen sein. 

Das Verpflegungswesen der Hauptstadt nahm Augustus, insoweit 
es sich dabei um die HeschafiFung der Vorräthe handelte, wie so eben 
gesagt ward, auf seine Hauskasse und entzog sie damit der senatorischen 
Verwaltung. Aber die Vertheihiug des Getreides wurde durch eine 
nach den republikanischen Kegeln bestellte und geordnete Magistratur 
beschafft 

Das städtische Bauwesen und die FQrsorge fQr die italischen B»«««Ma. 
Landstrassen, beide seit dem Verfall der Censur verwaist, wurden den 
Curatoren fflr die städtischen Gebftude, fttr die stidtischen Wasser- 
leitungen , fQr die stidtischen Kloaken und den Tiberstrom , fQr die 
italischen Landstrassen , neuen senatorischen Spedalämtem kaiser- 
licher Besetzung angewiesen. 

Von wesentlicher auch politischer Wichtigkeit ist die durch Tiberius roiiwi. 
unter dem Namen der verschollenen Stadtjjrafectur ins Werk gesetzte 
Einrichtung eines hauptstädtischen Polizeidirectors, welcher mehr und 
mehr auch die Criminalsachen in der Hauptstadt in die Hand bekam 
und allmählich Oberhaupt an die Spitze der hauptstädtischen Verwaltung 
gelangte. Diese Institution nahm, obwohl der Fiftfect selbst nicht 
Offixier war, dadurch einen militärischen Charakter an, dass ihm eine 
ansehnlidie Truppe von etwa 5000 Mann zur Verfügung gestellt ward. 
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luuMk* Bei weitem weniger als in die hauptstädtische hat der Principal 
in die Selbstverwaltung der italischen Städte eingegritfen. Das neue 
Amt für die italischen Landstrassen kam mit diesen nur äusserlich in 
BertlhruDg. Erst seit der traianischen Zeit begegnen, ohne Zweifel 
durch die bei jener Selbstverwaltung eingerisaeDeii finaniielleii Mi»- 
stftnde herbeigefllhrt, Anfticlitsbeamte über die yermOgeDsverwaltaDg 
eiDselner italisdier Stldte, vom Kaiser theils dem Senat, theils der 
Ritterschaft entnommen. 

SrnSuu Wenn in Rom und Italien der Kaiser nicht kraft seiner milit&risehen 
Gewalt schaltete, so ruht dagegen sein Antheil am Provinzialregiment 
durchaus auf dem Imperium oder der proconsularischen Gewalt, und 
seine Gehülfen in diesem Bereich sind, in scharfem Gegensatz zu 
den italischen, durchgängig Oftiziero. Dieselben zerfallen in drei 
Klassen : die kaiserlichen Adjutanten {Jegaii Angusti) senatorischen 
Standes mit magistratischer Qualität (pro praetore), die nicht magi- 
stratisdien Adjutanten desselben Standes {legati) und die Offiziere 
von Ritterrang, die Mbum und pratfteU, Dass ihnen allen eigenes 
Commando fehlt, kommt in der im Gebrauch unserer Adjutantur 
entsprechenden Reseiehnung tegatus bei den höheren Kategorien sum 
Ausdruck. Im Wesentlichen ist diese Ordnung der MilitArhierarchie 
der Republik entlehnt, in welcher der legatus der dem Feldherrn bei- 
gegebene und schon damals häufig, wie in der Kaiserzeit durchaus, 
als Corpschef functionirende Senator ist, der tribunus und der pracfecius 
entweder ein Saramtcommando l)ei der Legion oder das £iuzel- 
commando einer kleineren Truppe führt. 

Die den Senatoren vorbehalteue magistratische Adjutantur oder 

ttooh« ^^^^ römischer Bes^chnung die legaÜ pro praetore, nQ&jßeuuu wai 
wrrnnQOTiiyoi , welche nach dem Muster der dem Pompeius für den 
Firatenkrieg gewfthrten Ausstattung (8. 151) dem Kaiser beigegeben 
sind, stehen su der republikanischen Ordnung in schärferem Gegen- 
satz als irgend eine andere dem Principat angehörige Institution, weil 
damit der Kaiser in die Creirung der Magistratur eingreift und -statt 
der Comitien das Imperium verleiht. Insofern ist es bemerkenswerth, 
(lass in der ursprilnglicheu Gestaltung des Principats diese Kategorie 
bezeichnet wurde als künftig wegfallend; wenn Augustus seiner Ver- 
heissung entsprechend die vorläutig in seiner Verwaltung verbliebenen 
Provinzen bei Eintritt des vorgesehenen Termins dem Senat zurück- 
gegeben hatte, so wftren damit diese Beamten ausser Function ge- 
treten. Dazu aber ist es nicht gekommen und seit Tiberius erscheinen 
diese vom Kaiser besetsten Statthalterschaften als definitive Reichs- 
institution. Der Competenz nach kommt einem solchen Statthalter, in 
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Coniniando, Rechtspflege und Verwaltung volles Statthalterrecht zu 
und die höheren unter diesen Statthalterschaften, die von Germanien, 
Syrien, Paononien, Britannien werden, obwelil die Inhaber bloss pro- 
prätorisehen Rang haben und im Gegensatz in den eeclis Lictoren 
fahrenden senatorischen Proeonenln nvr fünf Faeoesf&hrenf anssehliesB- 
lieh mit Gonaalaren besetzt, die geringerui iranig^ens nieht anden 
als nach der Prätur verwaltet. Thatsächlich bilden jene jetzt die 
höchsten Staffein der militärisch-politischen Laufbahn. Die Btftifcsten 
römischen Heere, in der früheren Kaiserzeit bis zu vier Legionen oder 
etwa 40(>0() Mann, seit Severus allerdings nur bis zu der halben 
Stärke, stehen unter ihrem Commando und wenn der Princeps nicht, 
wie er allerdings eigentlich soll, selber als Reichsfeldherr functionirt, 
80 pflegen grössere Ueichskriege, so weit nötbig mit Erweiterung der 
Competenz, einem solchen General Ubertragen zu werden. 

ElienfallB senatorische, aber nieht mit magistratischer Befagnias nuutm^^ 
ausgestattete Offiziere sind die kaiserlichen Corpsehefs, die UgaU "^iS^ 
Ugkms, regelmässig Mtorier. Die Beiehsarmee ist in der Hanpi- 
saehe in Corps von durchgängig 10000 Mann Stärke eingetheilt, Ton 
denen die Hälfte auf die Bttrgerlegion fällt, die andere HAlfte aus den 
übrigen Reichsangehörigen gebildet wird. Jurisdiction und Provinzial- 
verwaltung haben sie nur dann, wenn eine Provinz mit einer einzigen 
Legion belegt ist. was in früherer Zeit vermieden wird; wo mehrere 
Legionen in derselben Provinz stiitionirt sind, sind deren Legaten dem 
proprätoriscben der ganzen Provinz unterstellt und wie sie sich bei 
der Truppe befinden, sind sie zunächst für das Commando bestimmt, 
obwohl sfe nach Auftrag des Yorgesetsten Legaten auch fOr andere 
Geschäfte verwendet werden können. In einseinen kaiserlichen Pro- 
.Tinsen erscheinen auch Legalen gleichen Ranges und gleicher Unter- 
ordnung unter den der Prorinz Oberhaupt vorgesetzten fOr die Hand- 
habung der Rechtspflege {legaH iwridiei) oder, jedoch nicht ständig, 
fOr Revision der Einschätzungen (jkgati cmsibus accipiendis). Es ist 
bezeichnend für den militärischen Charakter des kaiserlichen Provinzial- 
regiments, dass auch diese Civilmandatare den Adjutantentitel führen. 

Gegenüber diesen beiden Kategorien, welche etwa unserer Gene- oftttowto» 
ralität verglichen werden können, stehen die Offiziere von Ritterrang, 
die sechs Tribüne der Legion und die Tribüne oder Präfecteu der 
Auxilien , durchgängig als Einzelffthrer Abtheilungen 500 bis 1000 
Mann vorgesetzt. Der Plebejer dieser Epoche (S. 49) darf als solcher 
ein derartiges Commando nicht fOhren, obwohl der Kaiser ihn durch 
Verleihung des Ritterpferdes jederzeit dazu qualificiren kann ; ebenso 
ausgeschlossen von diesen Stellungen- ist der Senator, obwohl dw 



Digitized by Google 



Drittes Biidi. Di« einieliieD Aemter. 



junge Mann senatorischen Statulep, hevor er in den Senat eintritt, 
regelmässig derartigen Oftiziersdienst tliut. Der Regel nach sind 
diese Offiziere von Ritterrang den Offizieren senatorischen Kiiuges 
untergeordnet. Aber es werden hiervon Ausnahmen gemacht, die in- 
sofern von politiseher Wichtigkeit sind, als darin die Tendenz zu Tage 
tritt die militärischen Vertrauensstellungen dem senatorischen Commando 
zu entziehen und sie vielmehr mit Mftnneni von Ritterstand zu be- ' 
setzen. Es gilt dies zun&chst von der in Rom stehenden Leibgarde 
ungefähr von der Stärke eines legionaren Corps: diese wurde nicht ala 
Legion formirt, sondern es standen die Tribüne ihrer Ahtheilungen anfangs 
unmittelbar unter dem Kaiser, seit den späteren Jahren Augusts aber 
unter dem Sannntcomniando zweier rechtlich gleich gestellter Oftiziere 
von Ritterrang, der jirarfrrti pradorio. Ungefähr gleichzeitig wurde 
die militärisch reorgauisirte Loschniaunschaft der Hauptstadt einem 
auch dem Ritterstand entnommenen Befehlshaber (praifectus vigüum) 
unterstellt. 'Die Kriegsflotten in den beiden italischen Meeren wurden 
gleicb&lls Offizieren von Ritterrang überwiesen. Wenn also, so weit 
in Italien ttberhaupt militärische Stellungen sich befanden, bei keiner 
derselben ein Mann senatorischen Ranges verwendet ward, so ist bei 
einer Reihe von Königreichen und FQrstenthOmem, die unter dem Prin- 
cipat zum Reiche kamen, dasselbe geschehen und sind sowohl in Aegypten, 
welches kein Senator auch nur betreten durfte, wie auch in Noricum 
und den sonstigen zunächst an die Alpen grenzenden I^andschaften 
die Mitglieder des an dem Reichsregiment betheiligten Senats von 
der Stalthalterschaft ausgeschlossen worden. Selbstverständlich ist die 
finanzielle oder militärische Wichtigkeit dieser Gebiete dabei bestimmend 
gewesen; staatsreehtlieh wurde dies Verfahren dadurch legalisirt, dass 
sie angesehen wurden als nicht eigentlich oder wenigstens nicht so- 
fort mit dem römischen Imperium vereinigt, sondern, gewissermassen 
durch dynastische Succession der römischen Herrscher, in einer Art 
Personalunion mit demselben verknüpft. In diesen ehemaligen König- 
reichen und Fürstenthtlmern wurden die Befugnisse der Statthalter- 
schaft an die weiterhin zu erwähnenden kaiserlichen Ohersteuer- 
einnehmer von Ritterrang gegeben und, so weit diese Statthalterschaften 
mit Truppen belegt waren, diese demselben unterstellt, in Aegypten, 
das mit Legionen besetzt ward, sogar diese seihst so wie ihre hier 
ebenfalls dem Ritterstand entnommenen Corpscbefs. Durch diese 
zahlreiehen und wichtigen Ausnahmen wurde die den augustischen 
Ordnungen zu Grunde liegende Regel, dass das Militärcommando in 
höherer Instanz dem Senator zukommt, wesentlich eingeschränkt, bis 
dann im Lauf des dritten Jahrhunderts der Senat alimählich aus 
allen militärischen Stellungen ausgeschieden wird. , 
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Wenn die bisher aufgeführten höheren kaiserlichen Geholfen. Nied«« 
obwohl nur ausnahmsweise inagistratischen Rechts, doch sÄmmtlich 
als Organe der Magistratur angesehen werden dürfen, so ist auch 
der niedere Kreis der liülfsthätigkeit bei dem kaiserlichen Regiment 
in ahnlichem Sinn geordnet. Insofern diejenige Form der Monarchie, 
welche als Gemeindevertretung gefasst und der Magistratur zugerechnet 
werden darf, sich dadurch charakterisirt, dass sie den personalen 
Dienst bei dem Herrscher von dem Staatsdienst scheidet, so besteht 
der Principat auch in den von ihm verwandten niederen Hfllfiileaten 
die Probe und macht den rechten Gegensatz zu dem spftteren 
Byzantinismus. Insbesondere macht sich dies im Heerwesen geltend 
und zwar in steigender Progression durch Ausstossung des in den 
Auffingen des Principats dabei verwandten Gesindes. Die aus un- 
freien Mannschaften überwiegend germanischer Herkunft gebildete 
für den unmittelbaren Dienst bestimmte berittene Palastwache der 
früheren Herrscher wird seit Traian ersetzt durch eine der Reiterei 
peregrinischen Hechts entnommene Elitegarde. Die Mannschaften der 
italischen Flotten, unter den julisdien Herrsehem kaiserliche Sclaven, 
finden wir schon unter Claudius umgewandelt in eigentliche Soldaten 
und aus den FlottenfQhrem die kaiserliehen Freigelassenen verbannt 
und dieselben sRmmtlich dem Ritterstand entnommen. Ebenso werden 
hei den kaiserlichen Statthaltern die Subalternen nicht genommen 
aus dem kaiserlich«! Gesinde, sondern ohne Ausnahme abcommandirte 
Soldaten dafür verwendet. In steigendem Masse scheinen Hadrians 
Verwaltungsreformen dem Uebergreifen des Kaisergesindes entgegen- 
gewirkt zu haben; charakteristisch dafür ist es, dass er die Iiis dahin 
von dem Gesinde der Gemeinde auf das kaiserliche übergegangene 
Ehrenauszeichnung der Zweiuamigkeit dem letzteren entzog und den 
Kaisersclaven anwies sich gleich dem des Privaten mit einem einzigen 
Kamen zu nennen. Es tritt diese auf ZnrQekdringung des Gesindes 
gerichtete Tendenz mit besonderer Schftrfe hervor in der Behandlung 
der kaiserlichen Gorrespondenz. Der dabei eiforderliche Beistand gehürt 
nach der Ordnung des römischen Hauswesens zu den Gesindeleistungen 
und wird auch bei der kaiserlichen zunächst Überwiegend in dieser 
Weise behandelt, wenn gleich auch Personen besseren Standes, wie 
unter Augustus der römische Ritter Q. Horatius Flaccns, dazu berufen 
werden konnten. Aber indem allmählich der Gegensatz der amtlichen 
und der privaten Correspündeuz sich geltend macht, insbesondere 
die Briefe (epistulae) von den Eingaben (libeUi) geschieden werden, ■ 
tritt das kaiserliche Secretariat aus den personalen Dienstleistungen 
in die amtliche Bttlfothitigkeit Aber, und es bezeichnet einen ent- 
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Schiedeneil Fortschritt, dass mit Hadrian aus diesen Gehalfenstellungen 
die Freigelassenen Teisehwinden und die kaiserlichen Kabinetssecretäre 
fortan fast ohne Ausnahme dem Ritterstand angehören. Wohl hat da- 
neben unter Gaudius wie unter Domitian namentlich in der unmittel- 
baren Umgebung des Kaisers das Bedientenregiment gewaltet, wie ja 
denn jede schwache und jede nichtswOrdige Regierung durch dasselbe 
crekfnnzeichnet wird; al)er im Grossen und (ianzen überwiegt die 
reforrairende Tendenz, und es hat die ehrbare Ordnung in dieser 
Hinsicht sich einigermassen behaujjtet. bis mit der l'ebersiedelung 
des Regiments nach dem griechisciien Osten der kaiserliche Kammer* 
diener unter die hohen Staatsbeamtfu eintrat, 
^khi'w bleibt noch Qbrig die Holfsth&tigkeit bei der Icaiserlichen 

"^^ftil^'' VermOgensverwaltuDg in ihrer Eigenart zu eharakterisiren. Zu Grunde 
liegt dabei einerseits die strenge Scheidung des Staats (popuius) und 
des Herrschers (Caesar, fisms), welcher ▼ermögensreehtlich durchaus 
als Privater behandelt wird, andererseits der vollst&ndige Ausschluss 
jeder finanziellen Controlirung des Staatsoberhaupts durch eine andere 
staatliche Behörde, ähnlich wie dies zum Wesen der alten Dictatur 
gehört (S. 134). Dies hat dazu geführt, dass die gesammte ötlent- 
liche Vermögensverwaltung, so weit sie in flinnahme wie in Ausgabe 
dem Staatsoberhaupt zufällt, rechtlich behandelt wird als zum kaiser- 
lichen Hauswesen gehörig, und da sowohl die ])e(leutendsten Aus- 
gaben, insonderheit sämmlliche Aufwendungen für das Heer und iUr 
die Verpflegung der Hauptstadt, unter dieselbe fielen wie auch dem 
entsprechend die wichtigsten Einnahmen entweder an sich schon in die 
kaiserliche Kasse flössen« wie namentlich die Ägyptischen, oder dem 
Kaiser fOr Deckung jener Ausgaben flberwiesen werden mussten, so 
hat die kaiserliche Vermögensverwaltung, obwohl formell eine private, 
die der Gemeinde der Sache nach von Haus aus Uberwogen und im 
Laufe der Zeit die letztere immer mehr in den Hintergrund gedrängt. 
Nicht das Staatsreginient überhaupt, wohl aber das Finanzregiment 
))ildet unter dem Principat thatsächlich einen Theil des kaiseriicbeu 
Hauswesens. 

Die kaUr^r- Wenn es hiemit ausgesprochen ist, dass bei den kaiserlichen 
Fi2!^. Finanzen das Kaisergesinde nicht in der Weise principiell ausgeschlossen 
war, wie dies von der Halfsthätigkeit bei dem Commando und den 
sonstigen formell (Mfentlichen Geschftften der Fall ist, so ist dennoch 
die Hfilbthfttigkeit auch bei jenen keineswegs den unfreien und halb- 
freien Kaiserleoten ausgeliefert. Wie von den grossen Privatbausem 
dieser Epoche für die Vermögensverwaltung neben dem Gesinde der 
Gesehftftsfahrer (procurator) verwendet wird und in diesen Stellungen 
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zum Beispiel bd den kaiserlielieii Damen selbst lünner von Ritter- 
rang gefiuden werden, so ist noch entschiedener die kaiserliehe Ver- 
mögensTerwaltung Ton Hans ans so geordnet worden, dass, da die 
Senatoren selbstverständlich bei derselben nicht betheiligt werden 
konnten, alle der öffentlichen Thätigkeit angehörigen Stellungen mit 
Männern vom Ritterstand besetzt wurden und insbesondere, so weit 
diese Verwaltung mit den Bürgern in Berührung kam, das Gesinde 
dahei nicht zum Vorschein kommen durfte. Bei der ungeheuren Aus- 
dehnuufi (ier kaiserlichen Finanzverwaltun^^ hat sich hieraus, in Ver- 
bindung mit den nach dem früher Bemerkten dem Ritterstand vor- 
behalteneu Offiziers- und Statthalterstelleu, eine zweite Beamten- 
hierarchie entwickelt, die durch das geregelte Avancement und mehr 
noeh durch die hohen damit verbundenen Gehalte der senatoriseben 
Hierarchie ebenbürtig an die Seite trat und fOr das nicht militärische 
Kaiserregiment mehr in Betracht kommt als die dem Senat angehOrige 
Beamtenschaft. Den ersten Platz in dieser Reihe behaupten die für die 
einzelnen Provinzen bestellten kaiserlichen Obersteuereinnehmer. Den 
Offiziei-stitel prnefcctus führten von denselben nur diejenigen, welche, 
wie obeu (S. 2<>8) bemerkt, zugleich die Statthalterschaft vei-sahen und 
auch bei diesen überwiegt späterhin, von Aegyi)ten abgesehen, die 
Geschäftsführertitulatur. Der neben dem Statthalter in jeder Provinz 
fungireude Uliersteuereinuehmer, welcher sich als kaiserlicher Geschäfts- 
führer (proeurator August^ bezeichnen darf, wird, obwohl er nicht 
Offizier ist und keine eigene Truppe hat, doch insofern als Offizier 
behandelt, als regelmässig SoMaten zum Dienst bei ihm abcommandirt 
werden, und er gilt thatsSchlieb in der Provinz als der Zweithöchste, 
wie er denn auch bei Vacanz des senatorischen oder des kaiserliehen 
Vertreters interimistisch die Geschäfte zu führen pflegt. Von den 
sonstigen Finanzbearaten führt den Offizierstitel nur der Verwalter der 
hauptstädtischen Zufuhr (praefedus nnnnnae); die übrigen Aemter 
»ind durchgängig niederen Ranges und gehen in absteigender Folge 
über in die Stellungen der kaiserlichen Freigelassenen und Sclaven. 
Aber auch iu diesem Kreise macht das Bestreben die der Saciie nach 
amtliche Thätigkeit dem Gesiude zu entziehen in steigender luteusität 
sich geltend. Die Verwaltung der kaiserlichen Centraikasse in Rom, 
in welche die gesammte kaiserliehe Finanzwhrthschaft rechnungsm&ssig 
ausgelaufen sein und die einigermassen den heutigen Finanzministerien 
entsprochen haben muss, liegt in der ekndU»hen Zeit in der Hand 
eines dem Kaisergesinde angehörigen und rechtlich dem Kammerdiener 
gleichstehenden Rechnungsführers (a rationihus), wobei die Oberauf- 
sicht entweder des Kaisers persönlich oder eines von ihm bestellten 

14* 
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anitlosen Specialmaudatars vorauszusetzen ist, im zweiten Jalirhuudert 
dagegen in den Händen des kaiserlichen Geschäftsfuhreis für das 
Kecbnungswesen (proewraUtr ÄuguHi a ratiambus), eines angeflehenen 
rOmiaehen Ritters. 

Wenige Seiten der Ordnungen des Principats verdienen so unein- 
geschränkte Anerkennung wie die weise geordnete und folgerichtig 
festgehaltene Selbstbeschränk un«:^ hinsichtlich der Auswahl der Unter- 
beamten und der Gehtilfen bei der Durchführung der umfassenden 
dem Staatsoberhaupt ziipetheilten Comi)etenz. Wir haben wenigstens 
in den Grundlinien dar^^Mlegt. wie die rechtlich freie Auswahl ge- 
bunden ward durch nicht verbriefte, al)er im Wesentlichen eingeiialtene 
Qualiticatiunsnormen ; wie auch in den Gebieten, welche von Itechts- 
wegen nicht staatlicher, suuderu hauswirthschafllicher liebandlung 
unterliegen, die unter den bestehenden Verhältnissen uttTermeidliehe 
Mitwirkung des halhfreien oder unAreien kaiserlichen Gesindes von 
Haus aus in feste Grenien gewiesen und im Laufe der Jahrhunderte 
mehr und mehr eingeschränkt worden ist Wesentlich auf diesem 
Wege ist unter dem Principat die Mitherrschaft des Senats und die 
Vorherrschaft der höheren Stände aufrecht erhalten und die alte 
Aristokratie mit der neuen Monarchie zu einem Gesammtbau ver- 
einigt worden, dessen innere Festigkeit und äussere Dauer der re- 
publikanischen Weltherrschaft ebenbürtig zur Öeite steht. 
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Nachdem iiu vongen Buch die römibcbeu Magistraturen in ihrer 
gesehichtiichen Besonderheit ihren HauptzOgen nach entwickelt worden 
sind,' sollen in diesem in sachlicher Zusammenfassung die einzelnen 
Ämtsfunctionen dargestellt werden, in welche dieselben nach wesent- 
lich nicht sachlich, sondern historisch bedingten, h&ufig geradezu zu- 
billigen Nonnen sich theilen. Ausgeschlossen sind dabei diejenigen 
magistratischen Befugnisse, welche zweckmässig in anderer Verbindung 
hphrtiulelt werden, insbesondere das Recht der l^estelluny; von Nach- 
folgern. Gehülfen und Stellvertretern, welches im zweiten, und das 
Recht mit der Bürgerschaft Gesetze und mit dem Senat Beschlüsse zu 
vereinbaren, welches im fünften Buch seine Stelle findet. Zur Dar- 
stellung kommt hier die magistratische Betheiligung am Sacralwesen 
(Absclin. 1); das Zwangs- und Strafreeht (Abschn. 2); die Bechtspflege 
im Privatprozess (Abschn. 3); die Heerbildung und der Heerbefehl 
(Abschn. 4); die Verwaltung des Gemeindevermögens und der Ge- 
meindekasse (Abschn. 5); die Verwaltung Italiens und der Provinzen 
(Abschn. 'V); die Behandlung der Bezieh im l^ii zum Ausland (Abschn. 7). 
Allerdings können diese Darlegungen im Raiimen des allgemeinen 
Staatsrechts den Gegen>t:nid nirgends erschi^pfen, sondern wesentlich 
nur bezeiclmeu, dass und wie die specielleu Ordnungen diesem sich 
einfügen. 
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Naclidein Magistratur und Priesterschaft sich von ciiiander ge- 
schieden haben, liegen selhstfoJglich die sacralen (iescliilftc Uberwiegend 
bei den Priestern, deren sacrales Regiment bereits im zweiten Buch 
(S. 88 fg.) entwickelt worden ist. Indess ist die Verweltlichung der 
Magistratur keineswegs Ueberlieferung der staatlichen Götterverehrung 
an die PriesterBchaft; es ist yielmehr das sacrale RegimeDt dieser in 
der Haaptsaehe entzogen. FQr die weitere Darstellung werden die 
ordentlichen nnd ständigen ein f&r allemal angeordneten Sacralhand- 
lungen und die nicht durch eine derartige Vorschrift gebotenen xu 
unterscheiden sein. 

Hafiatra- Die hergcbraclite oder dauernd neu hinzutretende Götterverehrung 
o« 8|£k' liegt nach Herkommen oder Festsetzung den Priestern ob, je nach 
dem Ritual Priestercollegieu oder Einzelj)riest( rn. Auch mit der 
Creiruug der Priester, welche entweder durch ccdlegialische Cooptation 
oder durch pontificale Ernennung erfolgt, haben die Magistrate nichts 
zu schaffen so wie auch die Aufsichtftthrung über diese Verrichtuugeu 
voin sacralen Standpunct aus dem hiefflr mit Goercition ausgestatteten 
Oberpontifez obliegt Kur ausnahmsweise sind einxelne st&ndige 
Sacralacte bestimmten Magistraten aufgetragen, so das latinische Fest 
auf dem Albanerberg und das wenigstens factisch ständige bei Beginn 
des Amtsjahres fOr dessen glückliclien Verlauf den Göttern dann- 
bringende (lelubde den Consuln, das Herculesopfer an der am maxima 
dem Stadtprütor. Von staatsrechtlicher Wichtigkeit ist nur die schon 
erwähnte (S. 03) Uel)erweisung der rechtlich den Sacralhandlungen 
zuzuzilhleuden stiUidigoii Volkstestc der späteren Zeit an die Magistratur: 
sie ist wesentlich daraus hervorgegangen, dass deren Veranstaltung 
unter Zuschuss eigener Aufwendungen mehr und mehr als Wahl- 
empfehlung behandelt ward, was sich auch deutlich darin zeigt, dass 
bei dem ansehnlichsten dieser Feste den schon zum Ziel gelangten 
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Consulii der Vorsitz, den nach demselben strebenden earulischen Aedilen 
die Ausrichtung oblag. Ueberhaupt haben in der späteren Republik, 
abgesehen von den durch den Stadt])riltor ausgerichteten apollinarischen 
Spielen, die vier Aedilen die Ausrichtung der Volksfeste beschafft; 
Augustus aber hat sie, wohl eben wegen des daran sich knüpfenden 
Amiiitus, ilcnselhen entzogen und sie den Prätoren übertragen. 

Aber eine wichtige und allgemeine Ausnahme macht die Mit- oauw- 
Wirkung der Götter bei dem einzelnen magistratischen Act. Sie tritt 
auf in zwiefacher Gestalt, entweder mit Initiative der Gottheit (dirae, 
auch augmia oblaiha) oder als Antwort der Gottheit anf die Frage 
des Magistrats (anupkia tmpetraiha). In beiden FftUen kann die 
besonders für die Deutung der Götterzeichen bestellte Priesterschaft 
(augurrs) wohl um sachkundigen Rathschlag angegangen werden, aber 
das Zeichen oder die Antwort geht an den Magistrat und die Be- 
handlung desselben liegt in seiner Hand. 

Gegen jeden ötTentlichen Act. wozu in diesem Fall auch die Acte üwL^eiwr 
<ler plebejischen Quasi->fagistrate gerechnet werden, kann die Gott- 
heit Einspruch thun, das lieisst dessen Unterlassung für den betreffenden 
Tag fordern, wogegen die Wiederaufnahme desselben an einem anderen 
dadurch nicht gehindert wird. Was der rOnuseben Theologie als 
Wamungsieichen gilt, ist hier nicht zu erörtern; ein wfthrend der 
Volksversammlung sich entladendes Gewitter, Hinstfinen eines Epi- 
leptischen in derselben, Versprechen in der Gebetformol werden nam- 
haft gemacht. Dabei ist es rechtlich gleichgültig, ob der den öffent- 
lichen Act vollziehende Beamte das Zeichen selbst wahrgenommen 
hat oder durch Meldung (nuniiatio) eines der Anwesenden ihm davon 
Kunde wird. Ks steht an sich im Ermessen des Ma(4i>trats, in wie 
weit er der Wahrnehmung Folge geben will oder nicht ; indcss wurde 
dies spater dahin eingeschränkt, dass die Meldung berücksichtigt werden 
musste, wenn sie entweder von einem anderen, wenn auch niederen 
Magistrat kam, sum Beispiel dieser berichtete bei der HimmelSBehau 
(äe cado servare) einen Blitz wahrgenommen zu haben, oder von 
einem bei dem Act anwesenden Augur. In der besseren Zeit der Re- 
publik, 80 lange diese Institution sich in ihren natttrlichen Grenzen hielt, 
hat sie schwerlich wesentliche Bedeutung gehabt. In der uns allein be- 
kannten Denaturirung der spätrepublikanischen Epoche, bei welcher 
neben üblem Herkommen auch dieses Herkommen sanctionirende und 
vielleicht erweiternde Volksschlüsse mitgewirkt halien und bei denen 
wesentlich di r Zweck ol)waltet. dem mit der magistratischen Initiative 
und der l uniitialen Allmacht getriebenen Missbrauch durch einen an- 
deren formell noch grelleren Missbrauch zu steuern, wird die Realität 
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«1er VValirnehmuiifx Hiinzlich itiiKirirt und liluft iusbesondere die Nun- 
tiatiüu aus auf ein Kiiisj»ruclisreclit ge^'cii den Act. bis sie dann iu 
den letzten Krisen der Republik nll^'eniein untersagt ward. 
EjMcM Bei weitem wichtiger sind die uiagistratischen Auspicieu. «las lieisst 
Midm. die Ordnung, dass der Magistrat der GemeiDde — nicht derjenige der 
Plebs — gehalten ist vor jedem wichtigeren öffentlichen Act dnreh 
entsprechende an die Gottheit gerichtete Frnge sich ihrer Zustimmung 
m der Vornahme desselben zu versichern. Dieser Act heisst die 
„Vogelschau" (auspicia), die dabei zugezogenen Sachverständigen die 
^VogelfOhrer" (augures), weil anfänglich diese Zeichen vonx hniürh ge- 
funden wurden durch Beobachtung der durch ein — auf dem Erdboden 
wie in der Luft mittelst gedachter Linien abgegrenztes — Schauqua.lrat 
(tet»]>Iinti) fliegenden Vögel (>ii<jn<i t.r finhua) oder durclilaufenden 
Thiere (siyun rj (fuadruptd/bus). In iiistorischer Zeit wurde diese 
Vögel- und Thierbeobachtung praktisch verdrangt durch gleichartige 
Betrachtung der Himmelszeicheu (aiffna cuclestia)^ wobei unter Zuhülfe- 
nahme aneh hier des bedenkliehen Satzes, dass rechtlieh nicht das 
Sehen gefordert werde, sondern die Behauptung gesehen zu haben, 
das Oberhaupt gflnstigste aller antwortender Zeichen, der aus heiterem 
Himmel von links nach rechts streichende Blitz, spftterhin die Haupt- 
rolle spielte. Diese drei Zeichenbeobachtungen, zusammengefasst als 
die „Schau" (spedio) dienen für die Götterbefragung im städtischen 
Amtkreis. Bei der gleichartigen BefniLMiiiiJr im militärischen Gebiet 
tritt regelnulssig dafür die Hühuerbeohachtung (duspiria puUarin) ein, 
indem dazu luitgeführten Hühnern Futter vorgeworfen und aus (b r 
Art des Fressens die Antwort der Gottheit erkumiet wurde. In welcher 
Form die Götter die an sie gerichtete Frage verneinen, ist hier nicht 
weiter zu entwickeln; beispielsweise wird jedes die Schau stftrende 
Geräusch als Abmahnung betrachtet und es muss der Act abge- 
brochen, kann aber, wie bei der Warnung, an jedem folgenden Tage 
erneuert werden. — Unter den magistratischen Acten, ffir welche die 
Einholung der Auspicien gefordert wird, nehmen die schon erwähnten 
(S. 131) des Amtsantrittes den ersten Platz ein; sie sind /war nicht 
für die Anitführung bedingend, sondern umgekehrt durch die Ueiier- 
nahnie des Amtt s brdingt. wohl aber ist der Magistrat ver|itlichtet 
sich baldnK)glicli>t lie.-^ Wohlgefallens der (iötter zu versichern und 
wie die Auspicien der Magistratur die religiöse Weihe geben, gilt auch 
das Recht sie zu nehmen als ihr legales Kriterium. Daher wiederholt 
sich in diesen Auspicien die Magistratur in allen ihren Eigenheiten so 
zu sagen in saeraler Spiegelung. Wie das Vollamt seinen Ausdruck 
findet in dem mutpfMum imperwmqHe, dem Recht die Götter zu be- 
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fragen und den Bürgern zu befehlen, so zieht die Erweiterung dos 
niagistratischen Begriffs diejenige der Auspicien mit Nothweiidigkeit 
nach sicli und hat jeder Beamte der patricisch-plebejischeu Gemeinde 
wie eine gewisse Gewalt über die Bürger so auch das Hecht den 
Willen ihrer Götter zu erkunden. Das bis zur Bestellung des ersten 
ZwischeDköDigs bestehende Interregnum wird gefasst als Uebergang 
der Auspicien auf den patrieischen Senat (auspieia ad patres redetmt)^ 
die Gollision der Beamten ungleicher Gewalt als Gegensatz der axagieia 
maiora und mmoro, die stellyertretende magistratiaehe Gewalt alB 
auweia äliena» Indess beaehränkt sich die Verpflichtung zur GOtter- 
befragung keineswegs auf den Antritt des Magistrats; auch wenn 
er die Bürgerschaft oder den Gemeinderath beruft oder zur Ueber- 
nahme des Comumndos aus der Stadt auszieht o<ier während der 
l'üiirung desselben einen Fluss überschreitet oder ein Treffen liefert, 
hat er sich der Zustimmung der Gottheit auf diesem Wege zu ver- 
sichern. 

Bleibt (iie göttliche Warnung unbeachtet oder wird ein Act. für ^^.'^Vil'di* 
welchen Auq»ieien erfordert werden, ohne deren Beobachtung oder im 
Widerspruch mit denselben vollzogen, so wird -nach den Ordnungen 
der ftltesten Zeit, so weit er der Bestätigung des patrieischen Senats 
(patrum miehrUas) unterliegt, diese verweigert Wo der Act einer 
solchen Bestlltigung nicht unterlag und, nachdem diese Institution 
nicht mehr functionirte, allgemein wurde derselbe behandelt einerseits 
als formell rechtsbestündig, andrerseits als behaftet mit einem Fehler 
(n'tittm). das heisst er konnte nicht ungeschehen gemacht werden, alicr 
seine Folgen wurden, so weit thunlich, beseitigt. Wenn also Walil- 
comitien unter einem solchen Präjudiz stattgefunden haben, so sind 
die also gewählten Beamten in ihrem Gewissen verpflichtet baldmög- 
lichst niederzulegen und, indem also die Auspicien von den zu Un- 
recht bestellten Inhabern an die rechte Stelle und schliesslich in der 
Form des Interregnum an den Urquell zurttckkebren, eine Erneuerung 
derselben (renovatio ampieionm) herbeizuffihren. Das fehlerhaft be- 
schlossene Gesetz ist rückgängig zu machen, wozu nach strengem 
Recht wohl wiederum ein Volksschluss erfordert ward, nach der Auf- 
fassung aber des letzten Jahrhunderts der Republik die Constatirung 
des begangenen Fehlers durch den Senat ausreicht. Im Uebrigen 
konnte, abgeseiien von der strafrechtlichen Verantwortung, die Ahn- 
dung des Frevels nur den Göttern anheimgestellt werden, wie dies 
zum Beispiel bei dem trotz der abmahnenden Zeichen von dem Consul 
Crassus angetretenen Abmarsch zum parthischen Krieg nach der An- 
sieht der frommen Gegenpartei mit gutem Erfolg geschah. 
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SMraiw Aber wenn bei den durch das Ritual geordneten Culthandlungon, 
ahjieselien von den eben bezeichneten Ausnahmen, die Magistrate nicht 

Magtttntur. ^ 

betheiligt sind, so liegt, wie schon gesagt ward (S. 02). jede sacrale 
Festsetzimg. selbst wenn sie durch das Ritual vorgesehen ist. unter 
Ausschluss der Priesterschaft lediglich bei der Magistratur, je nach 
Umständen unter Mitwirkung des Senats und der Comitien. Dahin 
gehören die Anfiiahme neuer GOtter; die Erbaunng neuer Gottes- 
häuser: die Einrichtung neuer Priesterthfimer und die Festsetzung 
der dafür erforderliehen Qualification; die Oeltkbde mit ihren weit- 
reichenden Gonsequenien; die Festsetzung der ständigen, aher nieht 
kalendarisch fixirten Festtage so wie die Ansetzung neuer ständigw 
oder einmaliger Festtage und was dessen mehr ist. Die zuerst ge- 
nannten Ordnungen gehören dorn Ivreise der Gesetzgebung an oder 
wenigstens, da man es vermied die Comitien in Glniil)onsangelegen- 
beiten abstimmen zu lassen, zu der senatorischeu Coiiipetenz. Die 
übrigen Geschäfte fallen unter die Befugnisse des Oberamts; ins- 
besondere das Schenkungsversprecheu au die Gottheit, das heisst das 
Gelttbde (vohm) und die dasselbe erfüllende Weibuug (dedicoHo) 
bleiben im Allgemeinen den Imperieotrftgem, welchen auch die ausser- 
ordentlicher Weise für den letzteren Act creirten Zweimänner (8. 186) 
zuzuzählen sind. Indess werden seit der Mitte des 5. Jahrb. d. St auch 
Gensoren und Aedilen ausnahmsweise und nach besonderem Volksschluss 
ebenfalls zur Dedication zugelassen, nicht aber Beamte niedrigeren 
Ranges oder gar Private. Uebrigens greifen hier aurli die Regeln 
über das Gemeindevermögensrecht ein. So weit Gelübde und Wt ibun- 
gen mit dem magistratischen Kriegs- oder Prozessgewinne bestritten 
werden können, ist das Schalten des betreffenden Magistrats nicht 
Ijeschrünkt; wo das eigentliche Gemeindevermögen dabei in Frage 
kommt, wird nicht selten die Einwilligung der Gemeinde, später regel- 
mässig die Zustimmung des Senates eingeholt. Für den heiligen Lenz 
wurde sogar begreiflicher Weise durchaus die Zustimmung der Co- 
mitien erfordert 

Dto]>rie8t«r. Uebcr die Stellung der Priesterschaft zu der öffentlichen Bechts- 
dto luektt. pflege ist in dem Abschnitt vom sacralen Regiment (S. 04) gesprochen 
worden. Abgcsolien von dem durch die Regeln des Hausgerichts 
bestimmten Strafverfabren des Oberpontifex gegen die Priesterinnen 
der Vesta und von der aus der sacralen Oberaufsicht desselben 
resultirenden Coercition gegen den unbotniiissigen Priester greift das 
Priestenegimeut in das öffentliche Strafverfahren nicht ein. Vielmehr 
ist, wo sonst das strafbare Unrecht eine Verletzung der Gottheit in 
steh schliesst, wie zum Beispiel bei dem Tempelraub, das Verfohren 
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k«b anderes wie bei Verletzung der Gemeinde; nur mag in ge- 
wissen Fällen, wo mehr die saentle Stthnung als die eigentliche 
Justiz in Frage kam, insbesondere in der Beseitigung der Missgeburt 

und bei dem Frevel gegen den beschworenen IntemationalTertrag, 

die Mitwirkung der Comitien ausgeschlossen gewesen sein und die 

Aussetzung und die Auslieferung allein von dem Gutfinden der Ober- 
beamten abgehangen haben. Noch weniger wird die magistiatischf 
Judic-ation im Privatprozess durch die sacralen Befugnisse des Touti- 
ticats beschränkt. 
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zw.uj; und Insofern die Gemeinde liei sich Herrenrecht flbt, ist ihr Vertreter 
befagt und verpflichtet einerseits jede der Gemeindegewalt unter- 
stehende Person zur Erfollung der allgemeinen und besonderen Be- 
fehle nnzuhalten und nöthigenfalls den rii<;phorsiiin zu breebm, andrer- 
seits die Verletzung der Gemeinde dem Urheber zu vergelten. Was 
in internationaler Hinsicht der Krieg ist. stellt innerhiilh der bQrger- 
licheu Ordnung sioli dar in dem i»tl"ent liehen Zwangs- und dem öffent- 
lichen Strafrecht. Das magisti atischc Zwangsrecht, die mercHio deckt 
sich einigermas.sen mit der Pülizeigewalt unserer staatlichen Ordnungen, 
welche als besondere uiagistratische Function dun römischen unbekannt 
ist, auch in keiner einzelnen römischen Magistratur verlsörpert auftritt, 
wenn gleich die Aedilität mit einigem Recht als niedere Markt- und 
Strassenpolizei aufge&sst werden kann. In der That sind darunter 
begriffen alle prftventifen oder coerdtiTon magistratisehen Massregeln 
zum Schutz der öffentlichen Ordnung-, die Unbestimmtheit und die 
Willkflr, welche hierin enthalten ist, gehört zu ihrem eigensten Wesen. 
Das magistratische Strafrecht dagegen richtet sich gegen diejenigen 
Schädigungen der Gemeinde, wegen deren die Beamten derselben nach 
den bestehenden Satzungen verpriichtet sind ohne weiteres den Thater 
zur Verantwortung zu ziehen. Begrifflich also lassen die beiden 
Kreise sich wohl von einander trennen: der Zwang soll auf den Willen 
des Ungehorsamen wirken, die Strafe an dem Frevler Rache nehmen ; 
daher tritt auch die Verhaftung wohl als Zwangs-, aber nicht als 
Strafinittel auf und daher weicht, je mehr in diesem Verfahren das 
rechtliche Element zur Geltung kommt, namentlich in dem strenger 
formulirten Stadium der Provocation, das Zwangsverfithren zurQck und 
Oberwiegt die Stra^rocedur. Dennoch gehören systematisch beide 
Kreise zusammen und auch terminologisch schliesst das magistratische 
Zwangsrecht, die eoercitio das öffentliche Strafreclit ein, für das es an 
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eiuein allgenieiu gültigen Ausdruck gebricht; deuu poma ist zunächst 
das Lösegeld des Pri^atrechts, miUa beschfinkt auf die öffimtliche 
Geldbusse. 

Dieses Zwangs- und Strafreeht soll hier dargestellt werden. Dem 
Privatrecht gegenüber charakterisirt es sich dadurch, dass, wie für 

dieses der Kluger gefordert wird, so dieser hier nothwendig fehlt und 
der Magistrat vielleicht auf Anregung eines Privaten, recbtlich aber 
immer von Amtswegen handelt; ferner dadurch, dass das Zwangs- 
wie das Strafrecht ausläuft auf die Provocation an die Coniitien, der 
Privatprozess dagegen auf den Geschwornenspruch . wilhrend mit 
jenem die Geschwornen ebenso wenig zu schaffen haben wie mit 
diesem die Comitien. 

Das Zwangs- und Strafrecht ist der praktische Ausdruck des ^^^^^ 
Herrenreehts und insofern nicht Function dieser oder jener Magistratur, 
sondern allgemeine magistratische Function; es giebt nach römischer 
Auffassung keine Polizeibeamten, sondern der Beamte schlechthin hat 
mehr oder minder die Polizeigewalt. Der Vollbesitz desselben ist das 
Imperium, der Inhalt und das Kennzeichen des Oberamts; eben darum 
aber haben die Beschränkungen, durch die das Imperium allmählich 
abgemindert worden ist, hauptsächlich gegen diese Manifestation des- 
selben sich gerichtet. Die im zweiten Buch darficlegte Scheidung des 
Imperium nach dem hauptstädtischen und dem militärischen Amtkreis 
findet ihren wichtigsten Ausdruck in der Beschränkung des Zwangs- 
und des Strafrechts in dem ersteren durch das Provocationsrecht, 
welche weiterhin bei der Darlegung der Procedur erörtert werden 
wird. Gegen den Spruch des Feldherm hat allerdings niemals 
ProTOcation eingelöst werden können; indess wird weiterhin gezeigt 
werden, dass in der letzten republikanischen Zeit auch das feldherr- 
liche Strafrecht in ähnlicher Weise beschrankt worden ist. Anderer- 
seits aber ist in dem weiten Kreis, der der Provocation nicht unter- 
lag, namentlich gegen den Nichthürger das Zwangs- und Strafrecht 
dem < )l>eramt unbeschränkt verbliel)en. 

Hülle leisten dem ()l)erbeauit«Mi namentlich hei seiner strafrecht- «i hütr^n 
liehen Thätigkeit im städtischen Aiutkrcis theils die beiden Quästoren amiueben 
ältester Creirung (8. 180), theils die Dreimänner für Cupitalsachen strafrodiu. 
(S. 185), jene seit dem Beginn der Republik, diese seit der Mitte des 
5. Jahrh. d. St in Function, jene wie diese ursprfinglich von den 
Consuln ausgewählte Geholfen, späterhin der Volkswahl unterworfen und 
damit eingetreten unter die Magistrate. Der urspr&ngliche Wirkung!- . 
kreis der Quästoren ist wenig bekannt ; wahrscheinlich sind sie zunächst 
bestimmt gewesen die dem unmittelbaren Einschreiten der Oberbeamten 
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unterliegeiiden gemeinen Verbreehen aaikaBpIlien— nachdem sebwersten 
in diesen Kreis fallenden Verbreeben werden sie aneb als quaestores 
parrieidü bezeichnet — und, da sie selber Judieation nicht hatten, 

der AburtheiluDg durch das Oberamt zu unterstellen. Als dann später« 
wie wir weiter seben werden, dem Oberamt die eigene Judieation da^ 
wo die Provocation zulässig war, entzogen ward, wurde diese Judi- 
eation anstatt der Consulii von den Quilstoren ausgeübt. — Die l>rei- 

Dieimknii.r mäuner für Capitalsachen haben zunilclist die Aufsicht über die Ge- 
«•eben, fängnisse und damit auch über die Hinrichtungen, da diese, abgesehen 
von den tribunicischen und den febiherrlichen Todesurtheilen, regel- 
mässig im GefäDgniss oder vom Gefängniss aus vollstreckt wurden. 
Weiter sind sie verwendet worden ftlr den öffentlichen Sicherheits^ 
dienst, namentlieh, aber keineswegs aossehliesslich, ffir den Nachtdienst, 
wessbalb sie auch die Naehfc-Breiherren (krmiri noetmn^ genannt 
werden. Daran knüpfte sich die Beftigniss Ruhestörer und Verdichtige 
vorläufig festzunehmen und Contraveoienten ihrem Stande entsprechend 
abzumahnen oder zu züchtigen. Wie weit sie thatsächlicli iiierin ge- 
gangen sind, muRS dahin gestellt bleil>en: formale Criminaljudieation 
haben sie selbst übor den Sclaven nicht }zelial»t. 
Fniui- Für (las schwerste aller Verbrechen, tlif Auflehnung .^egen die 
Gemeinde (jirrdufllio), worunter vermuthlich Hochverrath und Landes- 
verrath und überhaupt der politische Capitalprozess verstanden ward, 
sind nach republikanischer Ordnung, seit wann wissen wir nicht, weder 
die Consuln competent noch deren Mandatale, die Quftstoren. Diese 
Judieation ist in historischer Zeit durch Specialmandatare ausgeflbt 
worden, welche anfangs wohl auch aus consulariseher Ernennung her- 
vorgegangen sein werden; späterhin wird dafflr ein Specialgesetz er- 
fordert und ordnet dieses dann die Creirung von ZweimAnnem an 
(S. 18<>), welche wie die Quästoren die Judieation ausüben. 
TriWi- Dem plebejischen Oberamt ist das Zwanus- und Strafrecht- auf 

z^w^H^nd revolutionärem Wege, aber schliesslich in anerkannter KechtsbestHudig- 
keit erworben worden. Ausgehend von der Ahndung der dem unver- 
letzlichen Volkstribun zugefügten Schädigung und überhaupt der Ver- 
letzung der der Plebs eingeräumten Sonderrechte erstreckt sich, nach- 
dem der Ständekampf beendigt und der Tribun thatsäehlieh zum 
Gemeindebeamten und insbesondere zum Werkzeug des Senats ge- 
worden war, dessen strafrechtliche Gorapetenz auf die unmittelbare 
Schädigung der Gemeinde allgemein, das heisstauf snmmtliche schwerere 
politische Prozesse und es hat insofern der tribuuicischeStrafprozess das 
alte Perduellionsverfahren thatsHchlich ersetzt. Die Schrankenlosigkeit 
des Strafkreises und die Abhängigkeit dieser Rechtsverfolgung von 
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den politischen LeidenwhafteD hal derselbe mit allen HoehTenratlu- 
erdnnngen gemeiD. Vonngsweise richtet er lich gegen Yerietsimg 
der VerfMBong und also hanptaichlich gegen Beamte, kann aber auch 
gcfen Private, zum Beispiel den feigen Soldaten und den betrQglichen 
Lieferanten eintreten. Er ist dem consularischen nicht bloss quali- 
tativ gleich, sondern insofern aberlegen, als die Unzulässigkeit der 
Collision des consularischen Urtheils mit dem Spruch der Comitien 
für den Yolkstribuu nicht besteht und er also die Capita^urisdiction 
direct handhabt. 

Den Beamten ohne Imperium fehlt die höhere gegen die Person j^^^^g^* 
gerichtete Coercition durchaus. Die niedere auf Geldbusse und Pfän- bmbIm. 
dung beschränkte steht innerhalb der weiterhin zu erörternden FroTO- 
cationsgrenze den Gensoren und den Aedüen su. Diese ihre Th&tigkeit 
ist insofern von der GehQlfenschaft der Quftstoren für den Strafprozess 
verschieden, als sie nicht anf consolarischem Mandat, sondern anf der 
eigenen Gewalt dieser Beamten beruht, auch die Consuln dadurdi 
keineswegs entlastet werden, sondern ihre Coercition mit derjonigen 
der niederen Beamten concurrirt. Diejenige der Censoren ist insofern 
seciindär, als diese Beamten zunilcbst bestimmt sind das Gemeindegut 
in rechtem Stand zu halten und nur folgeweise und beiläufig, zum 
Beispiel in Betreff der Strassen und der Benutzung des öffentlichen 
Wassers, in den Fall kommen Uebergriflfen von Privaten zu steuern 
Dagegen ist die römische Aedilität, wie schon gesagt ward, zunächst 
bestimmt im Markt- und Strassenverkehr das niedere Zwangs- und 
Strafrecht zu handhaben. Wenn wir absehen von der älteren ausser- 
halb der Magistratur stehenden plebejischen Aedilitit (S. 176) ist 
dieses Amt, wahrscheinlich in Nachbildung der hellenischen Agoranomie, 
am Ende des 4. Jahrh. ins Leben gerufen worden, um neben und 
unter dem Oberamt den Verkehr in der mächtig sich entwickelnden 
Stadt zu beaufsichtigen. Seiner Competenz sind also unterstellt alle 
auf offenem Markt sich vollziehenden Handelsgeschäfte, insbesondere 
Kauf und Verkauf von Sclaven und Vieh sowie der marktgängigen 
Esswaaren, woran sich die Aufsicht über Masse und Gewichte und 
die Handhabung der gegen den Tafelluxus ergangenen Gesetze an- 
schlössen, üeber die bei den camlisehen Aedilen damit verbundene 
Jurisdiction wird im Abschnitt von der Bechtspflege die Bede sein. 
Weiter lag den Aedilen ob die Aufsicht Ober die Pflasterung und die 
Beinigung der Strassen der Hauptstadt, wobei ihnen am Ende der 
Bepublik sechs Beamte niederen Ranges, vier fQr die innere Stadt, 
zwei für die Bannmeile zur Holfleistung beigegeben waren (S. 185), 
femer die Freihaltunp der Strassen von schildlichen Thieren oder 

Biading, Handbuch. I. 8: MoramaeB, Abriis d. BOm. SUaUrechU. 2. Aoil. 15 
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sonst den Verkehr hemmenden Gegenallnden. Auch dAB Lösehweeen, 

ferner die öffentlichen Bittgftnge, Leichenzttge und Schauspiele so 
wie die ABBotiationen aller Art, weiter die sämmtlichen Öffentlichen 
Gebäude so wie die dem Verkehr geöffneten Privathftuser . ins- 
hepondere Bäder. Speisehiluser und Bordelle standen unter der Auf- 
sichtführuDg zunächst dieser Beamten. Für die Abwartun"; dieser welt- 
läufigen Geschäfte wurde wenigstens am Ausgang der republikanischen 
Zeit die Stadt Rom in vier nach Loosung den einzelnen Aedilen unter- 
stellte Amtsbezirke getbeilt. Immer aber bleibt die ädiliciscbe Function 
eine untergeordnete Hfllfethätigkeit; insonderheit die SieherheitspoUiei 
mht dnrehauB in der Hand der höheren mit vollem Zwangsrecht ans- 
gcBtatteten Beamten. Den Aedilen fehlt nicht bloss die capitale Coer- 
dtion schlechthin, sondern auch Auflegung von Geldhussen mit Ueber- 
schreitung der Provocationsgrenze ist ihnen, wie es scheint, nur da ge* 
stattet, wo durch Special gesetz die Magistrate aufgefordert wegen ge- 
wisser gemeinschädlicber Handlungen dergleichen nach F>rmessen zu 
erkennen, von welcher gesetzllclien Aufforderung vorzugsweise die 
patricischen und plebejischen Aedilen Gebrauch gemacht und alsdann 
ihren Spruch vor den Comitien vertreten haben. Die Quästoren und 
die diesen nahestehenden Beamten haben, abgesehen von ihrer Ver- 
tretung des consularischen, eigenes Strafrecht überhaupt nicht. 
cSSduon Zwangs- und Strafrecht unterworfen ist wer in der Gewalt 

^'11 der römischen Gemeinde steht» der Börger wie der Kichtbfirger, wobei 
Ftiwi!!»!. freilich in Betreff des letiteren das zwischen seiner Gemeinde und 
der römisdien bestehende Vertragsverh&ltniss den römischen Beamten 
bindet. Gegen den Beamten selbst richtet sich dasselbe nach Mass^ 
gäbe der hinsichtlich der Collision der Magistraturen entwickelten 
Normen (S. 124); der Beamte schwächeren Rechts unterliegt dem 
stärkeren Zwanjis- und Strafrecht gleich dem Privaten. In dem 
patricisch - plebejischen Geraeinwesen der historischen Zeit steht die 
Coercition dem Volkstribun unbedingt zu gegen jeden Beamten, selbst 
gegen den ursprünglich ausgenommenen Dictator, weiter dem Imperien- 
trtger beflseren gegen den Imperientr&ger geringeren Rechts und gegen 
den Beamten ohne Imperium. Gegen den gleichstehenden Beamten 
kann die Coercition nicht angewendet werden und ebenso wenig Ton 
einem Unterbeamten gegen einen anderen Unterbeamten yerschieden- 
artiger Competenz. In Anwendung dieser Coercition kann der höhere 
Magistrat dem niederen, auch wenn er nicht sein Gehülfe ist, die ein- 
zelne Amtshandlung wie die Amtföhrung überhaupt, ja sogar der in 
dieser Hinsicht höchstgestellte Volkstribun allen Beamten zugleich die 
AmtführuDg verbieten und die öffentlichen Geschäfte durch eine solche 
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generelle Obstruction zum Stillstand bringen. Rechtlich genommen 
ist dies Verbot nichts als die Androhung der Einsperrung und der 
sonstigen Coercitionsraittel für den Fall des Zuwiderliandelns; wird 
dem Verbot keine Folge gegeben, so ist die gegen den Befehl voll- 
zogene Handlung keineswegs nichtig, wohl aber kann der Magistrat 
mit dieser Drohnng Emst machen, falls er anf keine Intereession trifft 

Die dem Privatreeht eigene formale und rechtlieh feste Abgrenzong ^ - i^^^r 
des Unredits ist dem OffimtUehen Zwangs- nnd Strafrecht fremd. Es 3f 
ist die Selbsthülfe der Gemeinde gegen den, der sich ihrem Befehl ""h^uT 
nicht fügt oder sie schädigt; auf dieser Grundanschannng ruht die 
Schrankenlosigkeit der Coercition. 

Der Thatbestand des Ungehorsams gegen die Gemeinde entzieht ^^JJjJj^ 
sich der Determinirung ; in dem Begriff selbst ist die Willkür noth- 
wendig gegeben. 

Was in dem an sich sehr verschiedener Auffassung fähigen Begriff -^'ci'^iffttnf 
der Schädigung der Gemeinde enthalten ist, ergiebt sich im Wesent- «himm«. 
liehen ans der Qnalification der oonsularischen Gebttlfen nnd der fibrigen 
hierbei thfttigen Beamten. Auflehnung gegen die Gemeinde (petdudUo) Mmuh. 
steht dabei selbstTerstftndlich an der Spitse. Dass in der Handhabung 
des politischen Prozesses sowohl in dem Ferduellions- wie in dem 
tribnniciscbep Verfahren der Begriff des Staatsverbrechens sich auch 
nur zu der an sich beschränkten Bestimmtheit entwickelt hat, deren 
er fähig ist, darf bezweifelt werden ; vermuthlich ist man dabei, zumal 
bei der weiterhin zu erörternden der formalen Fixirung ebenfalls 
widerstrebenden Beschaffenheit des Volksgerichts, über Usualsätze und 
Präcedenzfälle nicht hinausgekommen. Hinsichtlich der nicht poli- 
tischen Unrechtfertigkeiten steht vor allem negativ fest, dass die Ver- 
brechen, welche das römische Redit private nennt, insbesondere der 
Diebstahl in dem weiten römischen Sinne und die KOrper-, Sach- und 
Ehrenschädigung, die rOmische Mirta, in den hier erörterten Kreis 
nicht geboren. Dagegen fehlt es im rOmischen Privatrecht an jeder 
Anknüpfung fOr die Ahndung des Mordes und es ist andererseits schon 
darauf hingewiesen worden (S. 183), dass die quästorische Criminal- »««hm. 
competenz wahrscheinlich von diesem Gebiet ausgeht. Sicher hat die- 
selbe den Mord allgemein umfasst, insoweit er in dem römischen 
Machtbereich an einem Bürger oder Nichtbürger begangen war, und 
es scheint der Begriff so weit ausgedehnt zu sein, dass falsches 
Zeugniss im Capitalprozess und vielleicht noch andere analoge Straf- 
thaten darunter begriffen wurden. Auch die Brandstiftung , welche 
nicht weniger als der Mord adäquater Behandlung im Prtvatproiess 
unfähig ist, ist in gleieher Weise tou Amtswegen verfolgt worden. 

15» 
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YieUeieht ist dte aneh bei Verletmiig der Ffttrenatspfliehten vad Ober- 
banpt da eingetreten oder doch ndiasig gewesen, wo die Civilklage 
versagte. Das Feldhermreginient ist hierin noch weiter gegangen; 

was unter die Lagerzacht gezogen werden kann, selbst solche Vorginge, 
die naeh eivilen Normen nur eine Privatklage begrOnden worden, 
wie zum Beispiel der Diebstahl , werden hier gefasst als öffentliche 
Srgg- Vergehen. — Für diejenigen Multklagen, welche thatsächlich als 
ädilicische auftreten, haben allem Anschein nach Speciaigesetze über 
Korn- und Zinswucher, Stuprum, Päderastie und ähnliche als geraeia- 
schädlich erachtete Handlungen den Thatbestand festgestellt. — 
Uebrigens darf nicht übersehen werden, dass diese ältere Form des 
römischen Strafverfahrens nur in der Epoche ihres Abeterbens zu 
unserer Kunde gelangt ist; es ist nicht unwahrscheinlich, dass zur 
Zeit ihrer Vollwirksamk^t sie ihrem Zweck wenigstens ebenso sehr 
genügt hat wie der uns besser bekannte QuAstionenprosess. 
%3Sütuf Hinsichtlich der Zwangs- und Strafmittel ist die Magistratur bei 
aller Willkür insofern beschränkt, als nicht jedes überhaupt denkbare 
Hebel in dieser Weise eintreten kann. Dass die Ehr«^ wohl verloren, 
aber nicht durch einen mapistratii^chen Act entzogen werden kann, ist 
allerdings mehr logische Cous( quenz als positive Satzung. Aber auch 
an solchen, wenn gleich mehr gewohnheitsrechtlichen als gesetzlichen, 
fehlt es nicht. Ausweisung aus dem Staat kanu gegen den Aus- 
länder, aber nicht gegen den Bürger ausgesprochen werden. Körper- 
verstttmmelung, dem ältesten privaten Strafirecfat nicht unbekannt, ist, 
soviel wir wissen, im Ofliantlichen Verfahren niemals angewandt worden. 
Das Bflrgerrecht und die persönliche Freiheit können allerdings auf 
diese Weise verloren gehen, aber nur wenn zugleich in rechts- 
beständiger Weise die Unfreiheit im Ausland begründet wird (S. 25). 
Gefängniss kann nach den Ordnungen dieser Epoche nie anders als 
bis weiter und also nicht mit festem Endtermin und niemals mit Er- 
schwerungen nach Art der Zwangsarbeit angeordnet werden. Somit 
bleiben von allgemeinen Coercitionsmitteln — gewisse nur gegen den 
Soldaten anwendbare werden hier nicht berücksichtigt — nur die 
folgenden fünf, und auch diese, wie die folgende Auseinandersetzung 
zeigen wird, keineswegs mit allgemeiner Anwendbarkeit 

1. Lebenstrafe, womit von Rechtswegen die Confiscation des Ver* 
mOgens verbunden ist. Die capitale€oercition beschränkt sich selbst* 
veisüüidlich auf die Oberbeamten einschliesslich der Volkstribune. 

2. Körperliche Züchtigung, in früherer Zeit wahrscheinlich auch 
im städtischen Regiment allgemein zulässig, ist in diesem, wie es 
scheint, in früher Zeit dem Magistrat dem Bttrger gegenüber unter- 



Digitized by Google 



8. Dm Zwu|«- und Stnfkveht. 



229 



sai?t worden . während sie in der milit&rischen Disciplin auch sp&ter 

zugelassen wird. 

3. Der Verlust des Bürgerrechts kann durch inagistratischen Act, 
wie schon gesagt ward, nur dann eintreten, wenn durch Verkauf oder 
Uebergabe an das Ausland die ausländische Unfreiheit in rechtsgültiger 
Weise herbeigeführt wird, und wenigstens in historischer Zeit nnr von 
dem zur eapitalen Coerdtion hefugten Beamten und auch von diesem 
nur wegen sehuldhafter Nichtleistung der Dienstiiflieht oder wegen 
Yerletsnng des YOIkerrechts. 

4. Verhaftung (prenstoX ehenfalls nur dem zur eapitalen Coerdtion 
erm&chtigten Beamten gestattet, kann, wie gesagt, nur bis weiter 
angeordnet werden und wird bei der rechtlichen Unbestimmtheit der 
Grenze häufig gegen den Ungehorsamen, aber niemals im Wege der 
delictischen Vergeltung angewendet. Etwanige Festsetzung einer Zeit- 
'jienze bindet weder den Beamten, der sie verfügt, noch viel weniger 
seine Nachfolger. Allerdings kann eben wegen der Unbestimmtheit 
der Grenze thatsilchlich auf diesem Wege ein lilngerer und selbst 
lebenslänglicher Freiheitsverlust herbeigeführt werden. 

5. Die Pfändung {pigrwris capto) besteht in einer dem Coutra- 
venienten durch Wegnahme und Zerstörung einer ihm zugehörigen 
Sache zugefügten YermOgensbeicliftdigung. Auch diese wird wie die 
Verhaftung nnr dem Ungehorsamen gegenüber, nicht im Strafwege 
gehandhabt, steht aber allen überhaupt zur Goereition berechtigten 
Beamten frei. 

6. Die durch magistratisches Ermossen auferlegten schweren Ver- 
mögensstrafen, das heisst diejenigen, welche die gleich zu erörternde 
Provocationsgrenze überschreiten , sind in Alterer Zeit wohl nur als 

Milderung der capitilen Coercition vorgekommen und somit den Ober- 
beamten vorbehalten. Daneben treten sie auf bei den durch Special- 
gesetz angeordneten factisch ädilicischen Multklagen, bei denen übrigens 
die Gesetze nicht selten durch Maximalsätze, namentlich Beschränkung 
auf die Hälfte des Vermögens dem magistratischen Ermessen Grenzen 
gesetzt hatten. — Gesetzlich fixiite Geldstrafen, im Privatprozess früh 
und häufig auftretend, scheinen hei Contra ventionen gegen die Ge- 
meinde in älterer Zeit nicht üblich gewesen zu sein und werden, so 
weit sie vorkommen, lediglich als Forderungen der Gemeinde im 
AdminiitraHY- oder auch im Oivilweg beigetrieben, geboren also nicht 
in das ölfentliche Strafrecht 

7. Die nach Ermessen des Magistrats unter dem zur Frovoeation 
berechtigenden Maximum von zwei Schafen und dreissig Rindern, in 
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Geld ausgedrückt von 3020 schweren Assen (ungefähr 600 M.), auf- 
erlegte Geldbusse ist das gewdhnliehste und dien überhaupt zu 
solchem Einschreiten berechtigten Magistraten gleichmlssig anstehende 
Mittel der Coercition. 

iitmtk«. Die Exeeution der personalen Zwangs- und Strafinittel erfolgt 
bei den Magistraten mit Imperium durch ihre Lictoren, während der 
Yolkstribun, da seine Gewalt sich nicht auf die Subalternen Qbertrfigt, 
sie persönlich zu vollziehen hat. Die Geldstrafen werden, so weit 
nicht durch Specialgesetz darüber anders bestimmt ist. gleich den Ge- 
meindeforderungen von den Vorstehern des Aerarium beigetrieben. Die 
bei dem Civilprozess schlechthin ausgeschlossene obrigkeitliche Nach- 
sicht, die Begnadigung fordert im öffentlichen Verfahren ihren Spiel- 
raum ; indess darf dies nicht allsn weit ausgedehnt werden, namentlich 
nicht, wo die Coercition nicht den Ungehorsam bricht, sondern den 
Frevel söhnt. Den Mörder hat der Magistrat sn Terurtheilen und 
Gnade walten in lassen steht nicht ihm zu. 

ibaviiiidc Allgemeine Normen für die Auflegung dieser Zwangs- und Straf- 
Mm- mittel giebt es nicht. Sowohl im Fall des Ungehorsams wie bei der 
Bestrafung, die rechtlich ungeschieden bleiben, wird für das Eintreten 
des Straftlbels im Allgemeinen nichts gefordert als die irgendwie fest- 
gestellte Ueberzeugung des Beamten von dem geschehenen Unrecht. 
Wenn auch derselbe zuweilen dem Ungehorsamen, regelmässig den Straf- 
fiUligen gegeutlber Veranlassung hat eine Untersuchung des Thatbestau- 
des (cogtiitio) vorzunehmen, bevor er den Spruch thut, so giebt es 
doch auch in diesem Fall keinen Kläger, keine formale BeweisfQhrung, 
keinen gesetzlich regulirtenProsess, keine formale Strafbemessong. Es 
gflt dies principiell von dem Verfahren gegen den Bürger wie gegen 
den Nichtbttrger; und wenn bei jenem da, wo die Comitialverhand- 
lung eingreift, die Formlosigkeit beschränkt wird, so ist dieselbe 
dem Strafrecht sowohl in dem städtischen Amtkreis gegen den Nicht- 
btirger geblieben wie auch allgemein im Feldhermrecht der früheren 
Republik. 

^ D ie Eine festere Form erhält das Strafverfahren durch das Provo- 

cationsrecht, die ZulUssigkeit der Berufung von dem niagistratischen 
Spruch all die Comitien und deren Befugniss den Spruch zu aunullireu. 
Die gleichartige Behandlung des Ungehorsams und des Verbrechens, 
die Willkikr des magistratischen Einschreitens oder des Unterlassens 
der Ahndung, die freie Normirung der Strafe werden dadurch nicht 
gelnderL .Aber wenn die ProTOcation zugelassen wird, ist sie an 
proaessualische Normen gebundoi. Bedingt ist sie theils durch den 
Personalstand der Ton dem Spruch betroffenen Person, theils durch 
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ileu Amtkreis, in welchem rierselbe ergeht, theils durch die Be- 
schaffenheit des Strafübels nach den folgenden Normen. 

1. Dem Personalstand nach ist zur Provocation an die Comitien ., 

nur berechtigt, wer diesen Comitien angehört, Nichtbürger also nur^^^|S|^ 
in Folge eines penonalen Privilegioms. Wenn nber den Besiti 
Baigerreehts Zweifel bestehen, rnnss die Entsebeidung bei dem Magi- 
strat gestanden haben, gegen dessen Spmeh die Firovocation Angelegt 
wird, zumal da es in vorsnllanisdier Zdt kdnen Beehtsweg giebt das 
zweifelhafte Bürgerrecht in objectiv bindender Weise festzustellOL — 
Frauen sind sonach, wo nicht Specialgesetze anders bestimmen, von 
der Provocation ausgeschlossen. Der Priesterin der Vesta und in 
Folge dessen auch dem niiinn liehen Mitschuldigen steht die Provo- 
cation gegen die hier capitale Coercition des Oberpontifex nicht zu. 

2. Die Provocation ist nur zulässig gegen den im städtischen 
Amtkreis ergangenen Spruch und auch hier ist nach der älteren Norm 
der Dietatnr der Spmch des Dictators der ProTOcatioD nicht nntei^ 
weifen. In späterer Zeit kommt nur den dnreh die Verfusung nicht 
gebundenen Magistraten eonstituirender Gewalt die Befreinng von der 
ProToeation ron Rechtswegen sn. Allerdings nimmt in dem Farteien- 
kampf der späteren Kepublik die Oligarchie es als Befugniss des 
Senats ;in Anspruch den zeitigen Oberbeamten für lerolutionäre Krisen 
mit der vollen dictatorischen Gewalt auszustatten und damit von der 
Provocation zu befreien ; indess ist dies nicht bloss einseitige Auffassung 
der Optimatenpartei, sondern auch lediglich Anwendung des durch die 
Mitwirkung des Gemeiuderaths gemilderten Nothwehrgedauken (S. 102) 
und liegt, wie die Nothwehr selbst, ausserhalb des Staatsrechts. Um- 
gekehrt hat auch die entgegenstehende Partei in ähnlicher Weise 
ihren Tribunen die Befngnias vindicirt Angriffe auf ihre Unverletdidi- 
keit unter AusBchlnss der Prorocation sofort capital zu ahnden. Gegen 
den nach Feldhermrecht gefUlten Spruch tritt, auch nachdem ihm die 
Ezequibilitnt entzogen ist, nicht Provocation ein, sondern es wird der 
vom Feldherm Yerurtheilte nach Rom geschickt und dort unter 
Beiseitesetzung des ersten Spruches ein neues Verfahren gegen ihn 
eingeleitet, das dann zur Provocation führen kann. 

3. Dem Inhalt nach muss der Spruch, gegen den dies Rechts- 
mittel ergriffen wird, entweder auf Todes- oder auf eine die Provo- 
cationsgrenze übersteigende Geldbusse lauten. Der Verlust des Bürger- 
rechts, so weit derselbe im Strafverfahren herbeigeführt werden kann, 
berechtigt nicht sur Prevoeation und nodi weniger gilt dies von den 
übrigen Goerdtionsmitteln. p,^ 

Wo hienach der magistratische Spruch nicht definitiv ist, sondern 
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gegen dessen Vollstreckung an die Comitien Berufung eingelegt werden 
kann, besteht für beide Instanzen ein fest geordnetes Verfahren. Der 
patricische Oberbeamte unterliegt diesem Cassationsverfahren nicht: 
es fällt unter dasselbe der Spruch seiner in diesem Fall obligatorischen 
Vertreter, der Zweimänner fbr den HodiTemtb oder der QuAstoren, 
ebenso derjenige der plebejisehen Quasi-Magistratar, welche alle befogt 
sind die eapitale Goereition ansniabeD, bo wie die von dem Oberpon- 
tifex. dem Ceiior und insbesondere dem Aedilen, welchen allen die 
eapitale Goereition fehlt, auferlegte schwere Geldbnsse. Der Magistrat, 
der sa diesem Verfahren schreitet, hat zunächst darQber öffentlich 
(in royitionr) zu verhandeln, das heisst an drei nicht unmittelbar auf 
einander folgenden Tagen den Angeschuldigten vorzuladen, den Gegen- 
stand der Anklage und die in Aussicht genommene Strafe anzugeben, 
als Inquirent fungirend Beweis und Gegenbeweis zu verstatten und erst 
nach der dritten Verhandlung (arnjuisitio) das Urtheil zu fällen, wobei 
er an den vorher in Aussicht gestellten Strafantrag nicht gebunden ist. 
FUlt das Urtheil m üngonsten des Angeschuldigten aus, so kann der» 
selbe dagegen fiemfimg an die BQrgerschaft einlegen. Die Formen des 
Volksgerichts sind genau die des Volksgesetaes und auch die ver- 
schiedeneo Gestaltungen der beschliessenden Gemeindeversammlung 
finden hier Anwendung. Lautet das Urtheil auf Tod, so mflasen die 
Genturien einberufen werden, welche Einberufung für den Quftstor 
und den Volkstribun, die Wide selber dazu nicht befugt sind, durch 
einen Magistrat mit Imperium vermittelt wird und vermuthlich dem 
Quästor auch verweigert werden konnte. Lautet das Urtheil auf eine 
Geldstrafe, so geht die Provocation, je nachdem der erkennende Magi- 
strat ein patricisch- plebejischer oder ein plebejischer ist, an die 
patricisch- plebejischen Tribuscomitien oder an das plebejische Gon- 
cilium; den Beamten, die das Recht die Gemeinde zur Beschluss&ssung 
zu berufen im Uebrigen nicht haben, zum Beispiel den Aedilen, ist 
es fQr diesen Fall beigelegt worden. In dem Schlusstermin scheint 
ein eigentlich eontradictorisches Verfahren nicht stattgefunden , son* 
dem der erkennende Magistrat wesentlich seinen Spruch zur Be- 
stÄtigung vorgelegt zu haben, da durch die demselben voraufgehenden 
Verhandlungen vor der Gemeinde die abstimmende Bl\rgerschaft in- 
formirt war. Principiell wie praktisch wird dies Verfahren durchaus 
als Gnadeninstanz behandelt. Bei freisprechendem Erkeuntniss erster 
Instanz ist es ausgeschlossen; wo es eintritt, soll es nicht bloss dem 
Unschuldigen Schutz gew&hren, sondern auch dem Schuldigen die Mög- 
lichkeit erOfihen wegen der begangenen Verletzung der Gemeinde von 
dieser selbst Eriass der yerwirkten und erkannten Strafe zu erbitten. 
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Den patriotischen Schwestermörder muss der Richter erster Instanz 
venirtheilen, die Bürgerschaft kann ihm die Tiiat verzeihen. Wenn 
also dem Volksgericht die rechtliche Nonnirung noch im höheren Grade 
abgeht als dem magistratischen der ersten Instanz, was denn auch in 
den über seine Handhabung uns vorliegenden Berichten durchaus sich 
bestätigt , so eneheint dasselbe politifieh als das Vechte KennieieheB 
der aoQverftnen Volkagewalt, des XJebergewichts der Comitien aber die 
Magistratur, wenn gtoicb der AusecUius des direeten cODsnlariBchen 
SpraehB von diesem Ver&hren dieses Uebergewieht einigermassen m- 
scUeiert, und insofern ist es vielleicht nicht historiaeh» aber sicher 
principiell zutreffend, dass das Eintreten der Provocation in der 
Legende an die Entstehung der Republik angeknüpft wird. 

Ein principiell abgegrenztes Strafrecht hat aus der bisher ge- 
schilderten Coercition sich nicht entwickelt. Die derselben zu Grunde 
liegende Zusammenfassung des zwiefachen Moments der Erzwingung 
des Gehorsams und der Vergeltung des Unrechts ist in dem Provo- 
cationsverfahren wohl insofern zurückgetreten, als darin der letzte 
Oesiehtspnokt überwiegt, aber keineswegs Yersduranden. Aber aoeh 
wenn oor das letztere Moment ins Auge ge&sst wird, flehliesst die 
Beaebrftnknng desselben anf den mftnnlieben Bürger und anf den stftdti- 
schal Amtkreis die prineipielle Regnlirang geradezu ans; und wenn in 
der Beschrinkong dieses Verfahrens auf diejenige Verletzimg der Ge- 
meinde, gegen welche der Magistrat von Amtswegen einzuschreiten 
hat, eine Abgrenzung der Coercition gegen den Administrativ- und den 
Civilprozess gegeben ist, unterliegt doch der Kreis der Handlungen, 
die zum Amtsverfahren hereclitig«'n, darum nicht weniger der Willkür. 
In der That ist dies Verfahren ausser dem Einschreiten gegen Mord 
und Brandstiftung und dem politischen Prozess hauptsächlich abhängig 
von Specialgesetzen; und es ist daneben was wir Strafrecht nennen, 
znm grOflsten Thefl im Wege des Administrativ- and des Civilverfohrens 
dnrchgefQhrt worden. Sulla hat dann dies GrindnalTerfahren beseitigt, 
allem Ansehen nach, um dem Volkstribunat den politischen Capital - 
prozess zu entziehen, und wenn auch seine gegen den Tribunal gerich- 
teten Anordnungen formell wieder abgeschafft wurden und der alte Co- 
mitialprozess bis ans Ende der Republik hie und da noch als Pnrteiwaffe 
verwendet worden ist, so blieb dennoch bei der vollstilndigen Desorga- 
nisation der Comitialmaschine die sullanische Ordnung negativ wie 
positiv im Wesentlichen in Geltung. Der Provocationsprozess ist seit- 
dem thatsächlich antiquirt. Das magistratische Verfahren gegen den 
Nichtborger wurde dadurch allerdings nicht geradezu getroffen, aber 
durch die Erstreekung des Bfirgerrechts anf ganz Italien wesentlich 
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in die Provinzen verschoben und auch als Statthalterrecht allmählich 
strenger formulirt. 

«MMiaw. Alt Surrogat Iflr den nntergegangenen comitialen Strafprozees 
tritt praktiech das Qnastionenverfahrea ein; das mäieium popuU wird 
ersetzt durch das iudhmm publicum^ welehes letztere allerdings einen 
anderen und weiteren Kreis um&sst als das engbegrenzte ältere. 

Formell ist dies ein qualifieirter Civilprozess, bei welchem, wie in 
jedem Civilverfahren , der private Kläger dem privaten Beklagten 
gegenüber steht und der Staat durch seine Mafristratiir uud seine 
Geschwornen das Schiedsrichteramt ausQbt; es wird dies daher im 
folgenden Abschnitt behandelt werden. 
SüMt^nd Aber mit dem Untergang der Republik tritt neben das Quästionen- 
gtii^utor verfahren , welches als das ordentliche Criminalverfahren betrachtet 
waärti. wird, ein aosserordenUicher und befreiter Strafprozess einerseits vor 
den Consnln unter Bindung ihres Spruchs an die UrtheHfiadung des 
Senats, andrerseits vor dem FrineeiNi als. dem alleinigen Riehter. Es 
lehnt sich dies Yeifshren an an die nrsprOngliehe nicht durch die 
Provocation gebundene magistratische Zwangs- und Strafgewalt, indem 
bei dem Verfahren vor den Consuln die Berufung an die Comitien 
ersetzt wird durch die Mitwirkung des Senats. Die rechtliche Gleich- 
stellung des Princeps mit Consuln und Senat entspricht dem dyarchi- 
sehen Grundgedanken des I'rincipats. 

Dieser ausserordentliche IStrafprozcss ist insofern facultativ, ak 
sowohl der Senat wie der Kaiser befugt sind jede Sache an sich zu 
ziehen und jede Sache abzulehnen und sie damit dem ordentlichen 
Gerieht zu entziehen oder zuzuweisen, der Kaiser auch die Sache 
an den Senat weisen kann. Es ist beiden höchsten Stellen auch ge- 
stattet diese Befugniss zu maadiren und wenn der Senat von diesem 
Recht nur beschränkten Gebrauch gemacht hat, so beruht die volle 
Criminalgewalt Ober die römischen Btirger, wie sie unter dem Principat 
in den Provinzen die mit dem Schwertrecht bekleideten Statthalter, 
in Rom und Italien der Stadtprftfect und die Befehlshaber der Leib- 
garde aus^'t tlht haben, formell auf derartiger kaiserlicher Delegation. 

Das Wesen dieser Strafjiistiz ist ihre Schranken- und Formlosig- 
keit; es lässt sich dieselbe mehr erläutern als eigentlich detiuireu. 

Jeder Reichsangehörige unterliegt dieser Justiz, der Bürger wie 
der Nichtbflrger, der Plebejer wie der abhängige Farst Ausgenommen 
ist nur der Princeps selbst, insofern er als solcher nicht der senatorischea 
J nstiz unterstellt ist. Umgekehrt hat die Befreiung des einzelnen Sena- 
tors von dem Kaisergericht zwar weder principielle noch praktische Gel- 
tung gehabt; doch macht die dyarchiache Tendenz sidi geltend dem 
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Kaiser die Capit<iljurisdiction über den Senator zu untersagen und 
seit Nerva sind derartige Zusicherungen bei dem Regierungswechsel 
häufig gegeben, zuweilen auch mehr oder minder gehalten worden. 

Jede Sache kann unter diese StraQuBtiz gezogen werden. Diejenigen 
VertKrechen, welche naeh den im folgenden Abaehnitt su erOrteraden 
Normen unter das foimell private, materiell criminelle QuAstionen- 
verfahren &llen, können auch in dieser Weise strafrecbüieb behandelt 
werden. Aber auch Handlungen, die ausserhalb der Strafordnungen 
stehen, unterliegen der Ahndung in diesen Gerichten. Zum Theil 
sind beide, insbesondere das Verfahren vor dem Senat gebraucht 
worden, um Mängel des ordentlichen Verfahrens zu beseitigen, zum 
Beispiel eine thatsftchlich unter zwei verschiedene Gerichte fallende 
Strafhandlung einheitlich zu entscheiden. Ueberwiegend angewendet 
wird das Senatsgericht für schwere Beamtenvergehen und für Ehebruch 
so wie für politische Prozesse. Die kaiserlichen Hausbeamten hatten 
sich regelmässig vor dem Kaiser au verantworten und Militirvergehen 
sind niemato im Senat abgeurtheilt worden. 

Die Veriiandlnng {ecgmüo) vor dem Senat wie vor dem Kaiser 
erfolgt, im Gegensata in dem ordentlichen Criminalprozesa, daxehaus 
unter Ausschluss der OeiTentlichkeit, was bei dem Senatsgericht seiner 
Beschaflenheit nach freilich nicht viel bedeuten will. An feste Formen 
waren beide Gerichte rechtlich nicht gebunden; indes« bewegten sie 
sich der Regel nach in den für die Quästionen festgestellten, und eben 
das bedenklichste Moment des Quästionenprozesses, das Eintreten des 
Klägers und die Präiuiirung desselben im Falle der erwirkten Ver- 
urtheilung, wurde iu diesen Prozessen auf den die Klägerrolle über- 
nehmenden Denuntianten angewandt 

Die Strafbemesanng lag desgleichen von Bechtewegen in der Will- 
kftr der beiden mit der Souveränen Staategewalt anglich diese Griminal- 
jostiz handhabenden Stellen. Wenn der QnftstionenproaeeB, wie wir 
sehen werden, zu einer niedrigen dem Verbrechen vielfältig wenig 
adäquaten Strafansetzung geführt hatte und insbesondere die Todes- 
strafe aus demselben verbannt war, so hat in diesen ausserordentlichen 
Gerichten strenge und häufig übermässige Straf bemessung vorgewaltet. 
Die Wiederherstellung der Todesstrafe in diesen beiden Gerichten ist 
eins der hervorragendsten Momente der Umwandlung des Freistaats 
iu die Monarchie. 

So lange das königliche durch Augustus wiederhergestellte pro- oMt 
vocationsfreie Zwangs- und Strafrecht nur einerseits von Gonsuln und äS^SSL 
Senat, andrerseite von dem Prineeps oder dessen Specialmandateren 
ausgeübt ward, behielt es den Stempel der Ausserordentlichkeit und 
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functionirte nicht als ständiges Organ des Gemeinwesens. Dies wurde 
anders, als unter Tiberius, ebenfalls mit Anlehnung an die Ordnungen 
der Königszeit, in der Hauptstadt dafür ein ständiger kaiserlicher 
Stellvertreter, der praefectus urhi niedergesetzt ward. Mit der Ein- 
rlclitung dieses Amtes war die moDarchische Restauration vollendet. 
AUerdingB wurde dasselbe nur an Senatoren verliehen and aneh inso- 
fern mit VoTBieht gehandhabt, als es regelmlssig an bejahrte am Ende 
ihrer politischen Iisnfbahn stehende MAaner gegeben nnd der Inhaber 
nicht so häufig wie bei den übrigen kaiserlichen Aemtem gewechselt 
ward; aber der Competenz nach schloss es die volle königliche Ge- 
walt ein. Die gesammte Polizeigewalt, wie sie den republikanischen 
Magistraten, den Aedilen wie ihren Yorfjesetzten zugestanden hatte, 
und die volle Strafgewalt, wie sie nach der eben gegebenen Entwick- 
lung dem Kaiser selbst zukam, bilden die Competenz des kaiserlichen 
Vertreters, welche also mit der eigenen des Kaisers so wie mit 
derjenigen seiner ttbrigen Mandatare concurrirt. Wie das unmittel- 
bare Kaisergericht ist anch das des Stadtpi^edflo sehnnkettlos und 
formlos. BAomlich wird dasselbe swar vonngsweise in der Haupt- 
stadt gehandhabt, erstreckt sieh aber Aber gans Italien. Personale 
Befreiung von der Verantwortung vor dem Stadtprftfecten scheint nicht 
bestanden zu haben, obwohl ihm vorzugsweise die polizeiliche Thatig- 
keit zugewiesen war und er also auch als Strafrichter wenigstens in 
der früheren Kaiserzeit nur ausnahmsweise in die Lage kam Personen 
aus den privile^^irten Stünden abzuurtheilen. Für die Aufrechthaltung 
der Ruhe in der Hauptstadt ist dem Stadtpräfecten, obwohl er selber 
nicht Offizier ist, ein Theil der städtischen Besatzung, drei Cohorten 
von je 1500 Mann zur Verfügung gestellt. Keine Institution der 
Kaiseneit hat die Beseitigung des eonsnlariseh-idiUdseheB Stadt- 
regiments und der republikanischen Rechtspflege so energisch wie die 
Stadtpr&fectur gefordert. 
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3. Die Rechtspflego. 

Es ist die erste und höchste Aufgabe des Staats iuueibalb seines uoKTur^d«r 
Macbtkreises keine Vergewaltigung der einen Penon dnreh die it(c«t' 
andere snznlassen, sondern jedem, der gegen einen Staatsangehörigen 
einen Ansprach erhebt, dessen Oeltendmadrang nur m gestatten, nach- 
dem der Staat in den dafOr festgestellten Formen und innerhalb der 
durch die Sachlage gewiesenen Grenzen sie zugelassen hat. Diese 
staatlich regulirte Geltendmachung des privaten Bechtsanspnicbs, 
logisch und praktisch im scharfen Gegensatz zu dem auf der staat- 
lichen Selbsthülfe ruhenden Zwangs- und Strafrecht, nennen wir die 
Rechtspflege. Sie löst den vorstaatlichen auf Vergewaltigung und 
Rache oder allenfalls auf Lösegeld (pocna) auslaufenden Zustand der 
freien i)rivaten Selbsthülfe ab und charakterisirt sich dem ötfent- 
lichen Zwangs- und Strafrecht gegenüber durch die nothwendige An- 
rufiing der staatlichen Beilegung, das heisst durch die Nothwendigkeit 
des Kllgen. Eigenthftmlich überdies ist der Beehtepflege die regel- 
mässige Vermittlung durch die dem Zwangs- und Strafredit unbekannten 
Geschwornen, wogegen das bei diesem eintretende Bargerschaltsgerieht 
in der Recht.spHege nicht auftritt. 

Es sollen liier die bei der Rechtspflege betheiligten Magistrate, 
die Geschworneuiustitution, der Kreis der Rechtspflege und die Formen 
derselben in derjenigen Kürze dargelegt werden, welche die Behand- 
lung dieser Fragen im Staatsrecht erfordert. 

Dass die Magistratur in ihrer Ursprünglichkeit gefassl wird als jurudHion 
der Inbegriff der Bechtspflege und des Heerbefehls, jene in dem im^Hum. 
städtischen, diese in dem militJUnschen Imperium ihren wesentlichen 
Ausdruck findet, ist froher (S. 96 fg.) auseinandergesetst worden. Wenn 
die Scheidung der beiden Kreise ursprünglich hauptsichlich bedingt 
war durch das Verweilen des Oberbeamten entweder in der Stadt oder 
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aiisserhall) derselben, so ist dies in der republikanischen Epoche von 
Haus aus dadurch modificirt, dass der auch innerhalb der Stadt 
fmictiooirende Dictator an dem jurisdictionelleii Imperium keinen 
Antheil hat und weiter ist nach Einrichtung der dritten ordentlichen 
auf stftdtische Function allein angewiesenen Oberamtatelle auch den 
beiden Gonsuln dasselbe entzogen worden. Indess nimmt nach der 
römischen Interpretation die Beschränkung des an sich untbeilbaren 
Imperium diesen Magistraten nur die Mitwirkung bei wirklichem 
Rechtsstreit; wo derselbe formaler Art ist und in der That zur Legali- 
sirung einer von beiden Parteien gleichmässig beabsichtigten Rechts- 
änderung angewandt wird, wie dies der Fall ist bei der Manumission, 
der Emancipatiou und der Adoption, ist für diese, die sogenannte frei- 
willige Gerichtsbarkeit auch der Dictator und der Consul competent. 
Im Uebrigen gilt die Ausschliessung schlechthin und ohne Rücksicht auf 
das Ortliehe Yerwdlen des Consois; dass gegen den juriadictionellen 
Act des Prfttors der Consul die Intercession einsulegen befugt i8t(S. 125), 
kann ebenso wenig als Ausabnng der Gerichtsbarkeit angesehen werden 
wie die bei Ausübung der Lagerzucht voikommende thatsäehlieh dem 
Privatprocess entsprechende UrtheilsfflUung (S. 228). 

Die Leitung der Rechtspflege hat selbstverständlich ursprünglich 
»•|gg>- dem König zugestanden, jedoch unter der Beschränkung, dass, wenn 
er die ursprüngliche Landesgrenze tiberschreitet, er sie nicht mehr 
selbst ausübt, sondern durch einen von ihm ernannten Vertreter 
(praefectu.9 iure dicundo), welcher für den Fall der Abwesenheit der 
sämmtlicheu Oberbeamten zur Feier des Latiuerfestes bis in die 
Kaiserzeit fortbestanden hat. Abgesehen Ton der königlichen und der 
ursprünglichen consularischen Jurisdiction liegt seit der Einsetzung 
der Prätur und der curullsehen Aedilitat im J. 887 (367 t. Chr.) die 
Rechtspflege bei den folgenden Beamten, deren Amtkreise theils all- 
gemein, theils örtlich oder sachlich begrenzt sind. 

1. Die stadtische Rechtspflege liegt in der Hand des in Rom ver- 
weilenden Prätors, seit dem Anfang des 6. Jahrh. d. St. der inebreren 
daselbst amtirenden Prätoren. Lange Zeit und in gewissem Sinne immer 
hat die römische Rechtspflege sich in der Stadtjjrätur concentrirt und 
ist, während die eben erwähnte freiwillige Gerichtsbarkeit an keinen 
Ort gefesselt ist, die Ausübung des jurisdictionellen Imperium auf 
die Stadt Rom beschrAnkt; ja es wird sogar als «rechter Prozess** 
(nuiietiMm legitimum) bis In die Kaiserzeit hinein nur der vor dem 
stidtischen Gerieht geführte angesehen. Ueber die thdis nach dem 
Personalrecht der Parteien, theils nach dem Gegenstaad der Klage ab- 
gegrenzten Competenzen der in den beiden letzten Jahrhunderten der 
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Republik neben einander in Rom fungirendeu Prätoren wird weiterhin 
gehandelt werden. 

2. Hit der der AedÜität aberwiesenen städtischen Polizei ist die sa- 
niehst damit Terknfipfte Reditspflege, die Erledigung der aus dem 
Geschäftsverkehr des Sdaven- und Yiehmarktes and der ans der Be- 
lAstigung des Strassenverkehrs entspringenden Recbtshftndel ihr über- 
wiesen, welche Jurisdiction indess, da die plebejischen Aedilen nicht 
als Magistrate gelten, allein von ihren mit der Prfltiir zugleich ein- 
gesetzten curulischeu Collegen ausgeübt wird. Das jurisdictionelle 
Imperium muss also auch diesen beigelegt worden sein, obwohl sie 
nicht als Oberbeamte gelten. "Wie man mit der sonst seit F.insetzung 
der Prätur in der Rechtspflege beseitigten Collegialitiit bei den Aedilen 
sich abgefunden hat, vermögen wir nicht zu sagen. 

3. Die Proviniialstatthaltersehafteo sind davon ausgegangen, dass 
die Conoentration der Jurisdiction auf die Stadt Rom für die in dem 
aheiseeischen Gebiet befindliehe römische BoTölkerung sich nicht 
durchfuhren liesa. Es wurden demnach fOr die in Rom durch die 
Prfttur und die curulische Aedilität geleitete Rechtspflege dort Neben- 
sprengel eingerichtet, deren beide Beamte, der Prätor und der Quästor, 
wenn auch der letztere unter Vermeidung des rein städtischen Aedilen- 
titels, die gleichen Competenzen übernehmen. Diese Competenz gilt für 
sämmtliche Provinzialvorateher ohne Unterschied des Titels, also auch 
für die zur Verwaltung der Statthalterschaft in die Provinzen gesandten 
Gonsuln oder Cousulare, während die bloss für das Feldherrnamt be- 
stimmten Oberbeamten daran keinen AntheO haben, ferner für die eben 
deswegen den proprätorisehen Titel f&hrenden kaiserliehen ProYinzial- 
legaten und nach Specialgesetsen selbst f&r die Statthalter von Ritter- 
rang, namentlich den kaiseiliehen Prifecten für Aegypten. Für die 
ädilicische Competenz fehlte es in den kaiserlichen Provinzen an 
selbständiger magistratischer Vertretung. Indess hat die provinziale 
Jurisdiction nicht bloss insofern als ausserordentliche gegolten, dass, 
wie schon bemerkt ward, „gesetzlicher Prozess" im strengen Sinne 
nur der in Rom verhandelte ist, sondern sie hat auch praktisch der 
städtischen gegenüber in zwiefacher Hinsicht eine secundilre Rolle 
gespielt. Einerseits kann der in der Provinz domicilirte römische 
Bürger, wenn er in Rom yerweilt, in Folge des allgemeinen Heimath- 
reehts tot dem städtischen Gericht belangt werden, sofern er nicht 
durch Privilegium dagegen geschatst wird. Andrerseits hat wenigstens 
in republikanischer Zeit der Statthalter das Roeht gehabt eine bei ihm 
angebrachte Klage, statt sie selbst zu entscheiden, an das haupt- 
städtische Gericht zu weisen. — Dass in Folge des ausserhalb dea 
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sftftdtiBcIien AmtBgebiets minder besehiinkten MuidiniiigBreelits der 
Statthalter den ihm beigegebenen GehalüBn, insbesondere denen sena- 
toriwhen Ranges die Jnrisdietion hAufig flibertrigt (S. 160), anch in 
den kaiserlichen Provinzen neben und unter den Statthaltern eigene 
Legaten mit jurisdictioneller Competenz TorlLommen (S. 207), ist 
bereits früher auseinandergesetzt worden, 

4. Für die in Italien theils in geschlossenen Gruppen, theils zer- 
streut lebenden römischen Bürger ist die Concentrirung der Juris- 
diction in der Stadt Rom seit dem Anfang des 5. Jahrh. gemildert 
worden durch die bei der Stellvertretung (S. 146) erörterten Öpecial- 
gesetze, die den Stadt|nritor anwiesen für bestimmte Oertlichkeiten 
seine jurisdietionelle Competens an von ihm theils frei, theils spftter- 
hin unter Mitwirkung der Comitien (S.185) ernannte Mandatare zu ttber- 
tragen. Wie weit die Jurisdiction dieser praefeeU mre äkmnäo sieh 
auf die Halb- und die Nichtbttrger erstreckt und ob sie für die Voll- 
barger der stadtrömischen gegenüber nicht durch eine Competens- 
grenze beschränkt war, lässt sich nicht ausmachen; die Institution 
selbst verlor ihre Grundlage, nachdem ganz Italien in den römischen 
Bürgrrverband eingetreten war und bat der entwickelten municipalen 
Jurisdiction Platz gemacht. 

5. Die Anfänge der römischen Muuicipaljurisdiction liegen im 
Dunkeln. Den nicht völlig dem römischen Bürgerverband einverleibten 
Bezirken besseren Redits ist eine eigene Magistratur mit einer wenn 
aueh beschränkten Jurisdiction geblieben. Auch bei den VoUbürger^ 
gemeinden treten froh die Anfinge eigener Jurisdiction auf, nament- 
lich hinsichtlich der Marktgeriehtsbarkeit; Tnseulum, unter den nicht 
aus Ansiedelung hervorgegangenen Bürgerstädten die älteste, hat 
offenbar mit der Ertheilung des römischen Bürgerrechts gleichzeitig 
eigene Aedilen erhalten , da diese hier späterhin als Oberbeamte 
fungiren. Allgemein ist die municipale Jurisdiction der Bürger- 
geraeinde wahrscheinlich erst gewährt worden, als ganz Italien das 
Bürgerrecht enipting und die römische Bürgerschaft in einen Com- 
plex vuu Bürgergemeinden umgewandelt ward (Ö. 74). Damals ist 
vermuthlieh einerseits durch Besehrinkung der bis dahin mit voller 
Jurisdiction versehenen latinischen und sonstigen autonomen Bttrger- 
sehaften, andrerseits durch Ausstattung der bis dahin wesentiich 
unselbständigen Bürgergemeinden mit einer beschrankten Autonomie 
die spätere Munidpaljurisdiction geordnet worden, deren staatsredkt- 
liehe Formulirung vermuthlich, ähnlich wie bei den Pr&fectnren, zu 
fassen ist als generelle Delegation des städtischen Prätors an die von 
den municipalen Comitien creirten Prätoren und Aedilen oder unter 
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anderer Titulatur die gleichen Competenzen verwaltenden Magistrate. 
IndesB erstreelct aidi die Competonz dieser Beamten niebt auf die- 
jenigen Aete, welche eine freiere magistratische Aetion in sich sehliemcn, 
und ist auch bei der eigentlichen Rechtspflege beechrftnht theils durch 
den Ausschluss gewisser Prozesskategorien, theils durch Fizimng einee 
nicht hoch gogrifTenen Maiimums des Streitohjeets. 

Zur Vervollständigung des Bildes, das wir uns von der Hanrl- 
habun^' der Rechtspflege in dem weiten römischen Reich zu machen j"rii4i«Uofc 
haben, ist noch (hiran zu erinnern, dass dasselbe im Wesentlichen einen 
Coniplex von Genieinden biliiet und dass diejenigen derselben, welche 
das löinische Bürgerrecht nicht besitzen, sowohl die formell autonomea, 
wie die lutinischen und die föderirten, wie auch die nur mit geduldeter 
Autonomie ausgestatteten die eigene Rechtspflege behielten, so weit 
beide Parteien ausserhalb des römischen BOrgerrerbendes standen, 
während, wo beide Parteien oder auch nur eine derselben in diesem 
geborten, der Regel nach die Torher genannten römischen Gerichte 
competrnt waren. Uebergriflfe der römischen Behörden in diese auto- 
nome Jurisdiction sind, namentlich wo die Autonomie nur geduldet 
war, oft genug, aber doch lediglich als Acte der Willkür vorgekommen. 

Nachdem die bei der Jurisdiction hethrillRten Magistraturen dar- 
gestellt wonien sind, ist der Kreis, den die private Rechtspflege um- 
schreibt, theils persönlich, theils sachlich abzugrenzen. 

Dass die Rechtspflege zunächst ausgebt von dem Ausschluss der ^^^^^ 
SelbsthOlfe swischen Bürger und Borger, drückt sich dtrin aus, dass ^^'^^^ 
. Akr das .rechte Urtheil* im strengen Sinn neben den fmher beieichneten 
Momenten filr beide Parteien die Bttrgerqualitflt gefordert wird, wobei 
selbstverständlich der in Rom heimathbereehtigte Plebejer von jeher 
in den Bttrgerbegriff eingeschlossen (S. 10), auch der Latiner ohne 
Frage von jeher dem Borger gleichgeachtet worden ist (S. 60). 
Aber auch der einer andern Nation angehörende Ausländer ist, sei es 
auf Grund des mit seiner Heimatligemeinde bestehenden Vertrags- 
rechtes, sei es gemäss der den Ausländer wenigstens thatsächlich 
nicht als rechtlos behandelnden römischen Praxis vor dem lömischen 
Gericht rechter Kläger und, wenn er dort verweilt, auch rechter Be- 
klagter und es kann tu dieser Wdse seihet ein zwischen swei Aus- 
Iftndem schwebender Recbtehandel vor einem römischen Gericht zur 
Entscheidung kommen. In welchem Umfang dies bei dem liberalen 
Verfahren des Staate gegen die Fremden und der Entwicklung seiner 
Machtstellung der Fall gewesen ist, zeigt die Theilung der Geschäfte 
der Prätur in Rom nach dem Personalrecht der rechtssuchenden 
Parteien in) Anfang des 6. Jh. der Stadt (S. 1G5). Indess sind auch 
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spiterfaiiLiMinilg dem zanAchst far die Prosesse zwischen BQrgera be- 
stimmten Prfttor die flbrigen mit ftfeferwiesen und ansserbalb Rom etoe 
analoge Sdieidong niemals vorgenommen worden. 

Sachlich. fUlt unter die Rechtspflege sunftchst und hauptsächlich 

die Rechtsforderung der einen Partei gegen die andere, einerlei ob 
die letztere dieselbe bestreitet, wobei es also zur Klage kommt, oder 
sie einräumt, aber sich ausser Stande erklärt dieselbe zu erfüllen, in 
weleheui Fall diese Einräumung gleiche Kraft hat mit dem dem Kläger 
Recht gebenden Unheil. Kiu Unterschied hinsichtlich des Hechts- 
grundes wird nicht gemacht ; die Rechtsforderung wegen Diebstahl, 
Sachbeschädigung, Real- und Verbalinjurien wird im Allgemeinen in 
derselben Weise geltend gemaclit wie diejenige wegen rechtlosen Inne- 
habens einer Sache oder Nichterfflllung einer Borderung. Diejenigen 
Rechtsverletsungen iaber, welche der Magistrat von Rechtswegen zii 
ahnden gehalten ist (S. 227), liegen ausserhalb der privaten Rechtevei^ 
folgung. .Ausnahmsweise kann, wie weiterhin zu erörtern sein wird^ 
ein Anspruch der Gemeinde an den Privaten swischen einem Vertreter 
derselben und dem Privaten in dieser Form zum Austrag kommen; 
in der Regel aber ist die Forderung der Gemeinde an den Privaten 
und inniier die des Privaten an die Gemeinde, da der Privatprozess 
in dem staatlichen Schiedsgericht /wischen zwei streitenden Parteien 
besteht, solcher Behandlung nicht fähig und tritt dafür die in dem 
Abschnitt vom Finanzwesen zu . erörternde staatliche Administrativ- 
justis eia. . ' 

SMdoieiM Hinsichtlich der Theilnng der Rechtspflege nach den verschiedenen 
d«riu^%. Prozesskategorien unter die, Magistrate kennt die Altere Zeit neben 
der allgemeinen Civi^jurisdiction der beiden städtischen EVatoren als 
geschiedene Competenz nur die ftdilicische Marktgerichtsbarkeit. Im 
letzten .Jahrhundert der Republik treten mit den Specialordnungen 
für einzeln© qualiticirte Klagen entsprechende Specialpräturen, zum 
Beispiel für Erpressung (repeitmdae) ein, bis dann in der sullani- 
sclien Zeit mit der Zweijährigkeit der Prätur die Verwendung aller 
Prätoren im ersten städtischen Amtsjahr für die städtische Rechts- 
ptlege und deren Theilung in die beiden generellen Jurisdictionen 
und die . Spedalkategorien der Quistionen sich einstellt. In der 
Kateerzeit wird anf diesem Wege noch weiter, vorgeschritten und die 
Regulirui^ der Freiheitspiezesse, die Regnlirnng und der Vorsits im 
Gentumviralgericht und ähnliches mehr als pri^riBehe Spedalcompe- 
tenz gestaltet. Als die in Bittform ausgesprochenen letstwilligen Zu- 
wendungen.. unter dem Principat aus Gewissens- in Zwangsptlichten 
umgewandelt wurden, geschah dies unter Ausschluss des Geschwomen- 
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TerfahreiiB im Wega einer anfangs den Consuln, sp&terhln einem oder 
mehreren Prttoren nberwiesenen dem magistratischen Ermessen Spiel- 
raum bietenden Cognition. 

Ueber die schiedsrichterliche Thatickeit bei dem Privatstreit vormund- 

schatte 

geht das Eingreifen der Magistratur in die privaten Verhältnisse J^i^a'^,* 
insbesondere in älterer Zeit nicht hinaus. Charakteristisch dafür ist Jn'wdietion 
insbesondere die Behandlung der Vormünderbestellung: sie ruht nach 
den ursprünglichen Ordnungen lediglich auf allgemeinen gesetzlichen 
Normen oder aaf dem gesetzgleichen Privattestament. Erst allmäh- 
lich uid erg&nsend tritt die magistratisehe Ernennung des Vormundes ■ 
hinzu und keineswegs als Ausflnss der Jurisdiction, da neben dem 
Pr&tor auch die Volkstribune und unter dem Prindpat anfiüiglich 
die Consuln dabei betheiligt sind. Erst unter diesem wird schUess- 
lich die magistratische Thätigkeit bei der Vormundschaft als Neben- 
geschäft der Jurisdiction behandelt und dieselbe, ähnlich wie das 
Fideicommisswesen, einem eigenen Prätor übertragen. 

Wenden wir uns weiter zu dem bei der Rechtspflege einpe- v,*rf«iiren 
haltenen Verfahren, nähert sich die Regulirung des Klagerechtes K«cku- 
durch den prozessleitendeu Magistrat insofern der gesetzgebenden 
Gewalt, als derselbe zwar das bestehende Gesetz zu befolgen, aber 
das Recht hat oder sich nimmt dasselbe n&her su bestimmen und wo 
das Gesets schweigt, von sich aus Anordnungen zu treffen, wobei die 
Vollziehung der RechtsTorschrift in Erweiterung und selbst in Ab- 
ftndemng derselben umschlagen kann. Beispielsweise hat im Erbgang pr üari.ci» 
der Prttor an sich die landrechtliche Ordnung zur Ausführung zu irfci^i^tkm. 
bringen; aber wo nach dieser Erblosigkeit eintreten würde, lässt er 
im Wege des Besitzschutzes gesetzlich zur Erbfolge nicht berufene 
Personen als successionsberechtigt zu und sieht sogar in manchen 
Fällen, wo die landrechtliche Ordnung zu unbilligen Consequenzen 
zu führen schien, nicht bloss bei der Besitzregulirung von derselben 
ab, sondern verweigert sogar nachher dem nach Landrecht besser be- 
rechtigten Erben die Klage. Auch ftusserlich findet dies darin seinen 
Ausdruck, dass in der späteren Republik die Magistrate mit Jurisdic- 
tion, die Pr&toren in Rom wie in den Provinzen und die cumlischen 
Aedilen bei Antritt ihres Amtes diejenigen Regeln, nach denen sie 
die Rechtspflege auszuüben beabsichtigen, zusammenfassend öffentlich 
bekannt raachen; und diese von Rechts wegen kaum den Ansteller 
und noch weniger den Nachfolger bindenden Normen haben in that- 
sächlicher Fixirung allmählich sich zu einer specialisirten Givilprozess- 
Ordnung ausgestaltet. 

Der einzelne Prozess wird immer hervorgerufen durch das An- 
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rufen der eine Reehtisehldigung geltend nuchenden Partei, darcb 
die Klage. Wenn dazu principiell nnr der Gesehftdigte selbst oder 
dessen rechter Vertreter berechtigt ist, so kann hier abgesehen werden 
▼on der Frage, wer vor Gericht als rechter Vertreter eines PriTaten 

betrachtet wird; staatsrechtlich wichtig dagegen ist es festzustellen, in 
wie weit die Oemeiiide in Her Form der Civilklage vertreten werden 
Viinn. Im Allgemeinen gehört, wie >d\on bemerkt ward, der Anspruch 
Kl««- der Gemeinde an einen Privaten nicht in diesen Kreis: Civilklagen 

v«rtrei,t:ng 

^Jj^^j^ dieser Art sind exceptinnell und treten, wie es scheint, nur ein, wo 
entweder ein unter den Trivatprozess fallendes Delict, insbesondere 
Diebstahl und Sachheschildigung, gegeu die Gemeinde verübt worden 
ist oder wo ein Specialgesetz fOr gewisse FUle, namentlich für die 
anf diese oder jene Contravention gehetzte feste Geldstrafe, ein stell- 
Vertratendes Klagerecht anordnet Bei der enteran Kategorie scheint 
der Regel nach jeder Bllrgfr als klagberechtigt gegolten zu haben. 
Bei der zweiten ist häufig dasselbe geschehen, zum Beispiel jedem 
Borger gestattet die auf öffentlichem Boden zu Unrecht vorgenom- 
menen Privatbauten durch Civilklage zu beseitigen; nicht selten aber 
werden nur die Magistrate zur Klagerhehung in den Formen des 
Privatrechtes bevollmächtigt, welche Vollmacht auch electiv concur- 
riren kann mit dem früher (S. 229) erörterten Recht der Auflegung 
einer arbiträren Mult mit ProvocatioQ an die Comitien. — Aus dem- 

Kia^nwht gelben Gesichtspunet des Oifentliehen Interesses ist dann bei dem 

»»yy- Qnastionennrozess des letzten Jahrhunderts der Republik mit wenigen 
Ausnahmen die Klagevertretung dem Borger ein fOr allemal freige- 
geben worden. Hochverrath und Mord konnten Oberhaupt nur unter 
Zulassung der Gemeindevertretung unter dies Klageverfahren gezogen 
werden, und auch die Bestrafung der Erpressung und der meisten 
tibrigen gleichartig behandelten Verbrechen und Vergehen war in der 
That nicht bloss Sache des zunüciist Verletzten, sondern lag im Inter- 
esse des (ienu inwcsens. Es erwies sich sogar als nothwendig, da der 
Privatkliiger bei allen diesen ebenso nothwendigen wie beschwerlichen 
und gehässigen Prozessen die Last und die Gefahr des Beweises auf 
sich nahm und die edleren Motive dabei meistentheils versagten, dem 
KlAger, wie dies bei bloss vermbgensrechtlicher Schftdigung des Ge- 
meinwesens unbedenklich und seit langem Oblich war, für den Fall 
des Obsiegens politische und vor allen Dingen materielle Vortbeile 
in Aussicht zu stellen, wo dann freilich ein Uebel das andere ablöste 
oder auch beide sich mit einander verbanden. 

iifiMauff Nach Einbringung der Klage und Anhörung des Beklagten erfolgt 
die magistraüscbe Prozessregulirung. Sie besteht in der Bezeichnung 
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des oder der Geschwomen und in der Aufstellung einer schriftlichen 
Instruction (formula) welche die Personen dts Klägers, des Beklagten 
und des oder der Geschwornen nanihaff macht, den Klaganspruch je 
nach der Art des einzelnen Falles feststellt und den oder die Ge- 
schwornen anweist diesen selbst so wie die etwa' den Beklagten 
schätzenden Momente in Erwflgung zu ziehen und danach entweder 
den Beklagten m Terurtheilen, welche Venirtheilung an ezceptioDelle 
Bediogungen geknflpft und dem Umfang nach fest oder maximal deter- 
roinirt werden kann, oder im entgegengesetzten Fall freizusprechen. 
Auf diese bedingte UrtheilslHllung lAuft die magistratische Instanz des 
Privatprozesses immer im wesentlichen hinaus, wAhrend die Formen, 
in denen dies erreicht wird, sie häufig nur indirect enthalten. 

Die Älteste und vielleicht ursprünglich ausschliessliche Form des ,^;22I«!SS5L 
Privatprozesses kni^|>fr an die Prozessstt u« r an, an die dem im 
l\t'( htsstreit Unterliegenden zum lit sten der Opferkasse der Gemeinde 
auferlegte Vieh- oder Geldbusse (sacratncnium). Beide Parteien wurden 
vom Magistrat veranlasst diese Busse zu erlegen oder zu versprechen 
unter Vorbehalt der Bncknahme der Leistung oder des Wegfalls der 
Zusage im Fall des Obsiegens. Der Geschwome sprach alsdann 
formell sich nur darüber aus, welche Pnrtei die Busse verwirkt habe. 
Dieses Verfahren ist noch für den ältesten Erpressungsprozess in An- 
wendung gekommen, aber in der Folgezeit mit wenigen Ausnahmen 
ausser Kraft getreten. Häufig al>er begegnet im s])i\teren Prozess 
die pr9torisch«i Wette, die im Wesentlichen auf dasselbe hinauskommt, 
nur dass die verwettete Summe hier nicht gezahlt, sondern nur durch 
den darauf gestellten Spruch des Geschwdrnen das Eigenthum oder 
was sonst der Gegenstand des Rechtsstreits ist der einen Partei zu- 
gesprochen wird. 

Es kann auch die Entscheidung der Geschwomen wie an die 
Wette, so an den roagistratisehen an die Parteien gerichteten Befehl 
fitderdieiim) anknüpfen. Weon beispielsweise der Magistrat beide 
Parteien anweist den bestehenden Besitz bis weiter gelten zu lassen 
oder auch eine derselben den nach der Behauptung der Gegenpartei 
auf incorrectem Wege gewonnenen Besitz aufzugeben, so stellt der 
Geschwome im ersten Fall fest, welche der Parteien thaL^ächlich im 
Besitz ist, im zweiten ob der fehlerhafte Besitz mit Recht oder mit 
Unrecht behauptet wurde und declarirt also, zu wessen Gunsten der 
Magistratsbefehl entschieden hat. 

Die magistratische Regulirung des Klagerechts tritt häufig in vor- J^fj^i^*^ 
bereitender Gestalt auf, namentlich in der Welse, dass für mehr oder nUm. 
minder in Ansucht stehende Prosesse die P&rteiroUen im Voraus ge- 
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ordnet werden. Dies ist insbesondere der Fall bei dem Wechsel des 
Gessmmtvennögens hauptsächlich durch den Erbgang und durch den 
Concurs. Im Sterbefalle gestattet der Magistrat dem £rben, statt sich 
auf eigene Hand in den Besitz des Vermögens zu setzen, seinen Krb- 
schaftstitel vor Gericht geltend zu machen und darauf hin vom Magi- 
strat den Besitz des Vermögens sich zusprechen zu lassen, wodurch 
für den Fall, dass andere Personen dieselbe Erbschaft in Anspruch 
nehmen sollten, diese angewiesen sind als Nichtbesitzer aufzutreten. 
Es kfinnen auch Terschiedene derartige einander ausschUeesende Be- 
sitctitel gegen einander stehen, in welchem IUI dorch Gesehwomen- 
Spruch gemftss den von der Magistratur in dieser Hinsieht aufgestellten 
allgemeinen oder besonderen Normen dem Bestbereehtigten der Besits 
der Erbschaft zugewiesen wird. Alle diese Regulimngen, selbst wenn 
Geschwome dabei mitgewirkt haben, sind insofern provisorisch, als 
der nach I.andrecht besser berechtigte Erbe durch sie keineswegs aus- 
geschlossen, sondern nur in dem darauf hin beginnenden Kechtsstreit 
ihm die Klägerrolle zugetheilt ist. Aehnlich wird im Concurs verfahren. 
Wenn eine rechtlich anerkannte Forderung nicht erfüllt wird und dem 
Gläubiger danach das Recht zusteht, das Gesammtveruiögen des 
Schuldners in Besitz zu nehmen, so hat er dafür bei dem Magistrat 
die Einweisung zu erbitten, wobei ebenf^Us Concurrens mehrerer 
Personen und Regulirung der Besserbereehtigung durch Gesehwornen- 
spruch emtreten kftnnen, die Besitznahme selbst aber eben wie die 
der Erbschaft formell nur den Zweck hat ffir die etwa eintretende 
Civilklage die Parteirollen zu regeln. Noch deutlicher tritt die Re- 
gulirung des Klagereclits durch vorbereitenden Geschwornenspruch auf 
in dem sogenannten Praeiudicium : wenn eine Thatfrage, zum Beispiel 
ob jemand Sohn oder Freigelassener einer bestimmten Person sei, für 
einen in Aussicht stehenden Prozess von Belang ist, so kann, schon 
ehe dieser angestellt wird, der Magistrat dieselbe zur Entscheidung 
an Geschworne weisen. 
/"Uehei- Diese Andeutungen, deren Ausführung im Staatsrecht nicht gegeben 
rr4» d.if eb ^^^^i' kann, werden genfigen, um einigermassen zur Anschauung zu 
OMd^m* bringen, dass die magistratische Regulirung des Klagerechts in ihrer 
praktischen Durchführung weit hinausgeht über die unmittelbare Fest» 
Setzung der Kiagformel. Durch diese Ausdehnung wird die Mitwirkung 
der Geschwornen viel mehr erweitert als beschränkt, insofern jede 
dabei sich herausstellende zwischen den Parteien streitige Frage nicht 
durch magistratische Cognition, sondern durch eigenen Geschwornen- 
spruch zu erledigen ist. Beispielsweise wird, wenn die Parteien sich 
verpflichtet haben an einem bestimmten Termin vor dem Magistrat 
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zu erscheinen und für den 'Fall des AusbleibeDS eine Busse (vadi- 
mmmun) festgesetzt ist, die £Dt$cheidung darüber, ob diese verwirkt 
Ist, nielit vom Magistrat alleio gelnoden, sondern wieder von ihm an 
Gceehwome gewiesen. Dabei hat allerdings die dem Magistrat ob- 
Uegeade Arbeitslast mitgewirkt, welehe Ar eigene Untersnehttng that- 
Bftehlicher Fragen geringen Spielramn Hess; aber auch die poHtisehe 
Tendenz im Priyatprozess durch das private Schwurgericht das magi- 
Btratische Imperium möglichst zu binden, tritt deutlich hier zu Tage 
und hat die Schwerfälligkeit der repnblikanisehen Rechtspflege that- 
SÄchlich zum guten Theil verschuldet. 

Wenn die Leitung der Rechtspflege der Magistratur zusteht, so . Q*- 
ist sie dagegen von der eigenen Ausübung derselben ausgeschlossen, »w**!^ 
Der Magistrat fuhrt den Spruch wohl herbei, dieser selbst aber wird 
▼on PrlTalen gefunden. Dies ist die Gesebwomeninstitution, die 
fundamentale Ordnung der Republik, wie die llteste so die dauerndste 
Sehranke des magistFatischen Imperinm. Die Einsetiung der Ge- 
schwomen dureh KOnig Servins Tnlliis galt den ROmem als der An- 
fang des sich selbst regierenden Gemeinwesens; das Eintreten der 
Magistratur in die Entscheidung, die Cognition in ihrem allmählichen 
Umsichgreifen unter dem Principat und ihre im dritten Jahrhundert 
n. Chr. feststehende Alleinherrschaft bezeichnet das Ende des ROmer- 
staats. 

Die Auswahl des oder der Geschwomen steht im Allgemeinen j ,^n„ 
dem Magistrat zu und bildet einen Theil der ihm obliegenden Prozess- «■«»f 
regulirung. Vereinbarung der Parteien mag häufig vorgekommen, kann 
aber schon darum nidit rechtlich nethwendig gewesen sein; weil die 
Erledigung des Rechtsstreits nicht ^n dem Belieben einer Partei ab- 
hAngig gemacht werden durfte. Der prosessleltende Beamte hat viel- 
leicht ursprOnglich bei der Ausw^l insofern fiele Hand gehabt, als 
jedem römischen Bürger dies Mandat übertragen werden konnte, und 
bei Prozessen, an derten Nichtbürger betheiligt waren, mögen selbst 
solche nicht ausgeschlossen gewesen sein. Aber in der uns besser 
bekannten Zeit ist in der Stadt Rom vor der Gracchenzeit Geschwomer 
nur der Senator, so weit nicht specielle Regulative eingriffen oder, 
was wohl auch angenommen werden muss, die Parteien von der 
Qualification im einzelnen Fall absahen. Dieses senatorische Vor- 
recht, das allerdings weniger in der eigentlich privaten RediUpHege 
als in den weiterhin su erwähnenden foctiseh mehr oder minder 
criminellen Spedalquftstionen sur Anwendung kam, ist im lotsten 
Jahrhundert der Republik der Mittelpunet der Partäktmpfe gewesen; 
dureh C. Gracchus wurde f&r die GesehwonenemennUBg die eensorisehe 



Digitized by Google 



248 YiertM Bock. Di« eioMlaea AmUitta/ßÜamm. 



Kitterliste der Scoatsliste substituirt, durch Sulla dieser wieder die 
alte Geltung zurückgegeben, endlich durch das aurelische Gesetz vom 
J. 684 (70 V. Chr.) eine gemischte Liste aufgestellt, «eiche aus dem 
Senat, aus der Bitterschaft und aus den Spitzen der ausserhalb der 
beiden privilegirten Stände stehenden BOrgenehaft durch den Stadt- 
• pr&tor zusammengestellt wurde. Unter dem Principat i^tdie gracchische 
Ordnung mit der Einschränkung wieder hergestellt worden, dass nicht 
die gesammtti KitterHchaft dieser Epoche Geschwornendienst thut, 
sondern der Kaiser aus den Rittern die Geschwornenliste bildet. — 
In den Provinzen ist wenigstens in republikanischer Zeit für jede Ge- 
richtsstÄtte ein Verzeiclmiss der zu dieser Function ge» igneten Bürger 
aufgestellt worden; weitere Qualitication als das römische Bürgerrecht 
scheint hier nicht verlangt worden zu sein. — Noch weniger können 
die hauptstftiltisehen Nonnen auf die munieipale Jurisdiction An- 
wendung gefunden haben, schon darum, weil es in den Mnnicipien eine 
der Bitterschaft veiigleiehbaie Klasse nicht giebt ; vermuthlieh hat auch 
hier jeder in der Stadt wohnhafte römische Bürger als Geschwomer 
bestellt werden können. — Neben diesen allgemeinen Normen haben 
die für die einzelnen Prozesskategorien aufgestellten Regulative regel- 
mässig die Geschwornenqualification determinirt; die einzelnen An- 
ordnungen sind uns sehr unvollständig bekannt und können, auch 80 
weit sie bekannt sind, hier nur l>eiläuHg berücksichtigt werden. 

Die Geschworneninstitution tritt in verschiedenen Formen auf 
theils allgemeiner Anwendbarkeit, theils speciell für gewi3se.Proze88- 
kategorien, welche hier dargelegt werden sollen. 

jmkm. 1. Die Älteste und einfachste Form ist die Einsetzung des Einzel- 
geschwomen (ktdex «hm^; aie gilt so sehr als der rechte Ausdruck 
der Institution, dass für den «rechten ProsesB* neben der Fflhmng 
Yor einem städtischen Gericht auch die Entscheidung durch den 
Einzeigesch wornen gefordert wird. 

KM««»- 2. Die nicht ursjjrüngliche, aber sehr alte Ueberweisung der 
Urtheilsfällung an eine niedrig gelialtene und immer ungleiche Zahl 
von Geschwomen, die vpcupvratorcs liegt ihrem Ursprung nach im 
Dunkel. Wahrscheinlich ist sie aus dem internationalen Rechtsverkehr 
hervorgegangen und ursprünglich auf die zwischen Bürgern obschweben- 
den Rechtsh&Ddel nicht anwendbar gewesen; wie wir indess die Institu- 
tion kennen, besieht diese Sehranke fllr sie nicht, sondern wird sie auf 
die verschiedensten Prosesskatogorien angewandt und scheint es ledig- 
lich Ton der allgemeinen oder spedellen Anordnung des proiessleiten- 
den Magistrats absuhingen, ob im einzelnen Fall der Einzelgeschworne 
oder Beenperatoren entscheiden. Das Urtheil wurde ohne Zweifel 
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durch Abstimmung und Ermittelung der Majorität gefunden. Die 
Leitung, die niclit gt fehlt bähen kann, scheint man der VereinbaruDg 
der berufenen Gesehwornen Qberla^sen zu haben. 

8. FQr den EVeibeitsprozess, dessen Einleitung vor dem Magistrat OMMnin. 
im Uebrigen den allgemeinen Ordnungen unterliegt, ist, wie dies bei 
der politischen Wichtigkeit desselben fOr die aus der Unfreiheit hervor- 
gegangenen Plebejer begreiflich ist, wahrscheinlich seit der Anerkennung 
der Plebs selbst die gewöhnliche Form der Geschwomenernennung 
beseitigt und die Entscheidung einem von Jahr zu Jahr allgemein 
dafür bestellten Geschwornencollegium von zehn nicht dem Senat an- 
gehörigen Männern, den dccemviri litihus iudicandis überwiesen. Ob 
dieselben ursprünglich von dem Prfltor ernannt oder wie sie sonst 
bestellt worden sind, wissen wir nicht; am Ende der Republik werden 
sie in Tribuscouiitien gewählt und figurireu daher unter den Magistraten 
(8. 185). Dass auch andere MvatproiesBe an sie kamen, wie man 
ans der Benennung sehliessen mOchte, ist nicht au erweisen. Der 
Prosees wird unter Vordts, wie es scheint, eines der Zehnmftnner vor 
diesen insgesammt gefohrt und daher wie alle vor grosseren Ge- 
schwomencollegien geführten Verhandlungen als qiiatsHo bezeichnet» 
Augustus hat den Freiheitsprozess auf die Formen des gewöhnlichen 
Privatprozesses zurückgeführt und den Decemvim eine andere Ver- 
wendung gegeben. 

4. Aehnlich, aber erst in späterer Zeit, sicher erst nach dem ^''•«»»■»▼*«- 
J. T)!:') (241 V. Chr.) ist das Erbschaftsgericbt geordnet. Auch hier 
tritt iiu die Stelle der Geschworuenbestelluug für den einzelnen Fall * 
das Geschwornengericht der sogenannten Hundertm&nner. Es sind 
deren in republikanischer Zeit eigentlich 105, und swar drei aus jeder 
der foafunddreissig Tribus, in der Kaiserseit 180; aber die Ernennung 
ist nichts sicheres bekannt, doch sind sie eher von den einseinen Tribua 
als vom Prator creirt worden. Ueber die Erbechaftsprozesse hinaus 
scheint ihre Competenz nicht gegangen zu sein; wahrscheinlich aber 
haben durch das Specialgesetz, das diese Institution ins Leben rief, 
die Centumvirn eine über die allgemeine Refugniss der Gesehwornen 
hinausgehende Controle Ober die Testamente erhalten und kraft der- 
selben unbillige oder sittlich tadelnswerthe Erbeseinsetzungen und 
Enterbungen cassirt. Obwohl sie für den einzelnen Prozess in Ab- 
theilungeu, anfangs vermuthlich drei von je 35, späterhin vier von je 
45 Gesehwornen geschieden waren und nur ausnahmsweise, vermuth- 
lich um bei Prosessen gegen mehrere Erben widersprechende Urtheils- 
findung abzuwenden, diese Abtheilungen combinirt functionirten, fiel 
dieses Verfahren noch mehr als der Freiheitspromss in den Krefai der 
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quaestio um! stand auch, wie es bei dieser gewöhnlich ist, unter ma- 
gistratischeiit oder quasimagistratischem Vorsitz, und zwar in re- 
puhlikaiiisclur Zeit unter der der gewesenen Quästoren, nach den 
augustischen Ordnungen unter einem besonders für die Erhscliafts- 
prozesse bestellten Prätor (praetor hastarms) und neben diesem unter 
den ihrer ursprünglidieii Ftanetioii entbobeBeii Deeemvim. 
Mnvin. 5. Die zunächst for die Aufiiebt Ober die GefiUigniase und f&r 
die Handliabiing der Nachtpoliiei creirten Dreimftnner haben zugleich 
fbr Diebstahl und analoge unter das CiTiWerfahren fallende Verbrechen 
die UrtbeilsfiUlnDg (S. 185). Es muss indess dahingestellt bleiben, 
bis zu welchem Grade die Vorschriften des CivilrechtB Ober die 
Klägerrolle und das Strafmass bei diesem Verfahren eingehalten 
worden sind und oh ihre Thätigkeit mehr als die eines Geschwomen- 
collegiunis oder mehr als Handhabung der Polizei aufzufassen ist; 
theoretisch mag der erste, praktisch der letztere Gesichtspunkt vor- 
gewaltet haben. 

6. Aehnlich wie far den Freiheita- and den Erbschaftsprozess ist 
im Laufe des letsten Jahrhunderts der Republik ftr eine Reihe yotü 
Rechtsh&ndeln von politischer Wichtigkeit (hidieia pMca) durch 
Spedalgesetxe zuweilen Akr den einzelnen Fall, meistens fbr eine 
bestimmte Kategorie ein Civilverfahren eingeführt worden, welches 
durch verstärkte Geschwomenzahl bei der Urtheiltindung und durch 
gesetzlich geordneten Vorsitz verschärft ist und das unter dem 
Namen des Quilstionenprozesses zu gelien ptlcpt. Ausgegangen ist 
dies Verfahren von denjenigen Kategorien der Civiiklage, bei denen 
der Staat als solcher interessirt war, zunächst von der Beaniten- 
erpressung, für welches nach dem roniisciieu System unter die Civii- 
klage des Diebstahls fallende Verbrechen im Jahre 605 (149 v. Chr.) 
die erste derartige Prozessordnung erging.- Aehnlich ist alsdann der 
Unterschleif behandelt worden. Späterhin, hauptsächlich durch Sulla, 
ist diese verschärfte Civiiklage angewandt worden auf eine Reihe 
anderer Handlungen, die in der frlkberen Rechtspflege, so weit wir 
sie kennen, entweder nicht individuell hervortreten, wie Münz- 
fälschung, Testamentsfllschung, Vergewaltigung, Ehebruch, Amts- 
erschleichung, Anmassung des Bürgerrechts, oder nachweislich unter 
das öffentliche Strafverfahren fallen, wie der Landesverrath (maiestas) 
und der Mord ((ii«iestiu de sicariis et vrueficis). Insoweit also wird 
durch diese neue Form das nicht mehr gentlgeud functionirende 
Provocationsverfahren ersetzt und auch sie scheint gleich diesem 
nur gegen römische Bürger zur Anwendung gekommen zu sein; 
wenn insofern nach der heutigen Auffassung des Oogensaties von 
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Civil- und Strafrecht QaästioDenverfahrei^^ dem letiteien ftOEU- 
gehOren aeheint und materiell in der That ihm zngezilhlt werden 
mu88, 80 kann doch formell dasselbe nur als qualificirter Privatprozess 
aufgefasst werden. Diese Qualitication besteht, wie pesapt, wesentlich 
in der verstärkten Mitgliederzahl dieser Geschwitriiengerichte und in 
dem dadurch bedingten schärferen Hervortreten des Vorsitzes. Es 
kann der Vorsitzende ein dem Collegium selbst entnommener und 
mitstiminender VonoaDn (guaesitor) sein; in der Regel aller tritt die 
elnzeliie QuastioD unter magistratisclie oder quastmagistratisctae Lei- 
tung, wobei der VordtBende selber nicht stimmt Beispielsweise wurde 
der Krpressnngsproiess znerst unter dem Vordti des bisher fttr diesen 
Civilfall eompetenten Feregrinenprfttors, seit dem Jahre 631 (123 v.Chr.) 
unter dem dnes speciell für diese Quästion bestimmten Prätors ver- 
handelt, während bei dem Mordprozess der Regel nach ein Gerichts- 
leiter (iudej- qnaf!^fioti(!^) ädilicischen Ranges als Vorsitzender functio- 
nirt, ahnlich wie den Erbschaftsprozess die Quästoren handhaben. Die 
Geschwornen pHegen hier dem Vorsitzenden gegenüber als dessen 
eonsilium bezeichnet zu werden, obwohl diese Bezeichnung streng ge- 
Dommen nicht passt (S. lol), da der Vorsitzende an die Majorität der 
Stimmen gebunden ist und gewöhnlieh selber nicht mitstimmt. Im 
TJebrigen gilt hinsichtlich der Zusammensetzung des Consiliums im 
Allgemeinen das früher Gesagte, während weiter fftr jede Quästion 
das Spedalgesets darüber besondere Anordnungen trifft, unter denen 
die wichtigste vermuthiich die war, dass für die einzelnen Kategorien 
aus der allgemeinen eine besondere Geschwomenliste ausgesondert 
wird, hauptsilchlich wohl um Collisionen der verschiedenen prozess- 
leitenden Behörden in der Auswahl der Urtheiltinder zu verhindern.— 
Wenn diese Ordnungen zunächst für die hauptstädtischen Gerichte 
erhissen sind, so müssen auch für die italischen Municipien ähnliche 
ergangen sein; wenigstens Mord und Amtserschleichung sind, wenn 
ausserhalb der Stadt Born verfibt, nicht vor die hauptstädtischen Ge- 
richte gezogen worden. In den Proviujsen hat ein Quästionenverfahren 
schwerlich stattfinden können; auf die Handhabung der Criminal- 
Prozesse daselbst kommen wir weiterhin in dem Abschnitt vom Pro- 
vinzialregiment zurück. 

Bei dem Verfahren in iudicio ist der Geschwome selbstverständ- verftiM« 

vor dn Q#* 

lieb an die Instruction gebunden, im Uebrigen aber nicht minder ftir Nhwofaw. 

die Keclits- wie für die Thatfragen conipetent. Formale Vorsdiriften, 
abgesehen von der auch hierbei erforderlichen Oeflfentlichkeit, bestehen 
dafür nicht ; es bleibt dem Geschwornen überlassen sei es durch An- 
hörung der Parteien, sei es durch eigene Fragstellung sich diejenige 
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Ueberzeupung zu verschaffon, die seinen Spruch bedingt. Ueber den 
bei grösseren Collcgieii liiii/utretenden Vorsilz, wo dann der einzelne 
Gescbwurue sich schweigend zu verhalten pflegt, ist bereits gesprochen 
worden. 

^Mg« Wie der Sprach des Sehwurgerichts durch den Privaten herbei- 
PMvoMkt. geführt wird, so liegt aneh, abgesehen von der Einxiehung der dem 
Unterliegenden auferlegten Bnsae an die Opferkasse (8. 245), die 
Exectttien des GesehwomenspraehB nicht der Gemeinde ob, eondem 

dem obsiegenden Kl:\^'er. Dem Umfang wie der Rechtskraft nach 
steht derselbe dem öffentlichen Straferkenntniss nicht nach, ist ihm 
vielmehr insofern überlegen, als dieses in der Form der Provocation 
eine Gnadeninstanz zulässt, dem obsiegenden Klilger aber auch die 
Gemeinde nicht in den Arm fallen kann, wie denn in Rücksicht darauf 
ausdrücklich ausgesprocht n wird, dass nach den römischen Ordnungen 
der Erutedieb des Civilrechts einen schwerereu Stand liat als der Mörder 
des Strafrechts. Wenn bei dem Privatdelict der uns besser bekannten 
Zeit die adiquate Sflhnnng lurfiektritt, so macht in der frflheren 
Epoche diese vielmehr in der Straf bemessung in henrorragender Weise 
sich geltend. Nach Zwölftafelrecht wird der auf Diebstahl ergriffene 
Freie nach Ermessen des Pritors gesQchtigt und, wenn er erwachsen 
ist, dem Bestohlenen zu vollem Eigenthum zugesprochen, der Unfreie 
hingerichtet. Bei nächtlicher Aneignung der Ernte auf offenem Feld 
wird sogar der Freie, wenn er mündig ist, mit dem Tode bestraft. Die 
ebenfalls im ältesten Landrecht anerkannte Vergeltung der Körperver- 
letzung durch gleichartige Verstümmelung geht hinaus über alle uns 
bekannten Strafen des öffentlichen Criminalrechts; und selbst die Verbal- 
injurie wird, wenn durch Absingung von Spottliedern auf offener Strasse 
▼erobt, mit dem Koi)fe gesahnt Mehr noch als die Schwere der Strafisn 
▼erdient es Beachtung, dass deren Vollziehung, wenn sie auch im All- 
gemeinen wohl durch den Verietzten oder dessen Angehörige su er- 
folgen hat, wie dies von der KOrperverstQmmelung ausdrQeklich bezeugt 
ist. dennoch wenigstens Mitwirkung des Magistrats erfordert, trotzdem 
das Urtheil ohne sein Zuthun gefllilt worden ist. Indess ist dieser mit 
der Staatsordnung schwer vereinbare Ueberrest der alten Selhsthülfe des 
einzelnen Bürgers in historischer Zeit beseitigt. Für den gew()hnlirhen 
Diebstahl haben schon die Zwölftafeln, die ältere Ordnung wahrschein- 
lich nach solonischem Muster mildernd, dem Dieb die Lösung durch 
doppelten Ersatz (jpoena dupli) freigegeben; allmählich verschwan- 
den durch Gesetz oder Gewohnheit jene das Leben oder den Körper 
treflenden Privatstrafen simmtlieh und wurde im Gegensatz dazu die 
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Regel aufgestellt, da$8 jedes privatrechtlich verfolgbare Unrecht durch 
Geldleistung solle geslIhDt werden Unnen. 

Wieder kam man mit diesem Satz, dasa im PriTatprofess ttber.Kii^quwi^ 
Werthersati UDd Geldstrafe hioaiis nicht erkannt werden kftnne, bei 
der Hineinziehnng der im Offentlielien Interesse verseliftrften Qoft^tionen 
ins Gedrl\nge. Zwur hei der ältesten wegen Erpressung beschränkte 
der Spruch sich anfangs auf einfachen und dann auf doppelten 
Schadenorsatz und hielt sich also innerhalb der Schranken des Privat- 
prozosses, wobei bei dem Umfang, den die Beamtenerpressungen da- 
mals angenommen hatten, eine derartige Verurtlieilung wohl meistens 
den Cüucurs nach sich zog. Aber bei Landesverrath und Mord 
reichte die Geldbusse nicht aus; es ist nicht sicher bekannt, welche 
Ahndung die snllanischen Ordnungen dafttr feattetiten, deeh dQrfle 
diea die Verbannung aus Italien gewesen sein, womit erst der Dictator 
Caesar den Verlust des BOrgerreehta verbunden su haben seheint 
Auf die durehgftugige Niedrigkeit der im Quistionenprozesa ein- 
tretenden Strafen und das gänzliche Fehlen der Todesstrafe hat die 
dafQr gewählte dem delictisehen Thatbestand wenig adäquate privat- 
rechtliche Form wesentlich eingewirkt. 

Wenn die geradezu delictische Strafe aus dem Privatrecht früh i«*a5wÄ. 
verschwand, so hat dagegen die Privatexecution gegen den nicht 
zahlungsfähigen Schuldner, ohne dass der Rechtsgruud der Schuld 
eiueu Unterschied macht, nicht bloss von Haus aus einen capitalen 
Charakter gehabt, sondern diesen auch bis zum Ausgang der Republik 
behalten. Im Eigenthumsprozesa kann die Privatexecution dadurch 
vermieden werden, dasa der Geschwome angewiesen wird den be- 
sitzenden und im Unrecht befundenen ]9eklagten freizusprechen, wenn 
er auf den Zwischenentscheid hin vor dem endgültigen Spruch die 
Sache zurOckstellt; dessgleichen dadurch, dass die bei der Prozess- 
regulirung zum Bi sitz der Sache zugelassene Partei sich zugleich für 
den Fall des Unterliegens nicht dem Sie;:er, sonilcni der Gemeinde 
unter Bürgschaftsstellung zur Ablieferung der Saclie verptlichtet. 
Aber der Privatexecution unterliegen nothwendig alle aus einer 
Schuhiforderung oder Ulieriiaupt einem Contract re.^'Ultirenden so wie 
alle auf Schadenersatz oder Geldbusse gerichteten Klagen, und auch 
die Eigenthumsklage kann zur Privatexecution fahren, wenn der zu 
Unrecht besitzende Beklagte nicht vor dem Spruch die Sache zurQek- 
stellt und demnach von dem Geschwomen der erhaltenen Anweisung 
gemnss auf deren in Geld angeschlagenen Werth verurtheilt wird. 
Bei Nichterfüllung einer jeden durch Geschwornenspruch oder das 
diesem gleichstehende Geständnisa rechtlich festgestellten Forderung 
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ist Her obsiegende Klftger befugt auf den Sduddner, wo er ihn trifft, 
die Hand zu legen und nöthigenfalls Gewalt gegen ihn zu gebrauchen. 
Zwar unterliegt diese rephtmilssige Selhstliülfe wie die Klage selbst 
der magistratischeii Regulirung. Der Klüger hat den Verurtheilten, 
auf den er die Hand gelegt hat, aliernials vor den prozessleitenden 
Magistrat zu führen und erst wenn er vor diesem sich über den Sach- 
verhalt ausgewiesen hatte, wobei unter Uinstiindeu wieder Geschworne 
zugezogen werden mussten, und wenn die dem Verurtheilten gesetz- 
lieh zustehenden Fristen abgelaufen waren, sprach der Magistrat dem 
Klftger den Schuldner so wie dessen Habe eiincbliesslich der in seiner 
Gewalt stehenden Kinder zum Eigenthum zu. Diesem addicirten 
Manne kam zwar die Regel zu Gute, dass innerhalb Latium kein 
Bi^rger einer dazu gehörigen Gemeinde unfrei werden kann (S. 25); 
aber der obsiegende Gläubiger war befugt ihn und die Seinigen bis 
weiter als Sclaven zu halten und zu behandeln und zu jeder Zeit 
durch Verkauf in das Ausland den provisorischen Verlust der Freiheit 
zum detinitiven zu machen. Insofern ist der römische Privatprozess 
überhaupt bedingt capital und kostet bei Nichterfüllung der zuge- 
sprochenen Forderung dem Verurtheilten die bürgerliche Existenz. 
Allerdings ist dieses strenge Sebuldverlkhren, das auch bei den poli- 
tischen K&mpfen eine wichtige Rolle gespielt hat, im Lauf der re- 
publikanischen Jahrhunderte wesentlich gemildert worden; aber die 
Abschaffung desselben und die Beschrftnkung der bei Zahlungsunfähig- 
keit eintretenden Rechtsfolge auf die Abtretung des Vermögens sind 
erst das Werk des Dictators Caesar. 
r-it*r^anR Der Fundamentalsatz der reiiublikanischen Rechtspflege, dass der 
»ehworaeB- Kechtsspruch durch den Magistrat herbeigeführt, aber von dem 
' Schwurgt'riclit gefällt wird, hat unter dem Principat sich insoweit be- 
hauptet, dass der Geschworneninstitution im Allgemeiueu ihre Stellung 
bleibt und die souveränen Gewalten, Consuln und Senat einer- und 
der Kaiser andrerseits nnr insoweit ihr Strafrecht reicht, mit derselben 
Goncurriren. Anstatt des QuAstionenprozesses kann das exoeptionelle 
Verfahren vor diesen höchsten Stellen eintreten; einen eigentlich 
privaten Rechtshandel können dieselben von Rechtswegen vielleicht 
nicht einmal an sich zielieu. obwohl dies für den Kaiser zweifelhaft 
ist und namentlich das Eingreifen des Stadtpräfecten in die civile 
IxiM'htspflege auch dieses zu fordern scheint, auf keinen Fall den im 
Privatprozess gefällten Geschwornenspruch cassiren. Dennoch ist schon 
bemerkt worden, dass die Geschworneninstitution unter dem Principat 
nicht eigentlich abgeschafft, aber ilir Gebiet allmählich verengt worden 
ist und dem ordentlichen Prozess mit magistratischer Einleitung und 
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UrtheilBfiDdniig durch das Sprachgericht das Yerlahren mit rein nutgi- 
stnttischer Entscheidung (etinäio) zunächst als nusserordentUcher Pro- 
2688 an die Seite getreten und schliesslich der ordentliche diesem ge- 
irichen ist. Bei den erst unter dem Prindpat, aber bereits in dessen 
Anfängen in den Kreis des Privatrechts gezogenen Fideicommissen sind 
niemals Geschwome verwendet worden. Bei der kaiserlichen Haus- 
verwaltung, die der Sache nach überall in die staatlichen Ordnungen 
eingreift, ist für diis Geschwornenverfahren bereits unter Claudius die 
Cognition eingetreten. Diejenigen Rechtshändel, welche ein unmittel- 
bares Eingreifen der Staatsgewalt erfordern, wie die sämmtlichen 
mdicia publica und weiter der Diebstahl, Iconnten unter dem strengeren 
Begiment der Monarchie nicht fOglich hloes danfi gerichtlich verfolgt 
werden, wenn sich ein freiwilliger Staatsanwalt fllr jene einstellte oder 
hei diesem der Bestohlene als Privatkl&ger auftrat. Zu der Beseiti- 
gung des Geschwornenverfahrens im eigentlichen Privatprozess hat 
auch die UmstAndlichlteit und SchwerAlligkeit desselben sicher wesent- 
lich beigetragen. Tn seiner stufenweisen Entwicklung können wir den 
Wandel der Rechtspflege, welcher ohne Zweifel in den Provinzen sich 
früher vollzogen hat als in Rom und Italien, nicht genügend verfolgen 
und am wenigsten in dieser Uebersicht weiter auf ihn eingehen; am 
Ende des dritten Jahrhunderts ist er vollendet und giebt es keine 
andere Form des Rechtsspruchs als das magistratische Urtheil. 

Aher wie das Eingreifen der mit dem Prindpat ins Leben treten- AntioMm 
den Dyarchie das Strafrecht umgestaltet hat (S. 234), macht sieh 
im Civilrecht eine gleichartige Einwirkung derselben geltend in der 
Appellation gegen das magistratische Decret. Der republikanischen 
Ordnung ist dieselbe bekannt in dem Verhältniss des Mandatars zu 
dem Mandanten (S. 150); aber erst seit in der neuen Ordnung des 
Staatswesens zwei höchste souveräne Gewalten, Consuln und Senat 
einer- und der Princeps andrerseits zur Geltung gekommen waren, 
wurde daraus die Regel entwickelt, dass von jedem magistratisclien 
Decret an eine derselben oder an beide appellirt werden kann und 
zwar in dem engeren Machtgebiet, das durch kaiserliche Mandatare 
verwaltet wird, lediglich an den Kaiser, im Uebrigen sowohl an ihn 
wie an Consuln und Senat. Die Annahme der Appellation ist auch 
hier facultativ und lAsst ebenfalls Stellvertretung zu. Die Appellation 
an den Senat scheint regelmässig durch die Consuln allein erledigt 
worden zu sein. Bei derjenigen an den Kaiser ist von jeher Delegation 
in weitem Umfang zu Httlfe genommen worden; doch haben in der 
besseren Zeit des Principats thätige Regenten sich dabei wesentlich 
-auch persönlich betheiligt, woraus späterhin die scheinbatt personale. 
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in der That von den Fklastolfisiefen eehudbAbte keieerliehe Immedim- 
jnriadietion honrorgegangen ist HinsichÜieh der dieser InstitiitioB 
insbesondere dnrch karze Befristung der AppelUtionseinlegnng and 
durch GeldstnlBn fBr Missbnioeh derselben gesetsteo Schranken vnd 
hinsichtlich ihrer sonstigen Modalitäten rnuss auf den Civilprozess ver- 
wiesen werden; hier heben wir nur noch hervor, dass die Appellation, 
da sie nur gegen das inagistratische Beeret, nicht aber gegen den 
Geschwornenspruch eingelegt werden kann, die unbedingte Herrschaft 
in dem Gebiet des Privatrechts erst durch die Beseitigung der Schwur- 
gerichte gewann. Wenn die Appellation begründet erscheint, so cassirt 
der Consul oder der Kaiser nicht bloss das betreffende Decret« sondern 
er setst ein nnderse an seine Stelle nnd webrseheinKeh ist in diesen 
Falle legelmlssig die Sache, aneh wenn sie sonst vor Qesehwome 
gehtet bitte, im Wege der Cognition definitiv entschieden worden. 
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Bttrgeraehaft nnd Bttrgerheer faUen rechtlieb und thatsIcUich ^'.'^'«"«t-^^ 
nuammen. 'Wehrpflieht und Stimmrecht sind correlat, Frauen und 
Knaben von beiden gleichmissig ausgeschlossen; die früher (8. d4)B^cSSiiui. 

entwickelte Gliederung der Bürgerschaft gilt ursprünglich gleichmässig 
für den Kriegsdienst wie für die Tagungen der Gemeinde. Auch die 
Stetigkeit ist dem Bürgerheer ebenso eigen wie der Bürgerschaft; . 
wenn der Act des «Ermessens", der Census (S. 172), die in längeren 
Zwischenräumen stattfindende Feststellung des Personal- und Ver- 
mögensstandes der Gemeinde oder, wie wir ihn eigentlich ungenau zu 
bezeichnen pflegen, die Schätzung kann wohl im gewissen Sinne als 
Ueerblldung aufgefasst werden, hat aber in der That vielmehr den 
Zweck das bestehende BQrgerheer zu ordnen als ein solches zn schaflbn 
und wird nur insofern als »Gründung* (Mmm ecndüim) bezeichnet, 
als er die ursprüngliche Grttndung der Bürgerschaft erneuert Von 
dieson Act ist hier auszugehen, von der Vorbereitung der Einberufung 
zum Heerdienst durch Feststellung der dafür in Betracht kommenden 
personalen Qualification. Die Zutheilung dieses Geschäfts an eigene 
bei der Einberufung nicht mitwirkende Beamte, die seit dem Anfang 
des 4. Jahrb. d. St. fungirenden Censoren hat diese Vorbereitung von 
der Einberufung selbst scharf gesondert; sicher [im Zusammenhang 
damit erscheint der Census der historischen Zeit nicht so sehr als 
Vorbereitung für die Einberufung der Dienstpflichtigen denn als poli- 
tisch Verzeichnung der stimmberechtigten Bürger. Gerichtet sind die 
censorischen Aufnahmen hauptsftchlich auf Feststellung der folgenden 
vier Momente für den eüizelnen Bürger. 

1. Das Lebensalter ist für den Kriegsdienst schlechthin bedingend, am«. 
insofern er vor vollendetem 17. Lebensjahr nicht geleistet werden darf 
und nach vollendetem 46. wenigstens nicht im Felde erfordert wird. 

BiadiBf, HwAMb. I. Si Monns«», AbriH d» BOia. SUatcrackU. 2. Aufl. 17 
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Die Feststellung dieser Alteragrenzen ist, da sie aadi das Stimmreclit 
bediogen, stets eine Hauptaufgabe der Schätzung geblieben. 

^»t. 2. Die kArperliebe Dienstfthiglceit hat bei der Reiterei beständig 
der censorischen PrQfung unterlegen und dies ohne Zweifel ursprüng- 
lich ebenfalls auf die zu Fuss dienende Büijif'rscliaft sich erstreckt. 
Innerhalb gewisser Grenzen mag auch schon bei dem Census festgestellt 
worden sein, welche Personen aus diesem Grunde der Kiiiberufiing 
nicht unterliegen. Im Allgemeinen aber ist die erforderliche körperliche 
Prüfung wohl auf den Act der Einberufung übergegangen, wobei 
namentlich mitgewirkt haben wird, dass die Dienstunfähigkeit wegen 
Alters oder körperlicher Gebrechen die Dienstbereehtigung und also 
das politische Stimmrecht nicht aulhebt 

TMStw. d. Die Vermögenslage kommt ffir die Dienstpflicht nicht an sich 
in Betracht, sondern nur insofern es sich um die ErfQlluDg derselben 
mit eigener Wehr handelt. Aber Heerdienst ohne Beschaffung eigener 
Watten kommt in älterer Zeit ausser bei gewissen Gewerken nur vor 
in der Form der Einberufung für die unbewaflfnete Ersatzmannschaft 
oder in besonderen Kothfallen ; Selbstausi üstung ist durchaus die Regel 
und in diesem Sinne bcschnlnkt sich die ordentliche Dienstpflicht in 
älterer Zeit auf die Grundbesitzer einschliesslich des Geschlechter- und 
später des Ascendentenbesitzes, seit dem 5. Jahrh. d. St. auf die Ver- 
mOgensbeeitzer tiberhaupt nach gewissen in der Beechaffenheit der Aus- 
rOstnng zum Ausdruck gelangenden Abstufungen, welche bereits in an- 
derer Verbindung zur Sprtehe gekommen sind (S. 85). Insofern, und 
daneben allerdingB mit Rücksicht auf die Vermögenssteuer, werden 
in dem Btirgerverzeichniss die für die Modalitat der Dienstpflicht mass- 
gebenden Vermögensverbältnisse aufgeführt. Darum ergebt auch die 
Ladung für den Census zunächst an diejenigen Personen, welche 
selbständiges Vermögen haben oder doch haben können , so dass für 
die Kinder in der Gewalt der Vater eintritt. Die Frauen und die 
Unmündigen, so weit sie selbständiges Vermögen haben, wer<Ien, mit 
Vertretung durch ihre Vormunder, bei der Schatzuug ebenfalls, aber in 
einer Nebeidiste venelchnet, wekiie insofern auch militärischen Zweck 
hat, als der Rittersold auf diese gelegt ist. — Auch nachdem durch 
Zulassung des Freiwilligendienstes ohne solche Qualification die Ver- 
mögenssätze ihre militärische Bedeutung verloren hatten, was indesa 
erst im letzten Jahrhundert der Republik eintrat, haben im SUmm- 
recht jene Abstufungen und damit die censorischen Vermögensanf- 
nahmen sich behauptet. 
Blum,- 4. Die Ehrenhaftigkeit kommt ebenfalls nur für die ordentliche 

kitti«iuit. \y^iu.ptiictit IQ Betracht, insofern es in älterer Zeit zu der Schätzung 
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mit gehdrt aus dem Verzeichniss der znoAcligt dienstpfliclitigeii Grrniid- 
bedtzer die bescholtenen Personen zu entfernen und sie in das der 

bloss steuerpflichtigen (aerani) zu übertragen 30. 17&). Nachdem 
die ordentliche Dienstpflicht nicht mehr am (i rundbesitz, sondern am 
Vermögen haftete, ist zwar der (icgensatz der trihulra und der fvrnrii 
beseitjirt; indess gehört es immernoch zu den censorisciien Aufgaben 
bei denjenigen Bürgern, denen das volle Ehrenrecht mangelt, zum 
Beispiel den Freigelassenen (S. 52) dies zu constatiren und der Ein- 
berufung derselben zum Dienst nach Möglichkeit vorzubeugen. 

Aus der Schfttzung ist nrsprünglieh die Bftigersduift berror- 
gegangen als geordnetes Bttrgerheer (exereUta ceHhmaiits\ geschieden J^'^^ 
in Reiterei und Fossvolk, jene wie dieses gegliedert nach den mili-" ^ 
tftrisehen Abtheilnngen, den Centurien mit Genturionen an ihrer Spitze; 
auch WaSiBnschau und Waffenprfifung war damit verbunden. Dennoch 
kann die unmittelbare Verwendung dieses Heeres fttr den Dienst nur 
stattgefunden haben unter Hinzutreten gewisser uns nicht überlieferter 
Anordnungen hinsichtlich sowohl der nicht diensttauglichen wie der Ober- 
zähligen Mannschaften; und in historischer Zeit ist auf jeden Fall das 
also in der Schätzung aufgestellte Heer unmittelbar nur für die Ab- 
stimmung verwendet, das Kriegsheer nicht damit identiflcirt, sondern in 
der weiterhin zu bezeichnenden Weise aus dem Bürgerheer entwickelt 
worden. Dass die Ordner des Sehatcungsbeeres, nachdem sie eigene 
Beamte gewovdep waren, das milit&rische Imperium nicht mehr be- 
sessen, wird damit in Zusammenliang stehen. Nur bei der Reiterei 
hat das filtere Verfahren Bestand gehabt. 

Neben der Rechtspflege ruht die Magistratur auf dem Haftbefehl ; i*h aiii- 
aus beiden zusammen bildet sich der BegriflF des inipcrium^ der ur. pwinmaA 
sprünglichen Amtsgewalt und das Commando haftet noch ausschliess- iMtagMi. 
lieber als die Jurisdiction am Oberamt: es giebt kein Oberamt ohne 
Commando und kein Commando ohne Oberamt. Dass bei den ver- 
schiedenen Formen desselben das Imperium qualitativ dasselbe ist, 
tritt namentlich darin zu Tage, duss der höchste formale Ausdruck 
desselben, der Imperatorentitel und die Siegesfeier dem Dictator, dem 
Consul und dem Pr&tor gleichmissig zugestanden werden. Die für den 
Fall der CoUision aufgestellte schon (S. 120) entwickelte Regel, dass 
der Prfttor dem Consul, der Consul dem Dictator weicht, ist mit der 
Gleichartigkeit ihrer Imperien wohl vereinbar. Allerdings aber be- 
steht zwischen dem Dictator und dem spateren Consul einer- und dem 
PriUor andererseits insofern ein wesentlicher Gegensatz, als jene zu- 
nilchst für die militärische Thätigkeit berufen sind, dieser dagegen, so 

weit seine Competenz nicht ausserordentlicher Weise anders uormirt 

17* 



Digitized by Google 



260 



Teertet BodL Die «liiiniliiiin AiitaftuictionMi. 



wird, zunächst fOr die Rechtspflege, was insbesondere bei der Heor- 
bildung und bei der Festsetsong des Amtsbereichs weiterhin in 
Betracht kommen wird. 
t«b«rufunir Die pjnberufung der Bürger zum Kriegsdienst ist Recht des Magi- 
strats, wie es Ptiicht des Bürgers ist ihr Folge zu leisten. Der regel- 
mässig von den einberufenen Bürgern auf den Namen des einberufenden 
Magistrats geleistete Treueid, vergleichbar dem der Bürgerschaft bei 
dem Amtsantritt abgeforderte Trenwort (S. 1S2), begründet nidit erst 
die Pflicht militärischen Gehorsams, sondern hat nur bestärkende Kraft. 
Die Einbemfnng kann, wo Gefahr im Venug ist (tornirftes), von jedem 
Imperienträger in der Weise vorgenommen werden, dass der Bürger, 
dem das Commando snr Kenntniss kommt, demselben unmittelbar 
Folge zu leisten hat, so weit er Waffen besitzt oder ihm diese zur 
Verfügung gestellt werden; ja bei eigentlichem Nothstand kann sogar 
jeder Private in gleicher Weise die Bürger unter die Waffen rufen. 
Die ordentliche Einberufung aber kann nur im städtischen Amtsbereich 
und nur durch die Consuln oder den Dictator vorgenommen werden ; 
der Prätor ist dazu regelmässig nicht befugt, obwohl unter Umständen 
insbesondere nach Anwelanng des Senats aodi er dasn schroten kann. 
Auch diejenigen Tmppen, wekhe, wie dies später vielfach der Fall 
ist, bestimmt sind unter prätorisches Commando gestellt zu werden, 
werden regelmässig von den Commln einberufen. Die einrofenden Magi- 
strate legen dabei die letzten censorischen Feststellungen zu Grunde, 
haben aber nicht bloss die in der Zwischenzeit eingetretenen Verände- 
rungen zu berücksichtigen, sondern sind überhaupt nicht von Rechts- 
wegen an diese Verzeicbuisse gebunden. Ob die Centurien der für 
den Felddienst geeigneten Fusstruppen in der Form, wie sie aus der 
letzten censorischen Orduuug hervorgingen, jemals der unmittelbaren 
Einberufung unterlegen haben, kann bezweifelt werden, zumal da der 
CensuB nicht Jahr für Jahr stattfand und die letzte vorliegende Liste 
schon insofern mehr oder minder der Hodifieation unterlag. Sieher folgt 
in historischer Zeit auf die an die censorischen Aufiiahmen sich an- 
schliessende Einberufung des Fussvolks die «Auswahl* (ddediat), das 
heisst es werden beispielsweise aus den 40 Centurien der jüngeren Mann- 
Schaft erster Klasse die für diesmal erforderliche Anzahl von Mannschaften 
durch den Magistrat oder dessen Beauftragte ausgelesen, wobei sich dann 
die Aussonderung der minder tauglichen Leute von selber ergab, und 
diese Ausgelesenen ohne Rücksicht auf jene politische Centuriation nach 
militärischer Ordnung centuriirt. Nur die Centurien der ständigen 
Bürgerreiterei hatte der Feldherr so zu verwenden, wie die letzten 
Censoren sie geordnet hatten, und dass diese Orduuug oft eine Reihe 
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von Jahren inrQeklag, aveh andere als rein miUtilrisfihe Rtteksiehten 
wohl bald in die BeiterwaU bedingend eingrifliBn, hat YemmthHeh su 
dem fr&hen Zurücktreten der Bflrgerreiterei in der affectiven Krieg* 
ffibrung seinen Theil beigetragen. Nachdem die cenaoriBche Fest- 
stellang der Qualification zum Militärdienst gefallen war. lag die 
Auswahl für den Dienst unbeschrankt in der Hand des Feldherrn, was 
namentlich hinsichtlich der Annahme von Freiwilligen zur Anwendung 
kam, aber auch bei zwangsweisem Aufgebot nicht anders gehalten ward. 

Die Bezeichnung der Offiziere und der Unteroffiziere ist ein inte- oiaii«»- 
grirender Theil der Einberufung der Bürger zum Heerdienst und liegt 
bei dem Magistrat, der sie vornimmt, so weit nieht, wie dies liei den 
Kriegstribunen tbeilweise der Fall ist (8. 184), ihm seine Geholfen 
durch die Gomitien gesetst werden. 

Die Anzahl der jedesmal aufzubietenden Hannschaften und die 
Termine der Einberufung wie der Entlassung setzt von Rechtswegen ^JSl^' 
Allem Anschein nach der einrufende Magistrat fest. Der Btirger- piiAt. 
Schaft steht darauf keine Einwirkung zu, dem Senat nur innerhall» 
gewisser Grenzen. Früh scheint als Pflicht und Recht der ordentlichen 
Oberbeamten sich festgestellt zu haben, dass, so weit die Umstände 
es gestatteten, jeder Consul gehalten war ein angemessenes Corps 
— nach der späterhin geltenden Norm zwei Legionen jede von 4000 
bis 6000 Mann ^ im Frtlding einsabemfen nnd nach vollendeter 
FelddienstQbung oder KriegAhning, wie es eben fiel, im Herbst 
wieder su entlassen; sehr wahrscheinlich verdankt der ROmerstaat 
seine militirisehen Erfolge wesentlich dieser Stetiglceit der Einberufung 
der Mannscluilten zu regelmassig sechsmonatlichem Dienst. Auf- 
stellung einer grosseren Truppenzahl, sei es durch Einberufung einer 
grösseren Zahl von Dienstpflichtigen, sei es durch Erstreckung der 
Dienstzeit der früher Einberufenen ist dagegen immer als ausserordent- 
liche Massregel behandelt worden, aiicli als sie dies der Sache nach 
langst nicht mehr war, und ist als solche von den Beschlüssen des 
Senats mehr oder minder abhängig gewesen, bei dessen Competenz 
wir darauf zurückkommen werden. Die Entlassung der Mannschaften 
soll verfassungsmlasig von Jahr zu Jahr stattfinden und dies ist bis auf 
Augttstus die Norm geblieben; aber der Dienst dauert, bis der ein- 
berufende Magistrat oder sein Nachfolger die Mannschaften entllsst. 
Von der hiemit gegebenen Befngniss den Dienst der unter Waffen . 
stehenden Truppen nach Ermessen zu verlängern haben die Magi- 
strate nicht bloss da, wo die Kriegslage dies forderte, sondern auch 
ohne solchen Zwang früh und umfassend Gebrauch gemacht, ohne 
dass jemals darin eine Verletzung der Amtsptiicht gefunden worden 
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wäre: iiud auch der Senat hat hieWi in das Ermessen des Feldherro 
io minderem Umfang als bei der vermehrten Aushebung eingegriffen. 
Später hat zu der Verlängerung der Dienstzeit das Umsichgreifen des 
FreiwilligeDdienstes mitgewirkt, da diese Mannscbafteo nicht wie die 
eigenUidie BürgeriniUs die Beeodigimg d«r Dtonstpiklit n beaehleu- 
nigen bestnbt waren. Die Uniegeliiiäesigkeit der EntlMsiug hat 
Mlbst?ei«tiadlie]i auf die der Einbemfong lurOdrgewiikt; am Ausgang 
der Bepublik erfolgt auch diese schon eieeptienelL Ueberliaapt ist 
die Stindigkeit des bürgerlichen Kriegsdienstes mit der Fixirung durch- 
gängig zwanzigjähriger Dienstzeit, wie Augustos sie festgestellt hat, 
wohl eine der wichtigsten Neuerungen der beginnenden Monarchie, 
aber doch bereits in republikanischer Zeit vieliach vorbereitet and 
in mancher Hinsicht anticipirt. 
Aiigwiy« Oertliche Grenzen sind, von der Stadt abgesehen, zunächst dem 
nd Imperium nicht gesetzt; wenn der Consul diese verlassend dasselbe 
•rrtagti. übernommen hat, kann er et ansahen, wo inuner sich das BedQrfnisa 
dafftr geltend macht Dies wird allerdings Teidonkelt dordi die 
Conseqnenaen der CoUegialitit (S. 122): sie bat dam gffffthrt, dass 
die beiden Obeibesmten die milittriaehe Thitigkeit, die ihnen oUag» 
IrOh nach örtlichen Grenzen unter sich theilten. Auf die Verabredung 
hat auch der Senat eingewirkt und sie allmählich in eine den Ckmsuln 
für ihre Amtsführung vom Senat ertheilte Instruction umgewandelt, 
welche dann durch ein von C. Gracchus veranlasstes Gesetz für die 
Consuln rechtlich verhiudlich gemacht worden ist. Aber feste von 
Rechtswegen gültige Ortsgreuzen für das Commando sind erst auf- 
gekonnm n mit den überseeischen Präturen. Jedem Statthalter wurde 
neben der iu erster Reihe ihm obliegenden Rechtspflege in seinem 
Sprengel und dnrcbans in gesetzlicher Beschitnknng auf diesen auch 
das Commando, je nach Umstanden mit oder ohne Truppen, fiber- 
trsgen. Seitdem kam das allgemeine consnlarisehe Commando regel* 
m&siig nur zur Anwendung theils in Italien, theils gegen das Ausland; 
bei schwereren Kriegen indess, fOr welche das eigentlich exceptionelle 
prttorische Commando nicht genügte, hohen die Consuln dasselbe 
auch in den Provinzen übernommen. Es ist schon aus einander ge- 
setzt worden (S. U»«), dass, nachdem Sulla den Gegensatz der von 
Fall zu Fall festgestellten cousularisclien Coninmndokreise und der 
rechtlich festen prätorischen Sprengel beseitigt und auch jene als 
formliche Sprengel geordnet hatte, das Commando iu dem eigentlicheu 
Italien und flberhanpt das oberste Reiehseemmaado als ordentllehe 
Institution wegfiel , Ins dann unter dem Prindpat ein das gesammte 
l*rovinzia]gebiet umfassendes militärisches Imperium ins Leben trat 
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uud (las Sprengelcommando verschwand. Rom und Italieu, jetzt in der 
Ausdehnung bis zur Alpeugrenze, stehen noch unter dem Principal 
fomaU aaaeriialb des geoi^liieteD HiagistratiBcben Commandos. 

Es bleibt noch flbrig kurz zu erinDem an die in andenr Ver» 
bindung bebandelten in dem Conunando enthaltenen Befogniase in 
Beziehung avi die Reebtspllege, die Geld Verwaltung und die Ver- 
hältnisse mm Andand. 

Dass in dem Commando das Zwangs- und Stralreeht enthalten ist Miut&riMiM 
und die das stidtisehe Imperium fesselnden Provocationssehranken 
den Feldherrn erst in spaterer Zeit und in minderem Umfange banden, 
ist iu dem betreflFenden Abschnitt entwickelt worden (S. 231). Der 
Ausschluss des Beamten mit zunächst feldherrlichem Imperium von 
der Jurisdiction gilt dagegen auch dann, wenn er im militärischen 
Amtsbezirk verweilt, so weit nicht der allerdings dehnbare Begriff der 
Lagerzucht darauf erstreckt werden kann (S. 238). 

Die dem Oberamt dadurch gesetzte Schranke, dass dessen In- Miit.iri. he 
haber die Gemeindekasse durcli einen von ihm anfangs allein , sehr 
bald nach Vorschlag der Comitien ernannten Kassenführer, den 
QuftBtor, zu verwalten bat, ist im feldherrlieheD Imperium iwar 
nicht auf die Dietatur, aber wohl auf Consulat und Prfttur erstreckt 
worden. Wenn neben der obligatorischen Buchffthrung ttber die dem 
Feldherrn Ittr die KriegsbedftrfliisBe aus der Gemeindekasse flber- 
wiesenen Gelder und der daran hängenden Pflicht dieselben mit der 
Gemeindekasse zu verrechnen der Quästor regelmässig auch als Zweite 
commandirender im Heer auftritt, so liegt dies nicht unmittelbar in 
der Institution, sondern beruht auf der stäTuligen Verwendung des 
freien militärischen Mandirungsrechts zu Gunsten des einzigen neben 
dem Feldherrn selbst bei dem Heer anwesenden Magistrats. 

Den verbündeten auswärtigen Staaten gegenüber haben die Con- U' /i tnii-keu 
suln das Recht und die Ttiicht die vertragsmiissig zugesagte Warten- aetec^u*- 
hülfe einzumahnen, deren Umfang im Wesentlichen von ihrem Er- 
messen, wenn auch unter Mitwirkung des Senats abhi\ngt (S. 58. 07). 
Aber wenn ein solcher Staat den bestehenden Vertrag gebrochen und 
damit den Landesfeinden sich gleichgestellt hat, steht die Kriegs- 
erklärung der BOrgerschaft zu, nicht der Magistratur, obwohl der 
Magistrat in die Lage kommen kann schon vor derselben die Krieg- 
führung zu beginnen. So wenig wie die Auflösung liegt der A))S( hluss 
eines Vertrags mit einem anderen Staate ausschliesslich in der llaiid des 
Magistrats, sondern er bedarf dazu wenigstens iiadi stren^'ein Recht der 
Mitwirkung anderer Factoren, wie dies in dem betretfeudeu Abschnitt 
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weiter entwickelt werden wird. Dagegen steht nach rechtlicher 
B4wi^tan|wAiiffa88ung das nieht durch Vertrag verbondene Ausland mit der 
T«TM^a romisdieii Gemeinde you Reehlswegen im Krieg mid der Inliiber 
des Imperium ist demnaeh selliBt elue besondere VoUmacht befugt 
gegen diese Landeefeinde (hotiea popkU Rommu) die Waffm tu wenden, 
aueh nach Kriegsrecht Waflenstillstand und sonstige militärische Gen* 
▼entienen zu schliessen se wie in diesem Ausland den Besitz der Ge- 
meinde nach Vermögen zu mehren. Die dem Privatrecht fremde oder 
doch höchstens darin als Verjährungstitel zugelassene Occupation wird 
im öffentlichen Kecht auf bewegliches wie unbewegliches Gut bezogen. 
Das im rechten Krieg gewonnene Gut, auch das bewegliche, wird 
Eigenthum der Gemeinde, nicht des Soldaten oder des Feldherm, 
wenn gleich der Feldherr über dieses freier als über sonstiges Ge- 
meindegnt und liftufig zu Gunsten der Soldaten verfogt. Ebenso wenig 
bedarf der siegreiche Feldherr fhr das Vorschieben der Grense des 
stets nach den Regehi des ager oret/Mts behandelten Stadtgebiets tu 
Gunsten Roms eines besonderen Auftrags, obwohl das Au^ben oder 
das definitive Festhalten des gewonnenen Gebiets selbetTerstindlich 
nicht von dem einzelnen Magistrat abhängt. 
8it««nkMB. Wenn das Commando zum Sieg in einer Feldschlacht geführt hat, 
so erlangt dadurch der Feldherr das Recht den bisher geführten Anits- 
mit dem Siegertitel impcrator zu vertauschen (S. 85); und wenn er 
ferner nach siegreicher Beendigung eines rechten Krieges — was der 
Bürgerkrieg nicht ist — das Heer in die Stadt zurückführt, das Kecht 
daselbst die Siegesfeier (trmmphus) abzuhalten. Titel wie Feier haften 
durchaus an der Magistratur und es ist gleichgOltig, ob der militärische 
Erfolg durch den Beamten persfinlich oder durch seine Untergebene 
oder Stellvertreter herbeigeführt worden ist; diesen selbst wird, ab- 
gesehen von der caesarischen und der Triumviralzeit, weder der Titel 
noch die Feier gestattet Sind bei dem Erfolg mehrere Magistrate 
belheiligt gewesen, so kommt der Triumph nach strengem Recht nur 
dem Ilöchstconuiiandirenden zu. Des.slialb hat niemals ein Reiterftihrer 
triunii)hirt; indess ist InTcits im ersten punischen Krieg der neben dem 
Consul c'omnuuuiireniie I'riltor zum Triumph zugelassen worden. Nach 
Ablauf der Amtzeit kann der Triumph unter der Voraussetzung gefeiert 
werden, dass der Feldherr durch Ausnahmegesetz für den Tag des 
Triumphs im Stadtgebiet von der Annnitltssehraahe entbunden, der 
Proconsul also als Consul angesehen wird; auf ausserordentliche mili- 
tärische Imperien aber, die nicht mit der rechten Magistratur begonnen 
haben (S. 187), wurde dies erst in der republikanischen Agonie er- 
streckt und bis auf Fompeios als Vorbedingung für den Triumph 
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durchaus Dictatur, Consulat oder Prätur gefordert, selbst dem Consular- 
tribun derselbe wohl desswegen versagt, weil diese dem Plebejer zugäng- 
liche Form des Oberamts nicht als rechte Magistratur augesehen ward 
(S. 87. 101). Ob die gewonnene Schlacht für Annahme des Titels, der er- 
langte Kriegserfolg f Qr die S iegesfeier ausreiche, bestimmt nach formelleni 
Recht der Feldherr selbst SchieUieh und ttblich war es allerdings den 
Imperatorantitei nicht anders anzunehmen als nach dem Zuruf des sieg- 
reichen Heeres auf dem Schlachtfeld selbst oder auch nach dem Be- 
schluss des Senats; indess darf beides nicht als Beilegung des Titels 
gefasst werden, sondern als das für den Entschluss des Feldherm von 
seinem Recht Gebrauch zu machen bestimmende Moment. Die Be- 
nutzung dieser für die Annahme des Imperatorentitels geltenden 
republikanischen Normen zur Formulirung des kaiserlichen Imperiums 
ist bei diesem (S. 104) auseinander gesetzt worden. Auch über den 
Triumph bestimmt von Rechtswegen der Feldherr mit gleicher Frei- 
heit. Wenn er indess auf dem Capitol abgehalten wird, machen da- 
bei, auch abgesehen von dem nach Ablauf der Amtfrist erforderUehen 
Yolksschluss, die Schranken der stadtischen Amtführung sich geltend; 
es lionnte der Kostenbetrag vom Senat verweigert oder auch die tri- 
bunidsche Goercition, die bis zur Verhaftung des Trinmphators gehen 
kann, dagegen eingelegt werden; wesshalb in der mittleren Republik 
die Magistrate, welche sich dazu berechtigt hielten, aber Behinderung 
"voraussahen, nicht selten die Siegesfeier ausserhalb der Stadt auf dem 
Albanerberge abgehalten haben. Thatsilchlich kam die Entscheidung 
über die Bewilligung oder Versagung des Triumphs in späterer Zeit 
an den Senat, woneben übrigens mehrfach versucht ward dem ein- 
reissendeu Missbrauch der Siegesfeier für geringfügige oder iingirte 
Erfolge durch Regulative des Senats oder Comitialgesetze Kinhalt 
zu thun. 



Digitized by Google 



& Ois 6oiiioindo¥orwitfpcMi- 

ogUM iti Wenn die Grundbegriffe des Vermögensrechts gleicbmässig auf die 
o«mia£' Gem^nde wie auf den einzeloen Barger bezogen werden, Eigenthim, 
üiUtol Forderung, Erlieehaft auch auf den Staat Anwendung finden, so steht 
^TSCT^ die poeitiYe Auagestaltnng dersettwa in den beiden Bechtskreisen Cut 
dnreligingig mit einander in prineipiellem and praktiscben Widerspruch. 
Wenigstens einige Grundlinien dieser nicht eigentlich im Staatsrecht 
darzustellenden Gegensätzlichkeit sollen hier gezogen werden. Im 
EigenthuHi geht das Privatrecht aus von dem Vieh- und dem Sclaven- 
staud und überhaupt dem beweglichen Gut, das Gemeindeeigenthum 
umgekehrt vom Bodenrecht. Der Eigenthumswechsel wird im Privat- 
recht hauptsachlich vermittelt durch den materiellen Wechsel des Be- 
sitzes, durch diis Zusammeukommen des aus- und des eiutreteudeu 
EigentbQmers an dem Ort, wo die Sache sich befindet; im Gemeinde- 
recht liauptsftchlich durch den einfoehen WUlensact der Gemeinde oder 
ilirer Anftrsgnehmer, die weiterhin nfther su erörternde Adsignation. 
Der Erwerbetitel der Oecupation ist ausschliesslich dem Gemeindereebt, 
deijenige durch Veijährungsbesitz ausschliesslich dem Privatrecht eigen. 
Erbberechtigt ist die Gemeinde von jeher, obwohl nach den Normen 
des Privatrechts ihr zum Erbschaftserwerb die Fähigkeit fehlen würde. 
Im Forderuugsrecht sind die hauptsäclilichen Titel des Gemeinderechts 
dem Privatrecht fremd: dir Frohndeu haben in diesem schwerlich je 
eine Holle gespielt und für die staatliche Zwangsanleihe, das heisst 
den tiibutus, fehlt es au jeder privatrechtlichen Analogie. Die private 
Besitzergreifung von öffentlichem Boden begründet fOr die Gemeinde 
eine der späteren Pachtung auf Dauer analoge Forderung, der im Privat- 
recht ebenfalls nichts Aehnliches entspricht Schuld und Forderung 
sind privatrechtlich unfibertragbar ; im Gemeinderecht ist seit ftltester 
Zeit nichts gewöhnlicher als bei der Gemeindeschuld die Substituirung 
eines anderen Schuldners, die zum Beispiel der Ältesten Soldzablung 
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ZQ Grunde liegt, bei der Oemeindefordenisg die Sobetitninuig eines 
anderen GlftnMgerB, wie sie xnm Beispiel bei der Zebntenhebnng ftUidi 
war. Anstatt des formalen Schuld Vertrags des Privatrechts, des Kexum 
und später der Stipulation walten im öffentlichen Recht Ten jelier 

die thatsÄchlicheu Rechtsverhältnisse, beruhend auf Herkommen und 
„guter Treue" {bona fides), der Kauf, die Pachtung, die üienstmiethe, 
die Arbeitsübemahme. Endlich die personale ?-xecution der Privat- 
forderung, bei welcher der nicht zahlende Schuldner die Freiheit 
und mit der Freiheit die Habe verliert, ist dem Gemein derecht 
fremd. Die Execution beschr&nkt sich häutig auf einzelne Theile des 
Vermögens tb^s In der Form des Ver&lto des bei don AbeeUittB 
des Vertrages der Gemeinde gestellten Pfandes (pra€[vt}dium), tbeils 
in der Form der Abpftndnng von Sachen sum Zweek des Verkauft 
(ptffnoriB eapiö^ niebt sn Tenroehsein mit der S. 229 erw&bnten straf- 
rechtlichen). Wo dies nicht der Fall ist, erfasst die Execution der 
Gemeindeschuld wohl die ganze Habe des Schuldners und seiner 
Bftrgen (praefrijdes), aber nicht die persönliche Freiheit; Schuklsclaven 
hat. so viel wir wissen, die Gemeinde nie gehabt noch je den zahlungs- 
unfähigen Bürger ins Ausland verkauft. Kach allen Seiten hin bewegt 
sich das Gemeindevermögensrecht in denjenigen Formen, welche später- 
hin im Privatverkehr das alte strenge Givilrecht verdrängt haben. 
Eine eigentliche Klage kennt dasselbe als Regel weder activ noch 
passiv. Im Privatverkehr steht die Gemeinde als Schiedsrichter ttber 
den Parteien; wenn da, wo sie selber Partei ist, ihr Becht ihr von 
dem Privaten nicht wird, bedient sie sich der Selbsthttlfe; wo der 
Private sich von ihr in seinem Becht verletzt findet, kann er nur bei 
ihr selbst Abhülfe suchen. Durchaus fehlt wie die Sicherheit, so die 
Härte der privaten Ordnung; die Stelle des im und des iudicium des 
Privatrechts nimmt hier von Haus ans die magistratische Cogni- 
tion ein. 

Die Führung des Haushalts der römischen Gemeinde, welche \erm..Ken» 

1*1 II - 1-1 ■!• • \ F • 1 Verwaltung 

liier darzustellen ist , scheidet sich m zwei scharf von einander ge- und K»Men- 
sonderte Kreise: die Verwaltung des liegenden oder beweglichen Guts 
der Gemeinde und dfe Verwaltung der Kasse derselben mit Einschluss 
ihrer Geldforderungen und Geldschulden. Diese Scheidung, die auch 
der privaten Haushaltffihnmg nicht fremd ist, hat sich in der Gemeinde- 
ökonomie dadurch mit besonderer Schärfe entwickelt» dass beide 
Kreise zwar ursprQnglich in derselben Hand vereinigt sind, aber 
schon in der frühen Republik unter Zurücktreten in beiden Kreisen 
der oberamtlichen Einwirkung die Haushaltordnung auf die Censoren, 
die KasseufQbrung auf die Quästoren übergeht. 
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nb*r»mt In (Ub Vcrwaltung des Gemeindevermögens eingreifende Acte kann 
jeder Magistrat vornehmen, dessen Geschäfte einen solchen erfordern, 
«wmuanK. zum Belspiol subalterne Geholfen gegen Lohn annehmen. Die Gentnü- 
▼erwaltiing des GemeindeTennOgens aber ist ein integrirender Theil 
der obentintliclieo Ckmpetenz. IndeBS ist, wie eben bemerkt ward, 
dieperioditeheRegnliningdesOeneindebaushalts, wahncbeiiilich gleidi 
bei der Einsetzung eigener Schatsongsbeamten, dem Oberamt ge- 
nommen mid den Censoren obertragen worden. Dies hat zur Folge 
gehabt, dass, während bei dem Privathaiishalt durchgängig die Jahr- 
frist zu Grunde gelegt wird, im Geiiicindeliaushalt so weit möglich 
die Verträge von Schätzung zu Schätzung laufen. Diejenigen Ge- 
schäfte der centralen Vermögensverwaltung, welche nicht' mittelst der 
periodischen Keguliruug erledigt werden können, sind für die zwischen 
den Censuren liegenden Zeiten dem Oberamt verblieben und werden 
doreh die Gonsaln oder, &1l8 diese nicht in der Stadt anwesend sind, 
dareh den Stsdtprfttor geordnet. 
iB,t.ndiuu Die eentrale Bognlining des Gemeindehanshalts umfasst alle 6e- 
"^rr"" sehftfte, welche die Instandhaltung und die Verwerthung des Gemeinde- 
Vermögens, so weit dasselbe nicht in Geld und Geldforderungen besteht, 
*■ ökonomisch erfordert. In diesen Kreis gehören alle VerfQgungen über 
die Nutzung des Gemeindebodens unbeschadet des Eigentbumsrechts. 
insonderheit in älterer Zeit die Festsetzungen über das Triftrecht auf 
der Gemeindeweide gegen Entgelt und über die Zulassung der Occu- 
pation des Gemeinlandes gegen Abgabe einer Fruchtquote, welche 
beide vom ökonomischen Standpunet nichts sind als modificirte Ver- 
pachtungen. Auch die Hingabe von |Gemeinland an Ollabiger der 
Gemeinde unter Vorbehalt desEigenthumsrsehts, wohin die sogenannten 
qnlstorischen Verk&ufe von dffenOichem Boden gehören, ist nichts als 
eine Form der Zinsleistung und also der Verwerthung. Ueberwiegend 
liegt in der spAteren Republik diese Thätigkeit in der Hand der Cen- 
soroi* Ihnen liegt es ob den Bodenbesitz der Gemeinde zu ordnen 
und die Verwendung desselben entweder diroct zu öffentlichen Zwecken 
oder zum Besten der Gemeindekasse zu regeln. Darauf beruht die ( en- 
sorische Terminirung und das censorische Eingreifen bei ileni .*>trassen- 
wesen und den Flussläufen, \vol>ei die für den privaten Grundbesitz 
nothwendige Limitation insofern zu Grunde gelegt ward, als danach 
jedes TOD den Gebietsgrenien nmfosste Bodenstfiek, so weit es ausser- 
halb der Limitation stand, von Bechtswegen Gemeindeeigenthum war. 
Dazu gebort weiter die censorische Aufsicht Ober das auf Kosten der . 
Gemeinde nach der Stadt Rom geleitete Wasser, dessen Verwendung, 
resp. Verkauf in ihre Hsnd gelegt war. Von ihnen hing es weiter ab auf 
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der öffentlichen Strasse oder dem öffentlichen Ufer die Errichtung von 
Läden oder sonstigen Anlagen je nach Umstünden zu verbieten oder 
unbeschadet des Eigenthumsrechts zu gestatten, in welchen Zusammen- 
hang die Errichtuüg und das Abreissen der ftlr die Volksfeste auf- 
geschlagenen Schaubühnen gehört. Von besonderer Wichtigkeit sind 
die auf dem Bodenieeht der Gemeinde roheDden Yon Schetiimg la 
SdiatniBg sich erneaemden Untemehmervertrftge, eineneita an Luten 
der Gemeifide für Uebemahme der Unterhaltung der Offentliehen 
Bioliehkeiten, irodnreh die Frohndenordnung in reeht früher Zeit 
beseitigt worden ist, andrerseits zum Nutzen der Gemeindekasse für 
Gewährung der der Gemeinde zustehenden Bodennutzungen, welche 
auftreten können in der Form eines bis weiter fixirten und unmittel- 
bar an die Gemeinde zu entrichtenden Bodenzioses {soJartum) oder 
Hafengeldes (portorium) , gewöhnlich aber als Ueberweisung der un- 
mittelbaren Nutzung oder der von den unmittelbaren Benutzern zu 
leistenden Vergütuugeu an Private bis zur nächsten Schätzung gegen 
entsprechenden Entgelt. Derartige von Schätzung zu Schätzung im 
Wege der öffentlichen Licitation abgeschlossene Unternehmervertiftge, 
in welche Form allmfthlich die meisten onerosen wie lucrati ven Gemeiode- 
geschafte gekleidet worden sind, haben in ihrer Entwickelung die capita* 
listische Grossmachtstellung der römischen Bürgerschaft mit begründen 
helfen. Diese ordentlichen Geschäfte der Censur sind wesentlich ge- 
richtet auf Erhaltung des Gemeindeguts in seinem Bestände ; Kauf 
und Verkauf sind dabei insoweit ausgeschlossen, als sie nicht, wie 
zum lieispiel Itei Ersetzung unbrauchbarer Sclaven und bei Weggabe 
abgängigen Tempelguts, im Kreise der laufenden Verwaltung liegen. 
Zu Handlungen, welche die Gemeinde ohne entsprechendeu Ent- 
gelt belasten, sind die Censoren von sich aus nicht competent; wohl 
aber pflegt bei günstigem Stand der Gemeindekane denselben vom 
Senat eine gritasere Summe rar Ausführung von baulichen Anlagen 
überwiesen zu werden. Denn obwohl der rOmisehe Staat zu allen 
Zeiten Werth darauf gelegt hat auch unvorhergesehene grossere 
Ausgaben aus Baarmittehi bestreiten zu können, ist er keineswegs 
in unbegrenztes Thesauriren verfallen, sondern hat auf dem bezeich- 
neten Wege die Ueberscliüsse verwerthet. UeberaU aber ist die Be- 
fugniss der Censoren die Gemeinde zu verpflichten dadurch beschränkt, 
dass sie nicht, wie früher die Consuln, von sich aus auf die Gemeinde- 
kasse anweisen konnten, sondern dass ihnen von Consuln und Senat 
• für die ordentlichen wie eventuell für die ausserordentlichen Ver- 
pflichtungen, welche sie für die Gemeinde einaugehen beabsichtigten, 
ein fest begrenzter Credit auf die Gemeindekasse bewüNgt ward und 



Digitized by Google 



270 Vieites Buch. Die eincelBen Amtiftuictioiieii. 

deren Vorsteher Dur innerlialb dieser Grenze auf die censorisclien 
Anweisungen zahlte. Die technische Bezeichnunf? dieser Gelder als 
.,freie Verwilligungen" hebt die Abwesenheit jedes ßechtszwauges 
zu solcherlei Leistungen staatsrechtlich hervor. 

Alle in dem hier bezeichneten Kreis sich einstellenden Differenzen 
werden, wie sebon bemerkt ward, dureh mAgistratisebe Cognition ent- 
sebieden und swar, wenn es Gensoren giebt, dureb diese, sonst dvcb 
die sie vertretenden Oberbeamten. Eine Klage im Sinne des Privat- 
reebts kann dureb Substitution beibeigefObrt werden, wenn znm Bei- 
spiel bei der Stwerpacbt zwei Private sich gegen tkber stehen ; indess 
wird der Geschworne alsdann vom Censor oder seinem Vertreter er- 
nannt und instruirt. 
Vmhng d,-r Einer wenigstens andeutenden Krorterung muss weiter die Krage 

lei^ti.nK'Hn unterworfen werden, wie weit der Kreis der zum Besten der Privaten 

lupubiik. auf Gemeindekosten herzustellenden Leistungen \m den Römern gezogen 
worden ist. Wie der Fortschritt der Civilisation sich überhaupt vorzugs- 
weise in der steigenden Ausdehnung dieses Kreises geltend macht, so 
zeigt sieb dies aucb in der rOmiseben Entwickelnng. Die Republik, 
unter der diese Leistungen abgeseben von ausserordentlichen Aemtem 
wesentlicb dureb die Gensoren bewirkt worden sind, hat sieb in dieser 
BanUM. Hinsicht fast ausschliesslich auf bauliche Anlagen beschränkt und hierin 
allerdings, namentlich in Strassenbauten wie in Rom und Italien so im 
ganzen Reich und in hauptstädtischen Wasserleitungen, Grosses ge- 
leistet. Zu staatlicher Einwirkung auf den hauptstädtischen Getreide- 
preis sind in republikanischer Zeit vielfach Anläufe gemacht und schon 
früh ist in ausserordentlicher Weise hei Theuerungen eingegriffen 
worden; im letzten Jahrhundert der Republik wurden sogar regel- 

o*tnid*. mässig grosse Quantitäten Getreides an die hauptstädtische Bürger- 
schaft unter dem Marktpreis oder umsonst abgegeben, wobei die 
Leitung wahrscheinlich wie bei dem Marktwesen ttberhaupt den Aedllen 
und weiter dem Oberamt zustand. Aber zu einer ständigen und all- 
gemeinen Fiiirung der Preise des hauptst&dtiseben Getreidemarktes 
durch Eingreifen des Staats ist es in dieser Epoche nicht gelcoromen. 

Oatw dem Der Principat ist in dieser Hinsicht weiter gegangen. Zunächst 
wurden die hier einschlagenden Zweige der censorischen Thiltigkeit, 
die ohne Zweifel von dem Verfall der Censur mit erfasst und in 
Stocken geratheii waren, in der Weise von dem Princeps übernommen, 
dass er für das hauptstädtische Bauwesen, für die hauptstädtischen 
itouton. Wasserleitungen, für die hauptstädtischen Kloaken und den Tiberstrom 
senatorische Specialflmter einriehtete, ebenso die einzelnen grossen 
italischen Ghausseen unter eigene von ihm ernannte Guratoren stellte. 
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und diesen Beamten, vermuthlicli aus der Reichshauptkasse durch 
den Senat, die erforderlichen Mittel anweisen Hess, wodurch für diese 
gemeinnützigen 'Anstalten , anstatt der bisherigen Vernachlässigung 
insbesondere während des Jahrhunderts der Bürgerkriege, eine neue 
Epoche aahob. 

In fthnlieher Weise wurde das hauptstädtische Feuerlöschwesen, LMdnmn. 
welches bis dahin den Aedilen und den sonstigen xn polizelliehcr 
Coereition befugten Magistraten anheimgegeben und mit einer zu der 

Anzahl der dafür competenten Beamten im umgekehrten Verhältniss 
stehenden Liederlichkeit behandelt worden war, nach fehlgeschlagenen 
Vei'suchen civiler Reorganisining militärisch geordnet und einer dafttr 
spociell bestimmten Trupfie unter eigenen Offizieren überwiesen. 

Noch eingreifender aber war die staatliche Anerkennung des von ü«tr«i4«. 
der Demokratie stets verfochtenen Anreclits der hauptstildtischen 
Bürgerschaft auf standigen Schutz gegen hohe Getreidepreise, obwohl 
dieser Schutz nicht bloss überhaupt in solcher Ausdehnung gemein- 
sehidüdi, sondern auch namentlich ffir eine Epoche, in welcher von 
der römischen Staatsborgerschaft nur eine Minderzahl der Hauptstadt 
angehörte, von schreiender Unbilligkeit war. Dennoch wurde die An- 
forderung von den nnr allzusehr auf hauptstädtische Popularität an- 
gewiesenen Kaisern erfQlIt durch entsprechenden Getreidebezug und 
Magazinirung unter Ueberweisung der Leitung dieses Geschäfts an 
einen Hausbeamten CS. 208). Dagegen zeigen die mit Nerva und AitenUr- 
Traianus beginnenden kaiserlichen Unterstützungsgelder für die Auf- 
Ziehung ehelicher Kinder in Itiilien, um auf diesem "Wege dem Ver- 
fall der Khe und dem Schwinden der Bevölkerung der Halbinsel zu 
steuern, die auch im Sinken nicht völlig sich verleugnende Weisheit 
und Kraft des römischen Regiments. 

Besondere Erörterung fordert dieVerschenkung des Gemeindeguts a«Mio4*. 
an Fri?ate. Im Allgemeinen genommen ist die Magistratur dazu nicht, kSSfi. 
auch unter Mitwirkung des Senats nicht eompetent; sie steht zu dem 
Gemeindeyermögen ungef&hr wie der Vormund zu dem des Pupillen. 
Indess wird diese Vorschrift namentlich Ausländem gegenfiber durch 
die Regeln der guten Sitte und des öffentlichen AnStandes einge- 
schränkt . elienso wie bei Geschenken an die Gemeinde die Annahme 
die Regel l)ildet, aber aus ähnlichen Gründen auch Ablehnung ein- 
treten kann. Der Bürgerschaft gegenüber waltet in der besseren Zeit 
die hausherrliche Strenge; allmählich aber, namentlich in dem Jahr- 
hundert der Revolution, schwindet das OeAlhl, dass es unanständig ist 
ölfentliches Gut sowohl zu verschenken wie sich schenken zu lassen, wo- 
von die eben erwähnten immer häufigeren Abgaben von Getreide an die 
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eiDMlnen Bfirger nntor dem Marktpreis oder nnentgeltlicfadienaniliafleste 
ii^'^u^n Eigenartig aber und vor Allem wiehtig iatdie Weggabe 

' iMto!^"' des Qemeinlandes unter Aufgabe dee Btaatliehen Bodeneigeathmna. Ver- 
kauf von GemeindegmndstOcken ist nur beil&ufig vorgekommen und 
dann durch die Censoren bewirkt worden ; aber die unentgeltliche Weg- 
gabe von Gerocinland (datio adsignatio) ist theoretisch wie praktisch der 
Angelpunct des römischen Gemeinwesens, ohne Zweifel zunächst nicht 
eigentlich als Verschenkung gcfasst, sondern als dem Gemeinwesen 
selbst besser als das directe Staatseigenthum frommende Bodennutzung. 
Auf ihr ruht uach der römischen Auffassung das private Bodeneigen- 
thum schlechthin; und wenn dieser Satz insofern wohl der Theorie 
angehört, als das Bodeneigenthum des Gescbleehts schwerlich aus dem 
staatlichen abgeleitet ist, sondern diesem voranfgeht (S. 6), so mag sdion 
dessen Auftheilung unter die Geschlecbtsgenossen (S, 29) sich wohl 
unter staatlicher Autorität vollzogen haben, und sicher trüft diese 
Auffassung zu bei dem gesammten zu dem ursprttnglichen Gebiet 
hinzugetretenen Neuland, indem jedes durch Eroberung oder auf an- 
dere Weise in den römischen Staat aufgehende Territorium zunächst 
diesem erworben wird, um dann, so weit es diesem beliebt, in 
römisches Privateigenthum umgewandelt zu werden, wobei die fac- 
tische Fortdauer älteren Eigenthums selbstverständlich nicht ausge- 
schlossen ist. Wirthschaftlich ist die Umwandelung desjenigen staat- 
lichen Bodeneigenthums, das der privaten Bewirthschaftung fähig ist 
und dessen der Staat nicht fDr die Interessen der Qesanuntheit un- 
mittelbar bedarf, in Frivatbesits geboten, und sie ist dem Senat 
gegenüber von der gracehanischen Oppositionspartei und sehlieeslicb 
dem Principat wenigstens für Italien durchgeführt worden. 
Dm SMiht In dem Recht zu solcher Weggabe findet ebenso die alte könig- 
•atigairet. liehe Gewalt ihren Ausdruck (S. 157) wie die spätere Souveränetät 
der Gomitien darin, dass keine ordentliche Magistratur dazu befugt 
ist, sondern daftir immer Specialbeschluss der Bürgerschaft gefordert 
wird (S. 186), welchen Cardinalsatz selbst der Senat in der Zeit 
seiner Vollmacht nicht angetastet hat. — Principiell wird die Zu- 
stimmung der Gemeinde auch ftlr jede Einzel Schenkung öffentlichen 
Bodens erfordert, cum Beispiel 4ttr die Weggabe eines Bodenstlleka 
zur Errichtung dnes Tempels oder eines Grabmals; indess ist die 
Regel dabd nicht immer streng eingebalten worden. Dagegen hat 
mehr oder minder generelle Vergabung von Gemeinland in republikani- 
scher Zeit nie anders stattgefunden als auf Grund eines Specialbe- 
schlusses der Gomitien, in frtlherer Zeit regelmässig nach Vorbeschluss 
des Senats, während der populären Opposition gegen dessen Regiment 



Digitized by Google 



5. Dm OeiMiiiderennögeii. 



278 



liftufip: ohne und gegen dessen Willen. Mit der Ausführung solcher 
B» Schlüsse sind iu der früheren Repuhlik wahrscheinlich durchgilnRig 
die Ohi rheamten beauftriigt worden; seit der Mitte des fünften Jahr- 
hunderts d. St. forderte das gesteigerte Maclitl)ewu8stsein der Bürger- 
schitft für die Ausübung diet-es ihres lieservatrechts die Bestellung be- 
aunderer Beamten, für die die Modalitäten von Fall zu Fall festgesetzt 
und die nach dieser FestRetzung iu einem zweiten Comitialact gewählt 
wurden. Die Z.ibl ist nngleich; an der CoHe^nialitHt aber wird festp 
gelialten, bis in der letzten republikanischen Epoche auch hierin die 
Monarchie sich ankikndigt. Die Anitsdauer ist ebenfalls ungleich; es 
pflegt, wie bei der Gensur, neben der Beendigung des Geschäfts eine 
Maxiinalgrenze vorgeschrieben zu werdra. Mit Annuität, welche für 
diese S] ecialinandate nicht passt, ist dies ausserordentliclie Amt ein ein- 
ziges Mal ausgestattet worden bei dem an Ti. Gracchus und seine Ge- 
nossen crtlieilten umfassenden und zeitlich niclit wohl zu begrenzenden 
derartigf'n Auftrag. Die Competenz dieser Beamten ist im Allgemeinen 
der censorischen gleichartig; es fehlt ihn* n das Imperium und Oberliaupt 
die oberamtliche Befugniss; die censorische Judication, das heisst das 
Recht eintretenden Falls su entscbeideD, eb das fraglidie Grundstttek 
der Gemeinde gehöre und unter das Spedalgesets falle, ist diesen 
Beamten bnld versagt, bald sugestandjen worden. Die rar Auftheilang 
gelangende Landstrecke so wie die Qualification der EmpfUnger, welche 
auch latinische Bundesgt nossen sein können, werden in dem Special- 
gesetz normirt. Je nach Umstanden wird mit der Lande.sanweisung 
auch die Gründung einer Ortschaft oder seihst die einer zu dem 
latinisclien StiUltebund mu hinzutretenden selhstiuidigen Gemeinde 
verbunden, in welchem letzteren Fall das frai^liclie Territorium aus 
dem louiisciien Gebiet ausscheidet. Die Nutzung, welche der römische 
Staat von dem zur Aufcheiluug gelangenden Territorium bis dahin als 
Grundherr bezog, fällt durch die Adsigaation von Rechtswegen weg; 
erst in der SpAtzeit und nur ausserhalb Italiens sind dergleichen 
Grandungen unter Vorbehalt des staatlichen Bodeneigenthums und 
also unter Auflegung eines Bodenxinses gemacht worden. Die mit 
solcher Ortschaftsgründung beauftragten Beamten heissen davon colo- 
niae UU dedueendae^ während die übrigen sich bezeichnen als affris 
dandi.t adsignnndis oder, wenn die Judication ihnen eingeräumt ist, 
agria dandis indicandis adsiffnandis. Die Rückkehr zur Monarchie 
drückt hinsichtlich der Adsi^nation des fit meinlandes sich mit gleicher 
Schürfe aus in den sogenannten Militilrcolonien der sullanischen und 
caesarischen Dictatur uu(i des Principats, welche niciits sind als die 
Handhabung jenes alten KOnigsrechts. 

BliilBt« Huilwft. I. S: AMm iH Wim. OtMtowAto. a A«i. 16 
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oi»r- Neben der Regulirung des Gemeindehaushalts steht die Verwal- 

amtliche 

Verwaltung tung der röiiiischen Geineindegelder, die Führung der Genieindekasse 
Gmaind«- (aeranum populi Bomani) und die Einziehung der Forderungen der 
Gemeinde so wie die Leistung der ihr obliegenden Ausgab* n. Die 
verschiedeneD Kassen der römischen Priesterth ilmer , namentlich die 
wichtigste der Pentifioes, in weldM die ProieashiuseD floeseD (8. 93) 
and au8 der die Kosten des regelmissigen G^tterdienstes Yorwiegend 
bestritten wunlen, können insofem nach als Genieindekassen angesehen 
werden, als das Gnt der Gemeinde und das Gut der Gemeindegdtter 
mehr factisch als rechtlich geschieden waren, fallen aber nicht unter 
die Verwaltung der Gemeindekasse, da sie mit dieser nicht in Ver- 
rechnung standen. Dagegen werden die von den Districtsvorstehern 
für die iSohizahlung erhobenen Steuergelder so wie die aus dem Ge- 
uieindeschatz den Feldherren zur Bestreitung ihrer Aufwendungen zur 
Vt rfügung gestellten Summen wie überhaupt alle mit dem Aerarium 
zu verrechnenden Gelder als demselben zugehörig betrachtet; auch in 
dieser Hinsi^t wie Oberhaupt im Vermögensrecht wird die Gemeinde 
einheitlieb gefissst In die ursprangliche königlich^nsulariscbe Com« 
petenz fUlt, wie schon herYorgehoben worden ist, auch dieser Zweig 
der Staatsverwaltung und er ist auch bei der spiteren Gestsltung des Ober- 
amts unter Ausschluss der lediglich für die Jurisdiction bestimmten Ober- 
beamten den verwaltenden, das heisst im stAdtischen Amtkreis den 
Consuln oder ihren Vertretern, im Militilrgehiet den daselbst fun- 
girendeu ImperientrAgcrn verblieben. Beschriliikt worden aber ist die 
ol)eramtliche Kassenverwaltuii*i nach zwei Richtungen hin, theils durch 
die nothwendige Zuziehung di-r quAstorischeu Gehülfen, tlieils durch 
die Trennung der städtischen Kassenverwaltung vom feldherrlichen 
Regiment. 

^«Mo. Die mit der Verwaltung der Gemeindekasse ohne Zweifel von 
Kuai-D- jeher feibondene und vermuthlich schon Irikh regelmlssig durch Ge- 
''uTd'ihr°' halfen der Obeibeamten beschaffte BuehfAhrnng über Einnahme und 
Turt-w-' Ausgabe ist nach römischer Auffassung mit EinfQhrung der Republik 

selbst, aicher in früh republikanischer Zeit obligatorisch geworden: 
der Consul behält wohl freie Verfügung t^ber die Kasse, aber er kann 
die Ausgabe von Gemeindegeldern nur in der Weise bewirken, dass 
er den buchführenden Gehulfen, den Quästor, unter Angal)e des 
Zweckes anweist Zahlung zu leisten und diese Zahlung als auf 
sein Geheiss geleistet zu verzeichnen. Vom Dictator abgesehen, 
besteht diese Vorschrift auch fUr die ausserstädtische Kassen- 
fohrung: sowohl dem ausserhalb Rom amtirenden Consul wie dem 
Provinsialpritor und jedem Inhaber consularisoher oder pr&torisehor 
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Cewalt ist ein Quästor mit gleicher Competenz für die Buchführung 
beigegeben. Bei der Ernennung haben die Coinitien früh mitf^ewirkt; 
wo indess einem derartigen Beamten ein von der Gemeinde bestellter 
Quästor fehlt, fällt die obligatorische Stellvertretung bei der Buch- 
führung nicht weg, sondern es ist der Iraperienträger alsdann ver- 
pflichtet der ursprüDglichen Ordnung entsprechend sich selber einen 
solchen Gehalfen beizuordnen. Der politische Zweck der Einrichtung 
ist deutlich: da Terantwortliche Rechnungslegung mit dem ursprang- 
lichen Wesen der Magistratur sich nicht vertrug, wurde die offieielle 
CoDStatiruug einer jeden von dem Oberbeamten angeordneten Zahlung 
und damit die Möglichkeit ihn selbst dafür zur Verantwortung zu 
ziehen auf dem Wege der obligatorischen Beihülfe indirect herbei- 
geführt. Hinsichtlich der aus der städtischen Hauptkasse geleisteten 
Zahlungen ist ohne Zweifel b' i dem Amtwechsel mit <ler Tebergabe • 
des Kasseiibrstandes die Rechnungslegung verbunden gewesen ; hin- • 
sichtlich der Zahlungen aus den Feldherrnkassen hatten die be- 
treifenden BuchfOhrer bei der Rückkehr des Magistrats nach Rom 
sieh mit der Hauptkaase lu Teneehnen. 

Es ist femer die Verwaltung der hauptstädtischen Gentralkasse in 
der uns besser bekannten Zeit bedingt durch die Anwesenheit des 
Oberbeamten in Rom. Noch in der früheren Con8ularzt*it hat dies 
schwerlich gegolten ; in den beschränkten Verhältnissen der beginnenden 
Republik haben die Consuln wohl nicht regelmässig den Sommer Ober 
die Stadt verlassen und mag die Stadtkasse zugleich die Kriegs- 
kasse gewesen sein . die Kassenführung der beiden Qui\^tnren also 
sämmtliche Ausgaben gleichmässig umfasst haben. Aber in liistorischer 
Zeit, namentlich seitdem durch die Verdoppelung der Zahl der Quä- 
storen (S. 180) die Verwaltung der consularischeu Kriegskasse von 
der stsdtiachen BUissenvenniltung getrennt war, geht, wenn die Gonsuln 
Rom verlassen, mit den ttbrigen städtischen Geschäften die Verwaltung 
der Stadtkasee auf ihren Vertreter Uber. Der standige Wechsel in der 
oberamtlichen Kasaenleitung und die mindere Machtstellung des ver- 
tretenden Prätors haben dazu beigetragen sowohl den städtischen 
Quästoren dem Oberamt gegenüber grossere Selbstindigkeit zu schaffen, 
wie denn die Schlüssel des Aerarium bei ihnen und nicht bei dem 
Oberbeamten sich betinden, wie auch den Eintiuss des Senats auf die 
Kassenverwaltung zu steigern, der allerdings in späterer Zeit auch 
den anwesenden Consiiln gegenüber massf^eheud ist. 

Von der Vereiuuahniung der otteutlichen Gelder, welche mit d er ümrany der 
Kassenführung den Quästoren obliegt, sind ausgeschlossen theils der 
Kriegsgewinn, über welchen dem Feldherm die Verfügung zusteht, 
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theils die im coinitialen Strafverfaliren von den Ma^nstrnten. n.inient- 
lich den Aedilen erstiittenen Bussen. Die letzUreii wcnien rc^alniilssig 
niclit au das Aerariuui allgeliefert, sondern vou dem ob:>iegendeQ 
Magistrat nach Ermessen im öffeiitlicheo Intere&e verwendet Dem 
^eldherrn ist es freigestellt entweder ebenso zu verfaliren oder das 
Beategeld und das sonstige bewegliche Beategut ganz oder zam Theil 
an das Aerarium abzniiefero, in welchem Fall es dfm Quftstor ob- 
li^ dies Beutegut sofort zu Gelde zu maehtti. Alle sonstigen For- 
derungen der Gemeinde, Pacht- und sonstige contractliche Zahlungen, 
Bürgerhebunfien, Kriegscontributionen, endlich Strafgelder, so weit sie 
nicht im V()]k^gericllt auferlegt worden sind, fallen in das Aerarium 
und also unter die Conipeteuz der Qu&ätoreu, welche iudess weiterer 
Deterniiiiirung bedarf. 
contr«ct. I)a>s bei contractlichen Forderungen die Fest.stt jlung den Censoren 

liehe . " 

oder deren Vertretern obliegt, ist schon angegeben worden; den 
Quflstoren liegt nur die Realisirung der unhestrittenen oder in dieser 
Weise liquidirten Gemeindeforderung ob» für deren rechtzeitige Hebung 
die an sie abgelieferten censoriscben Acten die Grundlage gaben. Aus- 
nahmsweise können Forderungen der Gemeinde auch ohne Intervention 
des Aerariunis dadurch erledigt werden, dass der beikominende Magi- 
strat für die (ienieinde einen anderen Gläubiger substituirt, zum 
Beisidel der Aedil die von dem Hausbesitzer TOrSRumte Pflasterung 
an einen Unteriu linier verdini^t und der rnternehnier als Substitut 
der (iemciude den Betrag von dem Schuldner derselben einzieht und 
eventuell im Privat]iroze>s einklagt. 
Dutnbutus. Die römische Contribution (iribidus) ist, wenigstens so weit sie von 
den Bürgern insgemein erhoben wini, nicht eigentlich Steuer, sondern 
vielmehr eine im Nothfall eintretende von der Gemeinde bei der 
Bürgerschaft gemachte Zwangsanleihe. Die ordentlichen Ausgaben 
der Gemeinde linden ihre regelmftssige Deckung in dem Ertrag des 
Gem<*indegute8 und die ausserordentlichen für Bauten und Krieg sind 
urHprttnglich so geordnet, dass sie mehr den einzelnen Borger als die 
Staatskasse belasten. Wenn dennoch in dieser ein Fehlbetrag sich ein- 
stellte, was namentlich seit der Uebernahnie der Soldatenlöhnung um 
die Mitte des 4. Jahrii. d. St. liüutig der Fall war, wurde das Deficit auf 
die einzelnen Bürger nach dem \ erniögen repartirt, wofür die censorische 
Aufnahme desselben die Grundlage bildete. Das.s die Bürgerschaft ur- 
sprOnglich eine Bauernschaft war, erkennt man in der fUr den Grundbesitz 
mit seinen Gerechtsamen und seinem Inventar angeordneten besonderen 
Verilu88erung»form vor Zeugen, welche keinen anderen Zweck gehabt 
haben kann als die censorische Constatirung des bftuerliehen Eigen- 
thums zu erleichtem, und zweifellos ist dieses auch bei der Contribution 
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zunRchst ins Auge pefasst worden: aber mit rcclitlicher Ausschliesslichkeit 
hatdieseUie, soviel wir sehen, nicht auf dem Grundbesitz gelastet, sondern 
ist weeentlieli eine VermOgensstetter gewesen. Zur Erhebung derselben 
narh den nn das Aerariuni abgelieferten eensoriseben Veneichnis^en 
schreiten die QuA^toren auf Anordnung des Oberamts, wobei regel- 
inisslg der Senat mitgewirkt haben wird, wfthrend die Comitien da- 
für niemals befragt worden sind. Die Forderung ist liquid durch die 
cenBorischeAbFchftt/.un<; des Vermögens und die oberamtliche Festsetzung 
der im einzelnen Fall zu leistenden Quote desselben; dennoch ent- 
stehende Zweifel entscheiden dieQuäston n diirfh ihre Ccgnitiou und es 
giebt dagegen kein Ilechtsmittel als die Anrufung der zur Intercessinn 
berechtigten Beamten (S. 124). Die Leistung aber wird als Vorschuss 
betrachtet und von der üemeiüde zurückgezahlt, wofür indess der 
Termin von ihr selber bestimmt wird. — Dass neben dieser Coutribution 
noek eigentliebe regelmässige Stenern bestanden haben, namentlich 
dass, so lange die bargerlichen Grundbesitzer allein dienstpflichtig 
waren, die latinischen Grundbesitzer und die nicht grundslssigen 
Bürger einer solchen unterworfen worden sind, ist wahrscheinlich, Iftsst 
sieh aber nicht aufreichend belegen. Sicher sind dagegen sowohl diese 
Steuerpftichten, wenn es solche gab, wie auch jene exceptionelle 
Contribution nach dem Ende des (J. Jahrb. d. St. nicht mehr vorge- 
kommen und ist von da an die von Haus aus in den römischen Ord- 
nungen enthaltiMie Befreiung des Bürgers von Leistungen an die 
Gemeindekasse zu voller Wirksamkeit gelangt. 

Strafgelder, mögen sie aus einem gegen die Gemeinde begangenen stn^aUu. 
Delict, zum Beispiel aus dem Diebstahl oder der fiesehldigung einer 
im Eigenthum der Gemeinde stehenden Sache entspringen oder her- 
rühren aus einer in einem Gesetz für bestimmte Contravention fest- 
gesetzten Geldbnsse, bedürfen immer der Feststellung in der gewöhn- 
lichen Form des Privatprozesses: es muss ein Vertreter der Gemeinde 
diesen ihren An'^pruch vor dem Priltor g dtend machen und vor Ge- 
schwornen durchfahren, worauf dann der Quftstor den gerichtlich fest- 
gestellten Betrag einziebt,so weit er nicht als Klagbelohnung dem Vertreter 
der Gemeinde verbleibt. Bei denjenigen Verbrechen, die auch gegen 
Private verübt werden können, zum Beispiel dem Diebstahl, wird nach 
alter Ordnung jeder Bürger betrachtet als competeut zur Vertretung 
der Gemeinde; bei den sonstigen Contra ventionen entscheidet das 
SpHcialgesetz, welches häufig die Anstellung solcher Privatklagen nnr 
Magistraten gestattet. 

Wenn der Gemeinsehnldner nicht zahlnngsfllhig ist, so richtet sich, 
wie schon bemerkt ward (S. 267), die Ezecution nicht gegen die Person 
des Schuldners, wohl aber ist seine gesammte Habe damit dem Staat 
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verfiilldn. Sie wird verwerthet durch SamiDtverkaul in der Weise, dase 
der Käufer gegen Uebemahuie der s&mmtliclien Activen des Sehuldners 
sieb verpflichtet die Passiven gans oder zum Theil zu decken; ee 
scheint auch nicht, als ob in solchem Fall die Gemeinde sieh fflr 

ihre Forderung eine vor den übrigen Glitubigern bevorzugte StelluDg 
ausbpdungen habe. Auch wenn durch strafrechtliche Confiscation oder 
im Erbschaft^iweg das Vermögen des Privaten oder eine Quote des- 
selben der (lemeinde zufällt, wird jenes oder diese in ähnlicher Weise 
zum Besten des Aerars gegen eine fe^te Sumiiie verkauft. 

OjjMj«*»- Bei Genieiiideschulden bedarf der Quflstor für die Zahlungsleistung 
im Allgemeinen olieranitlicher Autorisation; wenn er der Kegel nach 
nur auf Beachluss des Senats zahlt, so ist der Senatsbeschluss zu- 
gleich ein oberamtliehes Decret und den QuA^tor deckt seihet der 
einseitige eonsulariscbe Zahluogshefebl, so dass die Abhängigkeit der 
QuAstur vom Gonsulat unverändert fortbesteht. Anderen als den 
Oberbeamten, zum Beispiel den Censoren zahlt der Quistor nur nach 
besonderer oberamtlicher Anordnung. Dass die meisten Zahhingen 
mittelbar geleistet werden , zum Beispiel dem Bauunternehmer von 
den Censoren innerhalb des ihnen bei der Ka^se erotlneten Credits sein 
Geld angewiesen, die Soldzahlung fiüher durch die Districtvorsteher, 
später durch die Feldherren und deren Quästoren beschafft wird, 
ändert rechtlich nichts. In gewissen Fällen mag auch dem Quästor 
durch Gesetz ein für allemal Zahlungsbefehl ertheilt worden sein, 
zum Beispiel zur Leistung der Besoldungen der Subalternen in Ge- 
missheit des von ihrem Vorsteher eingereichten Verzeichniflses und 
zur Verabreichung der nach festem Satz den Gesandten der befirenn- 
deten Gemeinden zukommenden Gastgeschenke. 
Die G«- Der Principat brach mit der republikanischen Befreiung des 

'utor'dVm" Bttrgerguts von finanziellen Lasten zwar nicht geradezu, aber doch 
indirect schon unter Augustus. namentlich durch die in Folge der 
Arnieereorganisation angeordnete Erbschaftssteuer. Weiter ist unter 
demselben die kaiserliche Beaniteuernenuuug allmählich auf die 
Finanzverwaltung der Gemeinde erstreckt worden. Den ersten Schritt 
dazu that ebenfalls Augustus, indem er für die Eingänge aus der 
Erbschaftssteuer eine zweite Centraikasse (aerarnim müitare) ein-^ 
richtete und diese unter Vorsteher zwar senatorischen Banges , aber 
kaiserlicher Ernennung stellte, welche Ober diese Steuergelder 
ohne Zweifel lediglich nach kaiserlicher Anweisung verfugten. Hit 
der Leitung der älteren Staatshauptkasse sind unter den julisch- 
claudischen Kaisern statt der unversuchten und durch das Loos be- 
stimmten Quästoren theils vom Kaiser ausgewählte, theils FrätoroA 
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beauftragt worden; der repnbliluiiiBdieii MAgiBtmtiir eDtsogea hat 
dieie Kaase erst Nero und ä» gleich der MUitirkaase Beamten too 
aenatorisebem Rang, aber kaiserlicher Creirting abertragen. Die Ver- 
fügung aber wenigstens Ober die Reichfihauptkasse haben bis zum 
Ende des Principats die Consuln und der Senat behalten und der 
Princeps nur indirect durch AntragsteUung bei dem Senat darauf 
eingewirkt. 

Mehr als durch diese directen Aenderungen hat das Finanzwesen K*uwiieii« 
des römischen Staats unter dem Principat dadurch eine Umgestaltung 
erfahren, dass die kaiserliche Privatkasse, nach der späteren Bezeich- 
nung der fismB Cataarü der Sache nach zur Staatdtasse ward und 
allmählich snr Staatahauptkaaae erwucha. Der formale Gegensatz dea 
GeroeindeTermftgeoe wie in dem dnea jeden Privaten ao auch zu dem 
kaiserliehen iat dabei mit einer ßcbirfa durehgeflihrt worden, wie sie in 
einem wirklich monarchisch geordneten Gemeinwesen nicht susftthrbar 
gewesen wftre, und er erscheint denn auch in der diocietianischen Staats- 
ordnung in das directe Gegentbeil umgewandelt. Aher die verschleierte 
Monarchie des Principats beruht nicht zum wenigsten auf der rechtlichen 
Behandlung aller materiell ütTentlicheu Einnahmen und Ausgaben, 
welche der kaiserlichen Verwaltung unterlagen, als privater, wodurch 
theils jede, auch die indirecte durch die Quästur und durch die 
Senatsverhandlungeu herbeigeführte Rechnungslegung ausgeschlossen, 
theils doBi fsctischen Herrseher eine Stellung im Staate gegeben ward, 
welehe Uber die des Mfentliehe Gelder verwaltenden Beamten weit 
hinausging. In welcher Weise diee naeb beiden Seiten hin ins Werk 
gesetzt wurde, ist im Weeentliehen bereite in dem Abschnitt von der 
kaiserlichen VermögenSTorwaltung (S. 210) ausgeführt worden. Alle 
mit den vom Kaiser fibemommenen öffentlichen Geschäften verbundenen 
Ausgaben , also insonderheit säramtliche Kosten des Heerwesens so 
wie der hauptstildtischen Verpflegung stehen zu Lasten seiner Privat- 
kasse; andererseits flössen in dieselbe nicht bloss die Abgaben Aegyp- 
tens, das nicht so sehr der römischen Gemeinde, als den Nachfolgern 
der Ptolemäer erworben worden war, sondern auch ein grosser Theil 
der Stenergelder. Der Ertrag der Provinzen, die hauptsächliche Ein- 
nahmequelle der rdmisehen Gemeinde, wurde durchaus, wie wir sahen, 
durch kaiserliche Hausbeamte (eingezogen und wenigstens zu einem 
betrichtlichen Theil von diesen an die kaiaerlicbe Privatkasse ab- 
gefobrt Ja diejenigen Provinzen, welche unmittelbar der kaiser- 
lichen Verwaltung unterstellt waren, gelten als gewissermassen durch 
privat rechtlichen Fiduciarvertrag dem Kaiser übereignet, so dass er 
hier die Bodensteuer als Grundherr bezieht. Die Gonsequenzen dieser 
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forroalen Umwandlang des Öffentlichen Vermögens in Privatgnt seigm 
sieh in der Rechtspflege. Sicherlich ist in Betreff der provinzialen 
Steuern derPrinceps niemals einfach als Bodenherr behandelt worden, 
wie es hienach geschehen hatte niQsien; vielmehr wird die republika- 
nische Ordnung, dass l>ei allen Steuern und Contributionen der Hebunus- 
behörde zugleich für Streitigkeiten die Cognition zusteht, von Haus 
aus auch auf die Kaiserlichen Provinzialprocuratoren Anwendung ge- 
funden haben. Wo kiiiserliche Vermö^^eiisverwalter andere als steuer- 
liche Forderungen erhohen, konnte allerdings diisGeschworneiiverfiihren 
Platz greifen; aber schon unter Claudius wurde der Ausschluss des- 
selben allgemein verfügt, und wenn Nero diese Streitigkeiten wiederum 
dem ordentlichen Privatprozrss unterwarf, ja sogar dafQr einen eigenen 
PrAtor bestellte, so ist es mindestens iweifelhaft, ob diese RQckkohr 
zu der alten Bechtsordnung dauernden Bestand gehabt hat Im Grossen 
und Ganzen genommen bat unter dem Principat die formell private 
Kaiserkasse mehr und mehr die Staatsausgaben wie die Stiatsein- 
nalinien an sich gezogen und dem seines centralen und prineip.ilen 
Charakters allmählich verlustig gehenden aerarium pcpuli liomani 
sich suhstituirt. Wenn dies System nothwendig dazu geführt hat, 
dass gewissenlose Herrscher über die öffentlichen Mittel schrankenlos 
in ihrem Privatinteresse verfügten, so ist dassell^e doch weder zu 
diesem Zwecke aufgestellt noch überwiegend in diesem Sinne gehand- 
habt worden. Nicht bloss ist die subalterne Civillistenwirthscluift dem 
vornehmen Weseu des römischen Regiments fremd gebliel>en, sondern 
es bat auch bei dem von ihm bi folgten FiDanzhy>tem das Gemein- 
wesen von seinen Hemeiiem wahrBchdnlieh mehr empfangen ab 
ihnen gegeben. 



Digitized by Google 



'S. Die Verwaltung Italiens nnd der Prevlnzen. 

Obwohl die bisher gegebene Darstellung der magistratischen 
Functionen sich nicht auf die Stadt Rom beschränkt, sondern den 
gesamnit» n Umfang des Üönierstaats ins Auge gefasst hat, so hat die 
Entwickelung des lleichsreginients aus dem Regiment der Stadt noth- 
weudig das Vorwiegen des letzteren Gesichtppuncts zur Folge gehabt. 
Es ersebeint daher zweekmAssig diejenigen Einrichtungen, nach denen 
Italien und die ProTinzen verwaltet worden sind, hier theils rQek- 
weisend, theils ergftniend Qbersiehtlieh susammensufassen. 

Dass der BOmerstaat im Allgemeinen genommen aufzolsssen ist ^J*^ 
als Inbegriff einer Anzahl unter der Vormacht Roms zusammengefasster i« to « w rit. 
mehr oder minder selbständiger Stadtgemeinden, ist in dem Abschnitt 
von der stAdtischen Gliederung des Römerreichs (S. 73) entwickelt 
worden. Auch den exceptionell demselben angeschlossenen dynastisch 
geordneten Bezirken konunt ini Ganzen genommen die gleiche Selb- 
stftmiigkeit zu; nur unter dem Principat um! auch unter ihm nur 
ausnahmsweise sind solche, namentlich das Keiiigieicii Aegypten in der 
Weise mit dem Römerstaat vereinigt worden, dass die fortbestehende 
königliche Verwaltung durch die römischen Beamten gehaudhabt wird. 
Wie veri^chieden aunh die staatsrechtliche Grundlage jener municipalen 
Selbstverwaltung ist, je nachdem die Gemeinde als aus remiseben Voll- 
bttrgem bestehend nur exceptionell fiber sich selber verfQgen kann, oder, 
als mit der römischen rechtlich verbandet, sei es durch das auf nationaler 
Gleichheit beruhende ktinische Recht, sei es durch speciellen Staats- 
vertrag, umgekehrt nur ausnahmsweise in ihrer Selbstverwaltung be- 
schränkt ist, oder ohne rechtliche Anerkennung der Selbständigkeit 
nur im facUscheo Besitz der Selbstverwaltung belassen worden ist, 
was von den meisten Provinzialgemeinden gilt, immer und überall 
bildet diese Autonomie die Grundlage des römischen Regiments. Wenn 
in liom selbst die städtische Autonomie mit dem Reichsregiment so 
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cnsammeDfiLllt, dass die Magistratar, die CSomitien, der Senat kannr 
noeh als Organe eines städtischen SelbstrsRiments angesehen werde» 
können, so hat die mehr oder minder besehrftnkte SelbstTerwaltang 
der itaJiseben wie der provinzialen Stadtgemeinden im Gegensats za 

den Reichsbehörden den effectiven Charakter bewahrt. 
Byritjtr Die municipale Selbstverwaltung der Gemeinden des Rönierstaatfr 
ist nach den verschiedenen Epochen desselben und den verschiedenen 
Oertlichkeiten so mannichfaltig gest^iltet, dass eine einigerniassen 
genügende Darstellung derselben in zusammenfassender Gestalt nicht 
gegeben werden kann. Aber die Grundzüge dürfen auch hier nicht 
fehlen. Dass die Stadt ihre eigenen Magistrate und ihren eigenen 
Gemeinderath hat, auch wenigstens in republikanischer Zeil die Bürger- 
schaft für Wahlen und Gesetzgebung zusammentritt, gilt der Regel nach 
für jede Reichttgemeinde. Sehleehthin ausgeschlossen aber ist bei dieser 
Autonomie jede Besiehong m einem anderen Staat als der römischen 
Gentraigemeinde; Rom gestattet innerhalb seines Maehtgebieta weder 
den engeren Zosammenschloss verschiedener von ihm abhftngiger 
Gemeinden noeh irgend welches unmittelbare ReehtsverhältDiss einer 
solchen su einem ausserhalb des Reichsverbandes stehoiden Staat, 
muiii^ Die militärische Autonomie ist den latiniscben und den diesen 
rechtlich gleichstehenden italischen Bundesstaaten in republikanischer 
Zeit insofern geblieben, dass sie eigene Truppen unter eigenen Offi- 
zieren behalten und diese als Zuzug zu dem römischen Bürgerheer 
von der Centraigewalt verwendet werden. Mit der Ausdehnung des 
römischen Personalrechts auf gauz Italien ist dies beseitigt. Den ausser- 
italischen Gemeinden ist mit wenigen Ausnahmen nicht einmal ditse 
beschränkte Milit&rautonomie zugestanden worden; doch können die 
Gemeindevorsteher im Noth&ll die^'Borgersdialt unter die Waffen 
rufen und es soll alsdann der Fahrer dem römischen Kriegstribun 
rechtsgleich sein. 

jor.- Die Jurisdiction mebtens in Verbindung mit dem obrigkeitliehen 
dietion. £|gg,^|^Q In dasVormundsehaflswesen ist in der munieipalen Autonomie 
immer einbegrifiRni, wenn gleich bei den BQrgergemeinden die früher 
(S. 240) bezeichneten Beschränkungen Platz greifen, in den Nicht- 
bttrgergemeindeu die Prozesse, bei denen römische Bürger betheiligi 
sind, mehr oder minder der munieipalen Gerichtsbarkeit entzogen sind. 
stMiawkit. Das Straf recht ist der unter römischer ( )lterli()lieit stehendeu Ge- 
meinde in republikanischer Zeit nur insoweit Ixiscliriinkt wurden, dass 
die gegen den römischen Staat unmittelbar sich richtenden Verbrechen 
selbstverständlich der munieipalen Competenz nicht unterlagen, sondern 
dagegen vou römischer Seite meistens im Administrativweg einge- 



Digitized by Google 



6l Die y«rwaltaiig Italjiiis und der Provüuea. 



28S 



schritten ward. Im Uebrigen ist zum Beispiel das Verfahren wegen 
Murd und wegen Wahlbestechung den eigenen Behörden selbst in 
der Vollbürgergemeinde gegen den römischen Bürger geblieben. Aber 
ob unter dem Principat den Organen der italischen Municipien in der 
Stntfrechtspflege mehr als eine Halfothfttigkeit zugestanden hat, ist 
mindestens zweifelhaft viid sidier hahen damals sowohl das nominell 
unmittelbare , factiseh dnreh die Garde- und Hofbeamten gehand- 
habte Kaisergerieht wie auch da^nige des Stadtprftfeeten sich auf 
Italien erstreckt, anfangs wie es scheint mit einander concurrirend, 
späterhin mit getheilter Competenz, so dass bis zum hundertsten 
Meilenstein der Stadtpräfect, daraber hinaus das Immediatgericht die 
Criniinaljustiz handhabte. 

Das Sacralwesen steht in jeder Gemeinde zunächst unter deren si«i - 
Behörden; diese bezeichnen ftir eine jede ihre Götter, ernennen deren 
Priester und ordnen finanziell wie administrativ die Götterverehrung. 
Die Reichsbeamten greifen dal)ei nur kraft ihres allgemeinen Aufsichts- 
rechts und hauptsächlich pruhibitiv ein. 

Vor allem wichtig ist die eigene Vermögensverwaltung, die Ver- ^•"»»■*- 
werthung des Gemeindeguts (veciigalia) und die FQhmng der Gemeinde- ^""''^ 
hasse. Auf das Gemeindegut sind eben wie die Reichs- so auch die 
mnnidpalen Finanzen hauptslchlich angewiesen und das städtische 
Bauwesen und sum guten Theil auch die Veranstaltung der Yolks- 
lustbarkeiten in dessen Verwaltung einbegriffen. Obwohl dieselbe der 
Controle in Italien durch Consuln und Senat, in den Provinzen durch 
deren Statthalter von Rechtswegen unterlag, so stand doch thatsäch- 
lieh die Gestion bei dein Genieinderath und den Gemeindebeamten, 
und wie dies ohne Zweifel wesentlich zur Hebung des municipalen oft 
excentrischen i^nd unverständigen Patriotismus beigetragen hat, so 
zeigen sich auch hauptsächlich auf diesem Gebiet die Uebelstände und 
die Gefahren des ungenügend coutrolirten städtischen Wirthschaftens 
und im Rückschlag davon die Aufönge der Beschränkung der städtischen 
Autonomie durch vom Kaiser ernannte städtische Beamte. Curatoren, 
den bedeutenderen Stftdten vom Kaiser aus angesehenen der Bürger- 
schaft nicht angehörigen MAnnem sur Controle der Verwaltung des 
GemeindevermOgens gesetit, begegnen seit Traianus, nidit aussehlies»- 
lich, aber hauptsachlich In Italien, wo die consularisehe Oberaulsicht 
laxer war als die statthalterliche in den Provinzen. 

Trotz mancher Anzeichen des nahenden Endes und trotz des all- ▼«jjafl^s» 
mählichen Zusammenschwindens der Bevölkerung (&271) und des wahr- yg gg- 
nehmbaren Rückgangs der Bildung, für welchen in erster Reihe der 
Niedergaug der h&uslichen Zucht und der kriegerischen Stählung so wie 
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die mit der Monarchie einreissende politische Apathie verantwortlich 
zu machen sind, hat der italische Stiidtevnband im Grossen un(i (innzen 
genommen bis gegen das Ende des 2. Jaiuiiunderts n. Chr. sich auf- 
recht erhalten; erst mit den Kriegs- und Pestjnhren udUt Marcus 
tritt der Verfall sichthar und io immer steigendem Masse ni Tage 
und fahrt im Ausgang des dritten zum Tölligen Zusammenbrach des 
italischen Wohlstandes und der italischen Civilisation. 

itaij». Die Sonderstellung Italiens ist sunichst militärischen Ursprungs. 

•mW In vorsullaniseher Zeit bildet Italien mit Einschluss Galliens bis zu 
den Alpen, wenn den Consuln nicht ausnahmsweise ein anderer ange- 
wiesen wird, den consuhiriscben Commandohezirk, welchen die Con- 
suln indess durch Verabredung unter sich zu theilen pflegen. Seit Sulla 
so wie unter dem Priucipat gilt Italien, früher bis zu den P'lüssen 
Macra und Rubico, seit Caesar bis zu der Alperi;:n'ii/e als dem mili- 
tArischen Commando entzogen; der altre])ul)likanisciie Ausschluss der 
feldherrliclien Gewalt aus der Stadt und der Rannmeile wird da mit 
auf die ganze lialltiiisel tibertragen. — De Con-equenz hiervon, dass 
Italien in dem bezeichneten Umfang nicht mit Truppen belegt werden 
kann, ist fttr die eigentliche Armee, die Legionen und ihre Aniilien, 
im Wesentlichen durchgeführt worden ; eine Ausnahme machen Inden 
die kaiserliche Garde (S. 199. 206) so wie die dazu gehörigen dem Stadt- 
prftfecten unterstellten Gehörten (S. 236) und die mililtrisch organi- 
sirien hauptstftdtischen Ldschroannscbaften (S. 2ii6), femer die beiden 
Centraistationen der Mittelmeerflotte in Misenum und Ravenna(S. 199. 
208). Für den inneren Sicherheitsdienst sind innerhalb Italiens nur in 
den noch unter der Nachwirkung der Bürgerkriege stehenden Anfangs- 
zeiten des Principats kleinere Militi\rposten aufj:estellt worden, was 
dann während des Zusammenbrechens der Staatsordnung nach dem 
Ende der severischen Dynastie wiederum wenigstens versucht ward. 

luiien» Eingreifentier noch als die Befreiung vom TruppenquartitT, welche 

ftiJ2»tt. Italien von Rechtswegen zukam, thatsächiich aber seit dem Ende der 
jultschen Dynastie alle nicht unter dem unmittelbaren Kaiserregiment 
stehenden Provinzen mit ihm theilten, ist die Befreiung des italiseheu 
Bodens Ton der Steuerpflicht Die Steuer der republikanischen wie 
der Kaiserzeit, nicht zu irerweehseln mit der ehemaligen Gontribution 
(8. 276), ist nach römischer Auffassung wesentlich die dem Grund- 
herrn für die Bodennutzung zustehende Abgabe, der römische Boden 
also, wenn er im Privat eigenthum steht, davon befreit, wenn er der 
Gemeinde gehört, steuerpflichtig. Nun war der italische Boden im 
Laufe der republikanischen Entwickelung, wie früher gezeigt ward 
(S. 271), wesentlich Privateigenthum geworden; in den aberseeischen 



Digitized by Google 



0. Di« YmmtXtmg Italieni and der Pnnriimii. 



28S 



Besitzungen Roms diigegen, wenn man absieht von den Territorien 
der foriiie'l soiiverÄnen mit Rom nur verbündeten Staaten, wurde der 
Boden nicht bloss als Eigenthuni der römischen Gemeinde, sondern 
auch dieses als unveräusserlich behandelt, so duss hier römisches 
Priviiteigenthuni nicht entstehen konnte, der Boden also steuerpflichtig 
war und blieb. Die Mod.ililäten dieser Ordnung und die Ausnahmen 
von dei selben können hier nicht dargelegt werden; die bevorrechtete 
Stellung Italiens gegenaher den ProviaieD beruht in der Bp&teren 
Bf publilt und unter dem Principat vor allem auf dieser Befreiung 
von der Bodensteuer. 

Als Controlbehörde fungiren für lUlien die Consnln oder deren ni^^ji^jchi^ 
Vertreter und der Senat. Dass in vorsullanischer Zeit jene der Regel «a« mium» 
nach für den Felddienst die Stadt verlass« n und, wenn nicht ander- 
weitig beschäftigt, die gute Jahreszeit hindurch mit ihren Quilstoren 
und Truppen in Italien einschliesslich des cisalpinischen Galliens ver- 
weilen, bezweckt ein Eingreifen in die Verwaltung der Halbinsel nicht 
unraittelhar , obwohl es darauf nicht ohne wesentlichen Eintiuss ge- 
blieben sein kann. Geradezu l)estiinn)t dafür, namentlich für die Be- 
aufsichtigunfi der den italisclirn Bun(le^^tiultt'n verti agsniilssig ob- 
liegenden Stellung von Ki iegsschiticii ^sind die drei seit dem Jahre 487 
(207 v. Chr.) in Ostia, Cales bei Capua und (wahrscheinlich) Ravenna 
residirenden Quästoren, offenbar in Italien stationirte Unterbeamto 
der jedesmaligen Consuln. Mit dem Verfall der rAmiseben Kriegsflotte 
und dem Wegfall der bundesmässigen Leistungen verloren diese Stel- 
lungen ihren Zweck und sind dann von Kaiser Claudius aufgeboben 
worden. Allem Ansebein nach sind die itelischen Städte, nachdem die 
politische Einigung der Halldnsel unter Roms Vormacht unbestritten 
feststand, sowohl unter der Republik wie unter dem Principat wesent- 
lich sich selbst Dberlas,<en gewesen und hat die Urnwandlung der for- 
malen Autonomie in die rechtlich al)liäiig fjere Vollhürgergemeinde- 
stellung schwerlich die factisclie Kinwirkunu (Ilm Olterlx bürde gesteigert. 
Eher dürfte das Gt gentlieil der Fall gewesen sein und dasjenige Re- 
giment, welches der Senat d< r nuttleren Republik über Italien aus- 
übte und von dessen ernst liciier und sicher oft drückender Controle 
zum Beispiel der Bacchanalieuhandel zeugt, bei Weitem schwerer auf 
Itelien gelastet haben als die Herrsebaft des» Priocipats, wo mit der 
Besorgnii« vor der Auflehnung gegen die berrsrJiende Stadt auch die 
Ffirborge fflr gutes Munieipalregiment der Reichsgewalt abhanden ge- 
kommen war. Die Entliindung von den Reichsgesetzen, zum Beispiel 
in Betreff der Besehrllnkung den Vereinswesens und der Volksfeste 
hatte die Stadt bei dem rduiiscben Senat zu erbitten und die Au&icbt- 
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führung stand den römischen Behörden ohne Zweifel zu; aber Consuln 
und Senat haben nach dem Socialkrieg davon geringen Gehrauch ge- 
macht und auch die unter dem Principat hinzutretenden Reichsämter in 
die städtische Autonomie Italiens wenig eingegriiTen. Die seit Hadrian 
fflr die einzelnen italischen Landschaften vom Kaiser ernannten Rechts- 
sprecher (iuriäid), insbesondere für Ilddeonmiiwsachen irad das Vor- 
mundscbaftsweeen bestimmt, beschranken nicht so sehr die manidpele 
Jurisdiction als den Amtkreis der bis dahin fflr dieoe Angelegenheiten 
competenten hanptatftdtisehenPratoren. Die von Angnstns den einselnHi 
grossen Chausseen vorgesetzten Cnratoren kOnnen als solche nur bei- 
läufig mit den Municipien zu thun gehabt haben ; in höherem Grade 
wird dies der Fall gewesen sein, nachdem die zur Hebung der zurQck- 
gehenden Btirgerzahl von den Kaisern seit Nerva eingerichteten Ali- 
mentarkasspn (S. 271) an die StÄdte angeknüpft und hauptsächlich 
unter die Leitung jener Strassencuratoren gestellt wurden. Weit fühl- 
barer war das F.ingreifen der kaiserlichen Gerichtsbarkeit theils in die 
Strafrechtspti«'ge walirscheinlich seit den Aufäugen des Principats, 
theils seit dt ni Anfang des zweiten Jaiirhunderts in die Vermögens- 
verwaltung, welche beide bereits Erwähnung gefunden haben. 
Dto Im G^ensatz zu dem der stadtrtymisehen Recbtsptiege unter- 
"**^' worfenen Italien sind die Provinzen die nach Erstreckung des römischen 
Herrschergebiets aber das Festland hinaus zuniehst im flberseeischen 
Gebiet eingerichteten abgesonderten Gerichtsbezirke, zu denen unter 
Sulla an der festländischen Nordgrenze das cisalpinische Gallien hinzu- 
tritt, unter Caesar indess durch dessen Gleidistellung mit Italien und 
Feststellung der italischen Alpengrenze wieder ausscheidet. 
Dv Der secundäre Gerichtsbezirk, die promncia, steht unter einem 

■ eifrenen Gei ichtshcrrn , welcher ursprünglich ein Prätor oder ein ge- 
wesener Prätur ist, späterhin, als bei allen Oberbeamtcn das eigent- 
liche Anitjalir der städtisciien Function vorbehalten wird und im 
zweiten Amtjahr auch die Consulare Statthalterschaften erhalten 
(S. 2G2), ein Proprätor oder ein Proconsul. Auch unter dem Principat 
ist die Statthalterschaft eigentlich nichts als das zweite Amtjahr des 
Prätors, nimmt aber durch die zwischen der Prätur und der Statt- 
halterschaft jetzt eintretende mehijfthrige Intervallirung so wie durch 
die Erstreckung dee Ptooonsultitels auf die in Folge der Prfttnr ein- 
tretenden Statthalter allmählich den Charakter eines selbatändigen 
Amtes an (S. 159. 166). Ausgeschlossen aber sind diese Proconsulate 
bei den Provinzen, deren Verwaltung dem Inhaber der allgemeinen 
proconsularischen Gewalt unmittelbar übertragen worden ist. Die Ver- 
treter des Kaisers in diesen einzelneu Sprengein heissen, wenn sie 
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matoriacheD Banges sind, dessen Adjatanten (legaü^ und haben zu- 
gleich den Titel der Proprätur, wenn ritterlichen, Comraando- iprae- 
fecti) oder Geschäftsführer {procwratores) des Kaisers ohne proprätorl- 
sehen Titel, jedoch im Wesentlichen mit der gleichen Befugniss. Die 
Wichtipjkeit und das Ansehen dieser Stelluii«ien ist bereits hervor- 
gehoben worden (S. 2o7 208). Ueherhaupt ist bei aller Verschiedenheit 
in der Rangstelluiig und der Titulatur die Competenz der Vorsteher 
der Provinzen, der praesides in der Hauptsache die gleiche. In 
republikanischer Zeit, wo die Zahl der secundftren Gerichtsbezirke 
häufig die der zur Statthalterschaft berufenen Oberbeamten überstieg 
und insbesondere im seehsten Jahrhondert d/St die letsteren oftmals 
Aosserordentlieher Weise verwendet wurden, wird die regelm&KSige 
Ordnung der Stattbaltersehaften Tielfach gesWrt, namentlieb durch 
Erstreckung des Amtes Ober die Jahrfrist hinaus, daneben aber auch 
durch ausserordentliche Verleihung der proprfttorischen Gewalt swar 
nicht an Private, aber doch an die streng genommen ebenso wenig daftir 
competenten QuAstoren. In der Kaiserzeit ist umgekehrt sowohl die 
Zahl der für die eigentliche Statthalterschaft wie auch die der für die 
kaiserlichen Vertreterstellungen qualificirten Personen immer pri^sser 
gewesen als die der zu besetzend« n Stellen. Erstreckung dt r Jahrtrist 
kommt daher bei der ersten Kategorie nur noch ausnahmsweise vor 
und wird dann, der Auffassung der Statthalterschaft als eines selb- 
ständigen Amtes entsprechend, als Iteration behandelt. Für die kaiser- 
lichen Stellvertreter besteht wie für alle ohne Mitwirkung der Comitien 
ernannten Amtsgehalfcn die Jahrfrist aberhaupt nicht, sondern es 
fungiren dieselben immer so lange es dem Kaiser beliebt, regelmässig 
auf einige Jahre, nicht leicht auf längere Zeit. — Als Gehalfe wird 
dem Vorsteher des seeundkren Gerichtshezirkes cuniehst der Quftstor 
beigegeben theils zur Kassenffthrung (8. 183), theils aur Handhabung 
der adilicischen Jurisdiction (S. 239), daneben aber kraft des mit dem 
feldherrlichen Imperium verbundenen freien Mandirungsrechts auch für 
jede andere magistratische ThAtigkeit verwendet (S. 183). Unter dem 
Principat fehlt in den unmittell>aren Kaiserprovinzen wie der eigent- 
liche Statthalter so auch der Quastor und wird di» se Hülfsthiitigkeit 
hier durch die dem Statthalter beigogebenen Offiziere oder seine nicht 
militärischen Beigegebenen (adscssorcft) geleistet. 

Eingehende Darlegung der provinzialen Gemeindeautononiie kann 
in diesem Zusammenhang nicht versucht werden ; priucipiell ist sie theils 
enger, theils weiter als die italische. Enger insofern, als bei blosstolerirter 
Selbstverwaltung ein Eingriff des Statthalters wohl von der rOmiscäten 
Kegierung getadelt und von den römischen Gerichten bestraft, aber nicht 
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▼on Seiten der Gemeinde als formaler Rechtsbruch bezeichnet werden 
koDnte. "Weiter nicht bloss insofern, als die mit den föderirten Staaten 
abgeschlossenen Verträge den Statthalter banden, sondern vor alh m 
insofern, als wenijistens lange Zeit hindurch die Bevölkerung hier 
überwiegend das römische Bürgerncht enthchrte und in Betreff der 
Nichtl)ürger sicher die Gemeindeliehörde hei weitem freiere Hand ge- 
habt hat als wo es sich vorzugsweise um Bürger bandelte. Ins- 
besondere ist sehr wahrscheinlich die Straf rechtsp Hege Uber die 
eigenen Angehörigen dei^ peregriDtsehen Gemeinden, selbst denen nar 
tolerirter Autonomie, )&nger und in grösserem Umfang verblieben als 
den Gemeinden rOmiseben Bttrgerreehts. 
sMttMtot- Neben und Aber den Gemeinden soll die Statthalterschaft in ihrem. 

Utk* 

»■|*t» beschrftnkten Sprengel dasselbe leisten, was in dem Hauptverwaltunga- 
bezirk der t»t&dti&chen Magistratur obliegt Zunächst ist der Vorsteher 
Gerichtsherr und heisst auch so; ihre durchaus monarchische Ge- 
staltung entlehnt die Siatthalterscbaft der Jurisdiction (S. 1(54). Der 
Statthalter entscheidet in erster Reihe diejenigen Prozesse, welche in 
Rom vor den Stadtprätor kommen würden, die in die Gompetenz des 
Peregrinenprätors fallenden wenigstens in so weit, als der einen Partei 
das römische Bürgerrecht zusteht, Prozesse unter Nichtbürgern liegen 
der Regel nach ausserhalb seiner Gompetenz; Specialordnungen indess 
haben hierfiber öfter abweichend bestimmt und Eingriffe des Statthalters 
in die Reehtftpilege der Provinziatgemeinden nieht verbriefter Auto- 
nomie können vom formalen Standpunkt aus kaum rechtswidrig genannt 
werden. Fflr die ftdilicische Jurisdiction tritt hier, wie gesagt, der 
Qu&stor ein. Dass die Provinzialmagistrate nicht minder als die 
Städtischen durch die Geschwornenordnung gebunden waren, versteht 
sich für die römische Bürger hetretfcnde CivilrechtspHege von selbst, 
stuutij w -- Für das Commando ist der Süitthalter zunächst nicht be- 
stimmt; jeder also geordnete Sprengel gilt als befriedet und ähnlich 
wie Italien bürgerlicher Verwaltung fähig; hei ernsteren Kriegs- 
fällen wird einer der Consuin in denselben entsendet (S. 262). 
Entzogen ist indess dem Provinziulprätor das Gommando nicht in 
dem Umfang wie dem stftdtiseben. Die ursprünglichen Ordner der 
wichtigen Institution haben freilieh erkannt, welche Gtfiihr diese 
Nebenfeldherrschaften fordie republikanische Verfassung in sich trugen 
und sicher auch aus diesem Grunde es vermieden die Comitialwahlen 
auf die einzelnen Statthalterschaften zu stellen; indess war es viel- 
leicht in Sicilien, aber nicht in Sardinien und noch weniger in Spanien 
möglich eine lediglich civile Magistratur an die Spitze der Ver- 
waltung zu stellen, und dass dem Provinzialprfttor der den Stadt>> 
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prfttoren fehlende und fOr die FOhruDg der Kriegskasse bestiromte 
Quastor zugegeben ward, beweist für die von Haus aus in der Pro- 
vinzialprätur mit enthaltene militärische Bestimmung. Die Gautelen, 
unter welchen die Statthalterschaft in die republikanische Ordnung 
eingefügt ward, haben ihren Zweck erfallt, so lange das consularische 
Commando in Italien Bestand gehabt und die KebeneommandaDturen 
reehtlieh und faetiseh Oberwogen hat Aber naehdem daa eigentliche 
Italien durch Snila den stAdtiaebeii FriedeDsregfaneDt amgeantwortet 
und die Reichstruppen imter die verachiedenen Btatthalteraehafton 
Tertheiit waren, find die apftteren Bttrgerloriege regelmiaaig iwischen 
den rivalisirenden Statthaltern nicht 8o sehr mit als um Italien ge- 
führt worden, und aus der Provinsialstatthalterschaft ist der Stun- 
der Republik, ans dem Soodercommando des einzelnen Statthalters 
das allgemeine proconsularische des Imperators hervorgegangen. Die 
Verlegung der Truppenquartiere in die Provinzen unter Ausschluss 
Italiens ist unter dem Kaiserregiment beibehalten worden ; theils aus 
politischen, theils aus militärischen Gründen sind dabei weiter alle 
nicht unmittelbar unter dem Kaiser stehende Provinzen ausgeschlossen 
und vorzugsweise die der Deckung gegen das Ausland bedürftigen 
Grenadistrikte mit Trappen belegt worden. 

Ala Feldhem kommt dem Statthalter daa dem Oberamt bei- «nftMü. 
wohnende Zwangs- und Stiafreeht nicht blosa von Rechtswegen 
ebenso an wie dem atldtlschen Beamten, sondern es ist in seiner 
Hand ein bei weitem sehirferea Werkieng, schon dämm, weil er 
hauptsächlich mit Nichtbfirgern in thun hatte, deren Vergewaltigung 
nnd Misshandlung nur als Amtsvergehen einer vornehmlich in re- 
pul)lik!\nischer Zeit lax gehandhabten strafrechtlichen Verantwortung 
unterlag. Auch dem Bürger gegenüber kommt in Betracht, dass das 
Provocationsrecht lange Zeit hindurch nur den städtischen Beamten 
band; späterhin freilich war auch ausserhalb Rom Leib und Leben 
des Bürgers vor der Beamtenwillkür gesetzlich geschützt. Eigent- 
liches Strafrecht dem Bürger gegenüber hat dir Statthalter nicht; es 
wird als Regel angenommen werden dürfen, dass er gegen denselben 
wegen nicht militiriseher Verbrechen das CriminaWerfahren nur ein- 
inJeiten nnd denselben erforderlichen Falls an verhaften nnd nach 
Rom an senden hatte. Die Handhabung des QnlsticnenTerfiibrens, 
welches in der späteren Republik nnd nnter dem Frindpat den Criminal- 
prozess vertritt, liegt nicht in der statthalterliehen Competens. Wohl 
aber ist bei mehreren Verbrechen, zum Beispiel bei Vergewaltigung 
und Ehebruch, der Statthalter durch Clausein der Specialgesetze und 
in andern Fällen durch kaiserliche Instruction bevollmächtigt worden 
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im Wege der Cognition mit Zuziehung seines ConBÜium, aber ohne 
Bindung durcli dasselbe, lias Urtheil zu fällea. So weit er danach 
Bprnehberoohtigt ist, kann er uicht bloas auf die alteren minderen 
Strafen teifeemien, Bonden inet snf die dofeli Sulla und nnter den 
Prindpat nen hiniatretenden Formen der Freiheitsstrafe, die De- 
portation nnd die Zwangsarbeit, nicht aber anf die den eonverlnen 
Gerichten ▼orbehaltene Todeostraieu Aber wenigatens im dritten Jahr- 
hundert n. Chr. wird es Begel, dass der Kaiser das Sehwertrechl aber 
die Personen niederen Standes dem Statthalter delegirt und nnr an- 
gesehenere Kategorien, die Offiziere und die chargirten Gemeinen so 
wie die Mitglieder des Reichs- und der städtischen Senate davon in- 
soweit auBgenounnen blieben, dass die Todesstrafe nur nach Benach- 
richtigung des Kaisers und mit Kiawilligung desselben vollstreckt 
werden durfte. 

flutüudtor- Die weiteren Schranken des statthalterlichen Regiments mögen 
v«nr»uiui«. formell wesentlich dieselben gewesen sein, welche dem cousularischen 
in Italien gesetit waren ; überdies war dasselbe durch die Instructionen 
theils des Senats, theib des Kaisers gebnnden. Aber insbesondere der 
nach der formalen Ordnung reebtlOBon Gemeinde gegenaber hatten 
diese Schranken in der Provini thatslehlieh wenig su bedeuten. Sehen 
das Wesen dse Speeialamts, weiter das mit der Jnrisdietion Uber die 
römischen Bürger verknüpfte Verweilen des Statthalters in allen 
grösseren Städten seines Sprengeis und die ihm obliegende Aufsieht- 
ihhmng ftber sämmtliche Provinzialgemeinden gaben der statthalter- 
lichen Vemaltung ein der italischen geradezu entgegengesetztes 
Gepräge, wodurch dieselbe in schlechten Händen und bei lässiger 
Oberaufsicht zu einer entsetzlichen Geissei geworden ist, bei besserer 
Führung und namentlich unter der strengeren Oberleitung des Prin- 
cipats auch vielfältig sich zweckmässig und zuweilen segensreich er- 
wiesen hat. Bei der geringen Stärke der Reich8trupi)eu und dem 
m&ssigen Umfang der sonstigen öisntlichen Aufwendungen kenn bei 
normaler BeschaiiBnheit der Reiehs- nnd der Gemeindeverwaltung der 
Druck der öUbntliehen Lasten kein alku schwerer gewesen eein und 
haben die sahireichen dem römieehen Herrscher gehorchenden Völker 
für die Abendseit der antiken Cultnr unter diesem Begiment leid- 
lichen Frieden gefunden. 
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7. Die Beziehiugeii zun Ausland. 



Die Beziehungen der rOmiflchen Gemeinde zu den wirklich unab- 
hftogigen Staaten, in ftlteeter Zeit zu Caere und Capua, späterhin zu 
Karthago und Makedonien, unter dem Prindpat zu den freien Ger- 
manen und dem Partherstaat sind formell nieht hinausgekommen über 
die den Landfremden gegenaber die Regel bildende Reehtloeigkeit, 
welche am seh&rfsten sich ausdrückt in dem urspirflngliehen Beebtssatz, 
dass mit etruskischen Gemeinden ewiger Vertrag rechtlich unstatthaft 
ist und thatsächlich dafür Waffenstillstand auf längere Zeit einzutreten 
hat. Eine BoschrJlnkung erleidet diese Rechtlosigkeit nur hinsichtlich 
der Specialverträge des Kriegsrechts, der Satzungen Über Botschaften 
und Waffenstillstand. Die ewigen Bünduissverträge, von welchen in 
dem nationalen Städtebund Latiuras die römische Ent Wickelung aus- 
geht und mittelst deren im Grossen und Ganzen genommen die Stadt 
Rom sich zum römischen Reich entwickelt hat, sind nur uominell inter- 
national, da in der römischen Handhabung mit der Ewigkeit die Ab- 
hängigkeit rechtlich verknöpft ist, der also mit Rom Terbandete Staat 
damit dem freien Vertragsrecht entsagt und im Wehrreeht beschränkt 
wird. Diese Vertrftge haben daher im ersten Buch bei der Reichs- 
entwickelung ihre Stelle gefunden. Ein Intematiooaliecht in dem 
heutigen Sinn, dauernde Festsetzungen nicht kriegsrechtlicher Art 
zwischen zwei Staaten formell gleicher Soufsrlnetät hat die römische 
Staatsordnung nicht entwickelt. Wenn hier von dem Verhältniss der 
römischen Magistratur zu dem Ausland gehandelt wird, so ist dabei 
das Ausland nicht im geschichtlichen Sinn, nieht der Inbegriff der 
von Rom politisch unabhängigen Staaten geraeint, sondern im staats- 
rechtlichen der Inbegriff der nicht im römischen Gemeinde- oder Privat- 
eigenthura stehenden Territorien, und soll hier lediglich die Frage 
beantwortet werden, in welcher Form und wie weit die römischen 
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Magistrate mit den in diesem Sinne ausländischen Gewalten befugt 
sind Vertrüge einzugehen, 
•««i^d^ Wie bei den Verträgen der Gemeinde die formalen privatrecht' 
liehen Kormen fiberhanpt keine ADwendong finden, sondern sie von 
jeher und durchaus in der Weise des privatreehtliehen Contensnal- 
▼ertrags sa Stande kommeo, so ist auch der mit einer anderen Ge- 
meinde von der rftmischeo abgeschlossene Vertrag einer derartigen 
Fixirung weder bedürftig noch streng genommen fthig. Das rechtlich 
'entscheidende Moment i^t durchaus der Wille der ?ertrag8ch liessenden 
Gemeinde. An sich können derartige Verträge von jedem Beauf- 
trafjten abgeschlossen werden und es sind solche von untergeordneter 
Bedeutung hftufig durch Personen ohne amtliche Stellung und form- 
los ein^ej^^aii^rn worden. Wichtigere staatliche Vereinharungen pflegen 
von den Magistraten mit Imperium in feierlicher Weise ahgeschlossen 
zu werden, Bündiiissvt rtrilge von den nächst beikommenden Ober- 
bearaten, Unterwerfungs- und Friedensverträge überhaupt von dem 
Feldberm, der den Krieg zu Ende geführt hat; nur einmal, nach dem 
ersten panischen Krieg, sind fOr den Friedensschloss eigene ausser- 
ordentliche Beamte von den Comitien creirt worden. Von der Mit- 
wirlcnng des Senats bei den FHedensvertrftgen durch die dem Feld- 
herm beigegehenen senatorischen Gommissionen wird bei dem Senat 
gesprochen werden. 

^ggy- Der Ahschluss des Vertrags erfolgt regelmässig mündlich durch 
Frflge und Antwort und wird wie der mündliche Privatvertrag ge- 
wöhnlich sofort schriftlich aufgezeichnet. Sollemnisirt wird der Staats- 
vertra^,', wie alle nicht dem Priv;ititrozess unterliegenden und also 
rechtlich nur das Gewissen bindenden Uebereinkünite, durch den hin- 
zutretenden Doppeleid (focdwt). Jede der contrahirenden Gemeinden 
übernimmt durch einen ihren Gebräuchen entsprechenden religiösen 
Act die Verpflichtung den Vertrag getreu zu halten und ruft für den 
Fall des Zuwiderbandelns die Verfluchung (exeeraHo) der GOtter, bei 
denen geschworen wird, herab auf die Vertragsbrüchige Gemeinde. 
Bei diesem bestArIcenden Eidschwur handelt also jede Gemeinde fOr 
sich, w&hrend der Act, der dadurch bestärkt wird, die Form des Ver- 
trags hat. Gewöhnlich folgt auf diesen Vertrag die öffentliche Auf- 
stellung der entsprechenden Urkunden zu bleibendem Gedächtniss, in 

Rom der Regel nach auf dem Capitol am Tempel der FidM pMica 

popuH liomani. 

Zustimmung Ahcr der also abgeschlossene Staatsvertrag hat, wie bemerkt, nur 

der 

omeiAde. insoweit Rechtskraft, als die Gemeinde mit demselben einverstanden 
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ist. Dies Einverständniss ist selbstverständlich hei allen 0fHziei*8- und 
Feldherrn Verträgen, ohne die ein Commando nicht geführt werden kann 
und die der Kriegsgebrauch mit sich bringt; nicht minder wo der Ge- 
meinde der Vertrag lediglich zum Vortheil gereicht, wie zum Beispiel 
bei dem Unterwerfungsvertrag von Seiten der obsiegenden Gemeinde. 
Bei Verträgen anderer Art wird dagegen die Zustimmung der Ge- 
meiDde so weit möglich vor dem Abschlusa des Vertrages eingeholt; 
und nach TAmiadiem Gebraneh giebt sie dieBdbe regtlm&ssig durch 
Entaendimg sweier dem für den Internafcioiialverkehr eingerichtetoE 
Fetialeneollegiiuii angehftrigeD Priester snr VoUsiehuDg jenes Eid- 
schwurB. Ueber diese Entsendang entscheiden nicht die Comitien, 
sondern die Centrslregierung, der Vorsitzende des Senats Im Einver- 
ständniss mit diesem. Es hat dies in Verbindung mit der die ent- 
wickelte Republik belierrschenden Tendenz die auswärtigen Angelegen- 
heiten im Senat zu concentriren dahin geftihrt, dass in der späteren 
Zeit die kriegführenden Magistrate in den Verhandlungen mit dem 
Feind sich auf militärische Abmachungen beschränkten und so weit 
möglich selbst die Präliminarien nach Rom verwiesen, was allerdings 
unter den erweiterten Verhältnissen, namentlich bei ausseritalischen 
Kriegen nicht eingehalten werden konnte. Der Definitivvertrag bleibt 
ioimer den römischen Behörden. 

Den ohne Vorwiesen der Gemeinde filr diese toi dem Feldherm AbMuMH 
«bgesehlomenen Vertrag kann die Bfirgersehallt aU nichtig behandeln, otmiM». 
wobei jedoch, namentlich wenn der Absehlnss in sacraler Form ge- 
schehen ist, alle diejenigen Personen, welche diesen Act Yolliogen 
haben, insbesondere der dabei mitwirkende Feldherr als persönlich 
durch jene Execration belastet dem Staat, mit dem der Vertrag ab- 
geschlossen ist, gleichsam wie Kriegsgefangene fiberliefert werden. 

Für die Aufnahme der factischen Kriegführung, wo kein Vertrag ^jMjr 
entgegensteht, bedarf der Feldherr der Zustimmung der Bürgerschaft 
nicht. Aber zum Brechen des geschlossenen Staatsvertrags oder auch 
nur zur Constatirung des von Seiten des anderen Contrahenten er- 
folgten Bruches und demnach zur Behandlung desselben als Landes- 
feindes, das heisst zur Kriegserklärung ist der Magistrat von sich 
aus nicht befugt, sondern bat den entsprechenden Antrag an den 
Senat und die Bfligersehaft m bringen, worüber weiterhin gehandelt 
werden wird. Indess kann bei offenem Vertragsbruch und faisbesondere 
bei ErOfihnng der Feindseligkeiten von der andern Seite der Kriegs- 
beginn der Knegserklimng Yoranfgehen. 

Zum internationalen Verkehr, wie er namenttidi dnreh Entsendung JlHj^^ 
and Empfang von Gemeindeboten sieh vollsieht, ist im Allgemeinen 
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zwar jeder Magistrat befugt; indess wenigstens in historischor Zeit 
ist diese Befugniss dadareh besehrftnkt, dass dieser Verkehr, BO weit 

die Verhältnisse dies gestatten, im Senden wie im Empfangen in 
der Hauptstadt concentrirt, also dies magistratische Recht wesent- 
lich nur von den zur Zeit dem Senat Vorsitzenden Oberbeamten 
ausgeübt wird. 
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Die Comitien und der Senat. 
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Wenn das römische Gemeinwesen ins Leben getreten ist als fest 
formulirte Monarchie und auch in der republikanischen Ordnung die 
Magistratur auf sich selber ruhend der Bürgerschaft gegenüber 
steht, so ist dennoch die Magistratur rechtlich gebunden sowohl dem 
einzelnen Bürger gegenüber wie gegenüber dem Rath der Aeltesten 
und der in rechter Form versammelten Gesammtheit der Bürger. 
Die dem einzelnen Bürger zustehenden von der magistratischen 
Willkür nicht abhängigen politischen Rechte, die Fähigkeit zum Ge- 
flifliiideamt xu gelangen, der Anspnidi auf dio WehrgoMiiiMhftft und 
auf die Rechtepflege sind in der Darslellnng der magiBtratiachen 
Fonetionen mit entwickelt worden. £b bleibt noch übrig dannlegen, 
in wie weit der Magistrat, ohne den keine GemeindehandlnDg voll- 
zogen werden kann, verpflichtet ist dabei die Mitwirkung der Ge- 
meinde herbei zufahren, indem er «itweder die versammelte Bürger- 
schaft oder den Rath der Aeltesten nm ihre Meinung befrngt. Dabei 
liegt ursprünglich das Princip zu Grunde, dass die Magistratur ver- 
pflichtet und l>erpchtigt ist die bestehende Rechtsordnung zu hand- 
haben, aber eine Abweichung von derselben im einzelnen Fall, wie sie 
zum Beispiel iu der Kriegserklärung und im Testament enthalten ist, 
um so viel mehr also eine allgemeine Abänderung derselben die Zu- 
stimmung jener Factoren erfordert. Im Laufe der Entwickelung haben 
die Consequenaen dieses Grundgedankens sich wesentlich verachoben. 
Die Versammlung der Bürgerschaft machte sich frei von der Mit- 
wirkung des Baths und wurde, obwohl der Magistratur die Initiative 
blieb und die Comitien niemals wie die hellenische Ekklesia fonnale 
Omnipotens erlangt haben, dennoch materiell mehr und mehr der 
Triger der Gemeindesouveränetät Der Rath der Aeltesten in seiner 
ursprttnglichen Gestalt verlor seinen Antheil am Gemeinderegini ent, 
gewann aber in der erweiterten patridsch-plebcuischen Form dasselbe 
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zurück mittelst der in immer steigendem Umfang sich einstellenden 
Bindung der Magistratur an seine Rathschläge. Endlich unter dem 
Principat hörten die Comitien auf zu functioniren und wurde der 
Senat der rechte Träger der Volkssouveränetät, deren formale Voll- 
endung mit der factischen Zurückführung der Einherrschaft Hand in 
Hand ging. Es sind diese Verhältnisse, welche hier zur Darstellung 
kommen« 
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I. BeA^gung der Bürgerschaft. 

Von der rdmiBeheD Bftrgencliaft ist im ersten Buch gebändelt ^;^2J^ 
worden. In der ältesten Torbistorischen Epoche wird sie dnrch die 

Gesammtheit der Geschlechtsgenossen, der Patricier gebildet, in 
historischer Zeit durch die Gesammtheit dieser Patricier und der ans 
der Hörigkeit hervorgegangenen Gemeindegenospen, der Plebejer. Eine 
Sondergesiimnitheit der Patricier giebt es in dieser Epoche im poli- 
tischen Sinne nicht, wohl aber eine Sondergesaramtheit der Plebejer, 
welche zwar nicht die Bürgerschaft ist, aber in mancher Hinsicht 
gleich derselben functionirt. 

Eine gewisse allgemeine Mitwirkung der Bürgerschaft bei den ^^^'t^JJ^" 
öffentlichen Geschäften ist gegeben in der Untersagung der Vollziehung tu!tS^ 
derselben im pri?aten Raum; dieser Sebnnke, deren politische and 
sittliche Bedeutung nicht leicht zu hoch angeschlagen werden kann, 
ist die magistratisehe Thätigkeit, wo sie mit Privaten in Bertthrung 
kommt, durebaust namentlich bei der Rechtspflege und bei der Aus- 
hc(bung nnterworfen worden und unterworfen geblieben. Die Ver- 
handlung vor dem Umstand (m eonvmtione oder eonÜcme) ist der 
Regel nach insoweit formlos ; indess kommt sie auch, namentlich bei 
den Sacralacten der ältesten Zeit, in der Steigerung vor, dass die 
Bürgerschaft nach ihren Abtheilungen gegliedert einem öffentlichen 
Act assistirt. In dieser Weise werden die Inauguration des Königs- 
Priesters und der übrigen höchsten Priester der Gemeinde vollzogen 
und wird die Schätzung mit feierlichem Sühnopfer abgeschlossen. 

Die effective Mitwirkung der Bürgerschaft bei einem öffentlichen ou» 
Act, welche die Willens&usserung jedes daran betheiligten Bürgers 
ebisehlieest, hat sn ihrer nothwendigen Voraussetzung ihr Zusammen- 
treten in verfassungsmässiger Gliederung, die eanUHa, deren Formen 
im ersten Buch entwickelt worden sind. Zu Grunde liegt dabei 
die bflrgerliehe und militärische Doppelfonn; insofern jeder Borger 



Digitized by Google 



fl 



800 FlIafiMS Boeh. IMe GomitieB «nd dar Senat 

auch Wehrmann ist, kann die Bürgerschaft entweder nach ihrer 
bürgerlichen Gliederung zusammentreten, theils in den nach den 
Geschlechtern geordneten Curien, theils in den in der Hauptsache auf 
dem Wohnsitz ruhenden Tribus, oder nach den militärischen Ab- 
theÜQDgen, den Centurien. In der patricisch-plebejischen BOrgersehaft 
i8t die CnrienTenammlnng zwar far gewisse mit den Oesehlechte- 
▼erhaitniflsen sich berohrende Privatsacheii in Kraft geblieben, aber 
die Leitong derselben auf den Oberpontifei Obergegangen (8. 28) 
nnd zn den zwischen dem Magistrat and der Bfirgerschaft zu ?erein- 
barenden Acten können also die Yon den Cnrien bestfttigten für die 
republikanische Epoche nicht gerechnet werden. Die eigentlich poli- 
tischen Comitieu dieser Zeit treten entweder nach den Tribus oder 
nach den Centurien zusammen. Die Plebs, welche als solche keine 
Wehrmannschaft ist. tritt zusammen als concUium anfänglich nach den 
Curien, spilter nach den Tribus. Die miütilrisch geordneten Comitien 
sind langwieriger und förmlicher als die der bürgerlichen Ordnung, 
aber auch vornehmer und aristokratischer. Es wird bei der Competenz 
zu zeigen sein, dass eine Reihe von Beschlüssen nur in dieser Form 
gefasst werden konnte; aber auch umgekehrt ist fOr andere Acte die 
blirgerliebe Form vorgeschrieben worden« Eine allgemeine Abgrenzung 
zwischen den ▼erschiedenen Formen bat wenigstens in der nns besser 
bekannten Epoche nicht bestanden und auch von dem plebcgisehen 
Coidlinm gilt für die Epoche nach dem Absehlnss der Btiadlsehen. 
KAmpfe den Comitien gegenüber dasselbe. Wo Herkommen oder. 
Special gesetz nicht anders bestimmen, hat die Bfirgerschaft in jeder 
der drei Formen befragt werden können. 
Mafittr»- Die Regel, dass jede Gemeiudehandlung ein magistratischer Act 

} vi VC IM 

SmAu«. ist, gilt auch für die hier in Rede stehenden. Auch sie vollzieht 
der Magistrat, aber er vollzieht sie nur nach ßrlangter Zustimmung 
der Bürgerschaft. Die Berufung derselben zu diesem Zweck ist ohne 
Zweifel nach der patricischen Ordnung Königsrecht. In der patricisch- 
plebejischen steht die Berufung der Bürgerschaft, wenn von der in 
dieser Epoche nur f Qr Privatgeschäfte competenten unter der Leitung 
des Oberpontifes mammentretenden Gurienversammlnng abgesehen 
wird, bei dem Oberamt« das heisst bei dem Consnl, dem Interrez,: 
dem Dictator nnd dem Prfttor so wie bei den Antnahmebeamten 
mit constitnirender Gewalt und zwar ohne Unterscliied der Form. 
Den Censoren, den curulischen Aedilen und dem Oberpontifez ist 
ausnahmsweise fQr die von ihnen auferlegten schweren Bussen die 
Berufung der niederen Comitien eingeräumt. Dem Volkstribunen steht 
nach Analogie der Gonsuln, den plebejischen Aedilen nach Analogie. 
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der eiumlischeii die Benifnng der Plebe zu. Allen fibrigen Beamten 
80 wie der Promftgistvatar mangelt des Recht im eigenen Namen die 
Bflrgerflchait zu berufen ; jedoch lässt das Strafverfahren insoweit Ver- 
tretung zu, dass auf Geheiss eines Oberbeamten der QuAstor, ebenso 
durch Vermittelung eines Oberbeamten der Gemeinde der Volkstribon 
die BOrgei-achaft für diesen Zweck zusammenruft. 

Die Modalitäten der Berufung und der Beschlussfassung der Bürger- 
schaft und der Plebs fassen wir hier in der Weise zusammen, dass 
die für die speziellen Formen geltenden Abweichungen, so weit sie 
hier Berücksichtigung tinden können, bei den einzelneo Stadien auge- 
merkt werden. 

Die Berufung der Bürgerschaft wird immer eingeleitet durch die^V^rvir. 
magistratische BdcannjUnachung des Gegenstandes und des Tages der 
Verhandlung. 

Hinsichtlich des Gegenstandes gentgt bei Wahlen und Gerichten 
die allgemeine Ankündigung der beabsichtigten Vorlage. Der Gesetz- 
entwurf muss nach den Ordnungen der historischen Zeit in seinem 
Wortlaut schriftlich ausgehängt werden; Aenderung desselben nach 
dem Aushang ist unzulässig. In der letzten Zeit der Republik ist 
ausserdem Niederlegung einer Abschrift des Entwurfs im Archiv der 
Gemeinde vorgeschrieben. 

Gesetzlich feste Tage für die Comitien kennt nur die ältest*^ ^'coSKiT*^ 
Ordnung für die der Curien, welche in jedem Jahr am 24. März und 
am 24. Mai zusammentreten insbesondere für die Gutheissung der 
Testamente. Für die Bürgerversammlung der späteren Zeit setzt der 
Magistrat den Tag nach Ermessen an; nur sind davon ausgenommen 
theils die festen Gerichtstage {dies fastt), theils die Feiertage, mögen 
dieselben kalendarisch filiert sein {dies nefasti) oder ordentlicher oder 
ausserordentlicherweise von der Magistratur angeordnet werden ; femer 
in der späteren Republik die Anfangstage der durch das Jahr laufenden 
achttägigen Marktwochen. Zwischen dem Tag der Bekanntmachung 
und dem der Verhandlung sollen, beide Tage eingerechnet, mindestens 
drei solcher Wochen (trinum nundinum) liegen: indess haben, wo 
Gefahr in Verzug war, die Magistrate von dieser Fristbestimmung 
sich hautig dispensiren lns>;cn oder sich selber dispensirt. — Die Ver- 
handlnii^ bat bei Tage stattzutindeu und beginnt der Regel nach mit 
Sonnenaufgang; vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang ist sie 
nicht zulässig. 

Oertlich kann die Bürgerschaft nur unter freiem Himmel zu- 
sammentreten und nur so weit das städtische Amtsgebiet (S. 06) 
reicht. Im Bereich des militärisehen ist in der froheren Republik 
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. Abhaltung einer Bfligervenanunlimg nach TribuB im Lager versucht, 
aber alsbald untersagt worden und das Beginnen der Pompeianer in 
der Agonie der Republik Genturiatcomitien auf makedonischem Boden 
abiuhalten steht böslich vereinxelt. Im Besonderen tritt die bOrger- 
liche Versammlung der Curien immer zusammen innerhalb dee Mauer- 
rings, in der Regel auf dem dniiach benannten comitium am Markt, 
die militärische der Centurien immer ausserhalb desselben innerhalb 
des ersten Meilensteins, in der Regel auf dem Marsfeld. Die minder 
streniü; behandelte Versammlung der Tribus, sowohl die der Rürger- 
F< !iaft wie das C(3n(iliuiu der Plebs, kann im städtischen Amtbezirk 
innerhalb wie ausserhalb der Mauern stattfinden; in der Regel tritt 
sie in früherer Zeit zusammen auf dem Hofe des cai»itolinischen Jupiter- 
tempels, späterhin für Gesetze auf dem Forum, für Wahlen auf 
dem Marsfelde, wo in augustischer Zeit dafttr ein eigener Stimm- 
platz (saepta Mia) nebet dem Ausziblungsgebäude (diribi hrmm) ein- 
gerichtet wurde. 

bM^itoad« Hinsichtlich der vorbereitenden Discnsdon gelten versehiedinid 
DiMmto^ Ordnungen, je nachdem es sich um eine Wahl, um einen Prozees oder 
um einen Gesetzentwurf handelt Bei den Wahlen scheinen vor- 
bereitende Erörterungen unter magistratischem Vorsitz sei es durch 
Sitte, sei es durch Gesetz untersagt gewesen zu sein; die abrigens 
herkömmliche und energisch entwickelte Aemterbewerbung ist allem 
Anschein nach lediglich auf private Tätigkeit angewiesen gewesen. 
Bei den Gerichtskomitien ist umgekehrt, wie gezeigt ward (S. 332), 
die vorherige Verhandlung der Sache in drei Terminen vor der Ge- 
meinde durch den in erster Instanz entscheidenden Magistrat pesetz- 
licii vorgeschrieben. Bei Gesetzentwürfen ist es nicht nothwendig, 
aber zulässig und gewöhnlich, dass der Antragsteller und wem es 
sonst von den zu öffentlicher Rede berechtigten Magistraten beliebt 
sich darüber vor der BflrgerBchaft empfehlend (maiümea) oder ab- 
rathend (disnumoiies) Äussert, auch nach Ermessen Privaten das Wort 
darüber verstattet Diese vorbereitenden Verhandlungen werden immer 
vor der nicht gegliederten Gemeinde der Regel nach nicht an dem 
Abstimmunptag selbst und meistentheils auf dem Markte abgehalten, 
wo in ziemlicher Entfernung von den gewöhnlichen Abstimmungs- 
stellen sich der regelmässig benutzte Sprechplatz (rostra) befand. 

An dem Morgen des für die Abstimmung angesetzten Tages 
wird die Bürgerschaft durch Heroldsruf aufgefordert sich zur Ab- 
stimmung au dem vom Magistrat bestimmten Ort einzufinden. 

Gleichzeitig erbittet bei Berufung der Sammtgemeinde der die 
Comitien leitende Magistrat die Genehmigung der Götter durch 
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Auspication (S. 219). Bei den Venammlungen der Plebs fällt ditte . 
weg. Einsprueli kann aber die Gottheit aiiek nach der Fngebeant- 
Wertung und wo die Befragung wegfällt während der Verhandlung jeder- 
zeit thun und es mm in diesem Fall dieselbe abgebrochen werden. Aus 
diesem Grunde ist es ttblich bei jeder Versammlung Augnm snsuiiehen. 

Der Magistrat leitet die Abstimmung sitzend auf einer erhöhten 
Estrade, auf welcher seine Collegen und die oberen Magistrate über- 
haupt, soweit sie zugegen sind, ebenfalls Platz nehmen. Nach ver- 
richtetem Gehet richtet er die zur Entscheidung stehende Frage an 
die vor ihm stehenden Bürger. Er bestimmt sodann, wenigstens bei 
der TribusversammUing , durch das Loos, in welcher Abtheilung die 
anwesenden stimmberechtigten, aber keiner Tribus angehörigen Bürger 
der latinischen Buudesstädte für diesmal ihr Stimmrecht auszuüben 
haben (S. 61). Alsdann weist er die bis dahin ungegliederte Bürger- 
-sehaft an sidi ein jeder in die ihm zukommende Stimmabtheilung zu 
verfügen, wobei die versehiedenen Formen der Comitien masagebend sind. 

. Die Abtheilnngen stimmen nach der bftrgerlichen Ordnung simultan, ^'ÜSfiS^ 
nach der militlrisehen snecesiv. Wie die dreissig Curien stimmen die 
allmählich von einnndswaniig bis auf f ttnfunddreissig yermehrten Tribus 
immer, so viel ihrer sind, gleichzeitig. Die Centurien dagegen stimmen 
nach ihrer Gliederung und es hat wie in derCenturiirung selbst (S. 34 fg.) 
so in der Gliederung für die Abstimmung die Ordnung gewechselt. 
Nach der ursprünglichen Stimmordnung werden zuerst die Ritter- 
centurien aufgerufen und zwar in zwei Gliedern, so dass anfänglich 
wahrscheinlich erst die sechs patricischen, dann die zwölf plebejischen, 
späterhin umgekehrt erst diese, dann jene ihre Stimmen abgal)en. 
Danach folgten die Centurien des Fussvolks in fünf Gliedern, von 
denen das erste die 81 Centurien der Vollbewaffheten, die vier 
folgenden die abrigen 94 Stimmabtheilungen umfasste, wobei indess, 
wenn dureh die Stimmen der höheren Glieder die absolute Majori- 
tät erreicht war, die nachfolgenden ausfielen. Die spätere Stimm- 
ordnung ist, wie frfther angegeben ward (S. S6), namentlieh modificirt 
dureh die Hednction der ersten Klasse des Fussfolks von 81 auf 70 
und die Steigerung der vier niederen von 95 auf 105 Stimmen. Die 
siebengliedrige Abstimmung ist geblieben, aber dahin abgeändert, dass 
4as Vorstimmrecht auf eine aus den 70 der ersten Stimmklasse des 
Fussvolks jedesmal ausgelooste Centurie (centttria pracrogathn) über- 
tragen ist und die früher vorstimmenden zwölf plebejischen Rittercen- 
turien mit den übrigen 09 der ersten Klasse zusammen in zweiter Reihe 
stimmen, worauf die sechs patricisciien Rittercenturien und auf diese 
<iie vier letzten Stimmglieder folgen. Es wurde auf diese Weise theils 
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das wichtige Vontinmireebt den Rittern entlegen, thefle die Mi^joritlt- 
finduDg, welche nach der alten Ordnung schon dnrch die Abstimmnng 
der ersten Stimmkiasse des Fnssvolks erreicht werden konnte, da 
jetxt diese und die Ritterschaft snsaninien Ton den 193 Stimmen nur 
88 inne hatten, in der Weise geordnet, dass auf jeden Fall die sweite 
dieser Stimmklassen zur effectiven Stimmahgabe gelangte. 
^nfiSiiT I^i® Abgabe der Stimmen, hei welcher alle Discussion aus- 
pjeschlossen ist, besteht in der Antwort auf die Frage und zwar bei 
dem Gesetz wie bei dem Prozess, das iieisst bei den ursprtlii glichen 
Comitien, schlechthin in dem einfaclien Ja oder Nein. Auch von den 
erst später eintretenden Wahlen gilt so lange dasselbe, als dem 
Magistrat dabei der Vorschlag zusteht; über das spätere Wahlverfahren 
mit Initiative der abstimmenden Bürger wird in dem Abschnitt von 
der Competens der Comitien geqirochen werden. Formell wird die 
Abstimmung in der Weise Tollsogen, dass der ^ner jeden Stimm- 
ahtheilnng angewiesene whgegmalbi Rann^ geiMblpssen wird und der 
Stimmherechtigte, indem er aus demsdbeii austritt,' dem von dem 
Magistrat der Ahtheilnng gesetzten , Präger' (rogator) mOndlich die 
Antwort auf die Frage giebt, welche dieser auf der Stiramtafel ver- 
seichuet Im Laufe des letzten Jahrhunderts der Republik ist anstatt 
der mündlichen die schriftliche Abstimmung aufgekommen und hat 
schlie.^slich die ältere Form vollständig verdrängt. Für dieses Ver- 
fahren wird am Ausgang des Stimmraumes ein Stimmkasten (cista) 
aufgestellt, in welchen der Abstimmende seine Stimmtafel (tabella) 
wirft, worauf dann das Ergebniss der Abtheilungswahl durch Aus- 
zählung der Tafeln gefunden wird. Minimalzahlen kennt die römische 
Ordnung bei den Comitien nicht; die im einzelnen Fall erschienenen 
Stimmhereehtigten Tortreten immer fDr jetst und siAter'die gesammte 
Bfirgerschaft So weit relative Majorität Yorkommen kann, was nur 
hei den späteren Wahlcomitien der Fall ist, genfigt fOr die Ahtheüung 
auch diese. 

Jy'JJJj Das von der Abtheilung gefundene Ergebniss wird dem vorsitKen- 
mlSaiMr Magistrat mitgetheilt und, wenn sämmtliche zugleich stimmende 
Abtheilungen diesen Bericht erstattet haben, das Ergebniss von dem Vor- 
sitzenden verkündigt. Für das Gesammtergebnis wird die absolute 
Majorität der Abtheilungen erfordert. Zu dessen Verkündigung ist der 
Miigistr.a hei Gesetz- und Prozesscomitien unbedingt verpflichtet und 
im Allgemeinen auch bei dem Wahlact, obwohl hier bei dem mit Initiative 
der Bürgerschaft vollzogenen der Beamte in früherer Zeit öfter mit Erfolg 
das Recht in Anspruch nahm die Verkündigung des Ergebnisses abzu- 
lehnen. Wird keine Majorität erreicht oder gelangt aus anderen 
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Gründen der Act uiclit zum Ziel, so wird er als nichtig behandelt 
und nicht an einem späteren Tag fortgesetzt, wohl aber nach Um- 
Btättden wiederholt 

Den gesammten Act behemeht die AulÜusiing, daas die Betheiligong j^^^''^ 
der Bfirgerversammlung bei der WiHensfindaiig ftkr die Gemeinde wie 
formell unentbehrlich, so materiell in den engsten Grenien zu halten 
ist. Alles Mitreden und Hitregieren der Bttrger insgemein ist aus- . 
geschlossen. Befragung der einzelnen Personen und MajoritHtfindung 
liegt den beiden eorrelaten Institutionen der Comitien und des Senats 
gleichinässig zu Grunde; aber im schärfsten Gegensatz antwortet auf 
die magistratische Frage der Bürger mit Ja oder Nein, der Senator 
mit seiner begründeten Meinung. 

Abgesehen von der den Act abschliessenden Verkündigung des 
Ergebnisses durch den Vorsitzenden Beamten, ist eine Veröffentlichung J[»l*^ 
des Volksschlusses zu bleibendem Gedächtniss im einzelnen Falle häufig 
angeordnet, aber allgemein erst eingeführt worden, als es mit der 
Republik 'zu £nde war, durch Caesar. Fflr die Gonstatining der be- 
stehenden Gesetze hat es die rOmisebe Republik an jeder geeigneten 
Fürsorge fehlen lassen und auch die private ThAtigkeit die Lflcke 
nur nuTollkommen ausgeflkllt Erst unter dem Prindpat ist hi^ttr 
wenigsteiss einigermassen das Erforderliche gwehehen. 
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2. Der Senat und dessen Befragung. 

o«p>^ Der Senat der rOmisehen Gemeinde ist eine Doppelinstitntion 
fstridMk- ZnsammenBetzang nach wie nacli seiner im yierten Ab- 

»M«jiueto schnitt erörterten Competens. Neben einander stehen der Senat der 
patrieiBchen Bftrgeischaft und deijenige der patrieiseh- plebejischen 
völlig yerschieden in ihrer politischen Geltung. Der patricische 
Senat ist, insofern jedes Mitglied desselben dem Begriffe nach 
König ist und thatsächlich als solcher fungiren kann, der rechte 
Träger der Magistratur, der leheudijie Ausdruck des ewigen tlber der 
Bürgerschaft stehenden Kftnigthums, und zugleich, insofern jeder Schluss 
der Bllrgerschatt seiner Bestiltifiung unterliegt, die Controie und das 
Comiilement der au der Bürgerschaft haftenden souveränen Gremeinde- 
gewalt. Der patricisch-plebejische Senat ist nicht viel mehr als eine 
ständig das Oberauit berathende Versammlung. Far die geschicht- 
liehe Zeit ist der patricische Senat eine abgestorbene Institation, der 
patricisch-plebejische die factische Gememderegierung ; jener hat die 
FQlle der Rechte bei dem Mangel der Macht, dieser die Falle der 
Macht bei dem Mangel der Rechte. Dennoch sind beide nicht yoo 
einander zu trennen, msofem der patricische Senat in dem patrieiseh- 
pleb^isehen enthalten und dieser aus jenem erwachsen ist durch Er- 
weiterung des Kreises wie der Functionen, von denen dann die an 
sich schwächeren die alten verfassungsmässigen Befugnisse des engeren 
Kreises überwachsen und tllierdauert haben. 
TiUatBT. Die Benennung senattis, der Rath der Aeltesten, ist <Ier Körper- 
schaft als solcher, so viel wir wissen, von jeher eigen gewesen, und 
auch später für sie in ausschliesslichem Gehrauch geblieben. Aber die 
officielle Anrede au den patriciscli-plebejischeu Senat, patres (et) con^ 
scripti, das heisst Patricier und Eingeschriebene soll ohne Zweifel aus- 
drttcken, dass nicht alle Eingeschriebene dem eigentlichen yoUberech- 
tigten Patrideisenat angehören, und wo dieser gemeint ist, werden auch 
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in techniBcher Rede die patres allein genannt, eigentlieh die Patricier, 
in dieser Verwendimg, welche ent nach der Aufnahme der dazu den 
Gegensatz bildenden Plebejer aufgekommen sein kann, die patrieisehen 
Senatoren. Fttr das einzelne Hathsmitglied fehlt es an einer ofSciellen Be- 
zeichnung; sencttor^ ohne Frage die ursprQngliche Benennung des Mit- 
glieds des engeren Raths, ist dem Plebejer von Rechtswegen nicht zu- 
gekommen und um den ])ersönlichen Gegensatz zu verschleiern, aus dem 
officiellen Gehrauch het>eitigt, iudemgewöhnlicben abusiv verallgemeinert 
worden; aus demselben Grunde hat man es auch vermieden der Sammt- 
l)ezeichnuug patres comcripti die Titulatur des einzelnen Mitglieds zu 
entnehmen. Unter dem Prindpat wird das Prädicat vir clarissimus 
zur senatorischen Titulatur und ist gesetzlich als solche gegen das 
Ende des zweiten Jahrhunderts festgestellt worden. 

Die Mitgliederzahl wird von jeher als eine feste betrachtet und ^ü^'^»- 
darin zunächst unterscheidet sich der Senat von dem magistratischen 
in beliebiger Anzahl berufenen Geechftftsbehrath, dem eonaühm. Als 
normal gilt für die Urgemeinde die Zahl von hundert, also für das drei- 
einige Rom der Titier, Ramner und Lucerer die von dreihundert. lu 
historischer Zeit unterliegt der patricische Senat in Hinsicht der Zahl 
keiner gesetzliclien Fixirung, dagegen wird die Zahl dreihundert auf 
den patriciscli -plebejischen bezogen und ist für diesen lange Jahr- 
imnderte in Geltung geblieben. Erst als in Folge der Neuordnung 
des Strafverfahrens sich die Nothwendigkeit nicht abweisen Hess für 
einigermassen genügende Besetzung der grossen Geschwoniengerichte 
deu Senat erheblich zu verstärken, hat Sulla die Mitgliederzahl auf 
sechshundert festgestellt und diese hat noch Augustus festgehalten. 
Indess haben die weiterhin zu erwähnenden Momente , an welche 
gesetzlieh der Eintritt in den Senat geknOpft ist, eine Ueberschreitung 
der Normalzahlen von drei- oder sechshundert h&ufig herbeigefQhrt 
Die effective Zahl der Senatoren scheint in republikanischer Zeit von 
der normalen sich nicht wesentlich entfernt zu haben; unter dem 
Principat hat, namentlich m Folge der kaiserlichenden ausserordent- 
lichen Eintritt in den Senat herbeiführenden Anordnungen, die Effectiv- 
zahl sich allmählich in dem Grade erhöht, dass die normale ihre Be- 
deutung verloren hat. 

Eine anderfe Qualitication für den patrieisehen Senator als dieses stindi.ciw 
älteste Bürgerrecht besteht nur insofern, da>s allein xeniuns, das «ui'iu 
heisst über 40 Jahre alte und also vom Felddienst befreite Männer 
befugt sind im Rathe zu sitzen. Dass die Plebejer, so lauge sie 
bloss Schtttzgenossen waren, dem Senat nicht angeboren konnten, ist 
selbstverständHeh; dass die Anerkennung ihres activen BOrgerreehts 
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eben von ihrer Znlanang zum Senat ausgegangen ist, sie aber in 
demselben znnichst eine untergeordnete Stellang eingenommen und 
namentlich nur das Stimm-, nicht das Bederecht erhalten haben, wird 
weiterhin bei der Geschäftsordnung auseinander gesetzt werden. 

THUttaiM Die Zusammensetzung der ursprünglichen Bürgerschaft aus einer 
seB»tor«n Anzahl geschlossener Geschlechter legt die Frage nahe, ob nicht ur^ 
■cbiMhtwn. sprünglich der einzelne Senator aus dem Geschlecht ohne Mitwirkung 
der Or^'ane der Geiijcinde liervorgegangcn ist und der Senat in seiner 
Gesamnitheit weni^jer eine Gemeinde- als eine Geschlechtervertretung 
gewesen ist. Intit'ss die wenn nicht ursprüngliche, so doch jedenfalls 
uralte energische Durclifülu ung der staatlichen Einheit unter Beseitigung 
aller Selbständigkeit der Gemeindetheile hat einer derartigen Ge- 
achlechtervertretung, wenn sie je bestanden hat, in frtthester Zeit ein 
Ende gemacht Die Ueberlieferung , selbst die in den Institutionen 
bewahrte, weiss nichts von einer derartigen Senatorenereimng; sie 
kennt, ohne dass in dieser Hinsicht zwischen dem engeren und dem 
weiteren Senat unterschieden wird, nur die drei Perioden der Sena- 
torenbestellung durch oberamtliche Ernennung in der Königszeit und 
der frühen Republik, derjenigen wesentlich durch die Comitien in 
der spateren und derjenigen durch Selbsterg&nzung fQr den souveränen 
Senat des Principats. 
Ktaidikh. Die Berufung des Bürgers in den Rath ist zunächst ein Attribut 
r«^^» des Oberamts, also des Königs und später der Consnln und es ist dies 
Recht, wie schou bemerkt, von dem Alter und dem Vollbesitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte abgesehen, an Qualifications Vorschriften weiter 
nicht gebunden. BerQcksichtigung der Geschlechter und der danach 
geordneten Curien und Tribus wird zweckmässig erschienen sein, aber 
▼on bindenden Normen in dieser Hinsicht ist, wie gesagt, nichts Aber- 
lieüdrt. Die Annuität der republikanischen Magistratur hat auf diese 
Institution der Königszeit keine Anwpinlung gefunden; der Senator 
wird immer ohne Zeitgrenze berufen. Allerdings ist in dem freien 
Ernennungsrecht des Magistrats auch dasjenige enthalten den Senator 
ohne Angabe von Gründen auszuscheiden und die Stt lle anderweitig 
zu besetzen; aber es ist dies Ausnahme und der wesentlichste Gegen- 
satz des Senats zu dem magistratischen Consiliuni beruht neben der 
fest geschlossenen Zahl darauf, dass jener nicht wie dieses von Fall 
zu Fall nach Belieben von dem Magistrat zusammengesetzt wird. Die 
factische bei allem Wandel der gesetzlichen Bestimmungen fflr den 
Senat immer festgehaltene Lebenslänglichkeit liegt im Wesen der 
Institution und es ist also, so lange die Senatorencreirung dem Ober- 
amt Terblieb, zu derselben nur geschritten worden, wenn ein Platz. 
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durch den Tod oder sonst erledigt war. — Eine wesentliche Um- c«M«ttocto 
gestaltung erfuhr der Senat, als um das J. 112 (312 v. Chr.) das in*i. 
ovinischo Plebiscit das Recht den Senator sowohl zu creiren wie aus- 
zuscheiden von dem Oberamt löste und es auf die Censoreii ul)ei ti ug. 
Dadurch wurde einerseits der Senat von dem Oberamt emancipirt 
und auch formell politisch selbständig, andererseits der Senatssitz 
damit dem Inhaber zwar nicht auf Lebenszeit, aber bis zum Eintritt 
der nächsten Censoren rechtlich gesichert; in den Zwischenzeiten der 
interYalUreodeB Magistratur koDuten Senatoren weder enuumt nodi be- 
seitigt werden. Folgeweise trat an die Stelle der frftberen Ernennung 
und Entlassung von Fall sn Fall jetst die mit den — meist vier- bis 
ffinfjftbrigen — Sebatcungstenninen Terknapfte periodisebe Revision 
des SenatorenvenBeiebnisses. Durch jenes ovinisehe Gesetz, das „durch- 
aus die besten Mftnner" in den Gemeinderatb zu wählen vorschriebt 
wurde die freie Handhabung des Ausschliessungsrechts den Censoren 
eingeschärft und vielleicht thatsäclilich dasselbe dem consularischen 
gegenüber gesteigert. Das hohe Ansehen und die politische Macht der 
Censoren bis zum Ausgang der Republik beruht we.seiitlich auf der 
Erstreckung ihres Ehrengerichts auf den Senatssitz; die regelmässige 
Lebenslänglichkeit desselben blieb dabei unverändert. Das Er- 
nennungsrecht ist den Censoren niemals gesetzlich entzogen, aber 
in der späteren Republik durch die gleich zu erwähnende gesetzliche 
Anwartsebalt auf diese Stellungen in Verbindung mit der geschlossenen 
Zahl zuerst bescbrtnkt und scbliesslieh beseitigt worden. 

Den Comitien steht nach der ursprOnglicben Verfnssung auf die sraaii. 
Besetzung der Senatsstellen keinerlei Einwirkung zu und geradezu ist durA^af« 
ihnen dieselbe auch später nicht zugewiesen worden. Aber nach Ab- 
Schaffung der Lebenslftnglichkeit des Oberamts musste die magistra- 
tische Senatorenemennung sich nothwendig vorzugsweise auf diejenigen 
Bürger lenken, die das Jahramt in Ehren geführt hatten : es ist sehr 
wahrscheinlich, dass diese, auch wenn sie noch im dienstfähigen Alter 
standen, dennoch in den Senat eintreten oder vielmehr in ihm bleiben 
durften und zweifellos, dass die Zuhissung der Plebejer zu vollem 
senatorischera Recht durch ihre Zulassung zum Oberamt herbeigeführt 
ward. Demnach hat wohl seit sehr früher Zeit die Consulwahl zugleich 
als Präsentation for den Senatssitz funetionlrt Dies hat sidi allmfthlich 
weiter entwickelt, tbeUs indem diese Präsentation f&r den ernennenden 
Magistrat bindend ward, ja der formalen Einwahl in den Senat der 
. factiaehe Eintritt der „ebenfalls Stimmbeiecbtigten* (qmbus m senatu 
senienHam dieere lied) vorherging, so dass die Censoren einen solchen 
nur in derselben Weise wie den auf der Liste stehenden Senator aus- 
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scheiden durften, tbeils indem die Präsentation ffir den Senat mehr und 
mehr sich vom Consulat auf die unter diesem stehenden Aemter über- 
trug. Noch in der hannibalischen Zeit beschränkte sich die peset/lirhe 
Anwartscliaft auf die gewesenen curulischen Beamten, also auf die ge- 
wesenen Coii^uln. Prätoren und curulisclien Aedilen. In der Folgezeit 
ist sie weiter erstreckt worden; zuerst auf die gewesenen plebejischen 
Aedilen, dann durch das atinische Gesetz um die Mitte des siebenten 
Jahrhunderts auf die gewesenen Vulkstribune, endlich durch Sulla auf 
die gewesenen Quftstoren. Durch diese gesetzlichen Anvftrter und 
deren sofortigen Eintritt in den Senat wurde die Normalxihl regel- 
mässig erreicht oder vielmehr aberscbritten und wurde, wie schon 
gesagt ward, die censorische Senatoreneroennung gegenstandslos. In 
der That wählt jetzt die Bürgerschaft weniger zum Quästor als zum 
Senator und weiter durch Verleihung der höheren Aemter zu der mit 
einem jeden derselben verbundenen Hangklasse. Es ruht also der 
Senat in diesem Stadium wesentlich auf dem Princip der souveränen 
Comitialgewalt und trotz der an die Wahl gekntlpften Lebenslflnglich- 
keit darf der Senat als eine aus der Bürgerschaft hervorgegangene 
Volksvertretung liezeiclinet werden. 
<».i.»to. Augustus bat. in ]scbarfeni Gegensatz gegen die von dem Dictator 
< ..L,,,uu..ii Caesar auf den Senat angewandte monarchiscbe Ernennung, die sulla- 
Prtodp»t. üische Ordnung im Wesentlichen wiederhergestellt. Tiberius ist einen 
Schritt weiter gegangen : entsprechend dem weiterliin zu entwickelnden 
Prindp der Uebertragung 'der souveränen Gemeindegewalt von deu 
Comitien auf den Senat hat er diesem die Creirung der republika- 
niscben Gemeindebeamten ttberwiesen, worin die Verleihung des Sena- 
torenrechts selbst und der senatorisehen Rangklasse so wie nicht minder 
die Verleihung der an diese Rangklasse geknüpften Anwartschaften auf 
die republikani seilen Stattlialterschaften und die neuen kaiserlichen 
Aemter .zugleich enthalten waren. Hinsichtlich der Qualification gilt 
wie in republikanischer Zeit, da der Eintritt in den Senat und dessen 
Klassen an die Magistratur geknüpft bleibt, was über die Qualification 
zur Magistratur und namentlich über deren Steigerung durch die fester 
geschlossene Aeniterfolge früher (S. 11 ;V) ausgeführt worden ist. Prin- 
cipiell ward die Souveranetilt des Senats vollendet durch diese Er- 
gänzung desselben im Wege der Cooptation. Ernennung des Senatorj^ 
durch den Kaiser ist grundsätzlich ausgeschlossen. ludirect allerdingn 
griff derselbe von Anfang an in die Ernennung ein durch die neben 
dem wahlleitenden Beamten ihm eingeräumte Prüfung der Qualification. 
Ausserdem haben die früheren Kaiser nicht als solche, aber als Cen- 
soren, welches Amt sie zuweilen Übernahmen, ohne Rücksicht auf die 
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durch die Normalzahl gezogenen Schranken und mit freier Verfügung 
auch über die Kangklassen innerhalb des Senats, die mit der Censur 
verbundene Senatorenernennung ausgeübt. Indem dann Domitian die 
Censur ein für allemal mit dem Priucipat verknüpfte, ist die Er- 
nennung zum Senator unter Beilegung einer beliebigen Rangklasse in 
die Rechte der Krone eingefügt worden. Dm mmiittelbare EingreifeD 
des Kaisen in die Senatorenereirung durch HerbeifOhrung einer durch 
den kaiserlichen Willen gebundenen Scheinwahl, das heisst durch 
Connnendation wird weiterhin zur Sprache kommen. Directe Ein- 
wahl in den Senat hat nur vereinzelt und durch den Senat selbst su 
Gunsten der Prinzen des Kaiserhauses stattgefunden. — Die Aus- 
schliessung ans dem Senat ist von den Kaisem nur mittelst der Cen- 
sur gehandhabt worden; doch kommt daneben in Betracht, dass theils 
unter den gesteigerten Strafen der späteren Republik und der Kaiser- 
zeit der Verlust des Senatssitzes nicht fehlt, theils von Augustus ein 
senatorischer Census eingeführt ward und die Handhabung der Aus- 
schliessung wegen gerichtlichen Urtheils oder wegen Verarmung bei 
dem Kaiser lag. 

Eine Gliederung des Senats in dem Sinn, wie die Bflrgerschaft omrIm 
gegliedert ist, besteht nicht; der Senat functionirt immer als 6e- *" 
sammtheit Die Theilung der Senatoren in Decurien, das heisst dem 
Wortsinn nach in Zehnmannerschaften , der Sache nach in zehn an 
Kop&ahl gleiche Abtheilungen kommt nur zur Anwendung, wenn die 
einzelnen Senatoren in fester Reihenfolge functioniren «ollen und ist 
politisch ohne Bedeutung. Die- bei der Befragung einzuhaltende 
Reihenfolge und die wichtigen daraus sich entwickelnden Rangklassen 
werden bei der Geschäftsordnung zur Sprache k,eiumen. 

Die Comitien der llür-ieischaft und die Versammlung des Senats, coiwiiu 
insbesondere des ursi)rUnglichen patricischen sind conelate Institutionen ^^"muf« 
und die Geschäftsordnung für beide dentlicli in Beziehung auf einander °;fül! 
normirt. Wir wenden uns dazu die des Senats zu entwickeln; sie trägt 
durchaus, namentlich iu der Gestaltung der Umfrage den Stempel 
Ältester der Epoche des patricischen Staats angehOriger Entstehung 
und im Wesentlichen einer Stabilit&t, die sich mindestens durch ein 
Jahrtausend erstreckt. 

Wie jeder Besehluss der Bftrgerschaft, so ist auch jeder Beschluss MMyt» 
des Senats zugleich der Act eines Magistrats; immer ist er es, der BmSng. 
handelt und der Senat hat, wie die Bürgerschaft, nur zuzustimmen 
oder abzulehnen. Das Recht den Senat zu berufen fällt wesentlich 
zusammen mit dem Recht der Berufung der Comitien; regelmässig 
beruft ihn der Consul oder in dessen Abwesenheit von Rom der 
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Stadtprätor. Die bei den Gomitieu zugelassene speciale Erstreckung 
auf die Gensoren und die Aedilen und die Zulassung in gewissen F&llen 
der SteUTertietong fiillen bei der Senatobenilüng weg. Den Yolks- 
tribnneii fehlt yod Rechtswegen die Berufong wie der Gomitien so des 
Senats; als indess dem FlebiBcit mit dem wirklichen Blkrgerschafts- 
scblnss gleiche Kraft beigelegt wurde, konnte ihnen auch das Recht 
uicht vorenthalten werden mit dem Senat zu verhandeln. Indess ist 
die Berufung des Senats durch den Volkstribun immer exceptionell. 
Aber dass ausser den zunächst zur Berufung und Leitung des Senats 
competenten Imperientrftgem auch sie denselben versammeln konnten, 
hat dazu beigetragen den Senat von dem Oberamt zu emancipiren und 
die von Hechtswegen iliui zustehende Hlilfstliätigkeit bei demselben 
in factisclies Genieinderegiiiient umzuwandeln. 
An-^ Die W rhandlungsgegenstilnde brauchen bei der Berufung des 

Senats nicht angegeben zu werden, üeblich ist es iudess bei deu die 
Verhältnisse des Gemeinwesens allgemein ordnenden Verliaudlungen 
(de re pvMica), wie sie regelmässig am Anfang jedes Amtjahrs statt- 
zufinden pflegten und weiter nach Bedttrihiss angesetzt wurden, dies 
den Mitgliedern yorher zur Kenntniss zu bringen. 
Die Tag« Gesctzlich bestimmte Tage kennt die Republik so wenig für die 
^ ^"^^^ Sitzungen des Senats wie fflr die Comitien; erst nach einer Anord- 
nung Augusts tritt der Senat in jedem Monat an zwei festen Tagen 
{senaius legitimus) zusammen. Gleichzeitige Abhaltung der Bürger* 
und der Senatsversammlung ist wohl von jeher als unzulässig er- 
achtet worden, schon weil die Oberbeamten bei beiden gleichmässig 
betheiligt sind. Wenn es wahrsclieinlich üblich war nach dem Schluss 
der Coniitien den Senat zu berufen, namentlich wo es sich darum 
handelte fOr den gefassten Beschluss dessen Bestätigung zu erhalten, 
so sind selbständige Senatssitzungeu wohl immer vorzugsweise an 
den für Comitien nicht geeigneten Tagen (dies fasti und nefasli) ab- 
gehalten worden. Das im Jahre 600 ergangene pupische Gesetz hat 
dies formell vorgeschrieben; ausnahmsweise hat aber auch nachher 
der Senat sich zuweilen an den hiemach ausgeschlossenen Tagen ver- 
sammelt — Gleich den Gomitien kann der Senat nur von Sonnen- 
aufgang bis Sonnenuntergang sitzen und tritt gewöhnlich mit Tages- 
anbruch zusammen, 
vanui«- Oertlich darf auch der Senat nur in der Stadt Rom oder inner- 
halb des ersten Meilensteines verhandeln. Darin stehen Comitien und 
Senat im correlaten Gegensatz, dass wie die Bürgersciiaft nie, so der 
Senat immer im geschlossenen Räume zusammentritt. Uegehuässig 
geschieht dies innerhalb des Mauerrings; von deu beiden römisclieu 
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Ilathhiluseni liegt das eine, die curia calnhra , auf dem Capitol, das 
andere, flie curia Hostdia , spater uingei)aut curia Julia, auf dem 
Comitiuin. der iUtcsten Dingstütte der Curien. Iiith ss kann für die 
Senatsversammluiig jedes zur Auspicatiuu eingerichtete und mit dem 
Qöthigen Sitzraum versebene öffentliche Gebäude benutzt werden ; der 
Senat ist h&nfig in den capitolinlMhen Jupitertempd aelbst und in 
andere städtische Gotteshäuser berufen worden. Ausserhalb des Mauer- 
rings giebt es ein festes Rathhaus nicht nnd der Senat wird auch nur 
ausnahmsweise dahin berufen, insbesondere um Gesandtschaften der 
mit Rom nicht verbündeten Staaten zu empfangen; späterhin sind 
dafür in der Regel die Torstädtischen Tempel des Apollo und der 
Bellona benutzt worden. 

An die Stelle der bei den Comitieu erforderlichen Ladung durch fl«nifcDf. 
Heroldruf tritt bei dem Senat die einfache Ansage, welche der Magi- 
strat sowohl durch Abküudiguug wie in jeder anderen ihm beliebigen 
Weise, auch durch Heruaischicken in den Wohnungen der einzelnen 
Senatoren bewerkstelligen kann. Um sie zu erleichtern, ist der Senator 
gesetzlich verptlichtet seinen Wohnsitz in Rom zu nehmen. Ausserdem 
halten die Senatoren, so weit es möglich und zweckmässig ist, sich 
regelmässig auf dazu bestimmten Versammlungsplätzen {itnaouki^ der 
Ansage zum sofortigen Zusammentreten gewärtig. 

Auch vor der Sitsung des Senats werden die Götter befragt, obAupiMiiw. 
der Act ihnen wohlgefiülig sei. Die dafür anlänglich obliche Vogel- 
schau ist späterhin durch die handlichere der Eingeweide eines Opfer- 
thiers ersetzt worden. 

Wenn in den Comitien die Bürger stehen und nur der Magistrat ^JJgg^ 
sitzt, sn sitzen dagegen in der Senatsversammlung alle Betheiligten, 
der oder die Vorsitzenden auf erhöhten Sesseln in der Mitte, die 
Senatoren vor ihnen auf Bitiiken , übrigens ohne festen Platz weder 
für die einzelne Person noch für die verschiedenen Rangklassen. 

Die Reihenfolge der zur Verhandlung gelangenden Gegenstände 
bestimmt der Vorsitzende Magistrat; indess gehen die sacraku An- 
gelegenheiten immer den übrigen vor. 

Die Verhandlung aber jeden Gegenstand zerfällt m vier Abschnitte : 
die allgemeineFragesteUung des Magistrats; die Aufrufung der einzelnen 
Mitglieder zur Aeusserung ihrer Meinung Ober die vorliegende Frage 
und deren Antworten; die aus diesen Meinungen sich entwickelnde 
specielle Fragestellung des Vorsitzenden ; endlich die Abstimmung der 
Mitglieder über die also gestellte Frage. Der Vorsitzende hat weder 
das Recht seine Meinung zu äussern noch das Recht zu stimmen und 
dasselbe gilt von allen anwesenden Magistraten; dagegen kann er und 
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ebenso mit seiner Einwilligiinp: jeder anwesende Magistrat zu jeder 
Zeit während der Verhandhiii«? das Wort nehmen. 

AUpemeino In dem ersten Abschnitt stellt der Vorsitzende die Frage zur 

•uilung. Verliandlung (conmJere) unter Auseinandersetzung der dafür in Be- 
tracht kommenden Verhältnisse (rerba facere), welclie Auseinander- 
setzung er häufig durch andere Personen, namentlich Priesterschaften und 
Gesandtschaften machen Iftsst. Der Vortrag soll von Rechtswegen nur 
infoimatorisch sein nnd einen Vorsehlag nicht enthalten, obwohl er 
selbBtyerst&ttdlieh der Sache nach häufig auf einen solchen hinauskam. 

vmmv In der nun folgenden Umfrage hat jedes Mitglied fiber die im 
vorliegenden Fall zweckmässig erseheinende Massregel seine Meinung 
(sententia) zu äussern und nach Ermessen dieselbe zu begrOnden, 
wobei ihm das Wort weder beschränkt noch entzogen werden kann. 
Diese Umfrage durchläuft von Rechtswegen die ganze Reihe der zu 
dieser Votirung berechtigten Mitglieder, wobei natürlich den später 
aufgerufenen freisteht entweder einen anderen Yorselilag zu machen 
oder sich einem der Vorredner anzuschliessen. Kine eigentliche Debatte 
tindet nicht statt, da jeder Votant nur einmal an seinem Platze in 
der Reihe zum Wort kommt. — Falls der Vortrag des Magistrats 
sachlich einen Antrag in sich schliesst und kein Mitglied Widerspruch 
erhebt, kann die Umfrage wegfallen und sogleich zu der speciellen 
iVagestellung und zur Abstimmung geschritten werden {senaiM cm- 
mtium per ätseesskmm). 

B«ibenfoi«» Auf der bei dieser Umfrage beobachteten Reihenfolge und auf 
dnuaifn«« Zulassung oder Nichtzulassung zu derselben ruht die ganze Ent- 
wickelunp: der Institution und insbesondere die factische Gliederung 
des Senats in Kangklassen. Die Reihenfolge bei dem Aufruf ist fest 
PMWtt der und für den Vorsitzenden gewohnheitsniiissig obligatorisch. In dem ]>atri- 
cischcn Senat stimmten zuerst die Senatoren der grösseren Gesclilechter, 
dann die der minderen, beide in der durch die dreissig Curien ge- 
gei)enen Folge (S. 12); da rechtlich das später abgegebene Votuni 
ebenso viel wie das an günstigerer Stelle abgegebene galt, so darf 
eine eigentliche Rechtsuugleichbeit hierin schwerlich gefunden werden. 
Aber als dann, nach unserer UeberlieÜsning mit dem Eintritt der 
Republik, der patridsche Senat zum patrieiseh -plebejischen wurde, 
wurden die plebcijisehen ^Eingeschriebenen* von der Votirung aus- 
geschlossen; nicht bloss der Name der Senatoren wurde ihnen 
yersagt, sondern als HFussleute* (peäarii) durften sie nur bei dem 
Auseinandertreten zur Abstimmung mitwirken. Das Votirungsrecht 
erhielten die plebejischen Rathsmitglieder erst mit ihrer Zulassung 
zum Consulat. Dass die gewesenen Consnln vor den nicht consula- 



Digitized by Google 



2. Der Senat and dessen Befragung. 315 



Tischen Senatoren votirten, ist venDiithlich schon in der £poche der 
patricischen Magistratur aufgekommen; nach der Zulassung der Ple- 
bejer zum Oberamt stellte für die Votirung sich die Regel fest, dass 
zuerst die patricischen, dann die plebejischen Consulare, beide Gruppen 
nach dem Amtsalter, alsdann die patricischen Senatoren nach der 
Geschlechtsordnung ihre Voten abgaben. In der gleichen Tendenz 
hat sich, schwerlich durch Gesetz, sondern zunächst durch das Be- 
lieben der Vorsitzenden Magistrate und weiter durch Herkommen, die 
Beihenfolge der Yotirung weiter entwkskelt: in Folge des steigenden 
Ansehens der Zensur wurden vor den Consularen die gewesenen 
Gensoren gefragt, naeh ihnen die gewesenen Prätoren, Aedilen, Volks- 
tribnne und Qnästoren, in jeder Omppe wie es seheint, mit Bevor- 
zugung des Patrieiats und in zweiter Reibe des Amtsalters. Die 
Senatsmitglieder ohne Votirungsrecht, das heisst die nicht durch ein 
Amt, sondern durch freie magistratische Ernennung in den Senat 
aufgenommenen Plebojer, verschwanden, wie früher ausgeftlhrt ward, 
allmählich mit dieser Eintrittsfonu selbst und die zurücksetzende Be- 
nennung der prdarii übertrut; sich im gewöhnlichen Gebrauch auf 
die in der Liste zuletzt stellende und damit vorn effectiven Gebrauch 
des Votirungsrechts so gut wie ausgeschlossene Anitklasse. Als Vor- 
mann (prhiceps) des Senats fungirt hiernach der nach dem Amt- 2iS2ü 
jähr älteste patridsche Censor, und so ist es in der That bis zum 
J. 545 (209 V. Ch.) gehalten worden. Von da an bis auf Sulla haben 
die Gensoren hei ihrer Revision der Senatsliste aus den patricischen 
Censoriem den Vormann nach Ermessen ausgewählt. Sulla hat das 
Vorzugsrecht der gewesenen Gensoren und ebenso die feste Folge fttr 
die Consulare beseitigt; einen festen Vormann hat der Senat seitdem 
nicht mehr, sondern es werden zuerst die für das Folgejahr desig* 
nirten den Consularen gleicbgeachteten künftigen Consuln, wenn es 
solche giebt, alsdann die Consulare in der unter den Consuln für das 
laufende Jahr vereinbarten Folge aufgerufen. 

Die l)ei der Umfrage vorgebrachten Vorschläge hat der Vorsitzende "^ly^'* 
Magistrat in zweckmässiger Weise zu ordnen und alternativ oder suc- •*^»"«- 
cessiv zur Abstimmung zu stellen. Einwirkung auf die Fragestellung 
Steht den Mitgliedern nur insoweit zu, dass, wenn der Vorsitzende 
mehrere Vorschlage zosammenfasst, was ihm freisteht und wodurch 
die Verhandlungen sicher bedeutend abgekürzt worden sind, ein jedes 
Mitglied berechtigt ist Theilung zu fordern. 

Bei der Abstimmung (ecMere), an welcher auch die des Votirungs- .^Jjj^ 
rechts entbehrenden Mitglieder sich betheiligten, ist kein votiiendes 
Mitglied an sein Votum gebunden. Fttr die BeschlussfiUiigkeit des 
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Senats wird eine Mindestzahl von Stimmen gefordert, die je nach dem 
Gegenstand der Verhandlung verschieden normirt ist; indess wird in re- 
publikanischer Zeit regelmässig bloss Majorität und Minorität constatirt 
und kommt es zur Fesstellung der Heschlussfähigkeit nur daun. wenn 
ein Mitglied auf Auszahlung antrügt. Für die Abstimmung, welche 
immer auf Annehmen oder Ablehnen gestellt wird, ist die regelmässige 
Form der natiweehael, so dass die filr und die gegen Stimmenden 
sieh auf die beiden HSlften des Locals vertheilen, was 
schon während der Yotirung sieh vorbereitet Geheime 
ist in der Republik ttberhanpt nicht, unter dem Prindpat nur aus- 
nahmsweise vorgekommen, 
iu^'der Aufzeichnung der gefassten Beschlösse schreibt die Geschilts- 
B«>daAM«. Ordnung des Senats nicht vor, ja schliesst sie in officieller Form aus, 
wenn gleich bei der Umfrage die Voten häufig niedergeschrieben und 
C in der Sitzung verlesen und dem Vorsitzenden eingereiht wurden, 

auch dieser vielfach Aufzeichnungen zu [Hülfe genommen haben wird. 
Nichts desto weniger ist schon unter der Republik für die uns bekannte 
Epoche die Niederschrift des Senatsschlusses ebenso nothwendig wie 
bei dem Gesetz diejenige des Yolksschlusses (S. 301). Wie dieser vor, 
wird jener nach der Fassung aufgeieichnet, regelmissig sofort nach dem 
Sehluss der Sitsung durch den Yorsitsenden unter Zusiehung einiger in 
derselben anwesenden Senatoren als Urkundsseugen. Ausserdem muss 
der Besehluss, um rechtliche Gültigkeit zu habm, Ton dem Vorsilienden 
bei dem Aeraiium der Gemeinde eingereicht und dort in die Bacher ein- 
getragen werden, woneben während der ständischen Streitigkeiten eine 
ähnliche, aber wohl auf gewisse Kategorien beschränkte Einreichung 
der Senatsschlüsse bei den Aedileu der Plebs in Febung gewesen ist. — 
Die Niederschrift der zur Rechtfertigung der Voten gehaltenen Vorträge 
ist in republikanischer Zeit nur als Privatveranstaltung zu politischen 
Zwecken vereinzelt vorgekommen, wogegen sie unter dem Principat 
ständig wird, hauptsächlich um dem iu der Kegel nicht anwesenden 
Herrscher aber die Verhandlungen des Senats vollst&ndige und authen- 
tische Kunde zu Torsehaifen. 
Zh^tr Hinsichtlich der OeffentHchkeit der Verhandlungen gilt im Allge- 
'**^'^'**^ meinen, was auch tou den Comitien gesagt werden kann; zugelassen 
wird nur, wer dabei betheiligt ist, und wenn bei denen der Barger- 
schalt dieser Kreis ein weiterer ist, so liegt doch auch bei denen des 
Senats Geheimhaltung keineswegs im Wesen der Institution. Ebenso 
aber ist es durch die Verhältnisse gegeben, dass die Publication der 
gefassten Beschlüsse, welche bei den Comitien ani;es«>heii werden 
konnte als durch die Fassung selbst bewirkt, bei dem beuat nur 
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ausnahmsweise und auf besondere Anordnung stattfand; es gehört zu 
den demokratischen Massregeln Caesars, dass er in seinem ersten 
Consulat durch Anordnung einer solchen ständigen Publication den 
Senat unter die Controle der Oeffentlichkeit stellte. Augustus hat, 
als er bei seiner Reorganisation dem Senat formell die Herrschaft 
zurückgab, diesem System entspreebraddie YerOffentlichung der Senats- 
aeten untersagt 
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B^iff 4«r Unter der Competeoz der Comitien verstehen wir ihre zu gewissen 
magifitratiBchen Acten erforderlieheZnstimmung. AuBgesehlossen bleiben 
also sowohl diejenigen Comitien, welche, wie bei der Inauguration der 
Priester und der Lustration der Gemeinde, nur einen magistratischen 
Act soUemnisiren, wie auch diejenigen, in denen der Magistrat nach 
dem Antritt den Bürgern das Treu wort abnimmt (S. 132)« Dem Gegeu- 

OMiAi-. Stande nach können Gesetz-, Gerichts- und Wahlconiitien unterschieden 

OnlBhto- 

Wiki- ' werden, wobei allerdings die erste Kategorie nicht eigentlich positiv de- 
linirt wird, sondern jeden Volksschluss in sich begreift, welcher weder 
ein Gerichts-, noch ein Wahlact ist. Aoiisserlich unterscheiden sich 
die drei Katej^orien dadurch, dass der Comitialbeschluss nicht bei 
dem Gericht und bei den Waiden, aber bei dem Gesetz nach dem 
Geschlechtsnameu des oder der antragstellenden Magistrate benannt 
wird. Die Gesetz- und Gerich tscomitien dürfen als ursprauglich gelten ; 
es hat die römische Bürgerschaft, so viel wir absehen von jeher, in die 
Lage kommen können einen verurtheilten Verbreeher zu begnadigen 
oder sonst in die bestehende Rechtsordnung abftndemd einzugreifen. 
Ob sie dabei von Haus aus als Trägerin der Gemeindegewalt gedacht 
ist oder vielmehr die Auffassung zu Grunde Hegt, dasä die allgemeine 
Verpflichtung der Bürger zum Gehorsam gegen den Beamten auf die 
der Rechtsordming zuwider laufenden Anordnungen sich nicht erstreckt 
und ihre hierfür besonders eingeholte Zustimmung eine ergiluzende 
Verptlichtung in sich schliesst, mag dahin gestellt bleiben, obwohl die 
Anleimung an das Treuwort der letzteren Auffassung günstig ist. Die 
Wahlcomitien, wenn gleich unsere Ueberlieferung auch sie auf die 
Anfänge zurückfuhrt, sind wahrscheinlich erst mit oder während der 
Republik hinzugetreten (S. 106). lieber die Gerichtscomitlen, durch 
welche auf Grund der Provocation die magistratische Strafsentenz 
aufgehoben werden kann, ist in dem Abschnitt vom Zwangs- und 
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Strafrecht (S. 230), über die Wahlcomitien in dem Abschnitt vou der 
Creation der Magistrate (S. lüü) gesprochen worden ; es wird daher hier 
hauptsächlich von der generellen und prinzipiell wichtigsten Kategorie, 
den Legalcomitien gehandelt 

Entsprechend der lex prwata ist die lex publiea die magistratische 
Festsetzung iigend welchen Inhalts, mag dies ein administratiyer Act 
sein oder was wir Gesetz nennen, die Feststellung einer von der be- 
stehenden abweichenden Rechtsnorm sei es für einen einzelnen Fall (pri- 
vilegium), sei es allgemein für alle zukünftig eintretenden gleichartigen. 
Der Magistrat ist befugt diese Festsetzung zu treffen entweder kraft seiner 
Amtsgewalt {kx data) oder nur nach Befragung und mit Einwilligung 
der Bürgerschaft {lex rorjata). An diesen vnni Magistrate fornjulirten 
Vorschlag, der bei den Gerichts- und den Wahlcomitien in gleicher 
"Weise nicht vorkommt, knüpft sich die, wie angegeben, von dem 
Antragsteller entlehnte Benennung. Der die Bürgerschaft also be- 
fragende Magistrat ist demnach immer seinerseits mit dem Antrag 
einverstanden und daher anch befugt seine Meinung zu ftndem und 
die Befragung in jedem Stadium abzubrechen, damit also den Antrag 
fOr diesmal oder überhaupt zurHekzunehmen, 

Aber auch mit Hinzuziehung der Bürgerschaft hat der Magistrat hiÄMr'^d'er 
der bestehenden Rechtsordnung gegenüber keineswegs freie Hand. Im ^"l'uat"'!*" 
Gegentheil gilt diese, als nicht durch die Gomitien geschaffen, auch 
niclit als von ilirem Belieben abhängig, vielmehr als ewig und unabander- 
licii. Das Hecht des ursprünglichen Senats den Coniitiulact zu bestiUigeu 
oder 7A1 cassiren ist ohne Zweifel in diesem Sinne geordnet und 
ursi)rüngiich geübt worden. Die fundamentalen Umgestaltungen der 
Verfassung sind, ähnlich wie die Römer die Schöpfung derselben sich 
daditen, durch einzelne mit constituirender Gewalt ausgestattete Bürger 
ins Leben gerufen worden; es gilt dies sicher von derjenigen Yer- 
Üassungsreform, welche dem Königthum das Consulat substituirt hat 
und innerhalb unserer geschichtlichen Ueberlieferung von der Zwölf* 
tafelgesetzgebung ebenso wie von der Neuordnung des Gemeinwesens 
durch Sulla und durch Augustus. 

Indess wenn die Rechtsordnung ein für allemal feststeht, so 
sind Ausnahmen von den Regeln derselben für den einzelnen Fall 
von jeher zugelassen worden, und hieran knüpft die lex rogata au. 
Die vilterliche Gewalt und die ?'rbordnung ruhen von Rechtswegen 
auf der Blutsverwandtschaft und dem entsprechend haudliiibt sie der 
rechtsprecheude Magistrat; die Annahme an Kindesstatt uud die 
Vergabung des Vermögens auf den Todesfall in einer von der Korm 
abweichenden Weise kann er fttr sich allein nicht herbeiführen, 
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wohl aber mit Gutheissung der Bürgerschaft. Auch die Begnadi- 
gung des überwiesenen und verurtheilten Verbrechers gehört in 
denselben Anschauungskreis; ohne Zweifel ist ursprQnglicb so erz&hlt 
worden, daas der König sieh nicht hefiigt erachtete den patriotischen 
SchweetermOrder von der Strafe zu entbinden, aber ihm gestattete die 
Begnadigung von der Bargersehalt zu erbitten. Vor allem dentlieh 
oltBnbart sidi dfese AnffasBung bei der Kriegserklämng gegen den bis 
dahin verbündeten Staat. Das ursprOngliche BQndniss ruht auf der 
nationalen Gemeinschaft der Latiner und ist nicht abhängig von dem 
Gutfinden der römischen Bürgerschaft; aber ob die Praenestiner oder 
die Tusculaner dasselbe verletzt haben und also die Waffen gegen sie 
frekehrt werden müssen, darüber entscheidet sie auf Antraft des Magi- 
strats und unter Vorbehalt der Bestätigung durch den Senat. Durch- 
aus geht die Comitialgesetzgehung, sowohl in den Privat verhilltnissen, 
welche auch in der späteren Zeit den Curien verblieben sind, wie in 
den eigentlich politischen Fragen, aus von dem Ausnahmegesetz, dem 

Wenn diese Privilegien so alt sind, wie Rom seihst, so ist mit 
dem Eintreten der republikanischen Ordnung und der darin ent- 
haltenen Beschränkungen der Magistratur, der Kreis der von derselben 
Magistratur unter Mitwirkung der Comitien zu vollziehenden Acte 

einerseits beschränkt, andrerseits ausgedehnt worden. 

Die Beschränkung ist herbeigeführt durch die Trennung der sa- 
cralen und der bürgerlichen Gewalt : jener sind, wie wir sahen, die auf die 
Geschlechtsordnung bezüglichen Privatacte, wesentlich Adrogation und 
Testament verblieben, wofür die bisherige mactistratische Initiative vom 
KöniK auf den Oberpuntilex ül)ergeht und die für die politischen Ab- 
stimmungen ausser Kraft gesetzte Curieiiversaniiiiluiig der Bürgerschaft 
auch ferner competeiit bleibt. Vom Standpuncte des patricischen Ge- 
meinwesens aus sind dies legislatorische Acte; aus der republikanischen 
Legislaüve scheiden sie aus. 

Andrerseits wird die (üompetenz der politischen Comitien der 
Republik wesentlich und nothwendig erweitert. For die Yomahme 
deijenigen öffentlichen Acte, welche wohl in der ursprünglichen 
magistratischen Competent enthalten, aber keiner ordentlichen Magi- 
stratur der Republik überwiesen sind, bedarf es eines ausserordent- 
lichen Auftrags, und dieser Auftrag kann nur mit Gutheissung der 
Comitien ertheilt werden, einerlei ob er einem ordentlichen Be- 
amten gegeben oder, was spftter Regel ist, besondere Beamte dafür 
von den Comitien bestellt werden. Dahin gehören namentlich die 
Erhebung der Capitalklage gegen einen Bürger wegen Landesverrath 
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(S. 186), die Uebernahme des höchsten aller Gemeind^ltbde, des 
heiligen Lenzes (S. 220) und die unentgeltliche Wf ggabe Ton Gemein- 
land durch Adsignation oder Colonisation (S. 272). 

Hieran schliefst sich weiter die Abänderung der bestehenden 
Gomeindeonlnuiig durch Specinlpesetz. Die Ewigkeit derselben war 
wie man will ein Ideal oder eine Fiction, in gewissem 8inne prinripiell 
von vornherein damit aufgi g^ hen, dass Ausnahmen für den einzelnen 
Fall zugelassen wurden. Die praktische Nothwendigkeit so wie die 
immer steigende Tendenz die Bürgerversammlung als die Trfigerin 
der GemeiDdeflOttveriDet&t sn behandeln führten mehr und mehr dam 
den Kreis der eomitialen Oesett gebung so zu erweitem, daas zwar die 
generelle und fundamentale Umgestaltung awgesehloesen blieb, aber 
jede speelelte Neuerung auf diesem Wege statthaft ersdiien. Die dem 
Zwdlftafelrecht einverleibte Satzung, dass der spätere VollnschlnBS 
die Altere Ordnung bricht, ist die sn ihrer Zeit keineswegs selbst- 
verständliche Anerkennung dieser eomitialen SouveränetAt. In dieser 
Weise ist alsdann in historischer Zeit die r.oinitiale Gesetzgebung ge- 
handhabt worden. Es werden vor die Comitien gebracht die Ver- 
leihung oder Entziehung des Bürgerrechts so wie die Erweite- 
rung desselben durch Beilegung des Stimmrechts; die Einrichtung 
oder Umgestaltung der Aemter wie der Olfizierstellen, wohin auch 
die Anordnung der Conipetenzerweiterung der ordentlichen sowie der 
Creiruiig ausserordentlicher Beamten zu zählen ist; die Normirung 
der Rechte und der Pflichten der Borger, wohin alle Kenerungen in 
Betreff der Dienstpflicht, die Einfnhrung neuer Steuern, die Ehegeseta- 
gebung und unzählige andere Kategorien gehären. Nicht minder 
gebärt vor sie von Rechtswegen Jede definitive Entbindung von den 
derartigen Ordnungen, sei es fOr eine Kategorie, sei es fär Individuen. 
Diese lediglich exemplificirende Aufzahlung wird den formaler Er- 
schöpfung unfähigen Kreis derComitialgesetzgebung in der entwickelten 
Bepublik wenigstens verdeutlichen. Die Grenzen zwischen der magi- 
stratisch-senatorialen und der magistratisch-comitialen Competenz sind 
mehr durch Herkommen als principiell fixirt; es lässt sich beispiels- 
weise erkennen, dass religiöse Angelegenheiten nur wo es unum- 
gänglich schien, bei der Einrichtung neuer Priesterschaften und stän- 
diger Volksfeste an die Comi|it|en gebracht worden sind. Uebrigens 
wird auf die Abgrenzung weiterhin zurQckzukommen sein bei dem 
Uebergreifen des späteren Senats und des Principats in die comitiale 
Competenz namentlich in Betreff der Entbindung von dem Gesetz. 

Uebergreifen der Comitien, comitiale Anordnung innerhalb der der £^SSi£*. 
magistratischen Action durch die Verfassung angewiesenen Thätigkeit '".tnli^ 
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läuft der römischen Ordnung zuwider und ist, abgest hen von der durch 
die ol)lig€itori>che Provopatiou gegebenen Beschränkung des m igistni- 
tischt n Zwjings- und Stnifrechls, durchaus unterblief)en. Dies gilt 
nicht bloss für die liechtsiiHege, sondern cl)enso für die Verwaltung; 
trotz der oft unerträglich schweren Belastung durch Aushebungen und 
CoDtribntioiif« Bind die Couitien nie mit der F^rige liefimt worden, 
ob und in welebem Umfang dieie »tattiafinden b&tten. Die im Laufe 
der Zeit sieh einstelleiirfe Betheiligangder Comitien bei dea wichtigsten 
totemationalen Acten Icann nicbt als Uebeigreifen bexeiebnet werden. 
Den Friedens- und ttberluiopt den InternntiottalYertrag abinschliessen 
ist der Feldherr wohl an sich berechtigt; aber da dieser Vertrag 
vollständig nur dann bindet, wenn et mit Vorwissen der Gemeinde 
abgeschlossen wird (S. 292), so ist es nur in der Ordnung, dass die 
Comitien dabei späterhin mit<,'ewirkt haben, der erste Friede mit Kar- 
thago unter Vorbehalt der Ratification der (ieraeinde geschlossen ist 
und von da an namentlich Bünlnissvertrage häufig an die Comitien 
gebracht worden sind. Wirkliche Verfas>ungsverletzungen sind die 
R' sci.isionen gerichtlicher Erkenntnisse und di * Abänderungen das Ge- 
meindevermögen betreffender rechtskräftiger Verträge, wie einzelne 
Comitialbeachlflsse aus den Zeiten der republikaniBchen Agonie sie au- 
geordnet haben. 

Si^Äu. Die Rechtsicraft des Yollnschluiises, mag deraeibe Gesets sein oder 
'""'^ Erkenntnis im Strafprozess oder Beamtenwahl, ist selbstverständlich 
abhängig von der Einhaltung der für denselben in Betracht kommen- 
den Normen; aber es ist häufig sehr schwierig zu bestimmen, ob die 
älteren doch auch von der Bürgerschaft aufgestellten Normen den 
späteren Volksschlu^^s brechen oder durch ihn gebrochen werden, 
Sidbstvertitändlich wird die Bürgerschaft dadurch nicht gebunden, dass 
das ältere Gesetz die UuwiderruHichkeit in Anspruch nimmt; so wenig 
wie die einzelne Person kann die Gemeinde sich in hindi-nder Weise 
des Rechts der Wiilensäiiderung begeben. Die Clausel ist oft in 
die Gesetze hiaeingesetzt worden und hat, vor allem wo eidliche 
Verpflichtung der gesammten Bürgerschaft bestärlcend hinzutrat, mora- 
lische und politische Wirkung gehabt; rechtlich ist sie immer als 
nichtig angesehen worden. Dagegen werden frühere allgemeine Gesetze 
dadurch nicht abrogirt» dass ein späterer Comitialaet dagegen 
verstOsst Kraft der gesetslichen Untersagung der Zusammenfassung 
disparater Bestimmungen in demselben Gesetz ist jeder derartige Volks- 
sehiuss ungtlltig, kraft der gesetzlichen Vorschrift ober das Minimal- 
alter fOr die Amtsbewerbung der dawider verstossende Wahlact nichtig. 
Andeierseits kann die gesetzliche Vorschrift, dass Spezialgesetze zum 
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Nachtheil einer eiozelnea Persou nicht erlassen werden dürfen, nicht 
viel mehr gewesen sein als eine politische Mahoung an die Bürger- 
Schaft ihre Gewalt nicht in dieser Art za missbranchen. Die Feststellnng 
der nothwendig schwankenden Grenze, die Entscheidung der schwerwie- 
genden Frage, ob ein Comitialact rechtsgQltig sei oder nicht, hat nach 
der orsprlkngHchen Ver^MSuag, wie im folgenden Abschnitt zu zeigen 
sein wird, der patricische Senat. Indess dieses wesentliche Organ der 
Staatsordnung ist bereits in der früheren Republik factisch ausser 
Function getreten und die Lücke nicht wieder ausgefüllt worden. Von 
allgemeinen Festsetzungen in dieser Hinsicht wissen wir nichts; es 
muÄS in der spiltereu Epoche dem Ermessen des Einzelnen an- 
heimgegeben gewesen sein einen Comitialact als nichtig zu be- 
zeichnen und mit dieser seiner Ansicht durchzufallen oder durch- 
zudringen. — Nur über die Consequeuzen religiöser Mängel sind volk^' 
wir einigcrmassen unterrichtet. Die in den Volksschlüssen ständige " *^ 
Clausel, dass ein jeder nur insoweit gelten solle, als er nicht materiell 
gegen die religiösen Normen Verstösse, zeigt mehr die Tendenz der 
Gesetzgebung als eine wesentliche Einschränkung, obwohl zum Bei- 
spiel bei Adsignation von Gemeinland sie wohl praktische Folgen ge- 
habt haben mag. Politisch wichtiger war die Behandlung der bei 
der jeden Comitialact einleitenden Auspication etwa begangenen Ver- 
seilen (vitia). Es ist für die dem politischen Regiment der Römer bei 
aller Gottesfurcht eigene Unabhängigkeit bezeichnend, dass dergleichen 
Versehen, selbst wenn sie durch die beikommenden Priester constatirt 
vielleicht einstmals den patricischen Senat bestimmt haben könm n 
dem Act die Bestätigung zu versagen, aber in historischer Zeit formale 
Rechtsfolge nicht nach sich ziehen. Das in dieser Weise fehlerhaft l)e- 
schlossene Geb)et/ und der in dieser Weise fehlerhaft creirte Reanite sind 
nichts desto weniger zu Recht erwählt; allerdings ist es Gewissenspfiicht 
einen derartigen Act zu beseitigen, indem das Gesetz aufgehoben wird, 
die Beamten von ihrem Amt zurQcktreten. Dass in der spätesten 
Zeit der Republik der Senat sich das Recht vindicirt hat Gesetze 
wegen eines solchen Fehlers ausser Kraft zu setzen, gehört zu den 
UebergrifTen desselben in den Kreis der an sich ihm nicht zustehenden 
Legislation. 

Die Stellung der Comitien im römischen Staatswesen ist überwiegend tÄ 
formeller Art. Der Magistratur gegenüber haben sie anfänglich nichts als owittM. 

das Recht einen niagistratischen Act zu verhindern und wenn bei Pro- 
zessen und Wahlen die Bürgerschaft späterhin freiere Hund gewinnt, 
so hat bei dem Gi'setz den Comitien zu ailer Zeit der bache nach nichts 
zugebtanden als das Veto. Sie stehen in der früheren Republik recht- 

21* 
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' lieh, in dor entwickelten thatsächlich unter der Vormundschaft des- 
Senats; als dessen Heginient zu schwanken hefiinnt, sind die Comitien 
ein regelmässig willenloses Werkzeug in der Hand desjeni-^en Partei- 
mannes, der sie zusammenruft und nur zu oft einfach der Heliel des 
persönlichen Interesses eintlus-^reicher Bürger. Ihre Competenz ist 
anfangs wohl eingeschränkt, aher insofern effectiv, als hei der Hand« 
habung der Geschlechtsordnung, bei der Austthang dee Gnadenrechtes, 
bei dem Kriegsbeginn gegen die Nachburgemeinde die SelbethestiiniDUiig 
des einselDen Borgers den Ausschlag geheo konnte und gegeben 
haben wird; je mehr sie sich formell erweitert, desto weniger kann 
der Besehlnss der römischen Bflrgerschaft als effectiver Willentiausdnick 
derselben angesehen werden; wie es denn dafür charakteristisch ist, dass 
Ablehnung eines an die Comitien gebrachten Antr.tgs ungefähr so selten 
ist wie heutzutage im constitutioiiclli n Staat die Weigerung des Mon- 
archen (las beschlosseue Gesetz zu vollziehen. Die dem streng ein- 
heitlichen Königsregiment und den engen Verhältnissen einer Land- 
stadt angepasste llrversanimluug erscheint in dem historischen Horn 
als ein ursprüngliches durch die Macht der Entwicklung verkümmertes 
Organ, dessen Function, wo sie nicht nominell ist, vom politischen 
Zufall regiert dem Gemeinweaen zuweilen genützt, häufiger geschadet 
bat und dessen bester Vorzug ist nicht mächtig genug gewesen in 
sein, um das Regiment an sich zn sieben. 
vt»^ Mit der Republik sind die Comitien nicht formell abgeschafft 
aber beseitigt worden. Das Provocationsverfahren ist im Wemntlichen 
der sullanischcn CierichtSOrdDung gewichen. Die Beamtenwahlen gehen 
bei Tiberius Regierungsantritt von den Comitien tlher auf den Senat. 
Die coniitiale f}esetzgehung hat sich länger behauptet; hei den Ehe- 
und den Steuergesetzen Augusts hat wenigstens in der ablehnenden 
Haltung die Bürgerschaft noch einige Selbständigkeit entwickelt und 
nachweisbar ist die comitiale (iesetzgebung bis auf Nerva; ja insofern 
die bei dem Wechsel d« s Principats eintretende Volksbefragung mehr 
ein legislatorischer als ein Wahlact ist, mag sich dafür die Gomitial- 
ordnung noch längere Zeit formell behauptet haben. Der Sache nach 
aber liegt auch die legislatiTO Gewalt seit dem Beginn dee Principats 
bei dem Senat 
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Wie der Senat eine Doppelinstitntion ist, der engere patridsche 
"Senat ein anderer ist als der weitere futtjciseli-plebejiBdie, so ist auch 
die Competenz der beiden KOrperscIiaften Tollst&ndig verschieden, 
wenn gleich, wie der weitere Senat den engerm einschliosstt so 
auch die Competenz des weiteren an die des engeren anknüpft. 

Abgesehen von der früher entwickelten Int»Tre^nalfuDction. welche 
nicht dem Seni«t als solchem, sondern dem einzelnen Senator obliegt "^^'j^^'^ 
(S. 103), fAllt die Competenz des ursprünglichen Senats mit der Com- 
petenz der Comitien zusammen. Bei dem engb< grenzten ursprünglichen 
Volksschluss, der Abweichung von den bestehenden Ordnungen für 
den einzelnen Fall, der Ausnahme von der Gescblechtsordnung durch 
Adrogation nnd Testament, Ton den Strafbestimmnngen durch Be- 
gnadigung, Yon dem ewigen Bfinduiss durch Kriegserklftrung, hat 
der tf agistrat den betrefiisnden Antrag an die Bflrgerschaft zu bringen 
(ferr» ad populum) und wenn diese zugestimmt hat^ diesen Beschluss 
weiter dt m Senat vorzulegen (referre ad senatum^ und im Wege der 
Umfrage und der Abstimmung «iessen Bestätigung zu erwirlcen. Auch 
als mit der Einführung der obligatorischen Provocation, dem T 'eber- 
gang der Beamtcnerriennung vom Magistrat auf die Bürgerschaft und 
der im vorhergehenden Abschnitt erörterten Erweiterung der comitialen 
.Legislation die Competenz der Comitien grösseren Umfang annahm, ist 
die Bestätigung des Senats allem Anschein nach in gleicher Weise 
ausgedehnt, sicher namentlich auch auf die Wahleu angewandt worden. 

Als zweite Instans der Legislation wird der Senat nicht anfge- ^^/^^ 
iasst werden dürfen. Die technisehe Bezeichnung dieser Bestätigung, 
die .Mehrung*, oudorvte», deutlieh hier staatsrechtlich ebenso Ter- 
wendet wie im Privatrecht bei der Vormundschaft, zeigt an, dass die 
Bürgerschaft gleich dem Pupillen handelt, der Senat gleich dem 
Tutor die der sicheren Handlungsfilhigkeit entbehrende Gemeinde 
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durch Vrrsagung der Bestätigung vor Fehlschritten bewahrt. Immer 
aber folgt liieraus die ursprünplirhe Dreitheiiigkeit der Gemeinde- 
gewalt: in letzter Instanz findet sie ihren Ausdruck in dem Antr;i;z des 
Magistrats, dem Beschiuss der BQrgerschaft und der Bestätigung des 
Senats. 

g°^hwind?n Allem Anschein nach liegt dieser Best»tiguui<; die PrfifuDg des ge- 
^uu. ^ftssten Beschlusses Hiebt mtish seiner Zweckmässigkeit, sondern nach 
seiner RecbtsgOltigkeit zn Grande. Die Institution ist hervorgegangen 
aus der ehrforohtigen Scheu vor der Verletzung göttlicher wie irdischer 
Rechte. Nicht ob es verst&ndig war dem Cornelier den Fabier zum 
Sohn zu gehen oder den Praenestinern den Krieg zu erklären hatten 
die alten Senatoren zu entscheiden, sondern nur, ob ein solcher Ge- 
schlerhtswechsel mit dem heiligen Herkommen sich vertrug und ob die 
Bundt s^tadt rechten Grund zur KriegfQhrung gegeben hatte. Diese in 
der Institution selbst gegebenen Schränken haben wahrscheinlich auch 
bewirkt, dass in der uns bi kannten republikanischen Zeit die In- 
stitutiou wohl noch aufrecht steht, aber nicht mehr wirksam in die 
politischen Verhältnisse eingreift. Dass seit der Mitte des 5. Jahrb. 
die Be>tätigung dem Comitialact nicht nachfolgte, wie es bis dahin 
geschehen war, sondero voraufging, war mit dem Wesen der Institution 
nicht unvereinbar; die Zulftssigkeit eines beabsichtigten Gesetzes oder 
einer angemeldeten Wahl konnte auch vorher beanstandet werden 
nnd es mochte sogar zweckmässig erscheinen, die Bargerschaft nicht 
nach gefasstem Beschiuss zu rectificiren, sondern an der Fassung 
desselben zu verhindern. Aber offeuhar ruht die Institution auf dem 
ürsprQnglicben Glauben an die unah&nderliche Geltung der römischen 
Ordnungen und der frommen Scheu vor den Folgen der unrecht- 
fertigen Verletzung derselben. Je mehr diese Grundlage schwand, 
desto weniger wurde die politische Vormundschaft wie von dem Senat 
in den rechten Grenzen geh istet, so von den Coniitieii in ihrem immer 
steigenden Machtgefühl ertragen ; wenn, wie wahr>cheinlich, der Senat 
berechtigt und verpflichtet war wegen eines Auspicationsfehlers den 
betreifenden Comitialact zu cassiren, so gab dieser Satz, nach politischem 
Ermessen gebandhabt, allerdings die gesammte Action der patrieisch- 
plebejischen Bflrgerschaft m die keiner (üontrole unterliegende Gewalt 
der pHtricischen Senatoren. Sei es durch Gesetz, sei es durch Ge- 
wohnheit, das Bestätigungsrecht des patrieiscben Senats ist in histo« 
riscber Zeit wohl noch formell getlbt worden, aber thatsftchlich annullirt» 
der dritte Factor der Gemeindegewalt verschwunden. 
JwiNtumn Wie die Conipetcnz des patrieiscben Senats auf der Mitwirkung 
SSSTmiSl bei dem vom \ olk best&tigten, so ruht die des patriciscb-plebcijischen 
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auf der Mitwirkung bei dein dieser Bestätigung nicht unterliegenden '^^il^^ 
magistratischen Decret. Wie in beiden Fällen die geschäftliche Form die- 
selbe ist, so mag aneh die letztere TbAtigkeit ebenso «It sein wie die 
entere und deiunach schon dem patrieisehen Senat sogeatanden haben. 
Personal scheiden sie eich mit dem Eintritt der Pleh^er in den Senat, 
indem diese bei der Beatatignng des Volksachlnsaes nicht mitwirken, 
wohl aber, wenn auch anHlnglich nur in untergeordneter Weise, bei 
der Fassung des einfachen magistratischen Decrets, worin allerdings 
auch sich deutlich zeigt, dass die letztere Thätigkeit ursprünglich se- 
cundär und verfassungsmässig nicht streng nothwendig gewesen ist. 

Aber keineswegs wirkt der Senat mit bei dem mngistnitischen iÜ'aJlISS 
Decret überliauiit. Im flcgenttieil ist ditse Mitwirkung; hei der ordent- jiuJ?i,t?m 
liehen Handliabuiig (ici Beiiinteiigrwalt verfiissungsmllssigausgesclilossen. ^i,t1*«ii« 
Das magistralische Imperium hat in der ihm angewiesenen Sphäre sich 
selbständig zu bewegen; die Rechtsptiege, die HeerfQhrung, die Wahl 
. der ständigen Beamten, Oberhaupt alle Handlungen, welche der Magi- 
Btrat pHichlmlssig nicht unterlassen kann, dürfen nicht in das Er- 
raesFen des Senats gestellt werden. Es steht dem Beamten frei be- 
liebige Rathminner («0Rff7tiniO inizuziehen, nicht aber die die Gemeinde- 
gewalt neben Magintrat und Comitien vertretende Körperschaft. 

Somit bleiben fttr die Mitwirkung des Senats hei dem magistratischen 
Decret diejenigen Acte, welche mehr oder minder von dem Krmessen 
des Beamten al hflrgen und die im Allgemeinen als ansserordrnt liehe 
Amtshandliingin bezeichnet werden können. Vielleicht ist auch hie- 
für d( r Volks-scliIuj-8 insofern der AuspaDgspunct gewesen, als die An- 
tragsstellung ein derartiges magistrati>chfs Decret ist. Es lag zum 
Bei.opiel bei der Kriegserklärung dem Magistrat nahe, eben weil die 
Bestätigung des Senats erforderlich war, sich vor der Antragstellung 
bei der Gemeinde der Zustimmung des Senats zu versiehern, und die 
den Senat von dem Censilium pcharf scheidenden Formen, die feste 
Zahl der Mitglieder, die that>flchlicbe Lehenslftnglichkeit der Mitglied- 
schaft, die ein fOr allemal normirte Geschäftsordnung, wie sie fQr die 
Bestätigung geordnet waren, ttbertragen sich damit von selbst auch 
auf die Befragung. 

Indess ist die B fragung des Senats bei der aus.«erordentlichen 
magistratischen Amtshandlung nicht, wie der bestätigende Act, ver- '*"*^' 
fasMingsniü>sig nothwendig. Der Magistrat hat nach der ursprüng- 
lichen Auflassung in solclicm P'all wohl das Recht, aber nicht die 
Pflicht, ehe er seinen Beschluss fasst, den Senat zu fragin; sein Be- 
schluss gewinnt au Autorität, wenn die zur W'ahrerin der Rechts- 
ordnungen bestellte Körperschaft sich einverstanden erklärt hat, aber 
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▼on Recbtswegen kann der Benmte aueh ohne Rathaetalag des 8enatB, 

und SQgRF gegen d« nselben beschliessen. Inf>ofern ist der Senat in 
dieser seiner bernthenden Tbfttigkeit nur tbatsftchlich, nicht rechtlich 
mehr als die vom Beamten zugezogeneu Berather, wie er denn auch 
nicht technisch, aber enuntiativ nicht selten als consiliuni publicum be- 
zeichnet wird. Dieses Berathungarecht ist es, auf dem das spätere 
Senatsreginient und die Weltstellung Roms beruhen. Der Beschluss 
des patricisch-pleht'ijscheii Senats ist ein von dem höchsten lie- 
gierungscollegiunj dem Kxeeutivbeaniten auf dessen Verlangen 
ertheiltes Gutachten; und die £ntwickelung der Institution läuft 
wesentlich darauf hinaus, daas die facultative Einholung und die 
facultative Befolgung dieses Gutachtens im Laufe der Zeit mehr oder 
minder obligatorisch werden. Dan der Act eine Vereinbarung des 
Senats mit dem Magistrat in sich sdiliesst, tritt deutlich hervor in 
der Beseiehnuog desselben in der Ältesten uns erhaltenen derartigen 
Urkunde als eauuiis senatusgue senteniia, wogegen allerdings in den 
später ablieben Bezeichnungen die magistratische M itwi rk ung zurücktritt 
und im consultum wie in der setUmtia nur die Antwort auf die magi- 
stratische Frage oder die geäusserte Meinung hervorgehoben werdeu. 
Deutlicher noch tritt der ursprtlnglich facultative Charakter dieser 
Gutachten darin zu Ta^'e, dass der Seoat niemals dem Beamten fie^eu- 
üher mehr in Anspruch nimmt als die imctoritas, was im Gehrauch 
ungefähr unserer „Enipfehlung" entsj)richt, und niemals ihm befiehlt, 
wie dies der Vulk^.^chluss thut, souderu in Wendungen, die das magi- 
stratische Belieben ausdrQcklich wahren, ihn lediglich .ersucht". Aber 
nicht bloss in der Form, sondern auch der Sache nach hält der Senat 
hiebei eine wesi ni liehe Schranke ein. Er richtet an den Beamten nur 
sachliche VorschlJIge, niemals personale. Er kann den Consuln ansinnen 
durch Ernennung eines Dictators sich thatsächlich zu snspendiren, aber 
ihtien nicht den geeigneten Mann bezeichnen. Er kann die Creir ung ausser- 
ordentlicher Beamten dem Vorsitzenden und in Verbindung mit ihm den 
Comitien vorschlagen, aber nur in politisch indiiTerenten Dingen oder 
in der Epoche der republikanischen Agonie werden die zu creirenden 
Bejimten in dem Gesetzvorschlag selbst mit Namen genannt. Er gut- 
achtet tiber die Ahsendung und die Instruction der (iesandtscbafteu 
und bestimmt die Gesaniitenzahl, aher die Auswahl üherlässt er dem 
Magistrat. Er gutachtet ül»er die Festsetzung der Geschäftskreise gleich- 
berechtigter Cullegeu; aber die Vertheilung derselben unter die ein- 
xelnen Personen erfolgt durch Vereinbarung oder durch das I<oos. 
Indirect hat der Senat oft genug in Personalfragen eingegriffen; 
aber in dem wichtigsten Fall, der Prorogatton des militarischeii 
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Comniandos geht formell der Senatsl)esehluss nur auf Widerrathen 
der Ablösung und ruht die Verlängerung des Amtes rechtlich 
auf dem Gesetz. Direct personale Vorschläge macht er nicht 
uud fuDgirt in republikanischer Zeit niemals als Wahlkörperschaft. 
Diese politiaeh BDgemein wirksame SehniDke der senatorischen Com- 
petens ist iwar nur durch Herkommen gezogen, aber strenger eio- 
Rehalten worden, als dies bei gesetzlichen Competeugrenzen der Fall 
ni sein pflegt 

Die Unbestimmtheit der Grenzen zwischen dem magistratisehen ^"^'^iei^ 

Imperium und der Autorität des Senats, die sowohl hinsichtlich der Tu/ 
Mothwendigkeit der Einlioluog wie hinsichtlich derjenigen der Nach- 
achtung durch die ganze lange republikanische Zeit fortdauernde Ab- 
hängigkeit dieser Abgrenzung von den jedesmaligen politischen und 
personalen Verhältnissen gehört zum eigensten Wesen der von formaler 
Normirung wenig beeint^us^ten und völlig vom der Macht der Präce- 
dentien beherrschten Institution. So weit es hienach möglich ist, ver- 
sucht die folgende Darlegung die factische Conipetenz des Senats der 
Bpftteren Republik gegenüber der Magistratur in ihrer Entwickelung 
und in ihren Schwankungen einigermansett znr Anscbaaang zn 
bringen, das heis.^ die allgemeine Regel, da» der zur Berufung 
des Senats befugte Magistrat jede von seinem Ermessen abhängende 
Ftrage vor der Beschlaysfassung zur Begutachtung des Senats stellen 
kann oder stellen muss, fttr die ▼ervchiedenen Kreise der oberamt- 
liehen ThAtigkeit zu specialisircn und zu exemplificiren. Es wird dubei 
vorzugsweise diejenige Epoche ins Auge gefasst, in der, unter gegen- 
seitiger Observanz der Kechtsspbäre, der Senat mit und durch die 
Magistratur den Staat regiert hat ; die UehergrifTe der republikanischen 
Agonie, in welcher im Gegensatz zu der sich von der Senatsleitung 
emancipirenden Magistratur die Oliiiarchie das formale Regimentsich vin- 
dicirte. werden, so weit sie ülierhaupt in dieser Darstt Illing l)erück- 
sichtigt werden können, zweckmässiger dem folgenden Abschnitt vor- 
behalten, welcher das aus diesem Contlict hervorgegangene Compro- 
mimregiment behandelt. 

1. In sacralen Angelegenheiten reicht die freie magistratische 
Festsetzung nur so weit, als es sich entweder um blosse AusfQhrung 
feststehender Normen handelt, wie bei der Ansetznng der Wandelfeste, 
oder die Nothlage sie rechtfertigt, wie bei dem während der Schlacht 
geleisteten FeldherrngelQbde. Dagegen pflegt der Senat gefragt zu 
werden bei Einrichtung neuer Cultstätten oder Aufnahme neuer Götter 
in den öffentlichen Cult; bei der Bezeichnung gewisser Tage als unheil- 
bringend und ungeeignet fttr religiöse Verrichtungen; bei der Wieder- 
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holuiig eines religiüsen Acts wegen vorgekoiumeDen Versehens; bcf 
«ler AuordnuDg ausserordentlicher Festlichkeiten, wobei indess die 
FestsetzuDg des Tages dem Magistrat verbleiht; bei der Snhouog der 
zar Anzeige gelaDgendeD Zeichen und Wunder; hei der BefraRung 
der sibyllinisehen BOeher oder der etruskischen Opferpriester; endlieh 
bei der Uebemthme nagistratischer GelObde und der Vornahme voii< 
Weihungen, namentlich wenn sie die Gemeindekasse belasten oder das 
GemeindevermOgen verringern. Die Priesterschaften fungieren bei diesen 
Geschäften gewissermassen als ständige Commissionen des Senats. Da 
die Comitien bei sarralen An«;e]<'genheiten nicht leicht befragt werden 
(S. 321), so ist der von dem Mügistrat und dem Senat in einer 
sacralen Angelegenheit gefasste Besch luss in der Kef^el definitiv. 

2. Die Vorl)cratliung im Senat des von dem Magistrat an die 
Comitien zu bringenden Gesetzes in dem früher (S. 319) bezeichneten 
umfa^^seuden römi>chen Sinne ist von jeher üblich und, wie schon 
bemerkt ward (8. 327), vielleieht der Ausgangspunct der senatoriscben 
Begutachtung gewesen. Die Oberhaupt nothwendige und namentlich 
bei der von Jahr zu Jahr wechselnden legislatorischen Initiative unent- 
behrliche Diseussion derGesetzentwtrfe, welche durch dieVerkOmmemng 
der VorerörteruDg und die Unzulässigkeit jedes Abänderungsvorschlags 
aus dem Comitialverfahren so gut wie ausgeschlossen war, konnte nur 
in dem Senat ihre Stelle finden, und wenn dies schon für die älteste- 
Zeit gilt, so hat die Kothwendigkeit dieser allgemeinen und stetigen 
Vorberathung sich weiter gesteigert durch die maasslose Vermehrung der 
mit legislatorischer Initiative ausgestatteten Oberbeaniten und die ent- 
sprechende Ausdehnung des Interces>iünsrechts. Daher ist denn die 
factische Initiative des Senats auch auf die Beschlüsse der Plebs inso- 
weit erstreckt worden, als diese der Sache nach unter die Gesetze 
eintraten. Gesetzlich notwendig ist allerdings die Vorberathung iin 
Senat und dessen Zustimmung fflr das Comitialgesetz niemals gewesei^ 
und für das Plebiscit nur theils in der Epoche vor dem hortendseheik 
Gesetz, während welcher die Verbindlichkeit desselben fflr die Ge-^ 
meinde an die vorgängige Einwilligung des Senats geknttpft war 
(S. 51), theils wieder während des kurzen Bestehens der suUa- 
nischen diese Ordnung erneuernden Verfassung. Für die praktische 
Politik der Republik ist es die Richtschnur, das» jeder vom Senat 
widerratheue oder nicht in ihm vorherathene Gesetzentwurf vereitelt 
wi rden muss, wozu namentlich die tribunicische Intercession die 
Handhabe bot, und dass jeder gegen oder ohne den Willen des 
Senats durchgebrachte Beschluss der Comitien der Gemeinde oder des. 
Coucilium der Plebs eine Auflehnung g« gen die Staatsregierung in 
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sich schliesst, welche je nach der Parteistell aog als uDberechtigt oder 
berechtigt bot rächtet werden mochte. 

3. Wenn die Walil rler bUludigen Beamten der Vorberathung im 
Senat nicht uiitei stellt werden kann, so gilt das Gegentheil nicht liloss 
von der ausserordentlichen Beanitencreiruu};, die in den Kreis der Ge- 
aetzgehung fällt (S. lt>l>), sondern es ist auch in Betreff der Greiruug 
der ordentlichen nicht ständigen, der Dictatoreu und der Gensoren, da 
diese allerdings von der WiUkOr des beikommendeii Magistrats abbftngt, 
der Seoat häufig, vielleicht späterhin regelmässig befragt worden. Die 
Modalitäten auch der ordentlichen Wahlen, zum Beispiel die Ansetsnng 
des Wahltags, können wie jeder von dem Belieben des Magistrats ab- 
hängige administrative Act im Senat snr Sprache kommen. 

4, Bei der Ausliihlung des Zwangs- und Strafrechts fällt der Per- ®S8ä 
duellioD^prozess kraft des dafür erforderlichen legishitorischen Voracts 

(S. 224) in die Corapetenz des Senat>. Dagegen hat er in das 
quflstorische Verfahren gar nicht eingreifen können, da die Quästoren 
nicht in der Lage ^ind den Senat zu hefrageu und dasselbe gilt von 
dem i\(l;lici>chen Multverfahren und insofern auch von dem tribunici- 
schen Strafprozess, als dieser älter ist als das liecht der Tribüne den 
Senat zu berufen. Dagegen haben die Oberbearoten bei der ihnen ob« 
liegenden allgemeinen- FQrsorge fär die öffentliche Ruhe nnd gute 
Ordnung in wichtigeren Fällen namentlich der Sieherbeits- und 
der Religionspolizei ungemein häufig die Autorität des Senats zu 
Hülfe genommen. Der SehraDkenlosigkeit dieser magistratisehen Com« 
petenz entspricht in diesem Kreise das Fehlen jeder auch nur tbat* 
sächlichen Abgrenzung zwischen di r freien und der gebundenen mngt" 
stratischen Action; doch lilsst sich erkennen, dass der Senat re^'el- 
mässig gefragt ward, wo der Magistrat aus Gründen des Öffentlichen 
Wohls von der Rechtsordnung abwich. So haben sich die Magistrate 
durch ihn autorisireu lassen von der Vollstreckung eines rechtskräf- 
tigen Todesurtheils abzusehen und dassell)e dadurch in lebenslängliche 
Haft umzuwandeln; ferner dem Verbrecher aus besonderen Gründen 
Straflosigkeit und freies Cieleit zuzusichern. Wo die Öllbntliche Ord» 
nung gefährdet erseheint, also insonderheit bei Banden- und bei poli* 
tischen Verbrechen wird die consularische Repression regelmässig ge* 
stQtzt durch den Senat; einen authentischen Beleg gewährt der uns 
erhaltene SenatSiwhluss v. J. 568 (180 v. Chr.) gegen das gemein- 
gefährliche an den Bacchu<cult anknüpfende Sectirerwesen, welcher 
zugleich zeigt, dass diese consularisch-senatorische Polizei sich Uber ganz 
Italien erstreckte und auch die formell freien bundesgeuössischen Ge- 
meinden ihr uuterlugen, wogegen in den Provinzen die ötattlialter mit 
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grösserer Selbständigkeit schalteten als die Consaln im Hauptland. 
Angt^weridet auf die Parteiixditik erscheint diese senatorische Ober- 
auf>icht iu dem Gebrnucli eine geschehene oder beabsichtigte Hund- 
lung durch Senatsbeschluss als „genieinschadlich" (contra rnn imhlicaw) 
zu bezeichnen, das beisst die sämmtlichen mit Zwiings- und Straf recht 
ausgestatteten Magistnite tur Anwendung desselben auf den fraglichen 
Fall aiifkufordern, was allerdings, nachdem dies Strafreebt durch Sulla 
abseiet geworden war, in ein blosses politisches Tadelsvotum sich 
umsetzte. 

■•^hi«e<ru 5. Keio Gebiet der magistratischen Th&tigheit hat der senatorisclien 
Controle so wenig unt» rlegen wie die Rechtspflege. Allerdings hing 
die in ausserordentlichen Fällen eintretende Si^tirung der Rechtspflege 
(iu.stitiuni) hciköinnilich vom Senat ab und so lange er Ober die pra- 
torischen Conipetenzen freie Verfügung behielt (S. iri7), konnte er 
von den beiden lür die hauptsächliche Rechtspflege bestimmten Prfttoren 
den einen anderweitig verwenden; aber nicht bloss in die Handhabung 
der Jurisdiction hat er nicht eingegriflfen, was nur in der Ordnung ist. 
sondern auch wo man sein Mitwirken erwarten sollte, bei der gene- 
rellen Formierung der prätorischen Amtsthätigkeit, den st&ndigen 
Edleten finden wir nicht, dass die Prfttoren ihre häufig der Sache nach 
legislatorischen Anordnungen auf den Senat gestfitzt haben. 

AniMiiia^f 5^ |q milit&rischer Hinsicht macht sich der Einfluss des Senats nach 
drei Richtungen hin geltend : bei der Einberufung der IHeastpflichtigen; 
bei der Instruction der Commandotrl^ger und bei der Kriegführung 
selbst. — Die Einberufung der Dienstpflichtigen ist, da die Ordnungen 
der Republik, abgesehen von der Reiterei, die Ständigkeit des Dienstes 
nicht kennen, als formell ausserordentliche Massregel, wo sie nicht 
durch den Nothfall erfordert wird, wolil von jelier von Rechtswegen 
durch dpn Senat j^egangen. Auch hinsichtlich der Qualification der 
Soldaten wie der Oftiziere ist der Senat competrnt und hat unter 
Umstäiideu die Einstellung nicht gedienter Mannschaften untersagt 
und die Ernennung der OlBziere durch die Gomitien zu Gunsten 
der Feldherren eingeschrUnkt. Der Saehe nach indese gehört in der 
uns historisch bekannten Epoche die j&hrliche Einberufung der Dienst- 
pflichtigen in der Höhe von etwa 10000 BQrgem fQr jeden der Consuln 
nebbt der entsprechenden der migefilhr gleich starken Bundescontingente 
(S. 261) zu der ordentlichen Amtsfunction; wahrscheinlich ist in der das 
Amt>jahr eröffnenden generellen Vereinbarung hinsichtlich der Jahres- 
geschiifte die Bewilligung dieser Einberufungen mit begriffen gewesen 
und wird vom Senat beschlossen worden sein, konnte aber schwerlich 
von ihm abgelehnt werden. Aber dieise Truppeuzabl hat schon in der 
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mittleren Republik dem Bedürfniss regelmässig nicht gentJgt und 
wegen Ueberschreituug dieses Miuimalsatzes, sei es durch stärkere 
Einl)erufung, sei es durch Nichtentlassung der früher einberufenen 
Mannschaften ist Jahr für Jahr im Senat verhandelt worden. Diese 
jienatorischen Festsetzungen der gewaltigen Republik hai)en lange 
Jahre hindurch, indem sie die militärische BedQrfnissfrage und damit 
Zahl und Vertheilung der TrappeDmacbt regeln, sowohl aaeh aussen 
hin der grossen Politik Regel nnd Richtschnnr gegeben wie in der 
inneren Politik die Abhängigkeit der Magistratur von dem Senat sunt 
Ausdruck gebracht, wobei allerdings auch die weiterhin in erörternde 
finanzielle Competenz desselben wesentlich mitgewirkt hat. 

Aber nachdem in den grossen Kriegen des sechsten Jahrhunderts 
d. St. wesentlich durch das einträchtige Zusammenwirken der Magi- 
stratur und des Senats der Sieg sich für die Römer entschieden 
nnd ihre Weltherrschaft sich festgestellt hatte, kam die Abhängig- 
keit des Provinzialregiments in der Truppeuzalil von dem Senat ins 
Schwanken. Es beruht dies in erster Reihe darauf, dass die jähr- 
liche Auflösung und die jährliche Neubildung des Bürgeraufgebots 
wohl als Regel im italischen, nicht aber im Provinzialregiment sieh 
durchfahren liess und sehr bald, namentlich in den beiden spanischen 
Provinzen, der Sache nach ersetzt werden musste durch die regel* 
mflasige Erstreckung des Dienstes der Truppenkdrper auf mehrere 
Jahre unter Nachsendnng von Ergtnsungsmannschaften , wodurch 
der Statthalter, zumal da auch seine Amtführung in gleicher Weise 
regelmässig und zum Theil gesetzlich verlängert ward , von der 
Centnilstelli' bei weitem unabhängiger wurde als der Consiil in seinem 
italischen Comiiiaudo es gewesen war. Es kam hinzu, da-^s i)ei der 
Steigerung einerseits der Zahl der in den Provinzen wohnhaften 
römischen Bürger, andrerseits der Verwendung der Reichsunterthanen 
zu militÄrischen Zwecken die früher auch factisch auf Italien be- 
schränkte Aufstellung von Truppen mehr und mehr in den Provinzen 
ebenfalls möglieh ward nnd dass die finanzielle Abh&ngigkeit des Feld- 
berni von der Centraisteile, seitdem die ritanisehen Staatseinnahmen 
hfluptsaehlieh aus den Previnmn kamen, nicht minder für deren 
Yorsteher sich lockerte. Au dieser trotz aller Palliative aus dem 
Provinzialregiment mit NothwoDdigkeit sich entwickelnden milit&risch- 
finanziellen Emancipation der Statthalter ist das Senatsregiment zu 
Grunde gegangen. 

Wenn dem Wesen der römischen Mji'nstratur nichts schärfer wider- lutreeuo» 
strebt als die Beschränkung hinsichtlich der ordentlichen Amb^geschafte EiUf 
durch Instructionen des Senats und wenn wie der Prozess so auch 
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die KriegfOhrung, wo sie überhaupt zulässig sind, beide im Kreise 
der ordentlichen AmtfQhrung liegen, so hat nichts desto weniger der 
Senat« ohne dieses oberste Priocip geradem zn verletzen, deonoch früh 
im Wege der Feststellnog der Coininandobezirke den Feldherren die 
allgemeine Instruction ertheilt Es ist kein Raum for dieselbe gegen- 
über dem einheitliehen Rönigfieommaodo, und auch die Einführung der 
Zweiherrschaft kann daran nicht viel geändert haben, so lange das 
Bftrgeraufgt'bot der Re;:ol nach einheitlich blieb und die militÄrisch 
unentbehrliche Einheit des Oberbefehls entweder durch Vereinbarung 
der beiden Consuln oder durch Turnus herbeigeführt ward (S. l'JI). 
Al)er da die Vereinbarung thatsik'hlirh die Zurücksetzung des eineu 
Ccdlegen in sich scbloss und der Turnus wie formell befriedigend, so 
praktisch widersinnig war, stellte wohl schon vor der eigentlich histo- 
rischen Zeit die Gewohnheit sich ft:st, dass für das jährliche BQrger- 
aufgebot sowohl die Mannschaften wie das Ofieratioasgebiet zwischen 
den Consuln getheilt wurden, wobei nicht zu abersehen ist, dass die 
Aufgebote Jahr aus Jahr ein wohl nur auimahmsweise durch wirk- 
liehen Kriegsfisll bedingt, in der Regel als Felddienstfibung angeordnet 
worden Bind. Von Rechtswegen hing die Bildung eines doppelten 
Heeres so wie die getheilter Operationsgebiete im italischen Coniiuando 
und ebenso die Zutheilung beider an den einen oder den andern 
Consul von der Vereinbarung der Coüegen ab; aber sehr früh nniss 
es Hegel geworden sein, dass dicsellieu bei ihrem Amtsantritt das 
Gutachten des Senats hinsichtlich der für das beginnende Jahr zweck- 
nuissigen Operationsgebiete eintordei ten, wobei dann bei der Er- 
Btieckung des römischen Machtgebiets über Italien hinaus selbstver- 
ständlich die Frage mit einbegriffen war, ob ein consularisches Com- 
mando ausserhalb Italiens eiforderlieh erseheine. Diese senatorisehen 
Gutachten ttber die beiden consulariscben Commandos des laufenden 
Jahres» welche auf die personale Theilung der consulariscben Compe- 
tenzen sich niemals erstreckten, aber die grosse militlrisch-politische 
Directive einschlössen, haben in geschichtlicher Zeit für die Magi- 
stratur thatsächlich bindende Kraft; formell ist ihnen dieselbe durch 
das Gesetz des C. Gracchus vom J. 631 (123 v. Chr.) beigelegt 
worden, worin aber neben der rechtlichen Steigerung insofern eine 
wesentliche Beschränkung der Befugniss des Senats lag, als dieser 
angewiesen ward die Festsetzung vor der Wahl der betreffenden 
Consuln vorzunehmen, also die bis dahin rechtlich ausgeschlosseue, 
factisch regt! massige Uücksichlnahme auf die Personen bei der Fi st- 
setzung der Competenzen wesentlich erschwert wurde. Aufgehoben 
wurde die senatorisehe Direction des militärischen Regimenta mit dem 
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•eonsttlarisch-italischen Gommando selbst durch Sulla, wobei dem Senat 
freilich das Recht blieb bei eigentlicher Kriegsgefahr einem mit 
Imperium ausgestatteten Beamten das Gommando zu übertragen. — 
Auf die ausseritalischen prätorischen Commandos, welche, wie wir 
sahen (S. 28»)), zunächst der Givilverwaltung angehören und nur 
nebenbei als Commandobezirke gelten, hat der Senat von Rechts- 
wegen keinen Eiufluss. Sie sind gesetzlich ein fttr allemal fixirt und 
ihre Statthalter «erden dureh die CSomitieii mit ZahttlfenahD» des 
Looses bestellt; bleibt es bei der Bogel, so wird für sie ein sena- 
torisches Gutachten nicht erfordert Aber in dem Jahrhundert, in 
-welchem diese überseeischen Verwaltnogsbezirke aufkamen, ist die 
Ausnahme fast häufiger als die Regel und jede Abweichung von dieser 
erfordert die Mitwirkung des Senats. Zunächst hat der Senat die Be- 
fugniss gehabt oder doch ausgeübt unter die prätorischen Gompetcnzen 
neben den gesetzlichen noch ausserordentliche, zum Beispiel das Flotten- 
connuando aufzunehmen, wodurch dann für die gesetzlich geordneten 
die Beamten fehlten; und als jene Befugniss dem Senat entzogen 
ward, Würde durch die mit der Vermehrung der Provinzen nicht 
Schritt haltende Vermehrung der Zahl der Prätoren bei der Besetzung 
der Statthalterschaften ein stän(iiges Deficit herbeigeführt, dessen 
Ausfüllung unter Beiseitelassung der Comitien der Senat bewirkte. 
Allerdings kann derselbe die ausseritalischen Commandos nur ent- 
weder im Wege der Verlängerung des bestehenden oder allenfalls 
durch Besetzung mit einem nicht zum Imperium berufenen niederen 
Beamten, nicht aber an Private vergeben; nichts desto weniger liegt 
hierin ein dauernder und wesentlicher, der Sache nach regelmässig 
personaler Eingriff in die verfassungsmässig den Gomitien vorbehaltene 
Beamten-Greirung. Sulla hat, indem er die Zahl der Provinzen und 
die der Prätoren ins Gleichgewicht setzte und das zweite Amtsjahr 
gesetzlich feststellte, der senatorischen Willkür durch strengere Ord- 
nung Schranken gesetzt, wobei der Senat zum Ersatz der ihm ent- 
zogenen Feststellung der consularischen Competenzen das Recht erhielt 
aus sämmtlichen Provinzen zwei vorzugsweise wichtige den Consulu 
eines jeden Anitjahrs vor deren Wahl zu überweisen; um die übrigen 
loosten alsdann die Prätoren des gleichen Jahres. Unter dem Principat 
ist dem Senat aneh diese Befugniss entzogen und sind die Provinzen 
sftmmtlich fixirt, so dass die Consulare um Asia und Afriea, die 
Pratoren um die tibrigen das Leos ziehen. 

Das eigentliche Feldhermrecht, die Handhabung der militärischen nt* SMiti. 
Disciplin, die FOhrung der Operationen, die Verhandlung und das m 4«a 
Uebereinkommen mit dem Feinde unterliegt dem Eingreifen des Senats 
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weniger als die Heerhildung und die militärische Directive, indess macht 
sein Einfluss namentlich in Fpftterer Zeit auch in der KriefzfOhrung 
seihst sich geltend. In die Soldatenbelohnunpen, sei es mit Pahren oder 
mit Gescheuken, hat der Sennt schwerlich jemals eingegriiTeu; wenn es 
hei den Strafen zuweilen geschehen ist, so ist dies wohl häufig im 
Interesse, nicht selten vi«'lleiclit auf Veranlassung der FeMhenn seil)st 
geschehen. Auch die Belohnungen des Feldherrn seihst, der Imperator- 
titel und der Triumph lie gen nach ftUerem Brauch jener bei der sieg- 
reichen Armee, dieser bei dem Feldherm seihst; späterhin indees ist 
jener auch vom Senat decretirt worden (S 265) und hat dieser wenig- 
stens thatBftchlieh von ihm abgehangen (& 264). Bei weitem wichtiger 
ist der Einfluss, den der Senat auf den Gang der KriegfOhrnng und 
vor allem auf die den Krieg abschliessenden Verträge durch die von 
ihm zum Heere abgeordneten Goramissarien (7e^a/t) ausgeaht hat 
Botschaften hat die Ceiitralrt gierung selbstverständlich von jeher an 
ihre Feldherrn senden können und gesendet : in der späteren Republik 
aber, wir wissen nicht seit wann, besteht der (iebrauch, dem Senat 
entnommene Vertrauensu)änner den verschiedenen Commandoführern 
mit factischer Ständigkeit beizugehen, welche zwar ofüciell weder 
civile noch militärische Competenz haben, alier dem Herkommen nach 
während des Feldzugs an jedem Rrif^gKFath theilnehmen und h&ufig 
als Unterbelshlshaber und Oifiaiere Torwendet werden, auch bei der 
Verwaltung in fthnlicher Weise sich hetheiligen, und die nachher bei 
allen die militftrisehe oder administrative Amtfflhrung des Statthalters 
betreffenden Senatsverhandlungen mitsureden im Stande sind. Diese 
Einrichtung, späterhin, als die Ernennung dies r Gehülfen vom Senat 
an den Feldherm kam, einer der wirksamsten Hebel bei der Herbei- 
führung des monarchischen Regiments (S. 204), ist für die Controle 
der Statthalter von dem Senat geschatTen und gebraucht worden. In 
weiterer Steigerung tritt diese Senat scontrole auf bei dem Abschluss 
der Friedensverträge, welche durch Zuordnung derartiger Commissionen 
der Senat den Feldherrn aus der ilnud genommen hat; es wird 
darauf bei der Behandlung der auswärtigen Angelegenheiten zurück- 
suhommen sein. 

^ 7. Mach keiner Seite hin ist das Oberamt so frflh und so um- 
fassend an die Zustimmung des S«'nat8 gebunden worden wie hin- 
sichtlich der Verfügung fiber das GemeindevermOgen und vor allem 

über die Gemeindeknsse. Es beruht dies zunächst darauf, dass diese 
Verfügungen durchgängig ausserordentlicher Art sind. Was von den 
ordentlichen Ausgaben der Gemeinde irgend durch Abgabe von Ge- 
meinde^ut oder von Steuererhebungen gedeckt werden kann, wird aus . 
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(ieui Gemeindehauslialt entfernt; zum Beispiel werden die Kosten des 
Gottesdienstes durch die poutificale Prozesssteuer (S. 93) oder durch 
Fondirung der PrieBterthQmer mit Grundbesitz aufgebracht, der Beiter- 
sold auf die Wittwen und Waisen gelegt So lange das öffentliche 
Bauwesen hauptsächlich durch Frohnden beschafft und dem Soldaten 
der Sold nicht aus der Gemeindekasse gezahlt ward, mflssen die 
ordentlichen Ausgaben der Gemeindekasse versehwindend gering und 
die Tbesaurirung der Einnahmen die Regel gewesen sein. Regel- 
mässig also war die Zahlung aus dem GenieiTideschatz, insonderheit 
die tbeilweise Ausschüttung der Gemeindegelder für Bauzwet ke, eine 
ausserordentliche Finanznjassretiel und fiel somit in die Competenz 
des Senats. Dasselbe gilt für den Fall, dass die (iemeindekasse mit 
ihren Mitteln nicht ausreicht, was, nachdem das Aerarium die Sold- 
zahlung für die zu Fuss dienenden Bürger auf sich genommen hatte, 
hilufig genug eintrat; die Contribution der Bürgerschaft, auf die als- 
dann recurrirt wird, war immer eine ausserordentliche Aushülfe und 
ist sicher von den Magistraten nicht leicht umgelegt worden ohne 
vorherige Berathung mit dem Senat Bei den sp&teren militärischen 
Bewilligungen mag allerdings für die Summen, welche das regelmAssige 
Bftrgeraufgebot erforderte, der Zahlungsbefehl mit bloss formeller Mit- 
wirkung des Senats oder audi von den Consuln allein ertheilt worden 
sein. Aber hinsichtlich der Milit&rkosten über diesen Bedarf hinaus 
hat der Senat wohl von jeher um sein GuUchten befragt werden mflssen. 
Wenn also auch die Erhebung von Geldern aus der Staatskasse con- 
sularisches Hecht war und blieb, so hat dieses bei Zahlungen von Be- 
lang nicht leicht anders ausjieübt werden können als nach eiu^rcholter 
Zustimmung des Senats, und ist dieser durchaus die eigentliche StL'Ue für 
die Geldbewilligung. Indess hat der Senat diese Befugniss mit weiser 
Selbstbesclirünkung gehandhabt und die Zweckbestimmung der von 
ihm bewilligten Summen in grosser Weite festgesetzt, insbesondere 
bei Bau- und Kriegsgeldem die specielle Verwendung den betreffenden 
Beamten anheimstellend. Von der Bedeutung und dem Alter dieser 
Competenz zeugen die dadurch bewirkten Creirungen der Quftstur und 
der Censur. Dass die Quistoren nicht allein, aber wesentlich mit dazu 
geschaffen worden sind, um den Umfang und die Modalitäten der con- 
sularischen Gelderhebung officiell zu constatiren und das consularische 
VerfQgungsrecht über die Gemeindekasse ohne Aenderung desselben 
unter Controle zu nehmen, ist früher (S. 274) ausgeführt worden; 
ebenso dass das ursprüngliche Verfügungsrecht der Consuln über die 
Gemeindegelder zu Bauzwecken, indt in es auf die Censoren übertragen 
ward, vielmehr an den Senat kam, da die Censoren nicht, wie die 
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Gonsuln, vou sich aus Gelder erheben, nicht einmal, da sie das Recht 
mit dem Senat zu verhandeln nicht erhielten, bei dem öenat eiueu 
derartigen Antrag selber stellen konnten. 

8. Die ausländischen und internationalen Verhandlungen und 
Festsetzungen sind, so wenig der nur in der Stadt fungirende und 
vielköpfige Senat dazu geeignet eneheiiit, dennoch in der Zeit der 
Republik in demselben eoneentrirt worden, wobei unter dem Ausland 
nieht bloss die reichsfremden, sondern auch die durch formalen 
Bflndnissvertrag von Rom abhingigen Staaten, ja selbst die nur zu 
factiseher Autonomie zugelassenen Unterthanengemeinden mit zu ver- 
stehen sind. Es gilt dies von dem Gesandtschaftsverkehr wie von den 
Staats Verträgen. Den Gesandtschaftsverkehr finden wir, so weit dies 
irgend mit dem Coinmando vereinbar ist, ausschliesslich verknüpft mit 
dem Vorsitz im Senat. Botschaft au einen andern Staat kann, von rein 
militärischen Abmachungen abgesehen, der Feldherr nicht entsenden, 
noch weniger aber von sich aus der städtische Magistrat, sondern sie 
wird vom Senat i)eschlossen und die Instruction im Senat festgestellt, 
wahrend der Vorsitzende die Personen bezeichnet. Regelmässig erhalten 
die Boten nur den Auftrag die Beschlüsse des Senats mitzutheilen und 
die darauf ertheilte Antwort diesem su berichten, enthalten sieh also, 
so weit dies möglich ist, der eigenen Aetion und lassen die lotste 
Entscheidung dem Senat Umgekehrt werden die Gesandten fremder 
Staaten durchaus nach Rom gewiesen und verhandeln hier officiell 
nicht anders als mit dem versitzenden Magfstrat und dem gesammten 
Senat. Dieser unmittelbare Verkehr der Centrairegierung mit dem 
abhängigen wie mit dem freien Ausland, bei dem die leitenden Kreise 
des Senats über die Instruirung wie über die Bescheidung der Ge- 
sandtschaften bestimmten, hat in den auswärtigen Beziehungen den 
Eintliiss der Magistratur früh überwogen und namentlich für diejenigen 
Jahrhunderte, in welchen die römische Republik dem Ausland das 
(iesetz gab, das Schwergewicht der Weltherrschaft und die Bürg- 
Antwürtige Schaft ihrer Stabilität in den Senat gelegt. — Schou hiedurch ist 
hfliton! es gegeben, dass definitive Verträge mit dem Ausland in der späteren 
Republik thatsftehlich der Senat abgeschlossen bat, obwohl dem Feld- 
herm die militärischen Abmachungen mit dem Gegner selbstverständ- 
lich nicht versehr&nkt wurden, auch der Senat nach ausgebroehensm 
Krieg sieh auf Verhandlungen mit dem Gegner nicht anders einliess 
als mit Yorwissen und Zustimmung des gegen ihn im Felde stehenden 
Magistrats. Allerdings griff einerseits das magistratische Recht der 
Gemeindevertretung, andrerseits die souveräne Stellung der Comitien 
in diese Yertragsschliessung ein. Aber es ist bereits auseinandergesetct 
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worden (S. 291), dass das Becht der Feldherren mit Vurwissen der 
Gemeinde unbedingt und auch ohne solches Vorwissen auf ilire Gefahr 
hin definitive Verträge abzuschliesseu im Laufe der Zeit ausser Ge- 
braueh kam und die Yortrftge you ihnen entweder unter Vorbehalt der 
Ratification des Senats eingegangen oder, was das Oewölinliche war, 
die Vertreter der andern Macht aberbanpt nach Rom gewiesen wurden, 
wo dann der Senat die Verhandlung an sich nahm. Der magistratische 
EidBchwur, durch den internationale Verhältnisse stabilirt werden, 
wird alsdann erst nach der seoatorischcn Feststellung derselben ge- 
leistet. Wo, wie dies bei den ausseritalischen Kriegen häufig der Fall 
war, das Friedensgeschäft eine umfassende und örtliche Revision der 
bestehenden Verhältnisse nothwendig machte, pflegte diese dem be- 
treffenden Feldherrn in der Weise übertragen zu werden, dass ihm 
dafür eine Seuatscommission meistens von zehn Mitgliedern zugeordnet 
wurde, an deren Zustimmung er gebunden war. — Dass die Comitien 
nach den ursprünglichen Ordnungen bei dergleichen Verträgen nicht 
mitwirken, aber bei dem Umsichgreifen ihrer nominellen Souveräuetät 
theils die Ratification ihnen ausdrOcklich vorhehalten wird, theUs, 
wenigstens nach der Auf&ssnng der demolnratischen Partei, die Be- 
stätigung der Staatsrertrftge durch den Senat nur Torbereitend ist 
und dieselben erst durch die Bflrgerschaft definitive Geltung erhalten, 
ist ebenfalls bereits ausgeführt worden (S. 322). ThatsSchlidh ist ihr 
Eingreifen mehr formaler Art, da es äussersten Falls hinauskommt 
auf das Recht der Bargerschaft einen vom Senat abgeschlossenen 
Staatsvertrag abzulehnen, woTon praktisch kaum jemals Gebrauch 
gemacht worden ist 
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5. Die Dyarcbie des Princi|iats. 

Es bleibt sebliessUch sn entwickeln, wie die in republikaniiicher 
Zeit den Ck>mitien und dem Senat zukommenden Befugniaae durch 
die auguatiscbe Ordnung und die daran sieb anschlieflsende monarehiscbe 
Entwickelung umgestaltet worden sind. 

8Muff«M Dass der Principat seiner Gompetenz nach zunächst sich damit 
'**"*'^ begnügte die vielgespaltene magistratische Gompetenz der Republik 
zum guten Theil in sich zu vereinipen, namentlich die ])isher jedem 
Statthalter zustilndige Militiirgowalt zu monopolisiren, ist in dem be- 
treffenden Abschnitt (S. \9H) ausgeführt worden. 

stejiuo^j- Die Vorherrschaft, welche der Senat thatsilchlich immer mehr 
und namentlich in dem letzten Stadium der Republik immer unver- 
hfillter sich viudicirt hatte, wurde ihm unter dem l'rincipat in der 
Weise formell verliehen, dass er seine frühere Machtstellung gleich- 
seitig verlor. Auf der einen Seite wurde ihm das aus dem Recht 
die magistratischen Anträge zu begutachten entwickelte Gemeinde- 
regiment nicht gerade aberkannt, wie es auch formell ihm nicht über- 
tragen worden war, aber aus der Hand genommen; andererseits sind 
neben der durch die neue Erblichkeit (S. 143) gesteigerten privilegirten 
Stellung die formalen Souverflnetfl tsrechte, die freie Strafgewalt, die 
Wahlen der Beamten, die Gesetzgebung auf ihn tibergegangen, freilich 
nicht ohne dass in jedes derselben die kaiserliche Befugniss tlbergrift* 
und das principiell hierin ausgesprochene System den Senat zum 
Trflger der Gemeindesouveriinetät zu machen im Krgebniss mehr oder 
minder eludirte. Also wurde aus dem ficnntus populi Tiomani der 
früheren Republik der f^cnatus poptdusque llomanus der letzten republi- 
kanischen und der Kaiserzeit und wenn jener mit seineu „Rathschlägen" 
die Welt regiert hatte, fiel diesem die Rolle zu als Figurant der 
SoQverftnetiLt das grosse römische Weltschauspiel zu epilogiren. 
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Bas Recht der oberen Magintrate in Jedem anaserordentiichen i>^« ^^-^^^t^ 
Fall dan Qutachten des Senats einzofordem, die Grundlage des Senats- ^^^«'^'^ 
regiments ist formell unter dem Principal in Kraft geblieben; aber 

die thatsAchliche, rechtlich freilich nie forraulirte Verwandlung dieses 
Beamtenrechts in eine Beamtenpflicht hat mit dem Eintritt der Mo- 
narchie ein Ende und darin liegt insofern ein vollständiger Umschwung 
der Dinge, als die neue Monarchie sich von vorn herein der Bevor- 
mundung durch den Senat ernstlich und völlig entzieht. Militärische 
Angelegenheiten sind grundsatzlich nie vor den Senat des Principats 
gebracht worden, Verliandiungen mit dem Ausland nur ausnahmsweise 
und dann mit decorativera Zweck. Die Angelegenheiten der unter dem 
Kaiser stehenden Provinzen so wie die gesammte kaiserliche formell 
private FinanzYorwaltang werden ausschliesslich vom Kaiser erledigt. 
In Angelegenheiten Italiens und der nicht dem Kaiser fiberwiesenen 
Provinzen wird auch jetzt noch der Senat befragt und zum Beispiel 
die Aushebung in Italien regehnftssig auf Grund eines Senatsscblusses 
angeordnet, ebenso, wenn bei der Besetzung dieser Statthalterschaften 
ausserordentliche Massregeln nöthig werden, diese durch ihn verfügt 
Dessgleichen behält er die Verfügung Uber die allerdings durch die 
Ueberweisungen an den Kaiser sehr geschmälerte Reichshauptkasse. 
Mehr als diese dürftigen Ueberreste des ehemaligen Reichsregiments 
bat für die politische Machtstellung der Körperschaft die Vertretung 
anfänglich der alten Aristokratif, nach deren Aussterben wenigstens 
des hoben Beamtenadels, die Bewahrung der rei)ub]ikaniscben Tra- 
dition und Opposition, das Recht der Rede in grossem und thatsilcblich 
öffentlichem Kreise zu bedeuten gehabt und bei jeder politischen Krise, 
namentUdi bei dem Regierungswechsel ist der Senat, wenn nicht aus- 
schlaggebend, doch in der Wagschale wiegend. Aber es gehört dies 
mehr der Geschichte an als dem Staatsrecht 

Unter den erst mit der Monarchie dem Senat erworbenen Rechten crimin.!- 
ist keines älter und principiell keines bemerkenswcrther als die schon ^saiiit. 
in anderer Verbindung (S. 284) erörterte senatorischo Criminaljustiz. 
Sie lehnt sich zwar an an das alte freie consularische Strafrecbt, ist 
aber in dessen Bindung durch die Zustimmung des Senats vollstilndig 
neu und allem Anschein nach schon von Augustus eingeführt, otfenimr 
zu dem Zweck durch diese Concession die Verleihung der gleichartigen 
Strafgewalt an den Kaiser einigerinassen zu neutralisiren, Dass die 
gleichzeitig eingeführte Appellation gegen das magistratische Decret 
in Civilsachen ebenfalls auf den Seuat erstreckt ward, ist gleichfalls 
schon angegeben worden (S. 255). Politische Wichtigkeit hat von diesen 
formalen Erweiterungen der Senatsoompetenz nur die erste gehabt und 
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auch diese nur insofern, als unter üblem Regiment die mittelbare Des- 
potie noch rücksichts- und schrankenloser gewaltet hat als die directe. 

8y«toriijch« Nicht sofort mit dem Eintritt des Priucipats, sondern erst bei dem 
wikL HegieruDgsantritt des Tiberius sind die Wahlen der republikanischen 
Beamten und, was damit zoBammenfiUlt, die Ergftnzung des Senats 
selbst und das Aufrficken in die höheren Baagklassen deseelben tob 
den Comitien anf den Senat ühertragen worden. Daas dieses Wahl- 
recht durch die unter dem Principat geschärften Normen ttber die 
Wahlqualifieation in enge Grenzen gewiesen war und sowohl der erste 
Eintritt in den Senat wie das Durchlaufen der Rangstufen mehr von 
Rechtswegen als nach dem Belieben der wählenden Körperschaft sieh 
vollzogen, haben wir bereits gesehen (S. 113). Hier bleibt noch zu 
entwickeln, in welcher Weise in dieses an sich schon verkümmerte 
Wahlrecht die kaiserliche Gewalt eingegriffen hat. Es geschah dies 
theils durch das Commendationsrecht, tlieils durch die Adlection. 

^CMMh" Analog wie ftlr den Dictator Caesar wurde für Augustus, als er 
mit der Einführung der neuen Reichsordnung die bis dahin kraft der 
constituirenden Gewalt von ihm geUbte Beamteneruenuung aus der 
Hand gab, die Feetsetsung getrota, dass hei den Beamtenwahlen die 
von ihm den Wählern empfohlenen Personen allein zu berücksichtigen 
seien unter Annullirung der auf andere Candidaten fallenden Stimmen. 
Wahrscheinlich hat anfänglich diese Befiigniss, wehshe ahrigens den 
Empfohlenen Ton der Qualification nicht entband« sich auf das Consnlat 
nicht erstreckt; aber vennuthlich schon unter Nero, sicher unter 
Veqpasian wird sie eben auf dieses in solcher Schärfe angewandt, 
dass die bindende Empfehlung hier der Sache nach auf die einfache 
Ernennung hinauskommt, wobei die Willkür in der Creirung nicht 
so sehr von Consuln, als von Consularen noch gesteigert wird durch 
das dem Kaiser ebenfalls eingeräumte Recht die Amtsdauer nach Er- 
messen zu verktirzen. Bei den unter dem Consulat stehenden Aemteru 
ist dagegen, sei es nach rechtlicher Vorschrift, sei es durch Selbst- 
beschr&nkung, die Commendation immer auf eine gewisse Zahl der 
zu besetaenden Stellen, unter Tiberius zum Beispiel auf den dritten 
Theil der Prätoren beschrankt worden. 

Ka.seri.rhe Vou dor Adtectiou war bereits die Rede (S. 810). Sie ruht anf der 

^ kaiserliehen Gensur in der erweiterten Competens, mit welcher dieses 
Amt von einzelnen Kaisern des ersten Jahrhunderts ttbemommen und 
in dieser Gestalt dann durch Domitian dem Principat ein für allemal 
einverleibt ward. Sie besteht in der Befugniss dem Senator oder dem 
NichtSenator ein nicht geführtes Amt als geführt beizulegen und ihn in 
die entsprechende Senatsklasse einzuschreiben. Auf das Consulat ist 
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die Adlection erst spät und selten angewandt worden, da liiefür die 
dem Kaiser gestattete Verkürzung der Amtsdauer ausreichte, üinsichtr 
lieh der übrigen Aemter ist, so lange die kaieerlidien Centttien vnstetig 
und ezeeptionell blieben, von derselben ein bescheidener Gebnueh ge- 
macht worden. Erst seit dem Ende des ersten Jahrhunderts haben die 
Kaiser au Jeder Zeit und in bedeutendem Um&ng derartige Adlectionen 
vorgenommen nnd es hat diese Einreibung neuer Leute in den Senat 
dann nicht wenig beigetragen zu der Auflösung der geschlossenen 
Beamtenaristokratie der Republik und des früheren Principats. 

Von der Gesetzgebung ist ein wichtiger Theil, die Entbindung swiUMgdi» 
von den bestehenden Ordnungen für den einzelnen Fall bereits in k-»»»!»» «r 

den 

republikanischer Zeit auf den Senat übergegangen. Wenn das Privi- Eini«uku. 
legium nicht minder als das Gesetz selbst ein legislatorischer Act ist, so 
haben docli selbstverständlich von je her die Magistrate in dringlichen 
Fällen unter Vorbehalt der coniitialen Katitication sich Abweichungen 
von dem Gesetz gestattet und in solchem Fall zur Minderung der 
eigenei^ Verantwortung, so weit dies möglich war, sieh wenigstens der 
Zustimmung des Senats versichert. Mit dem Einholen und selbst mit 
dem Vorbehalten der comitialen Ratification ist es dann nicht streng 
genommen und bei der sullanischen Verfassungsrevision dem Senat 
wahrscheinlich au8drfici[lich das Beeht eingeräumt worden wenigstens 
gewisse Gesetze für den einzelnen Fall definitiv ausser Anwendung zu 
stellen. Dies ist geblieben, und durch die ganze Kaiser/eit hindurch 
werden die Entbindungen von den Gesetzen über die Wahlqualitication, 
über die Rechtsnachtheile der Ehe- und Kinderlosigkeit, über die Be- 
schränkung des Associationsrechts und der Volkslustbarkrifen bei dem 
Senat nachgesucht. Auch die Bewilligung ausserordentlicher Sieges- 
ehren (S. 265) und die Versetzung eines verstorbenen Herrschers oder 
(iliedes des Herrscherhauses unter die Gottheiten der Gemeinde werden 
unter dem Principat zwar auf Antrag des Kaisers, aber regelmässig 
vom Senat beschlossen. 

Weiter ist die gesetzgebende Gewalt f&r bestimmte Kreise des l'^'^'^f^i,^^; 
weiten nach der römischen Auffassung dazu gerechneten Gebiets auf ^'^^j^Hrg^n " 
den Monarchen übergegangen. Einmal ist die Ordnung der Be- 
Ziehungen zum Ausland, Kriegserklärung, Friedensscbluss und Bflnd- 
niss unter Ausschluss der bisher dafür beikommenden Organe, der 
Comitien (S. 322) wie des Senats (S. 338) der Entscheidung des 
Princeps unterstellt worden. Ferner werden sftmmtliche gesetzliche 
N(tnnirungcn, welche nach republikanischem Gebrauch durch Special- 
mandat an einzelne Beamte übertragen werden konnten, ein für alle- 
mal unter die Gompetenz des Princeps gewiesen. Darunter fällt die 
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far Erthoi- ))isher in der Regel von den Comitien ausgeübte Verleihunf; des 
Boip^^d römischen Bürgerrechts, welche anknüpft an die in repuhlikani.scher 
iMito. Zeit einzelnen Feldherrn gewährte Befugniss solcher Verleihung an 
die unter ihnen dienenden Nichtbttrger. Von den Kaisern ist dieselbe 
vorzugsweise theils zu dem gleichen Zweck benutzt worden, tbeils um 
in die aus römischen Borgern bestehenden Truppenkdrper Nichtbltiger 
einzureihen. Weiter fiLllt darunter die in republikanischer Zeit häufig 
Specialeommissarien zugewiesene Ordnung der dem Reichsverband 
angehörenden städtischen Gemeinwesen; unter dem Principal ist der 
Kaiser berechtigt Geineinden peregrinischen Rechts latinisches oder 
römisches zu verleihen oder neue Gemeinden dieser Art ins Leben 
zu rufen und die Municipalordnungen nach Ermessen zu gestalten. 
Aiigemeim- Wenu (iurch die Ausscheidung dieser Kategorien das weite Gebiet 
deTCoiniti«.n der republiKaniscIien (iesetzgebung auf enien massigen alle eigentliche 

unter dem c 

Principat. politische Action ausschliesseuden Umfang zurückgeführt wird und die 
Gesetzgebung unter dem Principat im wesentlichen auf das l'rivatrecht 
mit Einschluss der Criminalordnungen beschränkt ist, so ist für diesen 
Kreis die Gesetzgebung unter Festhaltung der Vorberathung im Senat 
(S. 830) allem Anschein nach yon Rechtswegen den Comitien geblieben. 
Augustus hat, nachdem er die constituirende Gewalt abgegeben hatte, 
nur gleich den Magistraten der Republik die legislatorisdie Initiative 
in Anspruch genommen und seine Gesetzgebung auf Grund der tri- 
bunicischen Gewalt in der Form des Plebiscits ausgebaut. Aber seit 
der zweiten Hälfte der Regierung des Tiberius versagt wenigstens 
FMüMiw der Sache nach die comitiale Legislative (S. 324) und geht die Ge- 
liSrilS»* setzgebung, so weit sie von Rechts wegen comitial ist, eftectiv über 
tn"t«*d*m auf den Senat, Formell scheint ihm diesell)e nicht Übertragen worden 
^täpat. zu sein, da die rechtliche Gültigkeit der die alten Comilialgesetze 
ablösenden Senatsconsulte noch in der Mitte des 2. .lahrh. nicht un- 
angefochten feststand; aber deutlich wird für die bleibenden Normen 
in Civilrecht und Verwaltung jetzt diese Form gebraucht und die 
Kaiser haben dabei, wie frfiher bei dem Volksschlusse, sich auf die 
Initiative beschränkt. 
D«r B«ehu- Wottu dor Prlnclpat die gesetzgebende Gewalt allgemein niemals 
k> '' r'h h'n geübt noch in Anspruch genommen hat, so hat allerdings dem Kaiser 
£dicto uDd magistratische Recht zu ediciren, das heisst obrigkeitliche Regu- 
lative zu erlassen, nicht gefehlt und bei der Perpetuität seines Amtes 
war damit die iiandhabe gegeben in die (iesetzgebung einzugreifen. 
Er hat davon auch Gebrauch gemacht; das befreite Soldatentestament 
zum Beispiel ist auf diesem Wege eingeführt worden. Aber wenn 
es hier auf der Hand liegt, warum diese Neuerung nicht an den 
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Senat gebracht worden ist, so lehrt namentlich die Geschichte des 
Fideicorainisses, mit welcher Zurückhaltung die Kaiser in die eigent- 
liche Gesetzgebung eingriffen. Dass bei der Anhaltung des Erben zur 
Erfüllung der rechtlich formlosen, aber moralisch verbindlichen Auf- 
lage seines Erblassers Augustus das Geschwornenverfahreo ausschloss 
und die Vordtiendaii des Senats anwies dies durch amserordentliclie 
Cognition darehzuführen, zeigt deutlicli, dass dies nicht so sehr eine 
legislatorische Neuerung war als eine Uebertraguog der Gewissen»» 
pflicht in die Reehtssphäre und dass bei diesem Ueberschreiten der 
strengen Rechtsgrenze die Mitwiricung des Senats nothwendig erscliien. 
Weiter hat die in dem einzelnen Fall von dem Kaiser getroffene 
Entscheidung (constitutio) rechtliche Gültigkeit auf Grund der in sein 
oomitiales Wahl- und Vollmachtgesetz (S. IPO) eingerückten Clausel, 
dass er „das Ileclit und die Macht haben solle in göttlichen und 
menschlichen, in öfl'eutlichen und Privatangelegenheiten zu thun und 
vorzunehmen, was ihm zum Frommen und zur Ehre des gemeinen 
Wesens zu gereichen scheine." Aber ein Gesetz ist eine solche 
kaiserliche Verfügung nicht; sie entsclieidet die Angelegenheit, für 
welche sie ergeht, hat aber weder beständige Dauer noch allgemeine 
Anwendbarkeit Die darin ausgesprochene Verleihung gilt immer 
nur als genuu^t bis weiter, kann also von Rechtswegen von dem yer^ 
leihenden Herrscher jederzeit zurückgenommen werden und tritt mit 
seinem Tode von selber ausser Kraft, falls nicht der Nachfolger sie 
erneuert. Der in einem kaiserlichen Erlass zur Anwendung gebrachte 
oder auch ausdrücklich ausgesprochene Rechtssatz ist rechtlich nicht 
mehr und will auch in der Regel nicht melir sein als Präjudicat und 
Interpretation. Nachdem wahrscheinlich seit Hadrian die Kaiser die 
an sie gelangten Eingaben statt durch Privathescheidung hilutig im 
Wege des öttentlichen Anschlags beantworteten, gingen rliese prnmul- 
girten Erlasse der Sache nacii in die kaiserlichen Edicte über und da 
sie grossentheils Rechtsfragen behandelten, wurden sie für die spätere 
Kaiserzeit das rechte Organ der authentischen Interpretation und sind 
auch wohl, wie dies bei aller autoritativen Rechtsanwendung der Fül 
ist, benutzt worden, um in der Form der Erklärung das Recht zu 
andern. Reichsgesetze aber haben sie niemals sein wollen und sind 
auch nie diesen zugezahlt worden. 
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Die Staatsordnung seit 
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Die DaistelluDg des römischen Staatsrechts, welche dieser Abriss ^^«.meB. 
giebt, schliesst ab mit dem Ende des 3. Jahrhunderts unserer Zeit- u««MrrtMji 
rerhnung. Nachdem mit dem Tode Alexanders im Jahre 235 das 
severische Herrscherhaus erloschen war, brach das römische Reich zu- 
sammen. Das folgende halbe Jahrhundert ist eine Epoche der Agonie^ 
Eine Dynastie giebt es nicht mehr. Unter den Trägern des Kaiser- 
namens, grossentheils geborenen Provinzialen und häutig gewesenen 
Subalternoffizieren, ist keiner, der auch nur zu Decennalien eigener 
Hemchaft gelangt wäre^ keiner, det nicht den Kaiserpurpur mit seinem 
Blut gebftset hätte, kaum einer, dem das ans einander fallende Beieh 
in seiner Gesammtheit botmAssig gewesen w&re. Inländische und aus- 
lindische Barbaren handhaben, ungefähr wie In Feindesland die Militär- 
commandanten, im Reichsgebiet die Gewalt neben und gegen einander; 
der Antheil der Aristokratie am Reichsregiment, die Bildung der 
höheren Klassen, der Wohlstand der Bevölkerung, die Sicherung der 
Grenzen ^'ehen gleicliniilssig zu Grunde. Die Bauten, die Münzen, 
die Schriftwerke, die Inschriften dieser Kjjoche reden in ihrer ab- 
schreckenden Form wie in ihrem kümmerlichen Bestand alle dieselbe 
Sprache, das entsetzliche Stammeln der agonisirenden Civilisation. \nn^n 

Die Ursachen, welche diese Katastrophe herbeigeführt h'^^®"» '^^''Jjj^ 
dOrfen nicht in momentanen Complicatiouen gesucht werden; wenn 
der morsche Baum snsammcnbricbt, wirft ihn freilich der letzte Wind- 
stoss um, aber er fällt dureh die innere Krankheit Hehr noch als 
bei dem einzelnen Menschen ist bei dem VoIksgamEon von einem sehr 
firQhen Stadium an die Entwicklung neben dem Steigen sugleieh ein 
Sinken, und dies gilt vor allem fiQr Born. Wenn in der Völker- 
geschiehte das schliesslich entscheidende Moment .das Mitthun des 
Bürgers bei dem Thun der Gemeinde ist, wenn Gemeinsinn, Wehr- 
haftigkeit, Amtstächtigkeit, Patriotismus jeder Art nichts sind als die 
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schöne Blüthe der bürgerlichen Selbstthätigkeit, so ist schon in der 
8i)ätcren I{p]>ublik diese im Schwinden. Es beginnt die Umwandlung der 
alten Stadtbürgerscliiift in eine sinatsbürgerlicbe Cicsaramtheit und das 
wesentlich dadurch bedingte Zurücktreten der Gemeinfreien gegen die 
privilegirten Stände, auf dem iiolitiscben Gebiet die Vorherrschaft des 
Amtaa<iels neben der um die Mitherrschaft ringenden hohen Finanz, 
auf dem militärischen die Ersetzung der Bürgerschaft in Waifen durch 
das geworbene Freiwilligenheer, der Einberufung der Bftmer insgemein 
im Fall der Koth dureh die dauernden Dienst thuenden Legionen. 
B«?i^n politische Leben und Streben so wie der bfirgerliche Walüen- 

u£?de!D ^^^^^^^^ schon in der letzten republikanisdien Epoche beide im Sehwanken 
MaaivM. und Verfallen, sanken weiter unter dem Principat. Der Ausschluss der 
nicht den beiden privilegirten Ständen angehörigen Bürger von den 
öffentlichen Aemtern (S. 48. 115) und die Feststellung der standigen 
Arnieo ohne Reserve (S. 2()2) sind wohl aus der republikanischen 
Entwickelung erwachsen, alter in ihrer Fornuilirung und Fixiruug 
grundlegende Einrichtungen der neu geschaffenen Monarchie. 

Das Sinken des politischen Lebens war die notbwendige Folge 
des Eintretens der Einherrschaft; dass das Unkraut des republi- 
kanischen Ehrgeizes nicht ausgerauft werden konnte, ohne auch die 
edlen Lebenstriebe zu geffchrden, hat Angustus wohl erkannt und 
versucht entgegenzuwirken. Die Uebertragung der formalen Gemeinde- 
gewalt auf den Senat (8. 340) hat allerdings praktisch nicht allzuviel 
bedeutet, obwohl die darin enthaltene ausdrOckliche Venichtleistung 
des neuen Gewalthabers auf die souveräne Herrschergewalt, zumal bei 
der Macht des RechtsbegriiTs in dem römischen Gedankenkreis, ebenso- 
wenig gleichgültig ist wie die Consequenzen dieses Senatsregiments, 
namentlich das festgehaltene coniniunale Selbstregiment Italiens und 
die fortdauernde wie auch innner beschränkte Publicität der Regierungs- 
acte. Aber ein effectives Mitregiment wurde der republikanischen 
Aristokratie eingeräumt durch die Reservirung der wichtigsten Civil- 
und Militärämter für die Mitglieder des Senats (S. 212); diese durch 
alle Krisen mehr als zwei Jahrhunderte eingehaltene Schranke hat 
in dem Conunando wie in der Verwaltung und der Rechtspflege ein 
Beamtenregiment herbeigeführt, das ohne die schweren Schlden des 
republikanischen dem politischen Charakter dieser Epoche nicht allzu 
fern stand und dem im wesentlichen der Principat sowohl seine Vor^ 
zOge verdankt wie seine Dauer. Mit der Monarchie fand diese Aristo- 
kratie insoweit sich ab, dass die retrospective Kritik der bestehenden 
Ordnung allmählich verstummte und noch weniger an eine Beseitigung 
derselben gedacht ward, wohl aber, wenn der Ausdruck gestattet ist. 
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an eine Constitutiooalisining derselben, wofür nameutlich die Vers»iche 
bezeichuend sind die CriminaljurisdictioD Uber die Mitglieder des 
Senats diesem selbst unter Aussehloss des Kaisers su vindidren. Das 
Misstraven gegen den Senat und die Senatoren, welches in sehr ver- 
schiedenen Formen und Graden durch das gessmmte Kaiserregiment 
sich durchzieht, ist der sicherste Beweis der fortdauernden Macht 
dieser Aristokratie und dieser Antagonismus gewissermassen die letzte 
Aeusserung der politischen Lebenskraft Roms. Als in der wüsten Mitte 
des 3. Jahrhunderts Kaiser GallienuSf nicht die unfähigste, aber wohl 
die nichtswürdigste Figur in der langen TJoilie dieser monarchischen 
Caricaturen, die Senatoren von den Militäräiiiterii aussehloss und es 
aufkam diese überwiegend mit gewesenen gemeinen Soldaten zu be- 
setzen, machte er damit wohl der Senatsherrschaft ein Ende, aber 
nicht minder der Dyarchie des Principats und damit diesem selbst. 

Was hinsichtlich der Wehrhaftigkeit unter dem Principat ge- ^^^^^Ztj' 
schah, steht nicht auf der gleichen politischen Hohe wie die allge- '^l;;;^ 
meine Führung des Regiments unter demselben. Die Schlagkraft der 
lepublikanischen Epoche, wie sie noch in den mit der Gründung der 
Monarchie endigenden Bttrgerkriegen in nur allzu gewaltigem Umfang 
sich erwiesen hatte, ist auf den Principat nicht Obergegangen. Die 
durch das Jalit hundert der inneren Kriege in der Bürgerschaft er- 
zeugte Friedenssehnsucht und das Bedürfniss der neuen Monarchie 
sich durch Volksfreundlichkeit zu legitimiren, dazu das völlige Fehlen 
auch nur einigermassen ebenbürtiger Nachbarstaaten erklären wühl, 
aber rechtfertigen niclit die sofortige thatsachliche Beseitigung der 
bürgerlichen Wehri)Hiclit und die Besch rilnkung der Reichswehr auf 
eine ständige Armee, die in der Stärke von etwa iiOO UUÜ Mann eben 
genügte, um die durch die drei Welttheile sich erstrockenden Grenzen 
des Staats einigermassen zu gamisoniren, welcher aber jeder Rückhalt 
in der Masse der Bevölkerung fehlte. Um auch nur dieses zu er- 
reichen, gab Augustus das Prindp der Yertheidigung des Römerreichs 
ausschliesslich durch römische Börger auf und warf die H&lfte der 
Rekrutirungslast auf die dem Reich angehörigen Nichtbürgcr; auch 
die immerhin durch diese Anneeorganisation wesentlich gesteigerte 
Finanzlast wurde nicht ohne Schwierigkeit gedeckt durch die Aufgabe 
der republikanischen Abgabefreiheit des römischen Bürgers (S. 277) und 
die Wiedereinführung des alten Tributum in der Form der füiifjtrocen- 
tigen Erl)scliaftssteuer. Wie ausschliesslich unter dem Principat mili- 
tärisch allein die ständigen Truppen in Betracht kamen, zeigt die voll- 
ständige Beherrschung und die häuhge Vergewaltigung der Hauptstadt 
mit ihrer Millionenbevölkeruug durch die 10000 Gardesoldatea und 
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zeigt nicht minder die Vergleichung der ungeheanii TrappeamaaM 
des letzten repnblikaniaelien Bfirgerlniegs imd der gleichartigen naeh 
dem Ende der claudiseben und dem der aatoninisehen Dynastie ledig- 
lieh zwischen den Corps der ständigen Armee geschlagenen Schlachten 
um die Besetzung des erledigten Thrones. Wenn der »rOmische Erd- 
kreis" (orbis Iiownnu<=!), von dem bei der Zersplitterung der Völker- 
schaften jenseit des Rheines und der Donau und dem tiefen Verfall des 
Parthorreichs allerdings mit einigem Recht gesjtrochen werden durfte, 
an irgend einer Grenze die Botniilssigkeit versagte oder, was trotz 
der vorherrschenden Friedenspolitik nicht ganz ausblieb, die römische 
Regierung die Annectirung eines barbarischen Xachbargebiets bescliloss, 
so konnte die auf irgend einem Punkt erforderte zeitweilige Vermehrung 
der Streitkräfte nicht audei-s bewirkt werden als durch entsprechende 
EnthlOssung eines andern und Yerscliiekung der dort stehenden Be- 
satzungen in weite Entfernungen. An diesen mangelhaften Einrichtungen 
Augusts ist dennoch durch die nAchsten drei Jahrhunderte im Wesent- 
lichen festgehalten worden. Selbst kriegslustige Herrseher, wie Traianus 
und Severus, haben an dem System nichts gebessert und auch die 
ständige Armee nur unwesentlich vermehrt. Verschoben hat sich nur 
der Civilstand der Soldaten. Wenn nach den augustischen Ordnungen 
die Armee zur Hälfte aus römischen Bürgern und insoweit damals vor- 
zugsweise aus Italikeni bestand, so wurde zwar für diese Hälfte auch 
später an der Forderung des römischen Staatsbürgerrechts nominell 
festgehalten; aber da dies Staatsbürgerrecht in immer steigendem 
ISIasse auf die Proviuzialen erstreckt, auch häutig eben für die Ein- 
reihung in die Legion den desselben ermangelnden Rekruten verliehen 
ward, weiter die Aushebung fllr die an den Grenzen stehenden Truppen 
allmählich einen örtlichen Charakter annahm, so lieferte Italien bsld 
fttr das Heer nur noch die höheren und theilweise die niederen Offiziere 
und die Gardesoldaten. Auch die hoher civilisirten Provinzen ver- 
schwinden allmählich aus dem Kriegsheer und wenn die civilisirte 
Kriegskunst ihr Uebergewicht über die barbarische auch in dieser 
Kpocbe durchaus behauptet, so bedient sie sich vorzugsweise der den 
Barbaren nächst verwandten mehr dem Namen nach als thatsäclilich 
römischen Bestandtheile der Reichslievölkerung. Dass dieses Militär- 
system nichtsdestoweniger Jahrhunderte laug die Grenzen des Reichs 
geschützt und hier und da erweitert hat. beruht weniger auf der 
Kraft der Vertheidigung als auf der Schwäche der vereinzelten Angriffe. 
Die lange verzögerte Katastrophe entlud sich, gefordert durch das 
Erstarken der Perserherrschaft mit dem Emporkonusen der Sassaniden 
und durdi den politischen Verlsll des Regiments der galUenischeB 
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Zeit, in dem zweiten Drittel des dritten Jalirhunderts mit elementarer 
Unwidorstehlichkeit über das gesamrate römische Reich. Antiochien 
wurde von den Persern vergewaltigt, Ephesos von den Gothen, Tarraco 
von den Franken; alle Besitzungen jenseit der Donau und des Rheins 
gingen verloren; in Italien selbst gelangten die Alemannen bis nach 
Ravenna nnd noch stehen in Verona die Mauern; mit denen diese 
Stadt, Yon dem Reiche keinen Schnts mehr erwartend, sich selber 
<der Germanen erwehrte. Der ferne Westen wie der ferne Osten 
schienen vom Reich sich zu lösen; mit dem Blute des Kaiserenkels 
begrtlndete Postumus in Trier seine Herrschaft Obor den Westen und 
während Kaiser Valerianus in persischer Kriegsgefangenschaft sein 
Leben beschloss, stellte der römisdie Osten sieh unter den Schutz 
des Araberfürsten von Palmyra. 

Das war die Agonie; aber die wunderbaren Geschicke Roms Di g» - 
wendeten noch einmal den Tod ab. Es war dem Kömerstaat noch 
ein Herbstfrühliug beschieden, die schon von Aurelianus angebahnte, 
in dem einundzwanzigjährigeu Regiment des Kaisers Diocletianus 
(284—305) vollendete Restauration des Reiches. Hier soll versncht 
werden in kurzen Ztigen die dabei zu Grande liegende Reichsordnimg 
zu skizziren. Allerdings hat es ein Staatsrecht in dem Sinn, wie es 
der älteren Epoche beigelegt werden darf, in dieser nieht gegeben, 
kein Abwägen der Terschiedenen höchsten Gewalten, ttberhanpt keine 
feste das Regiment selber bindende Ordnung. Aber ein neues Staats- 
wesen wird gebildet, mit hinreichender Bestimmtheit, in mancher 
Hinsicht sicherer und vollständiger als die älteren Festsetzungen, 
für uns zu erkennen. Neu ist darin so zu sagen alles. Es sind 
vielleicht niemals, seit die Welt steht, die bestehenden Kinrichtungen 
von oben herab mit solcher Gewalt und mit solcher Vollständigkeit 
und man muss hinzusetzen mit solcher Einheitlichkeit und Folge- 
richtigkeit umgeworfen worden, wie in diesem wunderbaren den 
Thron, die Religion, die Beamtenschaft, die Rechtspflege und die Ver- 
waltung, das Heer- und das Steuerwesen gleidmikssig umfassenden 
Tjrfimmerbau und Neubau, fbr welchen allerdings die voraufgehende 
fünfzigjährige Anarchie wenigstens die Stätte bereitet hatte. 

Des Monarehen unbedingtes und unbeschränktes Herrenrecht i>:*> K^^ot. 
über die Personen wie über das Gut aller Unterthanen ist die durch ' 
die Macht der Geschicke oder, wie es bald dafür heisst, durch den 
göttlichen Willen nothwendig gegebene Staatsform. Die alte Titulatur, 
<ler Spiegel des aus verschiedenartigen magistratischen Befugnissen zu- 
sammengefügten Principats, weicht der einfachen Kaiserbezeichiiung; 
und nachdem der in diodetianiscber Zeit vorwaltende lebendige Gott, 
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der Kaiser Jupiter und der Kaiser Hercules, die Göttersöhne und die 
GOtterviter unter der EiDwirkimg des Chrittenglaiilieiis surttdigetretea 
waren, beginnt — im Gebraueh Dritter Bcbon frOher, in eigener 
Fobrnng unter den Söhnen Constantins L — die Bezetehnung des 
Herrsehers als des Staataeigenthomers (d&mhms)^ das unverbaute 
Herrenthum die Titulatur zu beherrschen. Nicht nach dem Muster 
des bisherigen Principats, sondern nach dem orientalischen des Perser- 
schahs ist dasselbe geordnet worden und auch die ölTeutliche Er- 
scheinung des Monarchen, der nach Frauenart geordnete Schmuck 
mit Perlen und Edelsteinen in der Kopftracht wie in der Beschuhung, 
die orientalische Sitte der Kniebeugung, das Eintreten der Eunuchen 
unter die Dienerschaft weisen nach dem Osten. Eine rechtlich feste 
Thronfolge besteht jetzt so wenig wie früher und es würde auch die 
Bindung des Monarchen durch eine Erburdnuug mit der voUeut- 
wickelten absoluten Gewalt sich nicht vertragen. Nebenherrschaft 
bleibt sulässig, giebt aber, wie die Katastrophe nach dem Tode Con- 
stantins I. dies zeigt, auch jetzt keinen rechtliehen Anspruch auf die 
Nachfolge; die Sammtherrschaft wiegt vor, wird aber jetzt, wie wir 
weiter sehen werden, nicht nothwendig, aber gewöhnlich mitder Reiehs- 
theilung verbunden. Der Regel nach creirt der Monarch den Monarchen, 
auch nach der Keichstheilung der Uberlebende Tbeilherrscher den 
Collegen ; bei völliger Erledigung des Thrones, wie sie nach dem Tode 
Constantins I. und dann nach dem Julians und Jovians eintraten, er- 
folgt die Wiederbesetzung desselben ohne Mitwirkung des Senats durch 
einen Wahlact der zur Zeit im kaiserlichen Haujjtquartier anwesenden 
Offiziere und Beamten, in dem die ehemalige Imi)eratorenacclamation 
(S. 11*4) mit etwas geminderter Formlosigkeit sich erneuert. That- 
sächlich hat das dynastische Element auch diese Monarchie beherrscht 
und in dem eonstantischen sowie später in dem theodosischen Kaiser- 
baus die Nachfolge des Blutes herbeigefflhrt; der Cultus des flavisehen. 
das heisst des eonstantischen Hauses entspricht mit der dieser Epoehe 
angemessenen Verrohung der VerebruDg des julischen Gestirnes. 

Auch auf dem religiösen Gebiet beginnt ein grundsätzlich anderes 
Regierungssystem und bald weicht wie in der monarchischen Spitze 
so auch im Cultus der occidentalische Götterglaube der Religion 
aus dem Osten. An die Stelle der religiösen Toleranz tritt die 
Aufnahme eines forujulirteu Glaubens unter die von oben herab zu 
erzwingenden Bürgerpflichten. Die Götter der römischen Gemeinde 
sind unter der Republik wie unter dem Princlpat von Staatswegen und 
auf Staatskosten verehrt worden, aber keinem Staatsbürger war es 
verwehrt andere Götter daneben zu haben und diesen den Vorzug zu 
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geben. Dieses iiiditlerente Veiluilteu kam unter dem Principal dem 
neuen Christenglauben gegenüber insofern ins Gedriinge, als dieser 
neben dem seinigen oineu andern nicht gelten Hess und den Staats- 
göttern die Verehrung ausdrücklich und oft uuehrerbietig verweigerte; 
die BtaatliGhen Versuche diese EhrerbietuBg zu erzwingen und der 
dadnreh hervorgemfeiie Widerstand führten zudem gefithrliehen Confliet 
nicht des Rechts mit dem Unrecht, sondern der Bargerpflicht mit der 
Gewissenspflicht Aher von staatlicher Seite war diese Anforderung 
im Allgemeinen mit mftssigem Nachdruck und verstftndiger Inconsequen^ 
geltend gemacht und nie war unter dem Principat auch nur der 
Versuch gemacht worden dem Staatsbfiiger eine bestimmte religiöse 
Ueberzeugung aufzuzwingen. Diocletian, entsprungen der von religiöser 
Gläubigkeit verschiedenster Art, aber gleichniftssig mächtiger Innerlich- 
keit durchdrungenen niederen Soldatesca, fanatisclier Anhänger eines 
wenigstens nominell dem alten Götterkreis anguhorigeu Glaubens, war 
nicht umsonst ein lebendiger und strafgewaltiger .lupiter; und wo der 
staatskluge Kaiser in seinen kräftigen Jalireu bei der Ausführung dieser 
Tendenz Mass gehalten hatte, da setzte dem bejahrten und kranken 
Vater gegenfiher und dessen Warnungen zum Trotz Jupiters Sohn, der 
JovierGalerius, hervorgegangen aus dem gleichen rohen Milit&rkreis, mit 
wilder ünflberlegtheit eme Christenhetze ins Werk von einem Umfang 
und einer Gewaltsamkeit, wie die früheren Jahrhunderte sie nicht 
gesehen hatten. Mit diesem emstlichen Einschreiten der Regierung 
für den alten Götterglauben war mit dem alten System der religiösen 
Indifferenz und der praktischen Toleranz gebrochen, und gebrochen 
auf immer. Es wird einer der Fundamentalsatze der neuen 
Monarchie, dass es l'tlicht der Hegierung ist den religiösen Glaulieu 
der Staatsbürger zu tixireu und zu unifonniren. Allerdings ist nie 
ein Pfeil ärger auf den Schützen zurückgei»rallt als dieser. Was das 
zusammenbrechende Heidenthum gegen den Christenglauben versucht, 
hatte, hat das dadurch in seinem Aufstieben nur gekräftigte Christen- 
thum gegen das Heidentbum durchgeführt und durch den Arm der 
Regierung dasselbe erst geknebelt und dann ausgerottet Ja folgerichtig 
nahm der Staat weiter es als sein Recht in Anspruch den neuen Glauben 
positiv zu formoliren. Der Gegensatz der den «allgemeinen Glauben'' 
bekennenden Christen (eeUhoUei) zu den »Sondermeinenden" {haere- 
tici\ zuerst unter Constantin I. aufgestellt, um den Kreis der den 
Christen damals ertheilten staatlichen Privilegien rechtlich abzugrenzen, 
wird seit (Jiatiaii in ofticiellen Erlassen auf alle Staatsbürger ange- 
wandt und das Keqiii>it der „Uechtgläubigkeit" (orthodoxia) in ebenso 
unlogischer wie gemeinschädlicher Weise als Bedingung des vollen 

Binding, Uandbuch i. 3: Mommtea, Abris« d«« Römiaclipa atMUrochU. AuH. 23 
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Staat sbUrgerrechts proclamirt. Es ist die Nemesis dieser Al)dication 
des Staats, dass von da an staatlicher Dogmenstreit und staatliche 
Ketzerciermittelung die politische Geschichte so zu sagen verdrängen 
und die Historie der Theologie den Platz räumt. 

' Die Reichseinheit, festgehalten wie unter der Republik so unter 
dem Friacipat, wird aufgegeben und flchon durch Diocletian die Saiumt- 
hemehaft als Theilhemchaft gestaltet (S. 203). Unter der constan- 
tiseben Dynastie ist freilieh noch mehrmals das gesammte Reieh 
unter der Einherrschaft süsammeogefasst worden; aber mit dem Er- 
loschen derselben füllt dasselbe definiti? in zwei Hälften ausein- 
ander, deren Scheidung um so schftrfer hervortritt, als die im Römer- 
reich vereinigte Doppolcivilisation, die hellenische und die lateinische, 
in ihr sich ebenfalls scheiden, der griechische Osten und der lateinische 
Westen damit politisch sich von einander lösen. Allerdings hebt diese 
Theilung die alte (iesammtheit nicht voUstilndig auf. Das impen'um 
Jiomanuni bleibt nach der officiellen Autfassung dieser Epoche als 
Einheit bestehen und zerfilllt nur in die „Theile des Ostens" {i)arfes 
Orientia) und die „Theile des Westens" (partes Occidentis). Von den 
beiden Consuln, nach denen immer noch das Jahr officiell benannt 
wird, ernennt zwar den einen die Regierung des Ostens, den andern 
die des Westens, aber nach beiden zusammen wird im ganzen Reich 
datirt. Auch die Gesetzgebung bleibt gemeinschaftlich, nicht bloss 
hinsichtlieh der Alteren Rechtsnormen, sondern auch für die Anord- 
nungen dieser Epoche, insofern jeder Theilherrscher jedem Erlasse auch 
den Namen des Mitherrschers vorsetzt und jeder Erlass in beiden 
Reichshftlften Geltung hat oder doch haben soll. Nach Diocletians 
Anordnungen sollte auch dem gesammten Reich die eine Hauptstadt 
bleiben. Wie einst Italien als Ilauptland neben den Provinzen, so 
steht nach seinen Einrichtungen die Stadt Rom mit Sonderver- 
■waltun<i neben dem sonstigen Reich und seinen Behörden, Freilich 
hat Diocletian dieselbe zugleich insoweit deciipitalisirt, dass er für sein 
neues Herrenthum die Residenz überhaupt beseitigte und dieselbe 
ersetzte durch das Hauptquartier des neuen örtlich nicht gebundenen 
Reichsheers; und dabei ist es insofern geblieben, als Rom nicht 
wieder Herrschersitz geworden ist, der westliche Herrscher anfänglieh 
in Mailand, seit dem Anfang des 5. Jahrhunderts in Ravenna residirte, 
der östliche seit dem ersten Constantin in dem alten Byzantium am 
Hellespont, der neuen Gonstantinopolis. Diese Stadt würde nicht 
bloss zur Kaiserresidenz umgestaltet, sondern als das „neue Rom" zu- 
gleich zur zweiten Hauptstadt des Gesaramtreichs gemacht, welche 
bald, wie Oberhaupt in diesen Einrichtungen der Osten vorherrscht, 
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die alte Tiberstadt fiberflOgelt uBd durch i|ire OleichsteUung mit 
dieser vor altoi Dingen dazu beigetragen hat die' Reicliseinheit so 
gut wie völlig zum leeren Namen zu machen. In '^er ßauptsache 
ist sie schon Von Diocletian durch das TheÜregiment ersetzt worden: 
jeder Theilherrscher hat seine eigenen Truppen und' seine eigenen 
Beamten und soll das Regiment in Gleichstellung mit dem Col- 
legen, aber mit rechtlicher Selbständigkeit verwalten, welche ideale 
Durchdringung der Sammt- und der Theilherrschaft allerdings tliat- 
sächlicli entweder durch Fehde- oder durch Abhängigkeitsverhältnisse 
-stetig moditicirt wird. 

Wenn das Reichsregiraent wie in republikanischer Zeit so unter J,7ciTif 
dem Principat auf dem Fundament des einheitlichen Imj)erium, der utuuSl 
Untrennbarkeit des Commandos von Justiz und Verwaltung geruht 
hatte, so übertrug die neue Staatsordnung den Gegensatz des 
Bürgers und des Soldaten in die Magistratur und ordnete diese durch- 
aus mit Scheidung der Civil- und der Militargewalt, allerdings in 
•der bezeichnenden Form« dass die Civilgewalt nominell verschwand 
und das Givilamt rechtlicli aufgefasst ward als Soldatendienst (miUaa) 
ohne Waffen, darum a.uch das Bandelier des Offiziers (cinffulum), 
jetzt von dem Civilbeaniten gleichfalls geführt ward. Auch diese durch- 
schlagende Neuerung ruht auf der innerlichen Steigerung der Monarchie. 
Der frühere Statthalter ist innerhalb seines Sprengeis der Trilger der 
souveränen Staatsgewalt, auch unter dem Principat noch zwar durch 
den ihm zur Seite gesetzten kaiserlichen Hausbeamten in der Finanz- 
verwaltung beschrankt, aber immer noch mit dem vollen Imperium 
ausgestattet. Die dioclctianische Monarchie fasst die staatliche Sou- 
veränetät in der Person des Herrschers zusammen und verwendet 
neben diesem nur Gehülfen, und indem sie diese sachgemftss nach den 
Geschftftskreisen gliedert, fallen das Gommando und die Justiz, deren 
Combination schon früher praktisch oft unbequem geworden war, 
aelbstverstandlich aus einander, pie Durchführung dieser Scheidung 
bis an die Stufen des Thrones selbst ist eines der wesentlichsten 
Elemente der neuen Ordnung. 

Damit in Verbindung steht die Ei st reckung der offiziellen Gehülfen- 
Schaft auf dasReichsregiment als solches, die Entwicklung nach modernem ^^^ä^Vri. 
Ausdruck der Ministerstellung. Wenn die ältere Staatsordnung, von dem 
Princeps selbst abgesehen, allgemeine Keichsämter nicht, sondern ledig- 
lich Sprengelämter kennt, so entwickelt diediocletianisch-consiaatiulsche 
die Reichskauzlerschaft der j>;v/<?^o; /V> und die Heichsfeldherrn- 

schaft der mayistri niil/tuni, allerdings nicht in derjenigen vollen Uu- 

bedingtheit, welche diese Beamten zu civilen oder militärischen Reichs- 

2S* 
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herren genuulit haben würde, sondern mehr oder minder eingeschränkt 
durch das Sprengelsystem, ininier aber als regelrechte Oberbehörden 
gestaltet, theils durch den über die engen Sprengelschranken der 
Älteren Ordnung weit liinausgehenden Umfang des einem solchen Be- 
amten unterstellten lleichstheils, theils durch die Einrichtung ihm 
untergeordneter civiler oder militärischer Mittel- und Unterämter. 
Diese Hienrebie ist gleichfalls eine Neuerung. Die Ordnung des 
Principats kennt wohl die Berufung Yon dem Beamten an die souverftne- 
Gewalt, aber einen eigentlichen allgemeinen Instanzenzug bat erst die 
dioeletianiscbe Monarchie entwickelt und dieser ist das hauptsächliche 
Fundament der diese Staatsordnung vOllig beherrschenden Bureau- 
kratie. Dieselbe offenbart sich in der strengen Schematisirung und 
dem festen Aufrücken sowohl der höheren Beamten selbst wie auch 
des die Anitführung thatsächlich vielfach an sicli ziehenden Subalternen- 
personals (offiria) mu\ in einer Kanporduuiig und einem Titelwesea 
von einer Fülle und Strenge, dass dagegen alle späteren Leistungea 
auf diesem Gebiet dürftige Anfilngerarbeit sind. 

Die vielgegliederten und häutig wechseluden Formen der Civil- 
uüd der MilitArordnung dieser Epoche können hier nicht eingeheuil 
entwickelt werden; wir beschränken uns darauf die Grundlinien zu 
bezeichnen. 

ISßXL Der bttrgerlicbe Oberbeamte, entwickelt aus dem Gardecomman- 
danten des froheren Principats (S. 208), aber diesem kaum aber den 
Namen hinaus analog, namentlich der früheren Collegialität und, 
allerdings erst seit Constantin, aller militärischen Competenz entkleidet, 
ist einem Ileichsthcil vorgesetzt, dessen Umfang öfter wechselt, aber dem 
Herrschaftsgebiet gleich ist oder nahe kommt; beispielsweise haben in 
den Jahren, wo Constantius II. die Ost-, Constans die VVesthälfte des 
Reiches beherrsciite, drei Präfecten neben einander fungirt, der eine 
für das ganze Ostreich, der zweite für Illyricum, Italien und Africa, 
der dritte für (jallien, Spanien und Britannien. In diesen Verwaltuugs- 
kreis sind ausser den alten Sprengein kaiserlicher Verwaltung weiter 
mit Ausnahme zweier kleiner den alten Proconsuln von Asia und 
Afnca belassener Districte sftmmtliehe früher dem unmittelbaren Kaiser- 
regiment entzogene Provinzen gezogen und nicht minder Italien unter 
Aufhebung seiner althergebrachten Mutterlandsprivilegien in denselben 
aufgenommen worden. Die bisherige Sonderstellung der Halbinsel 
ward indess, wie wir sahen, nicht völlig aufgehoben, sondern beschränkt 

^^y*' auf die Stadt Rom. Zwar die Identiticiruug der stadtrön)i>chen und 
der Reichsbeamten, welche die Republik entwickelt und der Princiiiat 
tolerirt hatte, wird jetzt auch formell beseitigt; die Prätoren und 
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<,)uästoren der Stadt Rom weiden aus dem Verzeichniss der Reichs- 
uürdt ntiilger gestriclieu und zu deo Municipalbeamten gestellt. Aber 
<lie Stadt Rom selbst erhält an dem Polizeimeister des Priocipats, dem 
^raefedm urbi (S. 286) ein Stadthaupt, welehem alle Reichabeamten 
mit stadtrömischer Competenz, insonderheit der kaiserliehe Getreide- 
verwalter (S. 211. 271) tmd der Gommandant der städtischen Lösch« 
mannschaften (S. 208. 271) unterstellt wurden und der dem Prftfecten 
des Prätorium zwar in der Macht nach, aber im Rang snnichst 
-stand. Kachdeni durch Constantin I. das Reich eine zweite und der 
Osten eine Sonderhauptstadt erhalten hatte, wurde diese Sonder- 
.«tellung des alten Rom allmählich auch auf das neue übertragen. 

Das Amtgebiet der Präfecten des rriltorium wird weiter getheilt 
in anfänglich zwölf, im Laufe der Zeit um einige Stellen vermehrte 
Diöcesen, von denen einige durch die Präfecten unmittelbar, die meisten 
durch zwar als Stellvertreter" derselben (rirarius jmicfectoruni jyrae- 
■iorio) betitelte, aber obligatorische Mittelbeamte verwaltet werden. 
Die DiOcese ist ihrem Umfang nach weit grösser als die alten Stadt* 
halterbezirke; beispielsweise um&sst die Diöcese Gallien die alten 
Trovinzen Lugdunensia, Belgica, graische und poeninische Alpen (Sa- 
Toyen und Wallis), Unter- und den römisch gebliebenen Rest von 
Obergermanien. 

Die Unterbehörden bilden die bisherigen Provinzialstatthalter mit 
-durchgängig, gegen den früheren Umfang bedeutend eingeschiinkten 

Sprengein, so dass zum Beispiel in der Diözese Gallien aus jenen 
alten fünf Provinzen durch Theilung dreier derselben acht geworden 
sind, und mit gemindertem Rang, indem den meisten derselben statt 
des Legaten oder Proconsuls sonatorischen Ranges nichtsenatorische 
Statthalter, pnusidts. oder, wIp sie in Italien betitelt zu werden 
j)H^eu, correctores vorgesetzt w^'rden. 

Die Rechtspflege und die ^'erwaltuug werden durch die genannten ^**''ua§'''* 
•Ober-, Mittel- und TJnterbeamten beschafft. Ttmait«». 

Die Prozesse, die eivilen wie die criminellen so wie alle Ver- 
waltungssachen, welche zu contentiöser Verhandlung fhhren, gehen 
in den beiden Hauptst&dten an den Stadtprftfecten, so weit sie nicht 
in die Competenz eines seiner Unterbeamten üallen, im Qbrigen Reich 
an den Statthalter. Die engeren Grenzen der Provinzen dieser 
Epoche werden dem Statthalter es möglich gemacht haben die bei 
den früheren grossen Bezirken wahrscheinlich über die Gebühr 
ausgedehnte Delegation der Prozesse an beliebig ausgewählte Stell- 
vertreter zu hescliiäuken und seiner AmtspHicbt der Regel nach 
persönlich zu genügen. — Für die höheren Rangklassen bestehen 
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EinschrilBkuTigen dieser Kegeln. Der Angehörige eines städtische» 
Gemeinderaths unterliegt zwar auch in Criminalsachen dem Statthalter- 
gericht; aber ein Todesurtheil kann gegen ihn nur vollstreckt werden 
nach eingeholter kaiserliclier Be>t:Uigiing. ])vr Angehörige eines der 
beiden Reichssenate hat seinen ie< bleu Gericlitsstand nicht vor dem 
Statthalter, sondern v(tr dem betrelTenden Statltprafecten und kann 
wenigstens ciiniiuell nur von diesem verurtheilt werden, wobei über- 
dies noch ein aus fünf Männern gleichfalls senatonschen Standes gebil- 
detes Gericht zugezogen werden mum. Die Personen der ersten Bang- 
klasse, das heisst alle mit dem Hohen Personaladel des Patriciäts- 
ausgestatteten so wie alle zum Gonsulat öder zn einem der höchsten. 
Reichsämter gelangten, können criminell nur vor dem Kaiser selbst 
und seinem Staatsrath [(eonsistormm saerum) zur Verantwortung ge- 
zogen werden. 

Appellation. Appelhitionfgegeu das Erkenntnis erster Instanz wird auch jetzt- 

nocli allgemein bezeichnet als kaiserliche Uectitication desselben; indess 
geht sie regelmässig nicht an den Kaiser nnniittelbar, sondern an eine der 
diesen vertretenden „mit kaiserliclier (jericbtsbarkeit (ncesnrr/i iudic(trf') 
ausgestatteten" Hehörden. Von dem Untergericht wird entweder an die 
Mittelinstanz, den Vicarius ai)i)ellirt oder an die Oberinstanz, den Pril- 
fecten des Trätorium, aus einzelnen Provinzen auch btutt an dieseu 
vielmehr an den Stadtpräfecten. An denselben geht die Appellation 
von den hauptstädtischen Untergerichten, so weit es deren giebt 

Von dem Spruch des Stadtpräfecten kann weiter appellirt werden 
an den Kaiser und ebenso kann von dem Spruch des Vicarius nicht 
an den Präfecten des Prätorium, wohl aber an den Kaiser Be- 
rufung eingelegt werden. Der Spruch aber dieses Prftfecten selbst ist 
nicht appellabel und mit gewissen hier nicht zu erörtenden Aus- 
nahmen definitiv, wie selbstverständlich immer der kaiserliche selbst, 
st..a*r- und Die Hel)ung der Steuern und die Leistung der öti'eutlichen Aus- 
gaben werden, so weit nicht besondere Anordnungen anders bestimmen, 
im Allgemeinen durch die eben genannten Beiiörden beschatTt. Die 
[Steuerlast selbst wurde nicht bloss auf Italien und in etwas verftn- 
Iderten Formen ebenfalls auf die Hauptstädte erstreckt, sondern auch 
|pn dem Übrigen Reich in grösstem Umfang gesteigert und nebep dem 
Eirten Betrag je nach Umständen durch mehr oder minder willkfir- 
liehe Zuschläge erhöht Der oberste Civilbeainte schreibt Jahr filr Jahr 
die Umlage aus und die Beitreibung derselben liegt in erster Rdhe 
dem Statthalter ob. Die provinzialen Obersteuereinnehmer des früheren 
Prindpats sind beseitigt und ihre Geschäfte mit denen des Statthalters- 
vereinigt — Daneben bestehen zwei besondere Finanzverwaltungen» 
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beide Beamten der ersten Rangklasse übertragen, die Gnaden- {Uircii- 
Hönes sdcrae) und die Doinauialkasst' {res privatae). Der ersteren 
sind die Bergwerke, die Grenzzölle, die Münzstätten und die kaiser- 
lichen Fabriken überwiesen und sie ist in erster Reibe bestimmt für 
die Leistung der kaiserlichen Gaben, namentlich der ständigen Gntiale 
80 wie der mperordentlfeben Spenden an Beamte und Soldaten, 
während die immer grössere Ansdehniing annehmende Verwaltung der 
kaiserliehen Domänen bei dem anderen Oberamt' centralisirt ist . 

Hinnchtlieh der Landesvertheidigang blieb es bei der alten Be- Jj^S^ 
sehrSnkiiDg derselben auf die stehende Armee, wie dies unter den be- 
stehenden Verhaltnissen nicht anders sein konnte. Aber die noth- 
weadige Verstärkung der Truppenzahl — nach den tadelnden Zeit- 
genossen eine Vervierfachung — wurde von Diocletian bewirkt und 
weiter der radicale Fehler des illtoroii Systems das Reich lediglich 
durch Greiizgarnisüuen zu vertheidigen beseitigt. Es wurde neben 
den stark vermehrten Grenzbesatzungen eine zu örtlich freier Ver- 
wendung bestimmte Armee gebildet, zunächst gedacht als der Person 
des residenzlosen Kaisers folgend (exercitua praesentaUs). Dass bei 
der Recrutirung der civilisirte Theil der Bevölkerung nicht in Betracht 
kam, vielmehr die Mannschaften nm so mehr galten, je roher pie 
waren, kann nicht als Neuerung betrachtet werden, wohl aber das 
mehr und mehr sich geltend machende Eindringen in das Beiehs- 
heer der eigentlichen Ausländer, der in sesshafter Leibeigenschaft; 
innerhalb der römischen Grenzen angesiedelten Barbaren, der kriegs- 
gefangenen oder geworbenen Franken, Sachsen, Vandalen, Perser 
damit also der definitive Verzicht auf die durch das Gesetz der Selbst- 
erhaltung gebotene und auch unter dem verfallenden Principat nicht 
oH'en aufgegebene Regel, dass die BeicbsaDgebörigen und nur sie das 
Keich zu vertheidigen haben. 

Dass Diocletian den Statthaltern den bisher in den wiclitigstcu ti^^t. 
Sprengein von ihnen geführten militärischen Oberbefehl nahm, ist 
schon gesagt worden; um dieselbe Zeit sind die alten Legions- 
commandos aufgelöst worden. An die Stelle der Legionslegateu wie 
der commandirenden ProYinzialstatthalter traten die »Grenzfeldherm* 
{ditees l%m1ium\ deren zum Beispiel längs der Donau von der Augs- 
burger Gegend bis zur HQndung acht eingesetzt und denen die Grenz- 
truppen (mHitea limitanei oder riparimaea) unterstellt wurden; diese 
selbst wurden wie es scheint durchgängig in kleinere Corps von 
500—1000 Mann nach der Art der bisherigen Coh orten und Alen auf- 
gelöst und jeder solcher Abtheilung ein Of&sier (triburms oder prae- 
fecim) vorgesetzt. Das Ck}mmando ttber das neue Feldheer blieb nach 
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I)io( letians Anordnunpjeii dem Kaiser und den zum Nebencommando 
berufenen Mitregenten so wie unter ihuen den Präfecten des Prn- 
torium. Den letzteren hat dann Constantin die militärische Conipetenz 
genommen und unter gleichzeitiger Verstärkung des Feldheers die 
schon erwähnte Keichsfoldherrnschaft eingeführt, im Rang den höchsten 
Civilämtem nachstehend, aber mit ihnen der ersten Aemterklasse 
zogezftblt. Zunächst sind fQr das vereinigte Reich oder bei bestehen- 
der TheiluDg fttr den Reichstheil zwei Reiehsfeldherren eingesetst 
worden, der eine fQr das Fossvolk (nutgister peditum)^ der andere 
für die Reiterei (magister e^üim)^ beide anmittelbar den Feld- 
trappen, mittelbar dareh die ihnen antergeordneten Daoes auch 
den Grenzbesatzungen vorgesetzt. In solcher Ansdebnnng war das 
Amt eine Gefahr für die Monarchie und sie steigerte sich, wenn 
das Infanterie- und das Reitercommando mit einander combinirt ward; 
in dieser Stellung als nrngiaier utriusque militiae hat nach dem Tode 
Theodosius 1. Stilichn, ein Oftizier deutscher Herkunft, mehr über als 
unter dem Kaiser des Westreichs gestanden und dieser Heichsgeneralissi- 
mat nicht wenig zu dessen rasclier Autiösung heigetragen, während 
im Ostreich gemäss den Anordnungen desselben Theodosius die Reichs- 
feldherrschaft durch Spaltung und Beschräukung mit dem monarcliischen 
Regiment verträglich gestaltet ward. — Die criminelle Jurisdiction 
ttber die Soldaten — die dvile ist erst bedeutend später von den 
CivilbehOrden auf die militärischen abergegangen — steht nach der 
diocletianisch'Constantinischen Ordnung im Allgemeinen bei den Grenz- 
trappen dem Duz zu, bei dem Feldheer dem Magister; die Appellation 
geht von beiden an den Kaiser, 
^und^d"* Die unmittelbare Ausübung der souver.1nen Gewalt hat aus- 
M^^! schliesslich der Kaiser. Dass der Senat nicht einmal bei der Be- 
setzung des Thrones gefragt wird, bedauert ein Schriftsteller aus der 
Zeit Cunstantius IL. aber, setzt er hinzu, die Schuld trägt die faule 
und feige Aristokratie seiher, weit her der Genuss ihrer Reichthümer 
^ über alles geht und die selber sich und ihren Nachkommen gemeine 
' Seliiatt'n und Barl)aren zu Herren gesetzt hat. Geblieben ist der 
römische Senat und nach der dehnitiven Reichstbeilung dem constan- 
tinopolitanischen die gleiche Stellung im Osten eingeräumt worden; 
'aber faetisch wie rechtlich sind die Senate dieser Epoche nicht 
• viel mehr als Publikationsstellen fflr die Kaisergesetze; nicht einmal 
far diQ Berathung bedient der Kaiser sich des Senats, sondern 
yielmehr des schon mehrfach erwähnten kaiserlichen Cktnsistoriams, 
eines durch die eben anwesenden Beamten der ersten Rang- 
■ klasse und eine Anzahl aus besonderem Vertrauen berufener Personen 
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gebOdeten Staatsraths. Beamtenernenniuig wie Gesetzgebung liegt bei 
dem Kaiser, letztere wenigstens seit Constantin 1., mit dessen Erlassen 

die unter Theodosius II. veranstaltete Sammlung der Kaisergesetze 
anhebt. Die Form der Erlasse ist insofern gleichgültig, als dabei nur 
interpretatoriseh gefragt wird, ob nach der Absicht des Kaisers die 
Bestimmung als generelle oder als specielle anzusehen ist. Einen 
gewissen Antheil an beiden Attributen der f^ouveränen Gewalt liaben 
die liöclisten Civilbearaten insofern, als sie die zu ernennenden Be- j 
amten vorzuschlagen pflegen und ihre aligemeinen Erlasse (jonnae) 
äTinlich wie die kaiserlichen gelten. 

Dass der Herrscher in KechtspHege, Verwaltung und Commando ^^gS^L^t- 
80 weit eingreifen kann, wie es in jedem Fall ihm beliebt, folgt aus ^^^^j^fj^",'^ 
dem Wesen der absoluten Monarchie. So nothwendig freilich wie im 
Frincipat (S. 204) ist die eigene Thätigkeit des Staatsoberhaupts in 
dem neuen Herrentbum keineswegs. Dasselbe ist darauf eingerichtet 
unftbige und nichtige Inhaber der Monarchie zu flbertragen. Das neue 
Ministerregiment schliesst die heimliche Mitregierung amtloser und 
unverantwortlicher Individuen wenigstens einigermassen aus und nach- 
dem die Reichskanzlerschaft und weiter die Reichsfeldherrnschaft con- 
stituirt ist, sind die eigene Kriegführung, die eigene Rechtsprechung, 
die eigene Staatsleitung des ^fonai eben wohl zulässig, aber nicht mehr 
nothwendig. Bis zu einem gewissen Grade freilich wird auch bei 
diesem Regiment persönliches Eingreifen des Kegenten vorausgesetzt 
und gefordert, indem die wichtigsten Verwaltungshandlungen und nicht 
minder nach dem früher Gesagten eine gewisse Zahl der Prozesse in 
letzter oder auch in einziger Instanz vor dem Kaiser und dessen 
Staatsrath zur Entscheidung kommen. In wie weit der Monarch in 
diesen Vorsitz das Regiment legen will, hingt von seiner Persönlich- 
Iceit ab; das Sinken des Systems zeigt sieh am deutlichsten in der 
Uebertragung auch dieser Thätigkeit auf die Begierungsgehttlfen. Um 
nicht von wichtigeren Arbeiten durch die Staatsrathsgeschäfte abge- 
zogen zu werden, überwies Kaiser Theodosius IL, Kalligraph von Pro- 
fession, die zur Entscheidung des Staatsraths stehenden Appellationen 
einer aus zwei hoben Beamten gebildeten Ck)mmissiou, und dabei ist 
es gebliel)en. 

Die neu«' Staatsordnung hat das Geschehene nicht ungescliehen 
nuichen können. Kiueii nationalen Kern und v.iuc iiatianalc Ueligioa 
konnte keine Regiciu-ügükunst wieder schatVt u; als Surrogat für jenen 
musste die hellenisch-lateinische oder vielmehr nach der Reichstheilung 
im Osten die hellenische, im Westen die lateinische Givilisation dienen» 
fftr diese das freilich aller Nationalität priDcipiell absagende Christen- 

83 
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thum. Den Verfall der guten Sitte, der guten Kunst, der guten 
Sprache, insbesondere innerhalb der Hacheren Civilisation der latei- 
nischen Reiclisliftlfte, hat die Restauration auszugleichen nicht und 
kaum aufzuhalten vermocht. Der römischen Menge, deren politisches 
Bedtirfniss in Bettelbrot und Gratisscliauspiel aufging, vermochte sie 
in dem constantinopolitanischen eint n gleichartigen Pöbel au die Seite 
zu stellen, aber nicht ihn umzust haften. Dem einreissenden Verfall 
des Ackerbaues suchte sie zu steuern durch die Beseitigung der Frei- 
zügigkeit der kleinen Leute im Interesse des Grossgrundbesities und 
die immer weitere Ausdebnin^ der an die Scholle gebondenen Leib- 
eigenscbaft» dem wirthscbaftlicben Verfall durch die mehr und mehr 
sich ausbreiteDde Aufhebung der freien Beruftwahl, den Erbswang bei 
der Armee, bei den Subaltembeamten, bei den Gemeinderftthen der 
Stftdte, bei den Bäckern, den Schiffern und zahlreichen anderen fnr 
den Staat unentbehrlichen Gewerben. Die Lieferungen und Steuern, 
welche die Armeeorganisation herbeigeführt hat oder die doch im 
Verfolg derselben sich eingestellt haben, führten nicht allein, aber 
wesentlich mit zu derjenigen allpenieiuen Verarmung, wovon die 
duich ofticielle Actenstücke zaldenniiissif^ beglaubigte erschreckende 
Ausdelmung der in sonst blüiienden Landschaften von ihren Besitzern 
verlassenen Oediicker (agri (Itsrrti) ein nur zu l)eredtes Zeugniss ab- 
legt. Dennoch ist durch die diocletiauisch-coustantiuische Staatsreform 
Grosses erreicht worden. Ter allen Dingen hat die Reorganisation 
der Armee, um wie hohen Preis immer erkauft, dem Bömerreich die 
verlorene militärische Spannkraft zurückgegeben. Es wurde nicht alles 
Verlorene wieder gewonnen ; das rechte Rhein- und das linke Donau- 
ufer sind nicht Wieder rftmisch geworden und das sichere müitftrische 
Uebergewicht, wie es das frühere Römerreich unentwegt besessen 
hatte, ist dem restaurirten Staat nicht zurückgekehrt. Aber die Ehre- 
der römischen Waffen wurde in den Kriegen der diocletianischen Epoche 
im Westen und Osten wieder hergestellt und in diesem sogar die Reiclis- 
grenze Uber den 'i'igris liinaus erstreckt und längere Zeit behauptet. 
Auch in dem inneren Regiment ist eiiio Besserung nicht zu verkennen. 
Der banausische Ausschluss der Aristokratie vom Oftiziersdienst ist 
bald geschwunden und das neu geordnete JituuuLcnLhum hat mit den 
der^ BiM-eaukratie anhaftenden Mängel n auch Sachkunde, Tüchtigkeit 
i]nd Pfliebttreve entwickelt Selbst in der Finanzwirthschaft zeigt sich 
wenigstens intermittirend emstliches Bestreben die schwere Belastung 
so weit möglich su erleichtem; die Erbschaftssteuer hat die Re- 
gierung, wahrsebeiiüich Diodetian selbst, bei der Erstreckung der 
Grundsteuer auf Italien fallen lassen, im Ostreich Anastasius die ver- 
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hasste und unbillige Gewerbesteuer (chrysargyrum) aufgehoben ; Nieder- 
schlagung der Steuerrückstände und Herabsetzung der Steuerbeträge 
sind vielfach, vor allem von Kaiser Julianus in seinem nur zu kurzen 
Regiment angeordnet worden. Wenn im Laufe des dritten Jahr- 
hunderts die bimetallistische Münzverschlechterung so weit vorge- 
schritten war, dass Steuern und Besoldungen in Naturalien ange.set/L 
wurden und es Geld eigentlich nicht mehr gab, so ist die durch Dio- 
cletian und mehr noch durch Constantiu durchgeführte rationelle 
Goldwährung und deren strenge Festhaltung in der Folgezeit ein 
glänzendes Zeugniss gesunder Finanrwirthseliaft, wenn gleich die Aus* 
gäbe einer der Sache nach dem heutigen Papiergeld gleichartigen 
Creditmflnze mit allen dabei schwer Termeidlichen Hissstanden da- 
neben herging. 

Die Feuerprobe der Zeit hat das diocletianische Herrenthum nicht 
in dem Grade bestanden wie der augustjsche Principat. Das mili- 
tärische und finanzielle Missregiment hat mehr und mehr darin die 
Oberhand gewonnen: wenn ein Schriftsteller der justinianischen p]poche 
den Sollbestand des Keichsheeres auf ()-450ou Mann, den effectiven 
auf kaum 150 U(H) angiebt. so ist damit allein hinreichend erklärt, 
warum von den beiden Ueiclishiilften die eine nach kaum zwei Jahr- 
hunderten zusamnienbrach, die andere, weniger unmittelbar den 
Stössen der neu emporkommenden Nationen ausgesetzt und gestutzt 
auf die Unvergänglicbkeit der hellenischen Geistesmaeht, nach nicht 
viel längerer Zeit die beherrschende Stellung einbQsste und ver- 
kümmerte. 2ü Grunde gegangen aber ist, wie der BOmerstaat des 
Principats, so auch der restaurirte Diocletians, welcher eben unter 
Justinian noch kriegerische Erfolge aufzuweisen hatte, nicht durch 
die Barbaren, sondern an innerer Fäuhniss. 
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Erlasse, kaiscrl. 3M f. 
Ernennung d. Offiziere 2ül d. Priester 90. 



I Erpressung 250. ^.Vt. 
Execntion im Oemcinderermögensrecht 
2ß!L 211 f.; d. pönalen Zwangs- u. 
Strafmittel 230i beim Privatdelict 252; 
im Qu&stionenprozess 255; im Schuld- 
verfahren 253. 

' exilium 2fL 

I Fasces 131 f. 
Feldherr 228. 263 f. 359j Auswahl der 

Krieger 261; Beuteverwaltnng 276; 

Kasse 275. 149; Provinzialregiment 

69; Rechtspflege 150; Reichsfeldherm- 

schaft 355 f.; Stellvertretung 148; 

Verhältniss z. Senat (Instruction f. d. 

Kriegführung) 333 ff. 
Feuerlöschwesen 271. 
Finanzbeamte, kaiserl. 210 ff. 
Finanzwesen 862; Gemeindeflnanzcn 

33fif. 
Fiscus 210. 212. 
' Formalien des Amtsantrittes 131; des 
j Rücktrittes ISJ f. 
Formula, Ertheilung der F. 2M f. 
Fragcatollung des Magistrats in den 

Com. 3ü3f.; im Senat 813; specielle 

315 f. 

Frau, ihre ursprüngliche Stellung im 
Geschlecht 3. 4_; in d. Gemeinde 4 f.; 
Verzeichnung der Frauen beim census 
258; Ausschluss vom Provocationa- 

recht 2liL 

Freigelassene 52 ff. ; Dienstpflicht 259. 
! Freiheitaprozess, Zuständigkeit 249. 
■ Freilassung, Wirkungen UÜ. 18j Ein- 
fluss auf Erlangung der Civität 23. 
i Freiwillige Gerichtsbarkeit 2^^. 

Friedensverträge 222. 

Frohnden 33. 

Crabinisches Gesetz 151. 

Geburt, Eintritt ins Geschlecht 7 ff.; 

Erwerb der Civität 22. 
Gefängnis» 228 f. 

Gehülfen d. oberamtl. Strafrechtes 2^ 
Geldbusse zwecks Coercition 2iiö; Geld- 
strafen 8. Vermftgensstrafen. 
Gemeinde, Auflehnung gegen die G. 
227, 8. pcrduellio; Schädigung der 
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Gemeinde 227; Ungehorsam gegen 
die G. 221. 

Gemeindefinanzen 'ZIA f. 22jL SM f. 

Gemeindeschen Icungen '271. 

Gemeindeaouveränität unter dem Prin- 
cipal 2QL 

Gemeindevertretung Sl f.; magistrati- 
sche 82. 

Gemeindevermögen 2ßfi ff.; Gegensatz 
zum Privatverm. 2ü(iff.; Vermögens- 
verwaltung u. Kassenführung 267; 
Instandhaltung u. Verwendung 268; 
Ausschluss der Klage im Gem.-Verm.- 
Recht u. Verfahren 269. 

Gemeindewille 222. 

(remeinland, Adsignation 222 ff. 

gentes minores 12. 

gentiles 77. 

Gerichtscomitien 280. 'M9. 

Gerichtsverweser l.'>6. ls.'>. 

Gesandtschaftsverkehr 

(Jeschlecht 3^ als Vorstufe der röm. 
Staatsbildung 8^ das G. im Privat- 
recht 6i Eintritt ins G. 2 f.; Aus- 
scheiden aus dem (i. 9^ Zahl der G. 
7j Senat u. Geschlechter 803. 

Gescblechtsgenoasenschaft , Scheidung 
des Bürgerrechtes von der G. iL 

Geschlechtsordnung d. patr.-pleb. Gem. 

Geschlechtsrecht, Erwerb desselben 7; 
plebejisches ä. 

Geschworene 2M ff.: Ernennung 247; 
Bevorzugung d. Senatoren als G. 48^ 
Verfahren 2iL 2il ff., dessen Unter- 
gang 2M f. 

Geschworenenspruch, Ausschl. d. Inter- 
cession 19fi- 

Gesetz, fehlerhaft beschlossenes 328; \ 
bindende Gewalt für den Kaiser 122. \ 

Gesetzescomitien 818. ! 

Gesetzentwürfe 302. 

Gesetzgebung, Einfluss der Com. 818; 
Einfluss des Senates 330; kaiserliche 
lüii ff. ; 8. auch le.x. 

Getreidepreis, Schutz gegen hohen G. 
2111 f. 

Gliederung der .Vbstimmung 803; der 
Bürgerschaft 21)9; dur patric. Ge- 



meinde II ff.; d. patric-plebejiBchen 
' Gem. 2a ff. 

Götterzeichen 217; erbetene 218; Ver- 
fehlung gegen die G. 2IS. 

Göttlicher Einspruch 212 f. 

Grenzen d. Rechtspflege, personale 2^ ; 
sachliche 242. 

Gutachten des Senats .^41. 

Halbbürger 55 f. 

Handlungsfähigkeit der Geschlechter 5. 
Handlungsfähigkeit, mangelnde d. Ge- 

meindetheils LL 
Hauptstädtische Verwaltung unter dem 

Principat 205. 
Hausherrlichkeit im ältesten Recht 4^ 
Hausverwalter, kaiserl. 2öi ff. 
Heer, das censorische u. das milit, 259. 
Heerbildung 142, 
I Heerwesen 2ö7 ff. 
1 Heimathsrecht 75. 
Herrschaftsgebiet, ausserital. ßüff. 
Hochverrath IHß. 22i. 22L 253. SdL 
honores M± 6fi. 
I Hörige, ihr Verb, zur curia 12. 
i Hörigkeit, Begriff 15, polit. Stellung 20, 
privatrechtl. Stellung IS f., Prozess- 
schutz 19^ Rechtsgründe der EL 15i 
Schwinden der IL 2L 
Hortensisches Gesetz 171. 
hoötcs populi Romani 62. 264. 
Ilülfsthätigkcit niederer Organe unter 
dem Principat 'J09. 

Imperator Eh. 2&L 8:^. 

Imperator deus lÜJ f.; Imperator domi- 
nus 122. 

Imperium 85. IfiL läSL 259. 

Imperium u. Jurisdiction 287 f. 

imperium domi u. militiae 96i Ab- 
stufungen des milit. L 259. 

infamia, Disqualific f. d. Staatsamt 112. 

iniuria 227. 2.'>2. 

lusignien s. Abzeichen. 

Instruction für die Kriegsführung SÖ8 ff. 

Interccssion 99 f. I2i. Mi L beschränkt 
im Kriegsregiment 125j bei ungleicher 
Gewalt 124j tribunicische 125.12Üf.j 
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(Interceseion) u. Competenz 125; Schran- 
ken der Intcrc. 125; Wirkung der 
Interc. 127; Zwangsrecht der Interc. 
122. 

Interdictnm 2^ 

Internationale Verhältnisse 61 f. 2äl ff. 
Interregnalordnung 102 f. 
Intervailirung der Aemter s. Zwischen- 
zeit 
Italici OL 

Italien, Militärstellnng 284; Reichsbe- 
hörden ^ Steuerfreiheit 2Bh. 
Italische Gerichtsverweser 185. 
Italische Verwaltung zur Kaiserzeit 206. 

Iteration 112. 

Iudex unus ÜL 248; Beiziehung von 
Rathmännern 151; s. auch Geschwo- 
rene. 

in iudicio, Verf. 2äl f. 

udicium legitimum 2^ 

Judicatur der ausserord. Beamten Ifig; 
der Acdilen 179i der Consuln IfiO; 
der Prätoren Ifil; der Quästoren 183; 
der Tribüne 171; des Zehnmänner- 
coUegiiims 185; s. auch iudex u. Ge- 
schworene. 

in iure, Verf. 24L 

iuridici 2Sfi. 

Jurisdiction 164. liüL222f.2a7 f. mSSaff.; 
municipalc Gerielitsb. 282; d. Priester- 
schaft 220; über die Soldaten 2ß3>360; 
6. auch Judicatur. 

ius gentium , Entwicklung 62. 63} all- 
mähl. Aendcrung des Begr. 6S. 

ins pontißcium 2i f.; ius civile 25. 

Justiz s. Judicatur, Rechtspflege, Civil- 
prozess, Strafrecht. 

Kaiäcr (s. kaiserlich, Principat, impera- 
tor) Hindung durch die Gesetze 192; 
Einfluss auf die Senatorcreiruug 311; 
Re^'ierungsthätigkeit 3iLL 

Kaisergericht '^f. 

Kaiserliche Edicte u. Erlasse Mi f.; 
Finanzbeamte 210; Gesetzgebung | 
34^^ ff.; Kasse 279: Selbstregierung 
204 f.; Unterbeamte u. Hausverwalter 
2ü4ff.; Vermftgensverwaltung 21Ü. 
Binding, lUndbncb. LäiHomnixea. AbrUs 



I Kasse 132. US. 1£2. IfiS. 221 358; 
Gemeindekasse 267; kaiserliche 279; 
Kriegskasse 263. 225. 142. 
Klagerecbt 2^ f- ; im Quästionenprozess 
244. 

Klagevertretung fQr die Gemeinde 24:4. 
Kolonien, röm. ßürgerkolonien 2^ 
König 308. 320i Leitung der Rechts- 
pflege m 
Königsbündnisse 62. 
Königsgesetzc 94. 

Königthum 1^ fi'. ; königl. Vollgewalt 83. 

Körperl. Züchtigung 228. 252. 

Körperbeschädigung 22L 252. 

Kriegsbeginn 293. 

Kriegserklärung 263. 293. 320. 325. 

Kriegsfall in der Stadt ML 

Kriegsfuhrung 293; Instruction i£i3 ff. 

Kriegsgefangenschaft 25. 62^ Einfluss 
auf d. Bürgerrecht 25» 

Kriegsrecht, Verlust seitens der lat. 
Städte 58i der ausserital. Bundes- 
staaten 6L 

Kriegsregiment S6 ff.; pers. Combin. 
mit dem städt. IlKL 

Kriegstribun 121. IM. IM. 

Kriegsverträge 29L 

liändliche Tribus 29. 

Latinische Nation 56 ff.; iat. Recht, 

Umfang 52; lat. Städtebund 56 ff. 
Latium und Rom 56. 
Lebenslänglichkeit des Amtes 128; des 

Priesterthums 89; do.s Principates 197; 

der Senatur 3ÖiL 
Lebensstrafe 228. 252. 
Legalcomitien 318 ff. 
legati 2ii2 f. 28L 336j magistratische 

206; nichtmagistratische 2üL 
Legis actio sacramento 245. 
Legi.slatiou d. Comitien 344; kaiserl. 

343 f.; d. Senats 344. 
Leitung d. Comitien .•]03; d. Senatsvers. 

aiüf. 

Lex aiSf.; data 319] privata 319; pub- 
lica 319i rogata 312 f. 
liberi, als Begriff für die Bürger 2L. 
Licinisches Ges. 12;:. 12;i. 164 f. 
lictores 137. 

d. Komischen SU>t«ir»fbt<. 2. Aufl. 24 
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LooBung 12L 

LOsehweseo 8. Feuerlöschwesen. 

Magister 85^ m. popnli 162. 

Magistrate, Kategorien 8& f. ; f. Rechts- 
pflege ^fT.; Einfluss d. Senates aaf 
d. Amtsthatigkeit S2& ff.; b. Magi- 
stratur. 

Magistratische Gemeindevertretung 82. 

Magistratsgeschäfte sacrale 21fiff. 

Magistratur 81 — 152; Verh. ru den 
Comitien 82; Uebemahme 82 f.; Qna- 
iiflcation zur M. III ff.; M. der Patri- 
cier, allmähl. Zulassung der Plebejer 
89: Besetzung mit Rittern 48j mit 
Senatoren 43; M. und Priesterthmn 
88; sacrales Regiment 220; s. auch 
Quasi-Magistratur. 

magistratus 85j m. curules87; maiores, 
minores ^ patricii, plebeii gg. 

magistri militum 2^ 2ßSL 

maior potestas 120. 

Mandining im Amt 143 f.; im stAdt. 

Regiment 145^ 
Mandiruugsrecht 240. ffiL 
Marktpolizei 179. 

Milit&rämter, Trennung von den Civil- 
ämtem ÜTiü. 

Militärische Autonomie der Bundes- 
staaten 282; milit. Jurisdiction 263; 
Kassenverwaltnng 263. 

Militärwesen .m 352. 363. 

minor potestas 120; minores gentes 12. 

Mitherrschaft im Principat 2QL 

Mitwirkung des patr. Senates bei dem 
Volksschluss 325; des weiteren Se- 
nates bei dem magistr. Decret 32S f. 

Mord 227. 23.S. 250 f. 2.'i3. 

munera 82. 

Municipaljurisdiction 240 f. 
Municipalrecht, Inhalt dess. TS f. 
Municipal Verfassung, ihre Elntstehnng 
IL 

Municipal verwal tung ^ ff.; deren Ver- 
fall 283. 

municipium civium Romanorum 61; m. 

Latinum 6L 
Münzprägung, Beamte für die Münzpr. 

185. 



Mfinzwesen 8fi3. 
Mutterrecht 3. 

niedere Aemter s. Unteramt. 
Nobilit&t AI ff. 
nomen Latinum Sfl. 
nomen Latinum ac socii 6L. 
Nothstandscommando IÜ2* 

Oberamt, sacrale Competenz 22Q; 
Zwangs- u. Strafrecht 223; Gehülfen 
im oberamtl. Zwangs- u. Strafr. 223; 
Continnit&t 102. lOSi allmähl. Ein- 
fuhrung d. Comitialwahlen 107. 

OberamtlicheVerm5gcn8verwaltung268. 

Oberpontifex ML 320; Kaiser als O. 
1Q4 ]M\ 9. Oberpontificat 

Oberpontificat 91j Einheitlichkeit des 

0. m 

Occupation 2S4. 2M. 

Oeffentlichkeit der Amtathfttigkeit 29&. 

officia 35«. 

Offizierdienst 4L 

Offiziere von Ritterrang zur Kaiserzeit 
207. 

Offiziersemennung 261. 
Opfer, magistrat. 216. 
Orbis Romanus 350. 

Ort der Abhaltung d. Comitien 801; d. 

Senates 312 f. 
Oertliche Grenzen d. Imperiums 262; 

Orth Scheidung durch d. pomerium Sfi. 
Ovinisches Plebiscit 309. 

Päderastie 228. 

par potestas 120. 

Parteirollcn, Regulierung 245 f. 

patres 5j p. conscripti 806. 

Patriciat als Erbadel 32 ff.; Verleihung 

in d. Kaiserzeit L 
patricii 5. 

Patricier und Senat 305. 3Q!L 314. 315. 
Patricisch- plebejische Gemeinde, ihre 

Gliederung 28 ff. 
Patronat 11. 

Patronatspflichten, Verletzung 22&. 
pedarii 314. 

perduellio 186. 224. 222. 244. 
peregrinus 62. 65. 
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Peregrinität der spät. Republik 21 f. 

PfönduDg 229; im Gemeinderecbt 2^ 

Piacalarverfahren, pontificalee M. 

Plebejer SQfiF.; PI. u. Senat 3Dß. 30L 
309. 814. 815 ; Zulassung zur Magi- 
stratur 32^ 

plebeii 1^ 2L 

plebejisches Geschlechtsrecbt 9^ Quasi- 
magistrate M; Quasicomitien 51; 
Gliederung der patric - plebejischen 
Gemeinde 2&(^. 

poena dupli 252. 

Politischer Wert der Oomitien 283.1 
Polizei 222. 226. m 2äö. 381i Aus- 
gestaltung der hauptstädt. P. zur 
Kaiserzeit 
pomerium äfi f. 

Pontifices 13^ s. auch Oberpontifex u. 
sacral. 

Pontificales Piacularverfahren 24. 
Pontificale Rechtweisung äü. 
populus 12. 21 — 5fi; Gegensatz zu 
tribus 12. 

potestas 85; par p. 12Q; maior u. minor 

p. m 

praefecti : pr. iure dicundo ^8. 240; pr. 

praetorio 2ftB. S55 f. ; praefectus urbi 

144. 235 f. 356. 
praesides 282. 35L 
praetor IM ff. 259 f. 2ß5. 286. 315. 

335; Jurisdiction f.; Quasilegis- 

lation 243; praetor hastarius 250; 

peregrinus 165; urbanus 164. 167; s. 

Prtttur. 

Pritur IM ff. 124i Verhftltniss z. Com- 

sulat IM ff. ; s. auch praetor, 
prensio 229. 

Priester, ihre Ernennung 90. 

Priestercollegien : Collcgialität 117. 

Priesterliche Auspicien 91. 

Priesterliches Imperium 9L 

Priesterschaft, Jurisdiction 220 f. 

Priesterthum 88 ff.; in d. Municipien 
283; Personale Gleichbehandlung mit 
der Magistratur 89^ PriesterthQmer 
d. Ritter 48j d. Senatoren 48j[ patri- 
cische 38 f.; s. auch sacrales Regi- 
ment, „Pontifical". 



princeps 193; pr. senatus 315; s. Prin- 
cipat 

Principat 190 ff. 340^ Entstehung 190; 

als bleibende Institution ÜK) f.; ob 

Magistratur? m. 192. 
Privatezecution 253. 
Privatrecht u. Prozess (s. auch Civil- 

prozess) Gegensatz zum Strafrecht 

222. 233. 

privatrechtL Stellung der üörigen 18. 
Privilegien der Italiker 65. 
Privilegirte Bärgerklassen 32. 
Privilegium 312 f. 

pro (pro magistratu, pro oonsule) 8L 
proconsul 159. ^ f. 
Proprfitor ^f. 
procura tor Augusti 211. 
proletarii 34. 
proqu&stor 149. 

Provinzen ÜIL 66. ^ ff . ffil ff. 222. 
Provinzialen , ihre Reichsangebörigkeit 

IL 

Provinziale Abgaben IL 
Proyinziales Bodeneigentum 20. 
Provinzialregiment, feldherrliches 69. 
Provinzialstatthalter, Jurisdiction 232 f. 

s. Statthalter. 
Provinzialverwaltung der Raiserzeit 206. 
Provocationsprozess , -recht 28 f. 230. ff. 

250. 252. 

Prozess, örtl. Beschr. 91; Stellung d. 
Latiner im Prozess 60i s. auch Civilpr., 
Strafr. 

Prozessschutz der Hörigen 12. 
Pupischcs Gesetz 312. 
Publication :^5; s. Veröffentlichung. 
Purpur der Beamten 138. 

^uaestio 242a 

Quästor 80 ff. 124. 155. 263. 282. 288. 
300. 310. 815; Kassenführung der Qu. 
268. 22i f. 278i strafr. Thätigkeit 
2^ f. 226. 228i quaestores Augusti 
204; parricidii 183. 224 ; urbani lüL 

Quästionenprozcss 234. f. 250 f. ; Klage- 
recht 244i Exec. 253. 

Qualification für die Geschworenen 247; 
für die Magistratur III ff.; für die 
Aedilität ITTi für die Censur 172^ 

24 • 



372 



Sachregister. 



(Qualification) für das Consulat 158; fÜr 
die Dictatur 162i für die Prätur 166] 
für die Quästur IBl; für den Militär- 
dienst 252 <f.; für das Ritterpferd 44j 
für den Principat 197; z. Senator 
301 f. 310; der kaiserl. Amtsgehülfen 
205. 

Quasi • Autonomie , prov. in den Pro- 
vinzen 62. 2Ü. 

Quasilegislation prät. 241 

Quasi-Magistrate der Freigelassenen 53^ 
der Plebejer hL 

Quasi • Patriciat der pleb. Notabilität 
4L 4iL 

quiris ^ 2L 

Rangstellimg der Aedilen 176; der Cen- 

soren 172; des Dictators 162; des 

Quästors I81i des Tribuns l3iL 
Rathmänner Ilß ff. 
Rechnungslegung der Beamten IM f. 
Rechtsgemeinschaft der Latiner und 

Römer ßü ff. 
Rechtspflege ^ ff. 2fil; Einflass 

des Senates S'<i2: Grenzen, sachl. u. 

persönl. 242 f.; Magistrate f. d. R. 

^ff.; militär. R. 263^ Oeffentlich- 

keit d. R. 299^ Theilung d. R. 242^ 

Verfahren 24a, 
recupcratores 147. l.*)!. 24S f. 
Rcgierungsthätigkeit des Kaisers 3ßL 
Regiment, sacrales 88 ff. 2^; s. auch 

Sacralwesen. 
Regiment, städt. u, Kriegsreg. 2fi ff.; 

personale Combination IDÜ. 
Reich u. Bürgerschaft 1 — 77. 
Reichsangehörigkeit der Provinzialen 

IL 

Reichskanzlerschaft '^h f. 
Reichstheilung 354. 

Religion u. Staatsgewalt seit Diocletian 

352 ff.; s. auch sacral. 
Renuntiation des Abstimmungsergeb- 

nisses SQL aiS. 
Republik 83^ 
res publica 84. 
Richtherren 184. 

Ritterrang, Offiziere von Ritterrang zur 
Kaiserzeit 2QL 



Ritterschaft 44 ff. ; Abzeichen 46 ; Aemter 

d. R. 48; milit. Formirung 46; Quali- 

fication 44 f. 
Rogation, Initiation bei der R. bei der 

Aemterbestellung LQ8 f. 
Rücktritt vom Amt 1^ ff. ; Einfluss auf 

die Gültigkeit der Amtshandlungen 

134; Formen dess. 133. 

Sachbeschädigung 227; gegen eine Ge- 
meinde 244. 

Sacralacte, Oeffentlichkeit 299. 

Sacralangelegenheiten 313. 

Sacrale CoUegien, Eintritt des Kaisers 
197 ; sacr. Finanzirung S3; sacr. Ge- 
walt 320; Sacralhandlnngen 92 f.; 
sacr. Magistratsgeschäfte 216 ff.; 
Sacralordnungen 92j sacr. Regiment 
88 ff. (s. auch Priesterthum), der Magi- 
strate 2ia f.; sacr. Strafrecht 94j 
Sacralwesen in d. Municipien 28.S, 
Einfluss d. Senats 329, 

sacramentum ^ 245. 

Sammtherrschaft 203. 354. 

Schädigung der Gemeinde 227. 

Schätzung 9L 

Schau (spectio) 218. 

Schauplätze, bevorzugte der Senatoren 

43; der Ritter 42. 
Schulden der Gemeinde 278. 
Sclaven, ihre Verwendung im öffentl. 

Dienst 132. 
scribae 140. 

Selbsthülfe ^ 252. 254] der Gemeinde 
267. 

Senat ^ 295. 146i Beamtenwahl 108; 
Competeuz 325 ff. ; Einfluss auf d. 
Magistr. 32fiff.; facultative Zuziehung 
d. S. 32L 

Senat u. kaiserl. Staatsrath 360; Mit- 
gliederzahl .307; Patric. u. pleb. Senat 
.306. 40. 41; QualificAtion z. Senator 
307. 208. 310i Stellung im Principat 
340 ff.; Titulatur .306i Verhält z. d. 
Geschl. 308; Versammlungsort 97^ 
Wahl 808 f. 

Senatorenstand 42 ff. ; Abzeichen 42 f. ; 
Compctenz über die Sen. 358; Ent- 
lassung d. Sen. 308. 3Q9i Klassen d. 
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Senatoren 31i f.; Lebensl&ngl. 808; 
Qualification SQL m 310^ Zahl der 
Sen. 807: Titulatur des einzelnen 
Senators 307j Wahl 8S&f.\ Zahl der 
Sen. 3ÖL 

Senatsbeschluss, Intercessionsrecht I26> 

Senatsgericht unter d. Principat 2^4 f. 

Sen atsgu fachten .^1- 

seniores :^07. 

Siegerehren 2M f. 

Sitzrecht 12D. 

socii M. fiS. 

Solarium 2fl9. 

Soldzahlung 82. 

Souveränität der Gemeinde unter dem 
Principat 2ÜL 

Souveränitätsrechte der latin. Gemein* 
den59j d. ausserital. Bundesstaaten 67. 

Spaltung der ursprüngl. einheitl. Magi- 
stratur 

spectio 21S» 

Staatsbürgcrrecht Jh. 

Staatsordnung, Unabänderlichkeit 819. 

Stuatsrath ML 302» 

Stnatsverträge 292. Ablehnung 
eines St. durch die Gem. 233. 

Stadt, Kriegsfall in der St. m 

Städtebund, italischer ff. ; latinucher 
56 ff. 

Städtische Autonomie 2S1 f. 

Städtische Gliederung des Einheits- 
staates Täff. 

Städtisches u. Kriegsregiment 9S ff.; 
ihre personale Combination 100. 

Städtische Tribus 22. 

Stadtpräfect, Gerichtsbarkeit (praefectus 
urbi) 2^J5. 

Statthalter 286 ff. 262. ^ 335. 336j 

Rechtspflege 288; Commando 288; 

Verwaltung 290; s. auch legati. 
Stciienzahl der Aemter 112 f.; bei Aedi- 

lität 176j Censur 172j Consulat 158; 

Prätur 164i Quästur 180f.;Tribunat IfiS. 
Stellvertreter im Amt lOQ. U:\ ff. 
Stcuerwesen 14. 2Ü, 32. ilÜiL 'düiL W2. f. 
Stimmordnung 14, 

Stimmrecht 2L Sfi. 32. 43. 52 f. 5i f. 
61 f. 24 f. ; Entziehung durch d. Censor 
125. 



Stipendium 71. 

Strafgelder, Einziehung 227; Verwen- 
dung 22fi. 222. 

Strafmittel 228 ff. 252. 26. 22. 

Strafrecht u. Strafrechtspflege 26 f. 
222 ff. 28. 146.282. 288. 220 f. m 
34L 352 f. 

Strafverfahren gegen den Kaiser 102. 

Strassenpolizei 122. 

Strassenreinigung, Beamte dafiir 1RF>. 

Stuprum 228. 

Succession, mangelnde in dem Princi- 
pat 125 f. 
Buffragium, cives sine suffragio 54 f. 

Tage der Comitien 301; der Senats- 
sitzung 312. 
Theilung der Civil- und Militärämter 

355. 

Theilung des Reichs 

Theuerungen, Einwirkung gegen die- 
selben 220 f. 

Titulatur des Kaisers 122 f.; des Se- 
nates 306. 

Todesstrafe 220. 

toga praetexta 138. 

Transitorisches Amt 1^ f. 

Trennung der Civil- und Militärämter 
355. 

tres viri noctumi 142. 
Treueid der einher. Bürger 260. 182. 
Treuwort der Bürgerschaft beim Amts- 
antritt m 132 f. 260. 
Tribules 30 f. 252. 

Tribunen 162 ff • 310. 315. 359: Berufung 

der Plebs 30ü f. ; des Senates 312. 
Tribunicische Gewalt, Uebem. durch 

den Kaiser 196; Inhalt der tribun. 

Gew. des Kaisers 200. 
Tribunicisches Zwangs- und Strah-echt 

224 f. 226. 
tribunus celerum, Verb. z. d. Tribus 13. 
tribunus militum; Verh. zu den Tribus 

13. 

tribunus plebis 5L 

Tribus, Arten: Boden tribus 28^ ländl. 
Tribus 29i die vier städt. Tribus 29^ 
Gegensatz zu populus 12; Organi- 
sation 13. 31; Uebertragung auf die 
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Person 30^ Uebertraguog auf die 
nichtansässigen Bürger 30^ Verb, zur 
Wehr-, Steuer- u. Stimmord. Ii. 

Tributus 33. 

TriumpbuB 2g4. 336. 

Triumvirat nach der Ermord. Caesars 
188. 190. 

Triumrim s. Dreimftnner. 

Truppen, Aufstellung der Tr. 

Turnus m. 

IJebergriffe der Comitien in die magi- 
stratische Competenz 322. 

Uebemahme eines Amtes 82j des Im- 
periums durch den Kaiser 194; der 
tribunicischen Gewalt durch ihn 196. 

Uebersiedelang, Einfluss auf den Er- 
werb der Civität 

Umfrage im Senat 314 f. 

Umlage 33. 

Unabänderlichkeit der bestehenden 

Staatsordnung 319. 
Unfreiheit, röm. 25. 
Ungehorsam, Thatbestand 227; Folgen 

Unteramt, allmähl. Entw. der Comit.- 

Wahlen 108; Spaltung der Aemter in 

Ober- u. Unteramt üiß. 
Unterbeamte, kaiserl. 2Qiff.; Coercition 

der U. 225. 
Unterstützungsgelder für die Auferz. 

ehel. Kinder 2IL 
Unverletzlichkeit d. Kaisers ISL 20(L 

Tectigal TL 

Verantwortlichkeit der Beamten 135. 
Verfahren bei der Rechtspfl. 243. 
Vergütung des Gemeindedienstes 14Q f. 
Verhaftung 229. 

Verhältniss des Magistrates u. des Se- 
nates 3^ 

Verleihung des Bürgerrechtes 23i des 
Plebejates 2L 

Verlust der Civit&t 25. 

Vermögen, Einfluss auf die Modalitftt 
der Dienstpflicht 258; s. auch Ge- 
meindevermögen. 

Vermögensstrafen 229. 



Vermögensverwaltung in den lluni- 
cipien 283; kaiserL 210. 

Veröffentlichung der Volksschlüsse 3Q5; 

der Senatsbeschlüsse 316. 
Verpflegungswesen der Hauptstadt in der 

Kaiserzeit 20.'S. 

Versammlungsort der Comit 301; des 
Senates 312 f. 

Verschmelzung , militärisch - politische 
der Tribus iL 

Vertragsformen 222. 

Vertragsrecht, Verlust desselb. seitens 
der ausserital. Bundesstaaten 67] der 
lat. Städte 58. 

Vertretung der Gemeinde 81 £ 

Verwaltung Italiens u. der Provinzen 
2ai ff".; 8. auch S. 35L 3fil u. Ver- 
mögensverwaltung. 

Verzicht auf das Bürgerrecht, unwirk- 
sam 2L 

vicarii 357. 

Villisches Aemtergesetz 112. 

vir clarissimus 3iIL 

vitia m m 

Vogelfülirer s. augures. 

Vogelschau s. auspicia. 

Volksfeste, Aufsichtsfuhrung durch d. 
Aedilen 179j als Mittel im Wett- 
bewerb um die Aemter 141; Ueber- 
weisung an die Magistratur 21fi f. 

Volksschluss , Collision der Volks- 
schlüsse 322; Mitwirkung des Senates 
324; vitiöser 325, 

Vollbürgerrecht, Mangel des V. als 
Ausschluss von der Wählbarkeit Ul. 

Vormundschaft L 

Wählbarkeit, Ausschluss von derselben 
III; Beschränkung unter d. Principat 
115- 

Wahlen, Competenz des Senats 331; 
Wahl der Senatoren 308 f.; Comitial- 
wahl 106; senatorische Beamtenwahl 

10t<. 

Wahlcomitien Iflfi. 318. 
Wahlrecht 3fi. 

Wehrgemeinschaft mit den ausseritaL 
Bundesstaaten 
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Wehrordnung 359i Verh&ltnisa z. 
curia u. z. d. Tribus 1^ 

Wehrpflicht SJQ f . »ii der Freigel. 52i 
bändische d. Italiker 64, d. Latiner 
64; der ansseritai. Unterthanen TL 

Wucher 228. 

Zahlungen der Bussen 276; contractu 

276; d. Gemeindeschulden 278; d. 

Strafgelder 2Ifi. 
Zehnmännercollegium filr d. Freibeits- 

prozess 185^ 
Zehnzahl, als Grandzahl der Volks- 

theilung 12. 



Zölle 03. 22. 369i Begfinstigungen der 

Italiker fig, 
Zächtigung 2^2. 
Zurückgesetzte ßürgerklassen 5L 
Zustimmung der Gemeinde zum Staats- 

vertrag 2ä2< 
Zutreten von Geschlechtern z. Staat Q. 
Zwangsarbeit 290. 
Zwangsmittel 2^ f. 
Zwangsrecht s. Coercition. 
Zweimänner ISfi. 224. 
Zwischenfrist bei der Erlangung von 

Aemtern 113. 
Zwiscbenkönigthum 128. 129. 157. 
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